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Immer in Bewegung – nie am Ziel.
Was bewirken soziale Bewegungen?

Wer in der Geschichte nach grundlegenden ge-
sellschaftlichen und politischen Veränderungen
sucht und nach Ursachen fragt, landet unwei-
gerlich bei sozialen Bewegungen. Sei es die
Gründung der Nationalstaaten und die Einfüh-
rung der Demokratie, die Abschaffung der Kin-
derarbeit und die Einführung von Arbeitneh-
mer/innen-Rechten, die Einführung des Frau-
enwahlrechts und viele weitere Maßnahmen zur
Gleichberechtigung der Geschlechter, aber auch
die Schreckensherrschaft der Nationalsozialis-
ten im Dritten Reich: Ausschlaggebend waren
soziale Bewegungen. Der Blick in die jüngere
Zeit führt zu ähnlichen Befunden. Dabei sind es
Forderungen nach Gleichberechtigung von
Frauen, beispielsweise im Arbeitsleben, wo eine
Vielzahl von Berufen lange Zeit Männern vor-
behalten war. Die Verbreitung des Umweltbe-
wusstsein, der Einzug der Grünen als neue Par-
tei in den Bundestag oder in jüngster Vergan-
genheit die WASG im Zusammenschluss mit
der PDS sind weitere Beispiele, in denen grund-
legende Veränderungen in engem Zusammen-
hang stehen mit sozialen Bewegungen.
Schließlich sollte der Zusammenbruch der DDR
und der übrigen mittel- und osteuropäischen Staa-
ten nicht vergessen werden, auch in diesem Fall
waren soziale Bewegungen entscheidend betei-
ligt. Fragt man nach Gründen für sozialen Wan-
del, so kommen soziale Bewegungen sofort in
den Blick (vgl. z.B. Giddens 1995, Joas 1996).

Diese Aufzählung lässt zunächst eine schier
unbezähmbare Macht von sozialen Bewegungen
erwarten, doch das wäre weit gefehlt. Der obi-
gen Aufzählung ließe sich leicht eine weit länge-
re Liste von Fehlschlägen und weitgehend er-
folglosen Bewegungen anschließen. Erinnert sei
an die Mobilisierung gegen den Krieg der USA
gegen Saddam Husseins Irak, um nur ein recht
aktuelles Beispiel zu wählen. Wenn also einerseits
Bewegungen so grundlegenden Wandel zur Fol-

ge haben können, andererseits aber oftmals in
ihrem Bemühen scheitern, drängt sich die Frage
auf, was die Erfolgsbedingungen und messbare
Kriterien für soziale Bewegungen sind.

Diese Frage zu stellen, heißt allerdings, den
zweiten Schritt vor dem ersten zu tun. Zunächst
ist zu klären, ob tatsächlich die sozialen Bewe-
gungen ursächlich waren für sozialen Wandel.
Es ist keineswegs trivial, diese Frage zu beant-
worten, denn was macht uns so sicher, dass die
Bürgerrechtsbewegung und nicht die massiven
Flüchtlingsströme oder die fehlende Unterstüt-
zung durch die Sowjetunion, namentlich durch
Gorbatschow, die DDR zu Fall brachte? Max
Weber empfahl zur Erklärung von historischen
Ereignissen das Gedankenexperiment, was ge-
schehen wäre, wenn ein für wesentlich gehalte-
ner Baustein gefehlt hätte (Weber 1991). Diese
Spekulation über hypothetische Fälle ist ausge-
sprochen schwierig, Abschätzungen des „Was
wäre wenn?“ müssen immer vage bleiben.

Doch nicht allein die Kausalzurechnung von
gesellschaftlichem Wandel auf eine soziale Be-
wegung ist schwierig, auch die Erfolgsbestim-
mung als solche stellt erhebliche Hürden auf.
Ziele von Bewegungen sind vielschichtig, auch
Teilerfolge oder erste Schritte auf dem Weg kön-
nen von manchen bereits als Erfolg angesehen
werden. Manches wird nur von Teilen einer
Bewegung als Erfolg angesehen, von anderen
als Misserfolg gewertet werden und die Zielset-
zungen verschieben sich aufgrund unterschied-
licher Erfahrungen. Schließlich mag es über den
richtigen Weg zum Endziel in einer Bewegung
ganz unterschiedliche Ansichten geben.

Wissenschaftlich lassen sich Fragen nach
Erfolgen und Nichterfolgen und deren Korrelati-
on in Bezug auf sozialen Wandel nicht sinnvoll
beantworten. Entsprechend hat sich die Bewe-
gungsforschung darauf verlegt, Auswirkungen
oder Effekte von Bewegungen zu untersuchen
und den Erfolgsbegriff einzuklammern. Gleich-
wohl steht er bei der Auswahl von Effekten, de-
nen die Neugier der Forscher/-innen gilt, immer
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Pate, werden doch die zu untersuchenden Aus-
wirkungen in aller Regel ausgewählt nach den
unterstellten Zielen der Bewegung.

Für die Bewegungspraxis steht ein weiteres
Thema ganz oben auf der Agenda. Es geht nicht
allein um die Frage, ob eine Bewegung insge-
samt erfolgreich oder erfolglos war, sondern
vor allem darum, welche Strategien einen Er-
folg wahrscheinlicher machen können. Wie-
derum macht das Phänomen soziale Bewegung
eine Beantwortung dieser Frage außergewöhn-
lich schwer. Mobilisierungsstrategien sind in
aller Regel vielschichtig, es wird an verschiede-
nen Orten über längere Zeit von sehr unter-
schiedlichen Akteur/-innen Protest organisiert.
Dazu kommt vielleicht die Mobilisierung von
Problembewusstsein, Aufklärung oder Lobby-
arbeit. Zwar ist für die Aktiven die Frage bren-
nend, welche der vielen Strategien zum Erfolg
führte, aus der Forschungsperspektive ist aber
gerade diese Frage ausgesprochen schwer zu
beantworten. Und so wird es auch diesmal kein
universal anwendbares Erfolgsrezept für sozia-
le Bewegungen geben.

Über die wissenschaftliche Erforschung
von Bewegungserfolgen zu sprechen heißt,
über die Schwierigkeiten einer solchen Forschung
zu reden. Es dürfte mit an diesen Schwierigkeiten
liegen, dass die Bewegungsforschung bei diesem
Thema bislang eher zurückhaltend war. Gerade in
Deutschland wurden kaum Studien zu den Effek-
ten von Bewegungen vorgelegt. In den USA wur-
de das Thema weit häufiger behandelt, allerdings
sind die Befunde vielfältig und schwer zu integrie-
ren (vgl. den Beitrag von Felix Kolb in diesem
Heft). Erst in jüngerer Zeit sind einige Studien zu
Bewegungseffekten entstanden und nun widmet
sich auch das Forschungsjournal diesem Thema,
um die neuesten Ergebnisse zu versammeln und
zu diskutieren.

Der Frage nach Effekten und Erfolgen geht
das Forschungsjournal in zwei Perspektiven
nach: einer wissenschaftlich resümierenden und
einer praktisch-strategischen Perspektive. Den

Auftakt macht Felix Kolb mit einer breiten Über-
sicht zur vor allem englischsprachigen Literatur
über Bewegungseffekte. In seiner Synthese
weist er unterschiedliche Arten von Bewegungs-
effekten aus und resümiert die Chancen, in den
jeweiligen Dimensionen einflussreich zu sein.

Die vier weiteren Beiträge beschäftigen sich
jeweils mit einer neueren Bewegung, um deren
Effekte und erfolgversprechende Strategien zu
beurteilen. Den Auftakt macht Ute Gerhard mit
einem Rückblick auf die Frauenbewegung. Als
Aktivistin der zweiten Frauenbewegung geht
sie aus von der Erfolgsbedingung, die Bewe-
gung als treibende Kraft am Leben zu erhalten
und fragt nach dem Zusammenhang zwischen
Generationenwandel und sozialen Veränderun-
gen in Hinblick auf frauenpolitische Aspekte.
Jochen Roose nimmt in seinem Beitrag zur
Umweltbewegung Protestereignisanalysen zum
Ausgangspunkt und vergleicht die Entwicklung
von Protesthäufigkeit mit der Veränderung von
Bevölkerungseinstellungen, Debatten zu Um-
weltthemen im Bundestag und der Veränderung
von umweltgerechtem Verhalten in der Bevöl-
kerung. Michelle Beyeler beurteilt die Erfolge
der globalisierungskritischen Bewegung. Für
sie ist die Medienberichterstattung über die Er-
eignisse rund um Treffen der Welthandelsorga-
nisation und des World Economic Forum der
Maßstab, um den Erfolg der Bewegung bei der
Selbstdarstellung und dem Einbringen von Ar-
gumenten zu beurteilen. Die Strategien und Er-
folge der DDR-Bürgerrechtsbewegung lässt
Karin Urich Revue passieren. Gerade hier wird
deutlich, dass die unterschiedlichen Situationen
in den genannten Städten einflussreich waren,
die Bewegung aber auch stark an Persönlich-
keiten gebunden war. Eine Sammelrezension
zum Thema Bürgerrechtsbewegung in der DDR
stellt die neueste Literatur zu diesem Thema vor.

Der zweite Teil des Themenschwerpunktes
widmet sich der Erfolgsfrage aus einer prak-
tisch-strategischen Perspektive. Matthias Heyck
stellt das Qualifizierungsprojekt „Zukunftspi-
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loten“ vor. Hier wird versucht, Aktivisten der
Umweltbewegung für ihre Bewegungsarbeit
zielgerichtet zu schulen, um die Erfolgsaussich-
ten der Bewegung zu verbessern. Die Chancen
eines solchen Programms, aber auch die nicht-
intendierten Nebeneffekte diskutiert Heyck.
Malte Kreuzfeld, Pressesprecher von ATTAC
Deutschland, diskutiert die Bedeutung für eine
Bewegungsorganisation, eigene Erfolge darzu-
stellen und so die Basis zu schaffen für weitere
Mobilisierungen. Die breite Erfolgsdefinition
des Autors, der über seine Organisation berich-
tet, illustriert noch einmal sein Argument, dass
Bewegungsorganisationen ihre eigenen Erfol-
ge betonen müssen.

Abgerundet wird das Heft von einigen Bei-
trägen jenseits des Themenschwerpunkts. Der
ehemalige CDU-Wahlkampfberater Michael
Spreng analysiert das „grandiose Scheitern“ der
Wahlkampfstrategie von CDU/CSU. Gerade
weil die Ausgangsvoraussetzungen für die Uni-
onsparteien so ungewöhnlich günstig waren,
ist die Frage nach Ursachen – und Schuldigen –
besonders brisant. Auch in diesem Beitrag stellt
sich die schwierige und folgenreiche Frage nach
Erfolgs- und – in diesem Fall – Misserfolgsfak-
toren aus einer strategischen Sicht.

Das Forschungsjournal gehört zu den Mit-
veranstaltern des Kongresses „Bürgergesell-
schaft – Wunsch und Wirklichkeit“ am Wissen-

Forschungsjournal NSB, Jg. 19, 1/2006

schaftszentrum Berlin im Oktober 2006. Das
Call for Paper für diesen Kongress finden Sie
in der Pulsschlag-Rubrik in diesem Heft.

***
Gerhard Mester, seit der Gründung des For-

schungsjournals Karikaturist des Heftes und mit
den Herausgebern freundschaftlich eng verbun-
den, hat im Januar seinen  50. Geburtstag gefei-
ert. Gratulation auch von Seiten der Redaktion.
Die Herausgeber des Forschungsjournals ha-
ben in zwei Reden Werk und Person gewürdigt
– nachzulesen auf der Homepage des Journals:
www.fjnsb.de.

Jochen Roose (Berlin), Karin Urich (Mann-
heim), Stephanie Schmoliner (Flensburg).
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Weber, Max 1991 (Orig. 1904): Objektive
Möglichkeit und adäquate Verursachung in der
historischen Kausalbetrachtung. In: ders.:
Schriften zur Wissenschaftslehre. Stuttgart:
Reclam, 102-131.
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Wahlanalysen von Parteien sind dadurch ge-
kennzeichnet, dass sich der Inhalt nach der po-
litischen Opportunität oder den persönlichen
Interessen richtet. Deshalb freue ich mich, dass
Sie heute mit mir einen Menschen zur Analyse
eingeladen haben, der frei von solchen Erwä-
gungen sein und völlig ungeschminkt seine
Meinung sagen kann. Deshalb will ich zu Be-
ginn einem Ratschlag eines journalistischen Zieh-
vaters folgen, der mir für den Einstieg in einen
Artikel geraten hat: fange mit einem Erdbeben
an und steigere dich dann langsam.

Lassen Sie uns mit dem Erdbeben anfangen,
denn ich habe den Eindruck, dass selbst notori-
sche Schwarzmaler in der CDU das ganze Aus-
maß des Wahldesasters vom 18. September noch
nicht realisiert haben. Am 18. September hat die
CDU/CSU nicht nur das zweitschlechteste Er-
gebnis ihrer Geschichte eingefahren (nur 0,1
Prozent besser als Kohl 1998), sondern trotz
wesentlich besserer Voraussetzungen als 2002
noch einmal 3,3 Prozent verloren.

Diese CDU/CSU ist nicht mehr mehrheits-
fähig – außer in einer großen Koalition oder in
einem 3-Parteien-Bündnis. Dies ist eine drama-
tische Perspektive für die Zukunft.
Um das ganze Ausmaß zu verstehen, erlauben
sie mir einen Vergleich mit 2002:
• 2002 lag die CDU/CSU in den Umfragen

hinter der SPD, als Edmund Stoiber Kanz-
lerkandidat wurde. 2005 lag sie, als Angela
Merkel nominiert wurde, bei 48 Prozent –
rund 20 Prozentpunkte vor der SPD.

• 2002 war Rot-Grün noch nicht so verschlis-
sen wie 2005. 2002 traten Schröder und Fi-
scher noch gemeinsam Rücken an Rücken
im Wahlkampf auf.

• 2002 war die magische, politisch und kom-
munikativ für Rot-Grün eigentlich tödliche
5-Millionen-Grenze bei der Arbeitslosenzahl

Michael H. Spreng

Wahlkampf als eiskalte Polarexpedition1

noch nicht überschritten (Diese Zahl war die
Trendwende im nordrhein-westfälischen
Wahlkampf und eigentlicher Grund für den
Wahlsieg von Jürgen Rüttgers).

• 2002 gab es die Flut, durch die sich Gerhard
Schröder wenige Wochen vor der Wahl als
zupackender und  anteilnehmender Kanzler
inszenieren konnte.

• 2002 beherrschte der drohende Irak-Krieg
die Schlussphase des Wahlkampfes, wo-
durch die CDU/CSU z.B. bei den Frauen
über 60 Jahren drei Prozent der Wählerinnen
verlor, die 1998 noch Helmut Kohl gewählt
hatten.

• 2002 trat der problematischere Kanzlerkan-
didat an, der außerhalb von Bayern – insbe-
sondere in Nord- und Ostdeutschland – viel
höhere mentale und politische Hürden über-
winden musste.

Der Vergleich zeigt: Im Gegensatz zu 2002 gab
es 2005 ideale Voraussetzungen für einen Wahl-
sieg. Dennoch endete die Wahl 2005 in einem
Desaster. Dafür muss es gewichtige Gründe und
Verantwortliche geben.

Rückblick 2002

Bei der Suche nach den Gründen erlauben Sie
mir ein Rückblick auf 2002. Ich bitte, sich dabei
von Ihrem heutigen Bild Edmund Stoibers frei-
zumachen und ihn mit den Augen von 2002 zu
betrachten.

2002 ging Stoiber im Grunde in ein aus-
sichtloses Rennen: Die SPD lag vor der CDU/
CSU und Schröder lag in seinem persönlichen
Werten, insbesondere in Sympathiewerten, mei-
lenweit vor Stoiber.

Für Stoiber bestand die Gefahr, dass er in
eine Rechtsfalle läuft, die von der SPD schon
aufgestellt war. Stichworte für die Agitation

Forschungsjournal NSB, Jg. 19, 1/2006
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waren: erzkonservativ, blondes Fallbeil, vertritt
ein traditionelles Familienbild und eine über-
holte Rolle der Frauen. Außerdem bestand 2002
die Gefahr, dass die SPD eine Kanzlerschaft
Stoibers als Fortsetzung der Ära Kohl diffa-
mieren würde – ein damals noch zugkräftiger
Vorwurf.

In dieser Situation entwickelten wir folgen-
de politische und kommunikative Strategie:

Stoiber trat an als der Mann der Mitte, der
möglichst nicht polarisiert, um nicht die Wähler
der anderen Seite zu mobilisieren (Angela Mer-
kel nannte diese Strategie 2002: ‚Auf Samtpfo-
ten an die Macht‘).

Daraus entstand allerdings ein Problem in
den eigenen Reihen der CDU/CSU, das von
der SPD tatkräftig befördert wurde: Stoiber
habe ‚Kreide gefressen‘, er sei ‚weichgespült‘.
Dieses Vorurteil wurde von links (von der SPD-
Kampa) nach rechts durchgereicht (z. B griff es
Roland Koch auf), es blieb aber ohne jeden Ein-
fluss auf die Wahl, da wegen dieses Vorwurfes
kein Stammwähler zu Hause blieb oder die Sei-
ten wechselte.

Zur Antwort auf die SPD-Agitation gehör-
te, dass es im Wahlkampf 2002 keine Fotos und
Auftritte Stoibers mit Helmut Kohl gab, um kein
Diffamierungspotential zu bieten, Kohl ging
zum Beispiel während der Stoiber-Rede auf dem
CDU-Wahlparteitag in Frankfurt aus der 1. Reihe
zu den Rheinland-Pfalz-Delegierten im hinte-
ren Teil des Saales.

Da es aussichtslos schien, das Sympathie-
duell gegen Schröder zu gewinnen, setzten wir
auf  Kompetenz.
Da Schröder als Solo-Spieler auftrat, der sich
wenig im Wahlkampf um seine Partei scherte,
setzten wir auf Team.
Um Schröder vom Sympathie-Sockel zu sto-
ßen, stigmatisierten wir ihn als Schauspieler,
Show-Typen, Luftikus (ein altes Vorurteil, das
damals bei Schröder wieder zu aktivieren war)
gegen den ‚ernsten Mann für ernste Zeiten‘, der
‚kantig, echt, erfolgreich‘ war (das große Stoi-

ber-Plakat, das als ,Gardine‘ am Berliner Ade-
nauer-Haus hing).

Die Argumentationslinie 2002 lautete: Stoi-
ber mag zwar nicht so sympathisch wie Schrö-
der sein, aber er ist in dieser dramatischen Lage
einfach besser für Deutschland, weil er seriö-
ser, ernsthafter und erfolgreicher ist, wie er in
Bayern bewiesen hat.

Kompetenz und Team waren die Schlüssel-
begriffe des Wahlkampfes (Kompetenzteam,
Kompetenzwahlkampf, Plakat: ‚Kompetenz für
Deutschland‘, Stoiber-Team, Team 40+).

Dazu gehörte die dramaturgisch überlegte,
scheibchenweise Inszenierung des Kompetenz-
Teams – immer verbunden mit Themen und
besonders geplanten Auftritten (zum Beispiel
war der zweite Teil der Vorstellung Lothar Spät-
hs als designiertem Superminister ein Auftritt
vor der Belegschaft von Jenoptik).
Dazu gehörte
• ein Angriffswahlkampf (Negative Campaig-

ning): die Schlusslicht-Kampagne, der zen-
trale Angriffsslogan: Versprochen – Gebro-
chen,

• ein Sozial-Wahlkampf, der 2005 völlig fehl-
te: Angriffe gegen völlig überhöhte Mana-
ger-Gehälter, die in der Telekom-Kampagne
gipfelte (90 Prozent weniger Aktienkurs, 90
Prozent mehr Gehalt) und

• die Darstellung Stoibers als Anwalt der klei-
nen Leute, als Mann des sozialen Ausgleichs
(z. B forderte die CDU/CSU in ihrem Wahl-
programm im Gegensatz zu 2005 betriebli-
che Bündnisse für Arbeit damals auf Wunsch
auch von Angela Merkel nur mit einem Veto-
Recht der Gewerkschaften).

Diese Strategie wurde ergänzt durch immer wie-
derkehrende Versuche, die kulturelle Offenheit
des Kanzlerkandidaten Stoiber zu zeigen. So
sollte das unterstellte traditionelle Frauenbild
aufgeweicht werden durch die Einbeziehung der
berufstätigen Töchter Stoibers und ihrer mo-
dernen Lebensentwürfe in den Wahlkampf.
Außerdem formulierte er in einer Parteitagsrede

Michael H. Spreng
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erstmalig seine Toleranz gegenüber gleichge-
schlechtlichen Lebensgemeinschaften. Diese
Versuche waren allerdings angesichts der
Image-Vorprägung wenig erfolgreich.

Und es gab einen ganz wesentlichen Unter-
schied zu 2005: die CDU/CSU stand – Frau
Merkel allen mit großer Selbstverleugnung
voran – wie ein Mann hinter Stoiber. Die große
Geschlossenheit wurde augenfällig demonstriert
beim Wahlparteitag Frankfurt, der in Angela
Merkels Formulierung gipfelte: ‚Soviel Union
war nie‘. Es gab keinerlei unionsinternen Streit
im Wahlkampf (bis auf eine paar unerhebliche
‚Weichgespült‘-Nörgeleien aus der Richtung
Roland Kochs).

Dies Wahlkampfkonzept war so erfolgreich,
dass Mitte Juli 2002 Panik im Kanzleramt aus-
brach, weil man glaubte, die Wahl sei verloren.
Dann aber kamen die Flut und das Irak-Thema,
worauf die CDU/CSU teilweise kopflos und
kontraproduktiv reagierte: die nicht kommuni-
zierbare Haltung zur Flutfinanzierung, Stoibers
Urlaub zu Beginn der Flut, Schäubles Bush-
freundliche Irak-Position. Außerdem zeigte sich,
dass die im Norden und Osten vorhandenen
Vorbehalte gegen die Person Stoiber im Wahl-
kampf nur unbefriedigend überwunden werden
konnten.

Aber immerhin erzielten Stoiber und die
CDU/CSU mit diesem Wahlkampf noch 38,5
Prozent der Wählerstimmen – 3,3 Prozent mehr
als 2005. Und das mit einem nach dem Urteil
vieler CDU-Politiker schlechteren Kandidaten
als 2005.

Ich habe dies so ausführlich geschildert, weil
sich darin auch schon eine Reihe der Versäum-
nisse von 2005 widerspiegeln.

Kampagne 2005

2005 wurde die CDU/CSU von der Neuwahl-
entscheidung Schröders am 22. Mai kalt er-
wischt. Die Frage der Kanzlerkandidatur Ange-
la Merkels wurde im Grunde durch Schröder

entschieden, da so kurz – knapp vier Monate –
vor der Wahl kein Streit um einen anderen oder
besseren Kandidaten mehr möglich war. Au-
ßerdem war Frau Merkel schon in zwei Schlüs-
selpositionen (Fraktionsvorsitz, Parteivorsitz).
Deshalb stand die Kanzlerkandidatin am Abend
des 22. Mai fest.

Zur Vorgeschichte: Angela Merkel galt lan-
ge Zeit als Politikerin, von der man nicht wuss-
te, wofür sie steht. Ab dem Tag, an dem sie sich
– aus welchen Gründen auch immer – die Kopf-
pauschale zu eigen machte, verblasste dieser
Vorwurf, aber durch diese Positionierung ent-
wickelte sie immer mehr ein wirtschaftslibera-
les Profil. So plädierte sie auch für:
• eine weitere Einschränkung des Kündigungs-

schutzes,
• eine Senkung des Spitzensteuersatzes,
• betriebliche Bündnisse ohne Veto-Recht der

Gewerkschaften und
• sie verurteilte den Ackermann/Esser-Prozess

als ‚Gefahr für den Standort Deutschland‘.

Dieses schon vorhandene, eher neoliberale
Profil von Angela Merkel wurde durch die Eck-
pfeiler des CDU/CSU-Wahlprogramms dras-
tisch verschärft und auf die Partei übertragen.
Es kamen hinzu:
• keine Steuerfreiheit mehr für Sonn- und Fei-

ertagszuschläge,
• die Abschaffung der Pendlerpauschale,
• eine Erhöhung der Mehrwertsteuer.

Dieses Wahlkampfprofil der CDU/CSU
wurde agitatorisch begleitet von extremer
Schwarzmalerei des Standortes Deutschland.
(Negativ-Kampagne: ‚Jeden Tag 1000 Arbeits-
plätze weniger‘ etc.)

Die Plakate waren übrigens auch grafisch
ein Desaster (düstere Farben, unlesbare Schrif-
ten).

Die CDU/CSU signalisierte im Wahlkampf
keinerlei Hoffnung und vermittelte keine Posi-
tiv-Botschaften. Anfang 2005 hatte der neue

Wahlkampf als eiskalte Polarexpedition
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Generalsekretär Volker Kauder noch gefordert:
„Wir brauchen eine überwölbende Botschaft,
um den Menschen deutlich zu machen, wofür
wir stehen“. Das ist bis heute nicht geschehen –
ein Versäumnis, das sich im Wahlkampf rächte
und auch künftig noch rächen wird.

Die Anlage des Wahlkampfes war kalt, une-
motional, ohne Begeisterung.

Die CDU/CSU bot den Wählern eine eis-
kalte Polarexpedition an, obwohl die meisten
Wähler lieber in den warmen Süden fahren.

Dazu passte der zentrale Wahlslogan:
‚Deutschlands Chancen nutzen‘ – ein Slogan,
der die Wähler weiter vereiste.

Nicht nur dieser Slogan, sondern die ganze
Anlage des Wahlkampfes war eine zu große
Herausforderung und Zumutung für die Wäh-
ler einer Volkspartei und verlangte von ihnen,
eine Reise in unbekannte, unsichere und ge-
fährlich erscheinende Gefilde mitzumachen.

Die Wähler (bis auf junge Aufsteiger, die
ohnehin FDP wählen) wollen nicht mit Parteien

‚Chancen nutzen‘, sondern erwarten von Par-
teien Antworten auf ihre Sorgen und existenzi-
ellen Ängste. Hinzu kommt, dass der Slogan
keinen Erinnerungs- und Wiedererkennungs-
wert hatte. Besser war zum Beispiel der zu-
kunftsorientierte Hoffnungs-Slogan in NRW:
‚NRW kommt wieder‘.

Für alle Wahlkämpfe gilt: Die ‚drei gro-
ßen P‘ müssen zusammen passen und eine
gemeinsame Identität bilden: Partei, Pro-
gramm und Person. 2005 passte das Pro-
gramm nur zur Person, aber nicht zur (kon-
servativen, liberalen, aber auch christlich-so-
zialen) Partei CDU. Das war der zentrale Feh-
ler, ein Riss im Auftritt der Union, der den
Wählern auffiel.

Für Außenstehende war eine hinter dem
Wahlkampf 2005 stehende geschlossene Stra-
tegie, wie sie 2002 für Stoiber entwickelt und
formuliert wurde, nicht zu erkennen – weder
für die Partei noch für die Person der Spit-
zenkandidatin. Der Schluss-Slogan ‚Ein neuer

Michael H. Spreng
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Anfang‘ war völlig inhaltslos, Schlüsselbegrif-
fe nicht erkennbar.

Stattdessen stellt sich die Frage: Wen woll-
ten Partei und Spitzenkandidatin als Wähler mit
diesem Konzept und diesen Slogans gewinnen?

In der CSU machte deshalb in der Schluss-
phase des Wahlkampfes das Wort von der CDU
als ‚aufgeblasene FDP‘ die Runde, denn der
Wahlkampf der CDU zielte erkennbar nur auf
reformbegeisterte Menschen, die ihre Chancen
nutzen und einen neuen Anfang wagen wollen.
Dies wird in einer Gesellschaft aber immer nur
eine Minderheit sein. Insbesondere dann, wenn
eine Partei und ihre Spitzenkandidatin kein Licht
am Ende des Tunnels verheißen und den tiefe-
ren ‚überwölbenden‘ Sinn ihrer Reformpolitik
nicht klar machen können.

Auch die CDU/CSU muss akzeptieren: Für
die Wähler sind die Parteien Dienstleistungsor-
ganisationen, die sie auch so benoten.

Die Mehrheit der Wähler will nicht Wagnis,
sondern Sicherheit – einer der Schlüsselbegrif-
fe erfolgreicher Wahlkämpfe. Seit einigen Jah-
ren sind diese alten Sicherheiten erkennbar
vorbei, und die Wähler wissen, dass ohne Ein-
schnitte in Sozialsysteme und staatliche Leis-
tungen das Land bankrott geht. Aber sie wollen
Hoffnung und den Glauben, dass die Opfer
keine Willkür der Politik sind, sondern einen
langfristigen Sinn machen.

Deshalb sollten Wahlkämpfe im Reformzeit-
alter eine ‚neue Sicherheit‘ versprechen – eine
Sicherheit auf einem niedrigeren Niveau, aber
immerhin Sicherheit, eine Lebensperspektive
frei von Willkür und ständiger Existenzangst.
(2002 lautete eine unserer zentralen Leitlinien:
Man darf die Tür für Reformen nicht eintreten,
sondern muss sie vorsichtig öffnen).

Das war übrigens – neben der kontrapro-
duktiven Basta-Kommunikation – auch der
Grund für Schröders Agenda-2010-Desaster.
So weit zu den inhaltlichen und strategischen
Problemen des Wahlkampfes 2005. Die ge-
schilderte grundsätzliche Problematik wurde

im Verlauf des Wahlkampfes verschärft durch
schwere
• Kommunikationspannen,
• mangelnde Professionalität,
• Fehlentscheidungen und
• Illoyalitäten.

Kommunikationspanne 1

Sie begann mit der Vorstellung des Wahlpro-
gramms, die kommunikativ völlig verstol-
pert wurde. Da es in den letzten  Tagen vor
der Programmpräsentation in der Union noch
heftigen Streit über den Verteilungsschlüs-
sel der Mehrwertsteuererhöhung gab, wur-
de die Steuererhöhung zur zentralen Bot-
schaft und gab der SPD eine Steilvorlage
(‚Merkelsteuer – das wird teuer‘). Die CDU
konnte daraufhin mit der positiven Botschaft,
dem Ziel der Erhöhung nicht mehr durch-
dringen – dass nämlich damit die Beiträge
zur Arbeitslosenversicherung gesenkt wer-
den sollen und jeder Arbeitnehmer davon
profitieren würde.

Es ist ein bekannter Mechanismus, dass der
positive Teil einer Botschaft nicht durchdringt,
wenn der negative zu stark ist. Dies galt auch
für die geplante Abschaffung der Steuerfreiheit
für Nacht- und Feiertagszuschläge. Da drang
der zweite Teil der Botschaft, dass dies stufen-
weise über sieben Jahre geschehen soll, nicht
mehr durch.

Die CDU/CSU missachtete im Wahlkampf
2005 zwei zentrale Leitsätze:
1. Was man nicht kommunizieren kann, sollte

man lassen. Das heißt umgekehrt: die Kom-
munikation ist in der Politik genauso wich-
tig oder manchmal sogar wichtiger als die
Inhalte.

2. Für Ehrlichkeit in Form von Blut, Schweiß
und Tränen gibt es von den Wählern keine
Prämie. Im Gegenteil: sie kalkulieren
ohnehin ein, dass sie ein bisschen belogen
werden.

Wahlkampf als eiskalte Polarexpedition
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Bis heute ist mir übrigens ein Rätsel, warum
die CDU die positivste Botschaft ihres Steuer-
programms (Familien mit zwei Kindern soll-
ten bis zu einem Jahreseinkommen von 38.200
Euro künftig steuerfrei sein) weder propagiert
noch plakatiert hat (und das bei einem deut-
schen Durchschnittseinkommen von 31.700
Euro).

Kommunikationspanne 2

Angela Merkel zeigte argumentative Schwächen
im Wahlkampf, die zwar immer mal passieren
können, die aber durch verschlimmbessernde
Reaktionen ihrer Umgebung verschärft wurden.
So wurde die Brutto/Netto-Verwechslung erst
durch die Verfälschung des Interviews im Inter-
net ein richtiges Problem.

Und die Debatte um die TV-Duelle lief des-
halb für die Union unglücklich, weil Frau Mer-
kels Umgebung das zweite Duell mit dem un-
glaubwürdigen Argument ablehnte, dafür sei die
Zeit zu kurz, statt von Anfang an offensiv ein
Duell und – mit Rücksicht auf die gegenüber
2002 neue Koalitionsaussage der FDP – eine
Elefantenrunde anzubieten.

In dieser schwierigen Situation kamen Il-
loyalitäten und Kraftmeiereien aus der zweiten
Reihe, insbesondere aus der CSU dazu:
• Edmund Stoiber richtete mit seiner überheb-

lichen Ossi-Schelte nicht nur in Ostdeutsch-
land schweren Schaden an. Und das von ihm
ausgegebene Wahlziel von 45 Prozent pro-
vozierte bei jeder neuen Umfrage Fragen nach
dem Erfolgsgarantie der Kanzlerkandidatin.

• Die Schmäh-Kritik des CSU-Generalsekre-
tärs Markus Söder an Gerhard Schröder
(„Schröder lügt sich durchs Land“, er sei
„der schlechteste Kanzler aller Zeiten“) mo-
bilisierte nur die Gegenseite und war so über-
zogen, dass sie höchstens CDU-Hardcore-
Wähler richtig fanden).

• Die meisten Ministerpräsidenten blieben viel
zu lange im Sommerurlaub und signalisier-

ten mit ihrer Zurückhaltung im Wahlkampf,
dass ihnen der Sieg Angela Merkels ziem-
lich gleichgültig war.

Dies alles passierte wenige Tage vor der Vor-
stellung des Kompetenzteams. Der Wahlkampf
der Union drohte zu kippen.

Frau Merkel, die ursprünglich nach dem
Vorbild von Jürgen Rüttgers nur Politiker aus
der zweiten bis dritten Reihe für Wirtschaft
und Finanzen nominieren wollte, sah sich des-
halb in einem Schnellschuss gezwungen, für
Finanzen doch ein Schwergewicht zu präsen-
tieren, um eine Wende des Wahlkampfes zu
erreichen. Sie entschied sich für Paul Kirch-
hof statt für Friedrich Merz, wobei langfristi-
ge persönliche Animositäten und Rivalitäten
über die Wahlkampfvernunft siegten. Sie konn-
te auch in dieser Lage nicht über ihren Schat-
ten springen.

Dennoch hätte die Entscheidung, Paul Kirch-
hof zu präsentieren  – wie die Medienreaktion
zeigte – ein echter Coup werden können, wenn
es nicht zur

Kommunikationspanne 3

gekommen wäre.
Zwischen dem Anruf Merkels bei Kirchhof

und seiner Vorstellung lagen nur fünf Tage. In
dieser Zeit wurde versäumt, die Vorstellungen
Kirchhofs mit dem Wahlprogramm der CDU/
CSU zu synchronisieren und eine gemeinsame
Sprachregelung zu vereinbaren. Außerdem hät-
te an seine Seite ein Top-Kommunikationsex-
perte gehört, von dem er sich für seine öffentli-
chen Auftritte und Interviews hätte etwas sagen
lassen. Die Schuld für das dann entstehende
Desaster liegt aber nicht bei dem ‚politischen
Amateur‘ Kirchhof, sondern eindeutig bei der
CDU.

So nahm das Unheil für die Union seinen
Lauf, die SPD hatte endlich das verzweifelt ge-
suchte Wahlkampfthema. Die sicher überzoge-
ne und verhetzende Kampagne der SPD (‚Men-

Michael H. Spreng



11

schenversuche‘) hat den Eindruck einer sozial
kalten CDU verstärkt – einer Partei, die ihre
christlich-sozialen Wurzeln kappt. Die SPD hatte
damit auch deshalb leichtes Spiel, weil sich füh-
rende Politiker der CDU (allen voran Merkels
Generalssekretär Kauder) schnell und eilfertig
von Kirchhof distanzierten. Dann musste in den
Augen der Wähler ja etwas Wahres an der Kri-
tik sein.

Bei der Vorstellung des Kompetenzteams
wurde übrigens auch ein nach vor ungelöstes
Problem der CDU sichtbar: sie hat weder in-
haltlich noch personell eine Kompetenz für
Umwelt- und Verbraucherschutz – wie die Be-
rufung von Frau Hasselfeldt demonstrierte.

Vor diesem Hintergrund trat ein Bundeskanz-
ler auf, der schauspielerisch Oscar-reif den sou-
veränen, unbeirrbaren Staatsmann und Politi-
ker gab, der Standfestigkeit und – im Gegensatz
zur kalten CDU – sozialen Ausgleich und Wär-
me zu garantieren schien, während Frau Merkel
entweder nicht bemerkte, dass sie auf eine mehr-
heitsferne, schiefe Bahn geraten war, oder tat-
sächlich glaubte, dieses Profil der Union sei
immer noch mehrheitsfähig.

Mitschuld an diesen Eindruck war auch die
Mehrheit der Print-Medien (einschließlich
‚Stern‘ und ‚Spiegel‘), die im Wahlkampf eher
auf einem neo-liberalen Trip waren.

Höhe- und Tiefpunkt dieser Entwicklung
war das TV-Duell, bei dem Schröder – insbe-
sondere bei den weiblichen Wähler – mit Witz,
Charme und seiner Liebeserklärung an seine
Frau punktete, während Angela Merkel es nicht
schaffte, ihren im Detail häufig richtigen Aus-
führungen einen tieferen Sinn und Perspektive
zu geben.

Eine Hauptursache für die Wahlniederlage
war, dass die CDU-Wahlstrategen offenbar

nicht bemerkten, dass Frau Merkel von den
Wählern schon als neue Chefin der Deutsch-
land AG, als ‚gefühlte Kanzlerin‘ empfunden
wurde. Von der ‚gefühlten Kanzlerin‘ wird aber
erwartet, dass sie die Fragen nach dem Warum
und Wohin überzeugend und mit Emotion
(Wärme) beantworten kann. Die CDU/CSU
aber fuhr unverdrossen ihre Negativ-Kampag-
nen, für die es bei den Wählern längst keine
Abnehmer mehr gab.

Der Verstand der Wähler gab bei Umfragen
noch der CDU/CSU die Stimme (bis Samstag-
mittag vor der Wahl lag sie bei 40 Prozent), in
der Wahlkabine aber, beim Ankreuzen der
Wahlzettel, zuckten viele Wähler zurück und
wandten sich von der Union ab – ein Phäno-
men, das es in diesem Ausmaß noch nie gege-
ben hat. Offenbar siegte am Ende das Gefühl,
dass diese CDU es auch nicht besser könne als
die SPD und die Kandidatin kalt und sozial
gefühllos sei. Und diejenigen Wähler der
CDU/CSU, die mit kalter Reformrhetorik zu
begeistern waren, wählten das Original – die
FDP.

Die Entscheidung der Wähler mag man in
der CDU bedauern, aber in der Demokratie gilt:
der Wähler hat immer recht.

Michael H. Spreng ist Journalist, Medien-
und Kommunikationsberater, Wahlkampfma-
nager des CDU/CSU-Kanzlerkandidaten Ed-
mund Stoiber 2002, Berater von Jürgen Rütt-
gers 2004.

Anmerkung
1 Der Text basiert auf dem Manuskript eines

Vortrages, den der Autor auf einer Klausurta-
gung der Hamburger CDU am 5. November
2005 gehalten hat.
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Die Erforschung der Auswirkungen, Folgen,
Konsequenzen oder Erfolge sozialer Bewegun-
gen ist ein vernachlässigtes Feld der Bewe-
gungsforschung. Dies gilt insbesondere für den
deutschsprachigen Raum, in dem eine entspre-
chende Forschungstradition praktisch nicht vor-
handen ist (für Ausnahmen siehe Roose 2002,
Rucht 1994, 1996). Aber auch in der englisch-
sprachigen Literatur gilt die Frage nach den Er-
folgsbedingungen sozialer Bewegungen – trotz
einer mittlerweile beeindruckenden Zahl empi-
rischer Studien – als immer noch unzureichend
beantwortet (vgl. Kolb 2005).

Ein klarer Konsens hat sich bislang vor al-
lem hinsichtlich der Feststellung gebildet, dass
die Erklärung von Bewegungsfolgen eine be-
sonders anspruchsvolle Forschungsfrage dar-
stellt. Die Schwierigkeiten beginnen bereits
dabei, sich darauf zu verständigen, was alles
unter den Auswirkungen bzw. Erfolgen sozia-
ler Bewegungen zu fassen ist. Die Bandbreite
der in diesen Begrifflichkeiten untersuchten
Phänomene ist sehr groß. Sie reicht von der
Frage, wie die Partizipation in sozialen Bewe-
gungen die Biographien ihrer Mitglieder verän-
dert, über den Einfluss sozialer Bewegungen
auf zentrale gesellschaftliche Institutionen wie
Kirche oder Militär, über den Einfluss von Pro-
test auf das Abstimmungsverhalten von Parla-
mentariern bis hin zur Untersuchung der Kon-
sequenzen transnationaler Bewegungsorganisa-
tionen für internationale politische Institutionen.
Soziale Bewegungen können in so vielfältigen
Dimensionen Auswirkungen nach sich ziehen,
dass die pauschale Frage nach Erfolgsfaktoren
zunächst mit einer Gegenfrage beantwortet wer-
den muss: Erfolg in welcher Hinsicht? Denn
die zentralen Erfolgsfaktoren hängen zumindest
teilweise vom Typ der untersuchten Auswir-
kung ab.

Allein aus diesem Grund halte ich es für
geboten, die Erforschung der Erfolgsbedingun-
gen sozialer Bewegungen auf Basis einer syste-
matischen Klassifikation von Auswirkungsfor-
men zu führen. In diesem Artikel werde ich eine
Typologisierung der politischen Auswirkungen
bzw. Erfolge sozialer Bewegungen entwickeln.
Ich beschränke ich mich also auf die politischen
Erfolge bzw. Auswirkungen – wohlwissentlich,
dass soziale Bewegungen auch kulturelle und
individuelle Auswirkungen haben können.
Dabei unterscheide ich wie andere vor mir
zunächst zwischen substantiell politischen und
politisch-institutionellen Auswirkungen (vgl.
Kitschelt 1986, Kriesi et al. 1995).1 Für die
Fokussierung auf die politische Komponente
von Bewegungsauswirkungen spricht, dass die
Literatur zu den politischen Auswirkungen mit
Abstand am umfangreichsten ist. Dies wiederum
spiegelt in meinen Augen die besondere Bedeu-
tung des Politischen für die Aktivitäten sozialer
Bewegungen wider, die ja bereits per Definiti-
on kollektive Akteure mit dem Ziel weit rei-
chender gesellschaftlicher Veränderung sind.
Häufig sind ihre Ziele unmittelbar auf staatli-
ches Handeln bezogen. Aber selbst wenn ihre
ultimativen Ziele im kulturellen oder ökonomi-
schen Bereich anzusiedeln sind, versuchen vie-
le soziale Bewegungen diese mit Hilfe des Staa-
tes zu realisieren (Amenta/Caren 2004).

Im ersten Abschnitt werde ich diskutieren,
ob und inwieweit es möglich und sinnvoll ist, die
Auswirkungen sozialer Bewegungen als ihre
Erfolge bzw. Misserfolge zu definieren. Im zwei-
ten Abschnitt stelle ich eine Typologie der sub-
stantiellen politischen Auswirkungen vor, die
zwischen fünf Varianten politischen Einflusses
unterscheidet. Im dritten Abschnitt werde ich eine
Typologie der politisch-institutionellen Auswir-
kungen sozialer Bewegungen vorstellen.

Felix Kolb

Die politischen Auswirkungen und Erfolge sozialer Bewegungen

Forschungsjournal NSB, Jg. 19, 1/2006
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1 Erfolg oder Auswirkung

Als die Bewegungsforschung Ende der 1970er
Jahre damit begann, die politischen Auswirkun-
gen sozialer Bewegungen zum Forschungsge-
genstand zu machen, war es üblich diese Analy-
se basierend auf dem Begriffspaar von Erfolg
und Misserfolg durchzuführen (vgl. Gamson
1975, Piven/Cloward 1977). Diese analytische
Fokussierung auf das Konzept des Erfolges ist
in den vergangenen Jahren wiederholt als me-
thodisch unzureichend kritisiert worden (vgl.
Giugni 1999). Als Alternative wird die Be-
schränkung auf die Erforschung der Folgen,
Auswirkungen oder Konsequenzen – Begriffe,
die in der Literatur in der Regel als Synonyme
verwendet werden – sozialer Bewegungen pro-
pagiert.

Auswirkungen sozialer Bewegungen zu über-
schätzen.

Es gibt aber auch die gegenteilige Gefahr
ihre Wirkung zu unterschätzen. Denn die Aus-
wirkungen sozialer Bewegungen drücken sich
teilweise in Ereignissen aus, die nicht stattge-
funden haben. Zum Beispiel ist es eine zentrale
Auswirkung der bundesdeutschen Anti-Atom-
Bewegung, dass in Deutschland ca. 13 bereits
projektierte Atomkraftwerke nie gebaut wurden
(Kolb 2005). Die Suche nach den Auswirkun-
gen sozialer Bewegungen muss deswegen auf
Basis von so genannten kontrafaktischen Über-
legungen durchgeführt werden (Fearon 1991),
also durch die gedankliche Beantwortung der
Frage: Was wäre anders, wenn es soziale Be-
wegungen nicht gegeben hätte?

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass
es bei den Folgen, Auswirkungen oder Konse-
quenzen sozialer Bewegungen – die ich im Fol-
genden synonym verwenden werden – um kau-
sale Konzepte handelt. Im Gegensatz dazu han-
delt es sich bei der Frage des Erfolgs einer sozi-
alen Bewegung um ein relationales Konzept.
Um den Erfolg einer Bewegung zu beurteilen,
muss der Forscher – bewusst oder unbewusst –
auf einen Vergleichsmaßstab zurückgreifen.
Und so zeigt sich, dass sich die Kritik am Er-
folgskonzept in der Regel nur gegen die Ver-
wendung bestimmter Bewertungskriterien rich-
tet. Relativ häufig wird der Erfolg einer Bewe-
gung an ihren eigenen Zielen gemessen. Zu Recht
wird kritisiert, dass dieses Vorgehen methodisch
sehr problematisch ist, weil es der subjektiven
Einschätzung des Beobachters viel Spielraum
lässt (vgl. della Porta/Diani 1999). Zwar ver-
folgen die verschiedenen Strömungen einer
Bewegung selten Ziele, die sich offen wider-
sprechen, aber dennoch ist die Forderung nach
Schuldenerlass für die ärmsten Entwicklungs-
länder etwas völlig anderes als die Abschaffung
des Internationalen Währungsfonds (IWF). An
welcher dieser beiden Forderungen sollte der
Erfolg der globalisierungskritischen Bewegun-

Um Bewegungsauswirkungen zu erklären,
muss eine Forscherin diese zunächst identifi-
zieren. Es geht darum zu entscheiden, welche
politischen Handlungen – sei es die Rede eines
Abgeordneten, die Tagesordnung einer Plenar-
sitzung oder die Verabschiedung eines Geset-
zes – ursächlich auf die Aktivitäten einer sozia-
len Bewegung zurückgeführt werden können.
Während es sich Bewegungsaktivisten, Politi-
ker, und Journalisten in der Regel gleichermaßen
einfach machen, bestimmte politische Ergebnis-
se mit bestimmten politischen Entwicklungen
kausal zu verknüpfen, sollten sich Bewegungs-
forscher über die Komplexität der Materie be-
wusst sein (vgl. Tilly 1999): Zwischen Bewe-
gungsmobilisierung und politischen Verände-
rungen können viele Monate und gar Jahre lie-
gen. Veränderungen, die soziale Bewegungen
erreicht haben, können wieder zurückgenom-
men werden, wenn die Mobilisierung nachlässt.
Zudem sind soziale Bewegungen nicht die ein-
zigen Kräfte, die auf den politischen Prozess
wirken. Deshalb müssen öffentliche Meinung,
politische Parteien und Interessengruppen als
Erklärungsfaktoren mit berücksichtigt werden.
Wenn dies unterbleibt, besteht die Gefahr, die

Die politischen Auswirkungen und Erfolge sozialer Bewegungen
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gen gemessen werden? Dazu kommt, dass sich
die Ziele einer Bewegung im Laufe der Zeit in
der Regel erheblich verändern. Während
beispielsweise die globalisierungskritische Be-
wegung am Anfang ihre Forderung stark auf
die internationalen Finanzmärkte fokussierte,
sind mittlerweile Forderungen, die Handel,
Ökologie und Patente betreffen, ebenso häufig
(vgl. Kolb/Kreutzfeldt 2006). Offensichtlich
kann es zu einem hochgradig subjektiven Un-
terfangen werden, den Erfolg einer Bewegung
basierend auf „ihren Zielen“ zu beurteilen.

Trotzdem braucht das Erfolgskonzept schon
deshalb nicht aufgegeben zu werden, weil me-
thodisch weitgehend unproblematische Alter-
nativen bestehen, einen Vergleichsmaßstab zu
definieren. Erstens lässt sich der Erfolg von
sozialen Bewegungen im Ländervergleich be-
urteilen, obwohl dies im Einzelfall natürlich auch
sehr trickreich sein kann (vgl. Stetson 2001).
So ist es zum Beispiel unbestritten, dass die
Anti-Atom-Bewegung in Frankreich politisch
nicht erfolgreich, wohingegen sie Deutschland
teilweise erfolgreich und in Österreich sehr er-
folgreich war (Kolb 2005). Zweitens besteht
die Möglichkeit den Erfolg einer Bewegung zu
evaluieren, indem man ihre Auswirkungen zu
verschiedenen Zeitpunkten vergleicht (vgl. Szy-
manski 2003). Drittens ist es grundsätzlich
möglich, den Erfolg einer Bewegung mit den
politischen Auswirkungen verschiedener Bewe-
gungen im selben politischen System zu ver-
gleichen (vgl. Kriesi et al. 1995). Dieses Vorge-
hen halte ich allerdings für schwierig, da sich
nur in Ausnahmefällen Indikatoren für Bewe-
gungsauswirkungen finden lassen, die sich über
unterschiedliche Bewegungstypen sinnvoll ver-
gleichen lassen.

Wenn der Erfolg oder Misserfolg einer Be-
wegung umfassend und objektiv beurteilt wer-
den soll, kommt allerdings noch eine weitere
Schwierigkeit hinzu. Soziale Bewegungen ha-
ben in aller Regel auch unbeabsichtigte Auswir-
kungen, die in manchen Fällen den Zielen der

Bewegung direkt widersprechen können (vgl.
Deng 1997). Während die afroamerikanische
Bürgerrechtsbewegung in den 1960er Jahren
die de jure Integration des öffentlichen Bil-
dungssystems erzwingen konnte, führte dieser
Erfolg zur Entstehung einer neuen Institution –
der so genannten „white flight“ Schulen (An-
drews 2002). In Gegenden mit besonders star-
kem Widerstand gegen die Schulintegration
gründeten Angehörige der weißen Mittel- und
Oberschicht private Schulen, die den neuen
Gesetzen nicht unterlagen. Wenn nun der Er-
folg der Bürgerrechtsbewegung, gleiche Bil-
dungschancen für Schwarze und Weiße herzu-
stellen, bewertet werden soll, muss diese Ent-
wicklung natürlich berücksichtigt werden. Bis
jetzt sind die unbeabsichtigten Auswirkungen
sozialer Bewegungen noch nicht systematisch
untersucht worden. Allein aus Platzgründen
kann ich im Rest des Artikels auf diese Dimen-
sion der Erforschung von Bewegungswirkun-
gen nicht weiter eingehen.

Trotz einiger gegenteiliger Einschätzungen
halte ich die Evaluierung von Bewegungsmobi-
lisierungen hinsichtlich ihres Erfolges bzw.
Misserfolges für methodisch machbar und in-
haltlich sinnvoll. Voraussetzung für eine solide
und transparente Erfolgsevaluation sind die Er-
fassung der kausalen Bewegungswirkungen
und die Definition eines plausiblen Erfolgskri-
teriums.

2 Die substantiellen politischen
Auswirkungen

Die Erklärung substantieller politischer Auswir-
kungen beschäftigt sich mit der Frage, ob, in-
wieweit und warum sich gesellschaftliche Ver-
änderungen als Folge von Bewegungsmobili-
sierung vollzogen haben bzw. verhindert wur-
den. Die damit verbundenen Prozesse können
in der Regel als der Aufstieg und Fall kollekti-
ver oder öffentlicher Güter gefasst werden, für
deren Bereitstellung der Staat eine zentrale Rol-
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le einnimmt (Olson 1992). Das heißt, unter den
substantiell politischen Auswirkungen wird pri-
mär staatliches Handeln und dessen gesell-
schaftliche Wirkungen verstanden. Dabei ist es
allerdings eine problematische Verkürzung, staat-
liches Handeln auf die Verabschiedung von
Gesetzen durch die Legislative oder den Erlass
von administrativen Verordnungen durch die
Exekutive zu reduzieren (vgl. Burstein 1993).

Es gehört zu einem der Allgemeinplätze der
Sozialwissenschaften, die Entstehung neuer öf-
fentlicher Politiken als zeitliche Abfolge von
Agenda-Setting, Politikformulierung, Entschei-
dung, Implementierung und Evaluation zu ver-
stehen. Allerdings besteht spätestens seit An-
fang der 1980er Jahre die Einsicht, dass diese
Prozesse von unterschiedlichen Dynamiken
bestimmt werden und die Entstehung von Poli-
tiken nicht immer und vielleicht nicht einmal
meistens diesem einfachen Schema folgen
(Kingdon 1984). Als nach dem 11.9.2001 in
der westlichen Welt die Bürgerrechte einge-
schränkt wurden, handelte es sich dabei
keineswegs um eine durchdachte Antwort auf
eine gewachsene Bedrohungslage. Stattdessen
stellte der 11.9. für Innenpolitiker die Gelegen-
heit dar, lang gehegte Gesetzesvorhaben unter
dem Deckmantel der Terrorismusbekämpfung
ohne öffentliche Debatte umzusetzen.

Dieses oben kurz skizzierte Wissen über die
Prozesshaftigkeit staatlichen Handelns und die
Entstehung öffentlicher Politiken hat wichtige
Konsequenzen für die Erforschung der substan-
tiellen politischen Auswirkungen sozialer Be-
wegungen. So ist es für eine umfassende Be-
wertung unzulänglich die (potentiellen) politi-
schen Auswirkungen einer sozialen Bewegung
mit einer einzigen Variable zu messen. Wenn
beispielsweise in einer quantitativen Studie die
Auswirkungen der afroamerikanischen Bürger-
rechtsbewegung mit Veränderungen im Budget
der „Commission on Civil Rights“ gleichge-
setzt werden, lassen sich vielleicht die Determi-
nanten diese Budgets identifizieren (Meyer/

Minkoff 2004). Aber es lässt sich auf Basis
einer solch engen Operationalisierung von Be-
wegungsfolgen nichts über die generellen Be-
dingungen lernen, unter denen Mobilisierung
politische Veränderung bewirkt.

Soziale Bewegungen müssen in der Regel
mehrere Barrieren im Politikprozess überwin-
den, um ihr eigentliches politisches Ziel zu er-
reichen (Huberts 1989). Sie müssen nicht nur
erreichen, dass ihre Forderungen zu einem Ge-
genstand der politischen Debatte werden, son-
dern auch, dass Entscheidungen getroffen und
diese anschließend wirkungsvoll umgesetzt
werden. Folglich kann es sozialen Bewegun-
gen gelingen, einige dieser Barrieren zu über-
winden, aber an anderen zu scheitern (Amenta/
Young 1999). Während es der Friedensbewe-
gung gelungen ist, den geplanten Angriff auf
den Irak weltweit auf die politische Agenda zu
setzen, hat sie ihr Ziel verfehlt, die USA vom
Krieg abzuhalten. Dieses Beispiel verweist auf
einen weiteren Punkt. Die gesellschaftspoliti-
sche Relevanz staatlicher Reaktionen auf Be-
wegungsmobilisierung ist sehr unterschiedlich.
Während die Verabschiedung neuer Gesetze
drastische Konsequenzen haben kann, ist die
parlamentarische Befassung mit bestimmten
politischen Forderungen in vielen Fällen nicht
viel mehr als symbolische Politik.

Vor diesem Hintergrund halte ich das bereits
1975 entwickelte Konzept der „policy respon-
siveness“ für den besten Ausgangspunkt zur
Entwicklung einer Typologie der substantiellen
politischen Auswirkungen sozialer Bewegun-
gen. Unter „policy responsiveness“ wird die
Verbindung zwischen den implizit oder explizit
artikulierten Forderungen einer Protestgruppe
und den entsprechenden Handlungen des poli-
tischen Systems verstanden, welches das Ziel-
objekt der Forderungen ist (Schumaker 1975).
Aufbauend auf Schumaker’s Typologien unter-
scheide ich zwischen fünf verschiedenen Typen
substanzieller politischer Auswirkungen: Der
‚Agenda Impact’ bezeichnet die Fähigkeit sozi-
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aler Bewegungen, Themen auf die politische
Agenda zu bringen. Der ‚Alternatives Impact‘
beinhaltet die Fähigkeit einer Bewegung, inhalt-
liche Ansätze (z.B. von Gesetzen oder Verord-
nungen) zur Problemlösung zu beeinflussen.
Der ‚Policy Impact‘ beschreibt, inwieweit sozi-
ale Bewegungen politische Entscheidungen
(z.B. über neue Gesetze) herbeigeführt oder aber
auch verhindert haben. Der ‚Implementation
Impact‘ stellt die Fähigkeit einer Bewegung dar,
die Umsetzung von bestehenden oder beschlos-
senen politischen Programmen zu verhindern
oder zu fördern. Der ‚Collective Goods Impact‘
definiert, inwieweit es sozialen Bewegungen
tatsächlich gelungen ist, die gewünschten öf-
fentlichen Güter zu erreichen.

Der ‚Agenda Impact‘ war bisher selten ex-
plizit der Fokus empirischer Untersuchungen,
obwohl sozialen Bewegungen insbesondere die
Fähigkeit zur Beeinflussung der politischen
Agenda zugestanden wird (vgl. Schetsche
1996). Die vorhandenen empirischen Studien
haben den ‚Agenda Impact‘ sozialer Bewegun-
gen entsprechend deutlich belegt (Baumgartner/
Mahoney 2005, Berry 1999). So untersuchte
Jeffrey M. Berry (1999) den Ursprung von 205
Themen, die während der Jahre 1963, 1979 und
1991 in Anhörungen des U.S. Kongresses be-
handelt wurden und ein Mindestmaß an öffent-
licher Aufmerksamkeit erhalten hatten. Es stell-
te sich heraus, dass über die Jahre hinweg eine
steigende Anzahl von Themen auf die Aktivitä-
ten von Bewegungsorganisationen zurückge-
führt werden konnte.

Empirische Forschung über den ‚Alternati-
ves Impact‘ – also Untersuchungen über den
Einfluss sozialer Bewegungen auf Politikkon-
zepte – ist praktisch so gut wie überhaupt nicht
vorhanden. Dass politische Mobilisierung den
Inhalt von Gesetzen beeinflussen kann, ist vor
allem durch einige Fallstudien belegt (z.B. Dank-
baar 1984, Solop 1990, Jenness 1999). Frede-
ric I. Solop (1990) zeigte, dass die Idee ökono-
mische Sanktionen gegen Südafrika einzuset-

zen auf die Aktivitäten der amerikanischen Anti-
Apartheids-Bewegung zurückzuführen ist. Seit
den frühen 1960er Jahren hatte die Bewegung
die Bedeutung von Handel und Investitionen
mit bzw. in Südafrika als Form der politischen
Unterstützung von Apartheid erkannt. Dieser
Hebel wurde dann zunächst auf der lokalen
Ebene genutzt um Kirchen, Universitäten und
Unternehmen zur Rücknahme von Investitio-
nen zu bewegen. 1983 griff eine kleine Gruppe
von Kongressabgeordneten diese Strategie auf
und brachte ein Gesetz ein, das u.a. jede weitere
Form von Investitionen in Südafrika untersag-
te.

Die Erklärung des ‚Policy Impacts‘ sozialer
Bewegungen stellt den primären und oft aus-
schließlichen Fokus der meisten empirischen
Arbeiten dar. Die Beeinflussung des abschlie-
ßenden Schrittes der gesetzgeberischen Tätig-
keit, wenn politische Veränderungen zum Ge-
setz werden oder auch nicht, ist die offensicht-
lichste Form von politischer Einflussnahme
durch soziale Bewegungen (Burstein/Linton
2002). Während die meisten dieser Studien ent-
sprechend die Entscheidungen von Parlamen-
ten oder Regierungen im Blick haben, beschäf-
tigen sich einige auch mit den Entscheidungen
von Verfassungsgerichten in Fällen, die durch
Klagen sozialer Bewegungen angestoßen wur-
den (Rosenberg 1991). Am Beispiel der The-
men Bürgerrechte, Abtreibung und Umwelt-
schutz dokumentierte Rosenberg, wie sehr die
Rolle von Gerichten in ihrem Potential, pro-
gressive gesellschaftliche Veränderung zu be-
wirken, überschätzt wurden. Unter anderem am
berühmten Fall Brown versus Board of Educa-
tion zeigt The Hollow Hope wie gering der Ein-
fluss von Gerichten ist, wenn die Unterstüt-
zung für Veränderung bei anderen Teilen der
politischen Elite und der Öffentlichkeit fehlt.

Operationalisiert wird der ‚Policy Impact‘
einer Bewegung in der Regel entweder über die
Anzahl von Abgeordneten, die für Entschlüsse
im Sinne der untersuchten Bewegung gestimmt
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haben oder über die Verabschiedung von be-
stimmten öffentlichen Politiken durch die Le-
gislativen unterschiedlicher Staaten. Es gehört
zu den betrüblichen quantitativen Überverein-
fachungen, dass in manchen Studien die An-
zahl der Gesetze bzw. Gerichtsentscheidungen
zu einem bestimmten Thema als Indikator für
die Stärke des Einflusses sozialer Bewegungen
verwendet wird (z.B. Costain/Majstorovic
1994, Landman 2000). Weitaus geglückter für
den quantitativen Ländervergleich von Bewe-
gungswirkungen präsentieren sich die Versu-
che einer Reihe von Forschern für Politikfelder
wie Abtreibung, soziale Rechte und Gewalt
gegen Frauen thematisch begründete Policy-
Indizies und -Rankings zu erstellen (z.B. Korpi
1989, Weldon 2002). Für ihre quantitative Stu-
die entwickelte beispielsweise Weldon einen
ausgeklügelten Indikator, der angibt in welchem
Ausmaß ein Staat in seinen Politiken das Pro-
blem sexualisierter Gewalt gegen Frauen auf-
greift. Dieser Indikator basiert auf sieben ver-
schiedenen inhaltlichen Aspekten, über die sie
für alle 36 untersuchten Länder Informationen
finden konnte. Zu den berücksichtigten Aspek-
ten gehörten u.a. die Durchführung von Straf-
rechtsreformen hinsichtlich häuslicher und se-
xueller Gewalt, das Vorhandensein von Frau-
enhäusern und die Einrichtung von öffentlich
finanzierten Trainings- und Aufklärungspro-
grammen zum Thema sexuelle Gewalt.

Aus der vorgestellten Konzeption sozialer
Bewegungen ergibt sich, dass es auch das Ziel
einer Bewegung sein kann, die Verabschiedung
eines Gesetzes zu verhindern. Trotzdem versu-
chen die meisten Studien die Faktoren zu iden-
tifizieren, die zur Verabschiedung von Geset-
zen führen und beschäftigen sich nicht mit der
Frage, wann es sozialen Bewegungen gelingt
ebensolche zu verhindern (Santoro 1999). Mir
erscheint es deshalb sinnvoll zu sein, zwischen
reaktiven und proaktiven politischen Auswir-
kungen zu unterscheiden (Kriesi et al. 1995).
Unter reaktiven Auswirkungen wird die Ver-

hinderung weiterer Nachteile, das heißt die Ab-
wendung einer Verschlechterung der Situation
in Bezug auf die Ziele einer Bewegung gefasst.
Unter proaktiven Auswirkungen wird die Errei-
chung von Vorteilen, das heißt eine substantielle
Verbesserung der Situation verstanden.

Eine ganze Reihe von Untersuchungen be-
schäftigt sich mit dem ‚Implementation Impact‘
sozialer Bewegungen (z.B. Andrews 2001,
Reese 2002). Viele Gesetze müssen, um ihre
gesellschaftliche Wirkung zu entfalten, von der
Exekutive aktiv umgesetzt werden. Und die
Implementierung öffentlicher Politiken kann
nicht als Automatismus angenommen werden.
In anderen Fällen müssen die Exekutive oder
die Judikative zumindest überwachen, dass an-
dere gesellschaftliche Akteure die neuen Politi-
ken umsetzen. Es ist wiederum sinnvoll zwi-
schen reaktiven und proaktiven Auswirkungen
zu unterscheiden. Proaktive Implementations-
wirkungen beziehen sich auf Fälle, in denen
soziale Bewegungen für die effektive Anwen-
dung und Umsetzung von Umwelt- oder Gleich-
stellungsgesetzen streiten (Andrews 2001). Re-
aktive Implementationswirkungen beziehen sich
auf Fälle, in denen soziale Bewegungen die
Umsetzung von politischen Entscheidungen zu
verzögern oder zu verhindern versuchen. Ein
gutes Beispiel dafür sind die Erfolge der Anti-
Atom-Bewegung in Ländern wie Deutschland,
der Schweiz und den USA den Bau von Atom-
kraftwerken durch Klagen und Massenproteste
massiv zu verzögern und schließlich teilweise
zu verhindern (Kitschelt 1986).

Der ‚Collective Goods Impact‘ ist ein wich-
tiger zusätzlicher Indikator zur Beurteilung der
politischen Auswirkungen sozialer Bewegun-
gen. Er liefert die Antwort darauf, ob und in-
wieweit staatliches Handeln wirklich zu den ge-
wünschten kollektiven Gütern geführt hat. So
ist es fraglos sinnvoll, den politischen Erfolg
der Umweltbewegung in verschiedenen Ländern
auch an Veränderungen der realen Umweltqua-
lität bzw. basierend auf Indikatoren für Ressour-
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cenverbrauch und/oder Emissionen zu messen
(z.B. Jahn 1998, Rucht 1999). Der politische
Einfluss der Arbeiterbewegung wird
beispielsweise oft mit Unterschieden in der Höhe
der jährlichen aggregierten Sozialausgaben ge-
messen (z.B. Hicks/Misra 1993, Swank 1983).

Diese beschreibende Übersicht hat die Be-
antwortung der Frage vermieden, welche Wir-
kungen Bewegungen eher erreichen können als
andere. Eine systematische und gesicherte Ant-
wort auf diese Frage zu geben, ist auf Basis des
derzeitigen Forschungsstandes nicht einfach,
weil zu wenige empirische Studien existieren,
die verschiedene Auswirkungsformen verglei-
chen. Trotzdem werde ich auch im Rückgriff
auf meine eigene Forschung eine vorsichtige
Einschätzung abgeben (Kolb 2005). Eine über-
regionale und nicht nur sporadische Protestmo-
bilisierung scheint in der Regel auszureichen,
um die Anliegen einer Bewegung zumindest tem-
porär auf die politische Agenda zu bringen. Eine

substantielle Änderung der Politik ist –
zumindest wenn diese im Konflikt mit Interes-
sen anderer mächtiger politischer Akteure ste-
hen würde – weitaus voraussetzungsvoller. Brei-
te öffentliche Unterstützung, Konflikte inner-
halb der politischen Elite und lang anhaltende
Mobilisierung scheinen Mindestvoraussetzun-
gen zu sein. Dass die gesellschaftliche Wirkung
politischer Veränderungen dann oft hinter den
Erwartungen zurückbleibt, ist darauf zurückzu-
führen, dass es Bewegungen nur in den seltens-
ten Fällen gelingt, auf die Formulierung der
Politiken Einfluss zu nehmen. Inwieweit Be-
wegungen auf Politikimplementierung Einfluss
nehmen können, ist zu großen Teilen von der
Offenheit der politisch-institutionellen Struktur
abhängig. In zentralistischen Staaten wie Frank-
reich, Japan oder Großbritannien sind die Mög-
lichkeiten dazu viel geringer als in föderalen
Staaten mit unabhängiger Judikative wie
Deutschland oder den USA.
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3 Die politisch-institutionellen
Auswirkungen

Es gehört zu den am besten gesicherten Ergeb-
nissen der Bewegungsforschung, dass die Struk-
tur der politischen Institutionen sowohl ihre
Mobilisierung als auch ihre Auswirkungen be-
einflusst. Leider wird viel seltener gefragt, wie
soziale Bewegungen ihrerseits den Staat trans-
formieren können (vgl. Quadagno 1992). Die
Ausnahme von dieser Regel bilden die spekta-
kulärsten Fälle staatlicher Transformation, wie
sie in Forschung über Revolutionen und De-
mokratisierung behandelt werden (vgl. Collier
1999, Foran 1997). Aber auch in etablierten
Demokratien können soziale Bewegungen in-
stitutionelle Auswirkungen nach sich ziehen.

änderung vollziehen kann. 1) Konsultation –
die einfache Bereitschaft die Anliegen einer Be-
wegung zu hören. 2) Verhandlungen – die for-
male Aufnahme von Gesprächen mit der indi-
rekten Anerkennung, dass die Bewegung ein
legitimes gesellschaftliches Interesse vertritt.
3) Anerkennung – die formale Akzeptanz der
Bewegung als legitimen Repräsentanten eines
gesellschaftlichen Interesses. Zu Recht ist an-
gemerkt worden, dass es sich bei diesen For-
men politisch-institutioneller Auswirkungen
um überwiegend symbolische Akte handelt –
allerdings sind diese als Voraussetzung für spä-
tere weitergehende substantielle Auswirkun-
gen identifiziert worden. Mit Hilfe der qualita-
tiven komparativen Analyse (QCA) reanaly-
sierte Ragin (1989) Gamson’s Daten über die
Erfolgsbedingungen von 53 amerikanischen
Protestgruppen. Die Akzeptanz der politischen
Gegner war Bestandteil von drei der vier kau-
salen Konfigurationen, die zu substantiellen
politischen Erfolgen führten. Ohne Akzeptanz
substantielle politische Erfolge zu erreichen ist
schwierig, weil sie die Unterstützung durch
dritte, nicht am Konflikt beteiligte Parteien und
eine Mittelklasse-Basis der Bewegung voraus-
setzt.

Zweitens können soziale Bewegungen zu
Änderungen der Struktur bzw. der internen Re-
geln einzelner politischer Institutionen beitra-
gen – diese Variante institutioneller Auswirkun-
gen hat Gamson (1975) als Inklusion bezeich-
net. Auswirkungen dieser Kategorie sind von
größerer politischer Relevanz, weil sie einerseits
schwieriger zurückzunehmen sind und anderer-
seits mittel- und langfristig betrachtet häufig auch
zu substantiellen politischen Auswirkungen füh-
ren (vgl. Rochon/Mazmanian 1993). In meinen
Augen lassen sich in dieser Gruppe politisch-
institutioneller Auswirkungen empirisch vier
Subkategorien unterscheiden: 1) Soziale Bewe-
gungen haben immer wieder zur Ausdehnung
des Wahlrechts auf bislang ausgeschossene ge-
sellschaftliche Teilgruppen (z.B. Frauen, Afro-

Zur Entwicklung einer systematischen Ty-
pologie halte ich es für sinnvoll als Ausgangs-
punkt das Konzept politischer Institutionen zu
wählen. Politische Institutionen werden defi-
niert als „formal arrangements for aggregating
individuals and regulating their behavior
through the use of explicit rules and decision
processes enforced by an actor or set of actors
formally recognized as possessing such power“
(Levi 1990). Jedes politische System verfügt
über eine Reihe politischer Institutionen, die für
grundlegende politische Funktionen der Regel-
setzung, Regelanwendung, Regelinterpretation
und der Regeldurchsetzung verantwortlich sind
(Rothstein 1998). Zu diesen Institutionen ge-
hören beispielsweise politische Parteien, (freie
und geheime) Wahlen, eine unabhängige Judi-
kative, Parlamente, usw. Darauf aufbauend ar-
gumentiere ich, dass soziale Bewegungen drei
unterschiedliche Typen politisch-institutionel-
ler Auswirkungen haben können.

Erstens können soziale Bewegungen das
Verhältnis zwischen sich und einer der oben
genannten politischen Institutionen verändern.
Unter dem Obergriff Akzeptanz hat William
Gamson (1975) drei idealtypische Varianten
vorgeschlagen, durch die sich eine solche Ver-
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amerikaner) geführt (vgl. Banaszak 1996, Gar-
row 1978). 2) Oft erst viele Jahre später und
nach weiteren Kämpfen konnten diese Grup-
pen ihr Wahlrecht dazu nutzen, Abgeordnete als
Repräsentanten ihrer Gruppe zu wählen (vgl.
Canon 1999, Haider-Markel et al. 2000). 3) So-
ziale Bewegungen haben schon oft zur Grün-
dung neuer exekutiver Behörden geführt, die
für die Bearbeitung der von ihnen thematisier-
ten gesellschaftlichen Probleme als zuständig
erklärt wurden (Gale 1986). 4) Gelegentlich
haben soziale Bewegungen das Parteiensystem
ihrer Länder durch die Entstehung neuer politi-
scher Parteien verändert. Gut erforscht ist, dass
die Entstehung der Grünen in der Bundesrepu-
blik auf die Mobilisierung der neuen sozialen
Bewegungen zurückgeführt werden kann
(Schnieder 1998). Dass die globalisierungskri-
tische Bewegung und die Anti-Hartz IV Protes-
te die Entstehung der WASG befördert haben,
ist offensichtlich, aber noch nicht systematisch
untersucht worden.

Drittens können soziale Bewegungen das
gesamte politisch-institutionelle Gefüge eines
Staates verändern – ein Vorgang, der als „state
transformation“ bezeichnet wurde (Quadagno
1992). So haben soziale Bewegungen in der
Schweiz und in etlichen US-Bundesstaaten mit
der Einführung direkt-demokratischer Verfah-
ren die Entstehung neuer politischer Institutio-
nen verursacht (Kriesi/Wisler 1999). Ohne den
Begriff „state transformation“ zu benutzen, be-
schrieb Elisabeth S. Clemens (1993), wie durch
die Frauenwahlrechts-Bewegung in den USA
das politische System eine tief greifende Än-
derung erfuhr: Der Akt der Wahl als einzige
Form legitimer politischer Partizipation wurde
ergänzt durch die Organisierung der verschie-
densten gesellschaftlichen Interessen in Grup-
pen, die mit Hilfe von Protest, Öffentlichkeit
und Lobbying Einfluss auf politische Entschei-
dungen zu nehmen versuchten.

Auch in Bezug auf die unterschiedlichen
Formen politisch-institutioneller Auswirkungen

stellt sich die Frage, welche Formen leichter zu
erreichen sind. Auf Basis der bestehenden Lite-
ratur lässt sich schlussfolgern, dass Akzeptanz
relativ einfach zu erreichen ist. Während „state
transformation“ ein seltener Ausnahmefall ist,
führt kontinuierliche und starke Bewegungs-
mobilisierung relativ häufig zu Änderungen in
politischen Institutionen.

4 Fazit

Die vorgestellten Typologisierungen der sub-
stantiellen politischen Auswirkungen und der
politisch-institutionellen Auswirkungen sozi-
aler Bewegungen sind nur ein Schritt hin zu
der Entwicklung einer Theorie der politischen
Auswirkungen sozialer Bewegungen und da-
mit zu einem besseren und umfassenden Ver-
ständnis deren politischer Relevanz. Zu jeder
Theorie gehört ebenso die Entwicklung einer
Reihe kausaler Mechanismen, die erklären wie
aus Bewegungsmobilisierung politische Ver-
änderung erwachsen kann, wie die Identifika-
tion externer und interner Variablen, die die
Erfolgsaussichten einer Bewegung beeinflus-
sen (vgl. Kolb 2005). Die ultimative Heraus-
forderung liegt darin, solche Mechanismen und
Variablen mit bestimmten Formen politischer
Auswirkungen in Verbindung zu setzen. Hier
steht die Bewegungsforschung noch ganz am
Anfang.

Felix Kolb war Stipendiat der Studienstif-
tung des Deutschen Volkes und hat an der FU
Berlin über die politischen Auswirkungen sozi-
aler Bewegungen promoviert. Er arbeitet als
Geschäftsführer bei der Bewegungsstiftung. E-
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Anmerkung
1 Allerdings halte ich eine weitere Differen-

zierung von politisch-institutionellen Auswir-
kungen in prozedurale und strukturelle Auswir-
kungen für nicht zweckmäßig.
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Wer heute nach dem Stand der Frauenbewe-
gung fragt, wird nicht mit einer einfachen oder
eindeutigen Antwort davon kommen. Fest-
steht, dass sich die westdeutsche Frauenbe-
wegung seit der Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten nicht zu einer gesamtdeutschen
Bewegung gemausert hat und ihre Zielsetzun-
gen und Anliegen mit der weltpolitischen
Wende um 1989 von anderen politischen Pri-
oritäten und Zwängen überholt bzw. margi-
nalisiert wurden. Die Gründe für diesen Be-
deutungsverlust, für die De-thematisierung
von Geschlechterfragen, auch für die geziel-
ten Rückschläge, den sog. ,Backlash‘ (vgl.
Faludi 1991), sind vielschichtig und können
hier nicht im Einzelnen erörtert werden.1 Und
die Frage stellt sich ganz aktuell, ob „eine
Bewegung, über die nicht berichtet wird, (tat-
sächlich) nicht stattfindet“ (Raschke 1988,
343; vgl. auch Wischermann 2003). Viele der
beruflich und politisch aktiven Frauen ver-
stehen sich auch heute noch als frauenbewegt
oder feministisch und werden in ihrer All-
tagspraxis im Wissen um die Geschlechter-
differenz von dem Einverständnis getragen,
dass Gleichberechtigung und ihre Umsetzung
unverzichtbar sind. Worum es jedoch im Fol-
genden gehen soll, ist die Frage, warum trotz
anhaltender sozialer Ungleichheiten in den
Geschlechterverhältnissen in der öffentlichen
Wahrnehmung wie in der politischen Diskus-
sion die Probleme der Gleichheit und Gleich-
berechtigung obsolet zu sein scheinen und
warum gerade auch jüngere Frauen sich nicht
einer Frauenbewegung zuordnen, geschwei-
ge denn als Feministinnen bezeichnen wol-
len.

Zweifellos hat die ‚Flaute‘ in der Frauenbe-
wegung auch etwas mit ihrem Erfolg und also
mit sozialem und kulturellem Wandel in den
Geschlechterverhältnissen zu tun, weshalb
zumindest die jüngeren Frauen tatsächlich in
veränderten sozialen Verhältnissen leben, in de-
nen die Zuordnung zum weiblichen Geschlecht
nicht unbedingt als maßgeblicher Platzanweiser
erfahren wird. Offensichtlich sind die verbes-
serten Bildungschancen und die veränderten
Lebensentwürfe, aber auch die ganz andere Le-
bensführung jüngerer Frauen im Vergleich zur
vorigen Generation. Denn Kontinuität, Erfolge
oder das Ende sozialer Bewegungen hängen
davon ab, wie sie von der nächsten Generation
wahrgenommen und weiter verfolgt werden
oder inwieweit diese nächste Generation sich
von ihren Zielsetzungen und Errungenschaften
distanziert.

Im Folgenden sollen die Einstellungen jün-
gerer Frauen zu Politik im Allgemeinen und zum
Feminismus im Besonderen untersucht werden.
Dazu werden zunächst kurz einige Ergebnisse
aus der Shell-Jugendstudie aus dem Jahr 2002
vorgestellt, um anschließend die wichtigsten
Veränderungen in den Lebensentwürfen junger
Frauen zu benennen. Den Hauptteil bildet die
Diskussion um die Nachfolge oder die Distan-
zierung von der Frauenbewegung, die mit Hilfe
des von Karl Mannheim entwickelten Konzepts
der ,Generationenlage‘ soziologisch als nur zu
typische Folge sozialen Wandels zu interpretie-
ren ist. Was bleibt ist die irritierende Frage, wie
angesichts einer selbstverständlichen Gleich-
heitsrhetorik die beharrlichen sozialen Ungleich-
heiten in den Geschlechterverhältnissen über-
wunden werden können.

Ute Gerhard

Nachfolge in der Frauenbewegung
Generationen und sozialer Wandel

Forschungsjournal NSB, Jg. 19, 1/2006
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1 Zur politischen Orientierung
junger Frauen

mit dem die besonderen Erfahrungen und mo-
ralischen Orientierungen von Frauen als ,ande-
re Stimme‘ (Gilligan 1984) zu berücksichtigen
und zugleich zu rehabilitieren wären. Tatsäch-
lich konstituierte sich mit der Frauenbewegung,
ihren Netzwerken, Medien und Projekten eine
neue Teil- oder Gegenöffentlichkeit, die Hand-
lungsfähigkeit und Einflussnahme versprach.
Doch im Stillwerden um die Frauenbewegun-
gen und mit der deutlichen Absage feministi-
scher Theoretikerinnen an identitätspolitische
Konzeptionen eines ,Wir‘ der Frauen sind die
Erklärungen, aber auch die politischen Strate-
gien komplizierter geworden. Warum, so bleibt
zu fragen, hat der Feminismus der 1970er Jahre
politisch so wenig bewegen können, oder anders
herum, warum – wenn doch das Ziel gleicher
Partizipation der Frauen noch längst nicht er-
reicht wurde – ist die jüngere Frauengeneration
offenbar nicht bereit, in die Fußstapfen der fe-
ministischen Vorkämpferinnen zu treten und
damit einer gelebten Geschlechterdemokratie
zum Sieg zu verhelfen?

Es gibt hierfür sehr unterschiedliche, sich
scheinbar widersprechende Erklärungen. Auf
der Basis empirischer Untersuchungen wäre zu
fragen, ob das geringe oder gar nachlassende
politische Interesse der jüngeren Frauengenera-
tion etwas mit der Flaute, dem Stillstand, den
Rückschlägen in der Frauenbewegung zu tun
hat, oder ob möglicherweise sogar ihre Erfolge
zu neuer Unbekümmertheit und einem indivi-
dualisierenden Desinteresse an den großen ge-
sellschaftlichen Fragen beigetragen haben. Die-
se Frage berührt mindestens zwei Ebenen der
Analyse:

Zum einen ist zu klären, ob oder inwiefern
die Frauenbewegung einen Wandel in den Ge-
schlechterverhältnissen eingeleitet hat und was
sich seit den 1970er Jahren im Selbst-Bewusst-
sein junger Frauen, ihren beruflichen Orientie-
rungen und Ansichten auf die Welt verändert
hat. Damit ist zugleich die Frage berührt, wel-
che strukturellen Barrieren dennoch gleich ge-

Nachfolge in der Frauenbewegung

In der 14. Shell-Jugendstudie von 2002, einer
repräsentativen Erhebung und Verlaufsstudie
über Einstellungen, Werthaltungen und Lebens-
entwürfe der Jugend in Deutschland, wird ein
rückläufiges Interesse der Jugendlichen an Po-
litik festgestellt. Nur noch 30 Prozent der Ju-
gendlichen zwischen 12 und 25 Jahren bezeich-
nen sich danach als politisch interessiert. Mar-
kante Unterschiede können allerdings im Hin-
blick auf Bildungsniveau und Geschlecht fest-
gestellt werden. Grundsätzlich zeigt sich ein
größeres politisches Interesse bei einem höhe-
ren Bildungsgrad. Doch Mädchen, deren politi-
sche Interessen trotz höherer Bildung und bes-
serer Schulnoten geringer als bei Jungen zu sein
scheinen, definieren ihr Engagement und das,
was sie als Gemeinwohl bezeichnen, anders:
„Mädchen mischen sich da ein, wo es um die
Gestaltung der unmittelbaren sozialen Nahbe-
reiche mit persönlichem Interesse und Engage-
ment geht.“ (Shell 2002: 41) Die weiblichen
Befragten orientieren sich interessanterweise
aber auch eher nach links und attestieren den
GRÜNEN eine höhere Kompetenz zur Lösung
anstehender Probleme (ebda. 217).

Diese Ergebnisse bestätigen frühere Befun-
de, wonach Mädchen und Frauen insbesondere
aus der größeren Distanz zu den etablierten For-
men von Politik, zu Parteien und Verbänden,
die Beteiligung an informellen Gruppen, Bür-
gerinitiativen und sozialen Bewegungen vor-
ziehen. Auf dem Höhepunkt der Frauenbewe-
gung hatte die Frauen- und Geschlechterfor-
schung in diesen alternativen Formen der poli-
tischen Einmischung zunächst einen Beleg für
ein ,anderes‘, weibliches Politikverständnis ent-
deckt (Meyer 1992) und auf der Basis dieser
Befunde einen Perspektivenwechsel angemahnt.
Danach ging es nicht nur darum, den Ausschluss
oder die Diskriminierung der Frauen zu bekla-
gen, vielmehr um einen neuen Politikbegriff,
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blieben sind. Das heißt, es geht zum einen um
das Verhältnis von Frauenbewegung und sozia-
lem Wandel. Zum anderen ist zu bedenken, dass
soziale Bewegungen grundsätzlich nicht auf
Dauer zu stellen sind, sich vielmehr durch Un-
beständigkeit, eben ‚Bewegung‘ und die Verän-
derung ihrer Zielsetzungen, Aktionsweisen und
Akteure auszeichnen. Könnte es also sein, dass
die Frauenbewegung obsolet geworden ist, sich
überlebt hat, oder wirkt sie möglicherweise in
ganz anderer Form und von uns bisher unbe-
merkt, untergründig, fort? Weil die Beantwor-
tung dieser Fragen je nach Alter und Erfahrung
sehr unterschiedlich ausfällt, werden die Mei-
nungsverschiedenheiten in diesem Punkt oft
auch als Generationenproblem verhandelt, tau-
chen Metaphern und Bilder auf, die von den
Müttern oder Töchtern der Frauenbewegung
reden.

2 Die veränderten Lebensentwürfe
junger Frauen

Empirische Untersuchungen zu den Einstellun-
gen und der „Lebensplanung junger Frauen“ in
der BRD (Geissler/Oechsle 1996; Seidenspin-
ner et al. 1996) ergeben kein einheitliches Bild.
Sie sind im Gegenteil durch ein spannungsrei-
ches Nebeneinander von Orientierungen, Wi-
dersprüchen und Ambivalenzen gekennzeich-
net, die auch als „ungleiche Gleichheit“ zusam-
mengefasst werden (Oechsle/Geissler 1998).
Dennoch zeigen sich Trends und deutliche Ver-
änderungen gegenüber der Frauengeneration der
Mütter. Junge Frauen von heute gehen selbst-
verständlich davon aus, dass sie einen Beruf
brauchen und dass sie berufstätig sein werden,
jenseits aller sonstigen Unterschiede im Hin-
blick auf soziale Herkunft, schulische und be-
rufliche Qualifikation oder unabhängig davon,
wie sie sich ihr späteres Leben vorstellen. D.h.
im Hinblick auf das Bildungsniveau, ihre schu-
lische wie auch die berufliche Qualifikation ha-
ben Mädchen und junge Frauen in der Bundes-

republik Deutschland in den letzten 30 Jahren
enorm aufgeholt, ja, ihre männlichen Altersge-
nossen in einigen Bereichen sogar überholt. Und
wie die letzte Shell-Jugendstudie betont, zeigen
Mädchen und junge Frauen wie junge Männer
heute eine starke Karriereorientierung (Shell
2002). Sie haben in den höheren Schulen in der
Regel die besseren Noten, sie stellen mehr als
die Hälfte derjenigen, die die Hochschulreife
erlangen (54,9%) und seit 1997 auch mehr als
die Hälfte der Studienanfänger (52,4%)(Klam-
mer et al. 2000). In allen späteren Karrierestu-
fen, angefangen bei den Studienabschlüssen
über die Promotion bis zu den Führungspositi-
onen in Wissenschaft, Wirtschaft und Politik,
nimmt der Frauenanteil dramatisch ab (bis zu
einer Männerquote von immer noch über 90%
bei den Lehrstuhlinhabern). Dies ist das Ergeb-
nis jener nach wie vor wirksamen strukturellen
Barrieren, die, vielfältig analysiert, auch als ‚glä-
serne Decke‘ beschrieben werden.

Wenn wir den Umfang gesellschaftlichen
Wandels beurteilen wollen, ist jedoch zu unter-
scheiden zwischen dem Beharrungsvermögen
der strukturellen Rahmenbedingungen und den
veränderten Leitbildern und Lebensentwürfen
junger Frauen. Während sich die in die Struktu-
ren eingelassenen vielfältigen geschlechtsspe-
zifischen Ungleichheiten nach wie vor an ihrer
schlechteren Stellung im Beruf, ihren niedrige-
ren Einkommen oder der im Vergleich zu Män-
nern miserablen sozialen Absicherung im Alter
ablesen lassen, kommen die neuen Lebensmus-
ter und Aspirationen einer ‚kulturellen Revolu-
tion‘ gleich. Da junge Frauen heute zumindest
bis zum Eintritt in den Beruf oder bis zu einer
Familiengründung wenig Diskriminierung er-
fahren haben – allenfalls auf subtilere, unauf-
fällige Weise, die eher individuellem Versagen
zugeordnet werden kann – gehen sie in der Be-
urteilung ihrer Chancen und Lebenspläne in ih-
rer großen Mehrheit von der Gleichberechti-
gung und Gleichstellung der Geschlechter aus.
Tatsächlich haben sie bis zum jungen Erwach-

Ute Gerhard
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senenalter die Geschlechterbeziehung weitge-
hend auch als gleiche erlebt, auch in der Le-
bensführung demonstrieren sie eher mehr Un-
abhängigkeit, da z.B. mehr junge Frauen als
Männer nicht im Elternhaus, sondern in einer
eigenen Wohnung leben (Geissler/Oechsle 1996;
Geissler 1998). Der Vergleich dieser Freiheiten
in der alltäglichen Lebensführung mit den Opti-
onen und Orientierungen ihrer Mütter zeigt das
ganze Ausmaß sozialen Wandels an. Dies wird
durch Ergebnisse aus der Lebenslauf- und Bio-
graphieforschung bestätigt, wonach die ältere
Generation der heute um 60-Jährigen die Selb-
ständigkeit und Unabhängigkeit vor allem der
Töchter betont und insgesamt sehr positiv be-
wertet. Auch ihrer Meinung nach hat sich Grund-
legendes geändert, insbesondere der Umgang
mit Eltern, LehrerInnen und ArbeitgeberInnen,
aber auch die Beziehung in Partnerschaften so-
wie der Umgang mit Kindern. Schließlich hat
auch das Modell der Hausfrauen-Ehe aus der
Sicht der nun älteren Frauen normativ wie fak-
tisch seinen den Lebenslauf bestimmenden Cha-
rakter verloren. Frauenerwerbsarbeit ist nicht
länger nur ein transitorischer Zustand bis zur
Ehe oder ein Notbehelf, vielmehr eine „Indiz
dafür, frei zu sein“ und „Bestandteil sinnerfüll-
ten Frauenlebens“ (Born et al. 1996).

Das Ausmaß der Veränderungen wird noch
einmal deutlicher, wenn wir uns die verschiede-
nen normativen Modelle vergegenwärtigen, die
für die Frauengenerationen nach 1945 hand-
lungsleitend waren. So wurde den Frauen in
Westdeutschland – und das gilt in gewisser Weise
für alle westlichen Nachkriegsgesellschaften
einschließlich den USA (Friedan 1963) – eine
einseitige Familienorientierung vorgeschrieben
und nachgesagt (Pfeil 1961). Die vorrangige
Bestimmung zur Hausfrau und Mutter und die
sog. Re-Maskulinisierung der Gesellschaft
(Moeller 1998) galt gleichzeitig als ‚Normali-
sierung’ der durch den Krieg forcierten Frauen-
emanzipation und damit der aus den Fugen ge-
ratenen Geschlechterordnung. Doch spätestens

seit den 1970er Jahren, als der expandierende
Arbeitsmarkt Arbeitskräfte benötigte und ge-
sellschaftliche Reformen nicht zuletzt durch die
Frauenbewegungen erzwungen wurden, ist von
der Doppelrolle, einer Doppelorientierung, aber
auch Doppelbelastung von Frauen die Rede,
wurden in Europa sehr unterschiedliche sozial-
politische Programme zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf aufgelegt. Während in West-
deutschland die Anwerbung von Gastarbeitern
die Lücken auf dem Arbeitsmarkt schließen und
gleichzeitig die geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung bewahren half, hat z.B. Schweden seit
den 1960er Jahren in seiner Sozialpolitik das
Gleichheitsprinzip durchgesetzt (vgl. Gerhard
et al. 2003; Kulawik 1999). Speziell in West-
deutschland hat eine konservative Familienpo-
litik lange Zeit das sog. Dreiphasen-Modell pro-
pagiert (Myrdal/Klein 1962), das Müttern den
Wiedereinstieg in den Beruf nach einer Famili-
enpause versprach. In bewusster Abgrenzung
zur sog. kollektivistischen Kindererziehung und
im Gegensatz zur Eingliederung auch der Müt-
ter in den Arbeitsprozess in der ostdeutschen
DDR sollte zumindest für das Kleinkindalter
die traditionelle Mutterrolle bewahrt und be-
günstigt werden, ohne doch je für Frauen prak-
tisch oder lebbar zu sein.

Die Frauen- und Geschlechterforschung hat
die Problematik dieser doppelten Einbindung,
der sog. ,doppelten Vergesellschaftung‘ der
Frauen in Familie und Beruf, als in sich wider-
sprüchlichen Lebenszusammenhang entlarvt, in
dem „Eines (die Erziehungs- und Hausarbeit)
zu wenig, beides aber (als) zu viel“ diagnosti-
ziert wurde (Becker-Schmidt 1984). Die Wi-
dersprüchlichkeit und Ambivalenz der Situati-
on erwerbstätiger Mütter wurde insbesondere
an den gegensätzlichen Anforderungen festge-
macht, denen Frauen als Erwerbstätige und
Mütter und damit Grenzgängerinnen zwischen
zwei Welten gegenüberstehen mit unterschied-
lichen Normen und Maßstäben für das Zeitha-
ben (vgl. Elias 1992), für die Befriedigung von
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Bedürfnissen oder das, was als Arbeit zählt.
Die in den Anfängen der Frauenbewegung the-
oretisch und politisch zugespitzte Gegenüber-
stellung von Haus- und Lohnarbeit (vgl. Dalla
Costa/James 1972) ist in der feministischen so-
zialpolitischen Diskussion inzwischen durch ein
umfassenderes Verständnis all der fürsorglichen
Tätigkeiten (im Englischen ‚care‘) abgelöst
worden, die, ob bezahlt oder nicht, vorwiegend
Frauen obliegen und ihre Ungleichheit in Fami-
lie und Beruf zementieren (Lewis 1998; Leira/
Saraceno 2002; Tronto 1996).

Umso erstaunlicher ist, dass die Propagie-
rung des Frauenleitbildes der berufstätigen
Mutter in der gleichen Zeit in der DDR nur
innerhalb von zwei Frauengenerationen eine so
prägende Kraft entfalten konnte und als Leit-
bild trotz des Umbruchs und des Wegfalls der
infrastrukturellen Voraussetzungen bis heute das
Verhalten und die Vorstellungen ehemaliger
Ostfrauen prägt. Beruf und Familie existieren
für sie „nicht nebeneinander, sondern sind
füreinander notwendig.“ Ohne Verständnis für
die Probleme der Westdeutschen wollen sie an-
scheinend „nichts Besonderes“, nur „als ganzer
Mensch leben“ (Keddi et al. 1999: 18).

Doch inwiefern unterscheiden sich die neu-
en Lebensmuster der jungen Frauen von denen
der älteren Generation, sind die Probleme nicht
eher die gleichen geblieben?

Alle neueren Untersuchungen betonen, dass
das strukturelle Dilemma, eine Balance zwi-
schen Beruf und Familie finden zu müssen, für
junge Frauen heute gleich geblieben ist, die
Widersprüche also nach wie vor nicht gelöst
sind. Verändert hat sich jedoch die Art und Wei-
se, wie die jüngere Generation mit diesen Wi-
dersprüchen umgeht. Zahlreiche empirische Stu-
dien der letzten Jahre belegen die Veränderung
der Lebenssituation der jüngeren Frauen,
insbesondere den Wandel ihrer Lebensentwür-
fe, aber auch die Unterschiedlichkeit und Viel-
falt ihrer Lebensplanung. Das heißt, das Bild ist
keineswegs eindeutig, lässt sich allenfalls typi-

sieren, so etwa wenn Birgit Geissler und Mecht-
hild Oechsle in ihrer Untersuchung der „Le-
bensplanung junger Frauen“ fünf Typen unter-
scheiden, die jeweils unterschiedliche Muster
des Verhältnisses zwischen den Lebensberei-
chen Beruf und Familie repräsentieren (Geiss-
ler/Oechsle 1996).

Zunächst ist da der Typus der doppelten Le-
bensplanung, der biographisch ein Gleichge-
wicht zwischen Familie und Beruf herzustellen
sucht, indem die Frau bewusst, erst nachdem
sie in einem Beruf Fuß gefasst hat, die Famili-
enpause einplant, um nach der Kleinkindphase
wieder zurück in den Beruf zu gehen, am besten
in eine Teilzeitbeschäftigung. Eindeutig sind bei
diesem Typus mit der Familiengründung die
„Grenzen der Planbarkeit eines Frauenlebens
erreicht“ (Geissler/Oechsle 1996: 92). Dieser
in der Lebenspraxis der Frauen in Westdeutsch-
land noch immer dominante Typ zeigt, dass die
Modernisierung ,einseitig‘ die Berufstätigkeit
betrifft (Geissler 1998), während die Hand-
lungsspielräume im Blick auf die Familiengrün-
dung weiterhin eingeschränkt sind. Das Leit-
bild der selbständigen Frau scheint immer noch
unvereinbar mit dem der guten Mutter zu sein
(Oechsle 1998).

Der Typ der familienzentrierten Lebenspla-
nung gibt der Familie, dem „Dasein für andere“
(Beck-Gernsheim 1983) eindeutig den Vorrang
vor der Berufstätigkeit, in seiner traditionellen
Variante ist er jedoch im Schwinden begriffen.
In der modernisierten Form ist die Berufsaus-
bildung gleichwohl wichtig, jedoch eine Balan-
ce ist nicht intendiert. Dieser Lebensentwurf ist
zumindest in Westdeutschland nach wie vor am
meisten akzeptiert und findet auch in alltags-
weltlichen Vorstellungen zur Geschlechterdif-
ferenz große Unterstützung. Auf weniger Tole-
ranz dürfte der Typus junger Frauen stoßen, die
sich an einem berufszentrierten männlichen Le-
benslauf orientieren, d.h. insbesondere ökono-
mische Selbständigkeit, Gleichheit in der Part-
nerschaft und eine berufliche Karriere anstre-
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ben. Sie sind realistisch, wenn sie sich ein Le-
ben mit Kind und Karriere nicht vorstellen kön-
nen. Daneben entdecken die Autorinnen in ih-
rem Sample schließlich auch eine Minderheit
junger Frauen, die einen neuen Typus „indivi-
dualisierter Lebensplanung“ bilden, an dem sich
am deutlichsten ein sozialer Wandel ablesen
lässt. Diese jungen Frauen betonen die Bedeu-
tung des Berufs für ihre Persönlichkeitsentwick-
lung, doch sie beharren auf Selbstständigkeit und
Autonomie trotz und im Widerstand gegen von
außen gesetzte ökonomische Zwänge. Charakte-
ristisch für sie ist der Anspruch auf die Gestal-
tung der Partnerbeziehungen und die Suche nach
einem neuen Geschlechterarrangement. Zu er-
wähnen bleibt letztlich die Gruppe der Frauen,
die sich einer Lebensplanung verweigern, im Sta-
tus quo einen eigenen Weg suchen bzw. sich mit
kurzfristigen Arrangements zufrieden geben.

Diese Befunde decken sich in vieler Hin-
sicht mit einer anderen Untersuchung, die als
Längsschnittstudie über junge Frauen in Ost-
und Westdeutschland im Vergleich schon am
Ende der 1980er Jahre angelegt war und de-
ren Ergebnisse nun vorliegen. Noch entschie-
dener wird hierin allerdings die Vielfalt weib-
licher Lebensentwürfe herausgearbeitet, bei
denen – so die Autorinnen – keineswegs immer
die Balance zwischen Familie und Beruf im
Mittelpunkt stehe. Vielmehr hätten sich im
Zuge gesellschaftlicher Individualisierungs-
prozesse neue Optionen aufgetan: „Junge
Frauen genießen mehr Freiheiten, sind aber
auch – anders als die Generation ihrer Mütter
– dem Zwang ausgesetzt, einen eigenen Le-
bensentwurf zu entwickeln.“ (Keddi et al.
1999) Expliziter noch werden demgemäß die
Lebensthemen beschrieben, für die weder
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Beruf noch Familie durchweg strukturieren-
de Fixpunkte in der Lebensgestaltung sind.
Dazu gehört die Suche nach einem eigenstän-
digen, nicht an normativen Vorgaben oder Ge-
schlechterrollen orientierten Leben, die als
„eigener Weg“ thematisiert wird, ferner das
Lebensthema „gemeinsamer Weg“, das sich
in Partnerschaft jenseits von Familie im tradi-
tionellen Sinn verwirklicht. Jenseits des Be-
rufes – so auch Angelika Diezinger und Ma-
ria S. Rerrich – hat der Alltag junger Frauen
vielfältige Bezugspunkte in unterschiedlichen
personellen Konstellationen. „Ehe und Fami-
lie sind nicht die einzigen oder gar die einzig
bedeutsamen ‚Gegenpole‘ zu Beruf und Ar-
beitsmarkt in der alltäglichen Lebensführung
junger Frauen.“ (Diezinger/Rerrich 1998:
165)

Insgesamt bestätigen die empirischen Un-
tersuchungen eine Vielfalt von Lebensformen
auch bei jungen Frauen, für die es keinen domi-
nierenden Lebensentwurf mehr gibt, aber auch
die Unterschiedlichkeit der Lebenslagen. Cha-
rakteristisch scheint in allen Fällen das Neben-
einander von alten und neuen Leitbildern, aber
auch von Gleichheits- und Ungleichheitserfah-
rungen zu sein. Dabei erweist sich der Zuwachs
an Handlungsspielräumen auch als unsicheres,
nicht erprobtes Terrain. Die enorme Erweite-
rung der Handlungsmöglichkeiten, der von ei-
ner Frauengeneration zur nächsten als Umbruch
vieler Selbstverständlichkeiten zu qualifizieren
ist, bleibt daher eine „unfertige Revolution“
(Oechsle 1998), weil er vor allem für den priva-
ten Bereich, für Partnerschaft, Liebe oder Mut-
terschaft vorwiegend tradierte Leitbilder, keine
neuen gleichberechtigten Konzepte anbietet. Die
Handlungsspielräume werden zudem durch ex-
terne Faktoren eingeschränkt, die nicht in der
Entscheidungsmacht der einzelnen stehen. Dazu
gehören die strukturellen Rahmenbedingungen
wie sozialer Status oder Gelegenheitsstruktu-
ren im Umfeld einer Person, etwa die Unter-
stützung bzw. Behinderung der Lebenschancen

durch Eltern oder Partner. Überhaupt wird in
allen Untersuchungen die Bedeutung von Part-
nerschaften und Paarbeziehungen hervorgeho-
ben, in denen Gleichheit oder Gleichberechti-
gung im Hinblick auf die konkrete Arbeitstei-
lung zur Verhandlung stehen und je nach dem
unter den Bedingungen der Ungleichheit oder
wechselseitiger Rücksichtnahme gestaltet wer-
den.

In der Einschätzung und Selbstwahrneh-
mung junger Frauen kann nun diese Vielfalt
der Optionen, Anforderungen und Zumutun-
gen auch zu dem Schluss führen, in den Ent-
scheidungen frei und für die Folgen allein
verantwortlich zu sein. Die Ausdifferenzie-
rung und Individualisierung der Lebensla-
gen scheint den Individualisierungstheorien
recht zu geben, die insbesondere die ,nach-
holende‘ Individualisierung auch der Frau-
en als ,Risiko‘ für den sozialen Zusammen-
halt behandeln (Beck 1986; Beck/Beck-
Gernsheim 1994), ohne zu bedenken, dass
„Individualisierung je nach Geschlecht (mög-
licherweise) Unterschiedliches bedeutet.“
(Rerrich 1994) Angelika Diezinger kommt
in ihrer Untersuchung der Individualisie-
rungsprozesse von Frauen zu dem Schluss,
dass weibliche Individualisierung – im Ge-
gensatz zur dominanten Form der Arbeits-
markt-Individualisierung, die an „männli-
chem Berufsmenschentum“ festmacht – nicht
notwendig die Freisetzung aus sozialen Bin-
dungen bedeutet, sondern gerade den Ver-
such der Individualisierung in Bindungen
beinhaltet. Nur wer Individualisierung unter
die Zwangsgesetze des Arbeitsmarktes stellt
und damit das Horror-Szenario der „voll-mo-
bilen Single-Gesellschaft“ zeichnet (Beck
1986), muss das Festhalten an Bindungen
und die Übernahme der Verantwortung in
sozialen Beziehungen als Behinderung oder
Defizit beschreiben. Auf diese Weise wer-
den erneut Bindungen im Privatbereich aus
der gesellschaftlichen Analyse ausgeblendet,
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anstatt soziale Beziehungen in das Konzept
der Autonomie zu integrieren. „Erst wenn
man den Blickwinkel ändert und die Gestal-
tung und Erhaltung sozialer Beziehungen als
allgemein gesellschaftliche Notwendigkeit
berücksichtigt“, so Angelika Diezinger,
„stellt sich Individualisierung nicht nur als
Defizitmodell der Arbeitsmarkt-Individuali-
sierung dar.“ (Diezinger 1991: 26) In dieser
Perspektive können Frauen daher wegen ih-
rer breiten Erfahrungen und Praxis in der
Vereinbarung unterschiedlicher Lebensauf-
gaben m.E. eher als Pionierinnen einer neu-
en, Arbeit und Leben verbindenden Lebens-
weise, denn als Nachzüglerinnen der Mo-
derne bezeichnet werden.

Doch trotz oder gerade weil gesellschafts-
kritische Deutungen inopportun geworden
sind, scheinen Individualisierungstheorien dem
Zeitgeist zu entsprechen. In ihrer simplifizier-
ten, aber im Alltagsverständnis verbreiteten
Form besagt die Individualisierungsthese, dass
jeder, auch jede, ihres/seines Glückes Schmied
sei. Unter der Hegemonie neo-liberaler Dis-
kurse heißt dies, dass individuelle Erfahrun-
gen der Geschlechterdifferenz nicht mehr not-
wendigerweise als kollektive Unrechts- und
Ungleichheitserfahrungen wahrgenommen
oder formuliert werden können. Paula-Irene
Villa zitiert in diesem Kontext die typische
Aussage einer Studentin, die meint: „Wer heu-
te diskriminiert wird, ist selber schuld.“ (Villa
2003: 274)

Hat demnach die selbstbewusste Überzeu-
gung, im Einklang mit soziologischen Indivi-
dualisierungstheorien die Probleme individuell
lösen zu können, unbemerkt wieder zu einer
Privatisierung jener Problematiken geführt, die
von der neuen Frauenbewegung mühsam auf
die Agenda gesetzt wurden? Doch damit ist die
Frage noch nicht beantwortet, ob die Frauenbe-
wegung obsolet geworden ist oder ob und wa-
rum sie unter den Jüngeren keine Nachfolgerin-
nen gefunden hat.

3 Das Problem der Generationen:
Nachfolge oder Distanzierung von
der Frauenbewegung

Es ist in den Feuilletons, politischen Gazetten,
aber auch in alltäglichen Kommunikationen üb-
lich geworden, die Frauenbewegung für alles,
für ihr Versagen und ihre Versäumnisse, aber
auch für die noch nicht verwirklichte Gleichbe-
rechtigung oder Emanzipation selbst verantwort-
lich zu machen. Besserwisserisch wird ihr Auf-
stieg und Fall kommentiert, ja, es scheint zum
‚guten Ton‘ zu gehören, sich von der politi-
schen Bewegung der Frauen oder zumindest
von den Feministinnen zu distanzieren: „Ich bin
keine Feministin, aber…“ Allerdings – so ist
von jungen Frauen zu hören – „zwingen einen
die Verhältnisse manchmal dazu, feministische
Positionen oder Anliegen zu vertreten“. Nun ist
solche Stimmungsmache im Grunde ein bekann-
tes Muster, denn erstens: Feministinnen waren
immer eine Minderheit in der Gesellschaft, auch
in den Hochphasen der Frauenbewegung. Und
zweitens: Die herrschende Meinung und ihre
Medien, von den Witzblättern über wissen-
schaftliche Erzeugnisse bis zur Literatur, waren
immer bereit, eher antifeministische oder gar
frauenfeindliche Äußerungen abzudrucken. Das
hat etwas mit Macht und der Tatsache zu tun,
dass die Lösung der Frauenfrage ins Zentrum
der gesellschaftlichen Ordnung führt und für
die Inhaber der Macht ungemütlich werden
könnte. Nach wie vor trifft die Typisierung der
Feminismus-Gegner, die Hedwig Dohm am
Beginn des 20. Jahrhundert in ihrer scharfsin-
nigen Analyse der ,Antifeministinnen‘ vorge-
nommen hat, den Kern der Probleme (Dohm
1902 (1976)). Nun ist nicht zu leugnen, dass
spätestens seit dem Jahre 1990, nicht zufällig
im Zuge der neuen Weltordnung nach 1989 und
neuer politischer Prioritäten, die Frage, wo die
Frauenbewegung steht, ja, ob es sie überhaupt
noch gibt, immer häufiger gestellt wurde. Am
Beginn der 1990er Jahre hatte die Erfahrung
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und die Diagnose eines ,Backlash‘ (Faludi
1991) bei den Frauen noch trotzige Reaktionen
hervorgerufen und der Antifeminismus-Kam-
pagne stillen, beharrlichen Widerstand entgegen
gehalten. Hatten andere den neuen Gegenwind
zunächst lediglich ,Flaute‘ oder auch als ,Atem-
pause‘ (Gerhard 1999) deuten können, den je-
der politische Akteur braucht, um auf neue He-
rausforderungen angemessen zu reagieren, so
haben die Reaktionen der jüngeren Generation
gegenüber dem Feminismus heute einen neuen
Ton und eine andere Qualität. Diejenigen Frau-
en, die heute das ,Feminismus-Bashing‘ betrei-
ben, sind selbstbewusst, polemisch in ihrer Dik-
tion und sparen nicht mit Klischees oder Vor-
würfen gegenüber den Siebziger-Jahre-Femi-
nistinnen. Ihrer Meinung nach war die damals
neue Frauenbewegung allzu dogmatisch, män-
nerfeindlich und exklusiv, zumindest – so ist
ihre Wahrnehmung – wurde sie „immer mehr
zur geschlossenen Gesellschaft“ (Weingarten/
Wellershoff 1999: 29).

An anderer Stelle ist zu lesen: „Bedenkli-
cher als die absichtsvolle Nichtbeteiligung der
Männer ist indes, dass auch junge Frauen kaum
Anlass sehen, sich mit Feminismus, Frauenpo-
litik oder dem ominösen Gender-Begriff ausein-
ander zu setzen. Das liegt nicht etwa an der
grundsätzlichen Abneigung gegen das Thema
Gleichberechtigung. Abgeschreckt fühlen sich
die jungen Frauen jedoch von der Betroffen-
heitskultur der Frauenbewegung der Siebziger,
die den Opferstatus von Frauen noch immer als
Kern des weiblichen Selbstverständnisses iko-
nisiert. Auch wenn Frauen vielfach Opfer sind:
Die jungen Frauen von heute können mit solch
gefühlsduseliger Nabelschau wenig anfangen.
Sie wollen nicht länger Objekt, sondern Sub-
jekt sein.“ (Bruns 2000)

Dieser Originalton wurde zitiert, um die
Emotionalität der Distanzierung und die Schwie-
rigkeit einer sachlichen Entgegnung oder Deu-
tung zu demonstrieren. Denn ebenso falsch wie
die pauschale Verurteilung der Feministinnen

wäre eine Generalisierung „der jungen Frau-
en“. Tatsächlich ist die Kritik der Nachwuchs-
generation am Feminismus bzw. der Frauenbe-
wegung insgesamt sehr viel differenzierter und
vielschichtiger. Sie zielt einerseits auf die Inhal-
te und Ansätze feministischer Theorien, die von
einem ‚Wir‘ der Frauen ausgingen und damit
das ‚Frau-sein‘ zum Ausgangspunkt feministi-
scher Gesellschaftsanalysen gemacht haben.
Diese Kritik wurde und wird vornehmlich von
jüngeren Wissenschaftlerinnen formuliert, die
heute an den Universitäten bereits in die Fuß-
stapfen der teilweise etablierten Frauenforscher-
innen getreten sind und um die 40 Jahre alt sein
dürften. Sie betonen zu Recht die Verschieden-
heit der Frauen sowie all die anderen Struktur-
merkmale, Klasse, Rasse, sexuelle Orientierung
oder Alter etc., auch wenn zu Unrecht in Ver-
gessenheit geraten ist, wie sehr sich feministi-
sche Theoretikerinnen schon in den Anfängen
über das Verhältnis von Klasse und Geschlecht
bzw. Rasse und Geschlecht gestritten haben.

Andererseits sind gerade unter den weit jün-
geren Frauen, den Studentinnen, Doktorand-
innen von heute, kritische Stimmen nicht zu
überhören, die im vollen Bewusstsein der Er-
rungenschaften des Feminismus den Anspruch
artikulieren, eigene Formen politischer Einmi-
schung zu entwickeln, die nicht auf den ersten
Blick als  ,Politik‘ zu erkennen sind. Ohne Zwei-
fel hat auch die weltweit und theoretisch sehr
differenziert geführte feministische Debatte um
die Dekonstruktion der Kategorie ‚Geschlecht‘
(vgl. stellvertretend Butler 1990), die zu einer
Radikalisierung feministischer Theorie, einer
grundsätzlichen Kritik an jeder Form von Iden-
titätslogik und Identitätspolitiken geführt hat,
ihren Teil zur Distanzierung von einem einsei-
tig essentialistisch, auf das Frau-sein, gestütz-
ten Feminismus beigetragen. Auch wenn dies
als Missverständnis feministischer Gesell-
schaftskritik aufzuklären ist, sind die politischen
Folgen dieser Kontroversen nicht zu leugnen.
Gerade wegen der poststrukturalistisch auf ho-
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hem intellektuellen Niveau begründeten Theo-
riedebatte, in der zugleich die Fähigkeit zu Selbst-
kritik und Selbstreflexion zum Ausdruck kam,
hat dieser sog. ,linguistic turn‘ doch auch zu
politischer Verunsicherung geführt. Mit dem
,Ende der großen Erzählungen‘ schien auch der
Frauenbewegung als emanzipatorischer Bewe-
gung die gesellschaftstheoretische Begründung
abhanden zu kommen. Auch wenn poststruktu-
ralistische Theoretikerinnen versicherten, in der
ganzen Debatte nicht die politische Handlungs-
fähigkeit von Frauen in Frage zu stellen, war
oftmals immer weniger zu vermitteln, was fe-
ministische Erkenntnistheorien mit den Alltags-
problemen der Mehrheit von Frauen zu tun ha-
ben.

Interessanterweise ist dieser erkenntnisthe-
oretische Streit und Paradigmenwechsel in der
deutschen feministischen Diskussion auch als
Generationenkonflikt thematisiert worden. Die
älteren Feministinnen argumentierten, dass of-
fensichtlich „der Erfahrungshintergrund der jün-
geren Wissenschaftlerinnen und StudentInnen
ein völlig anderer sei als in den Anfängen der
Frauenbewegung, als die feministische Theorie
und Praxis der antiautoritären Studentenbewe-
gung von vielen als eine Art Offenbarung emp-
funden, in deren Lichte sämtliche – auch die
persönlichen Verhältnisse neu interpretiert wur-
den“ (Feministische Studien 2/1993; vgl. auch
Modelmog/Gräßel 1994). Hiermit war der Ver-
such gewagt, die unterschiedlichen Positionen
und wechselseitigen Irritationen auch als Gene-
rationenproblem zu analysieren.

Tatsächlich ist das „angespannte Verhältnis
zwischen älteren und jüngeren – feministischen?
– Frauen“ (Villa 2003: 266), das in diesen Dis-
kussionen zum Ausdruck gekommen ist, mit
Karl Mannheims Konzept der Generation zu
ent-dramatisieren und gleichzeitig für die Ana-
lyse dessen, was Feminismus heißen kann, ernst
zu nehmen. Mannheim, der die Generationenla-
ge wie die Klassenlage in den größeren Zusam-
menhang von sozialem Wandel stellt und hierbei

insbesondere die aktive Rolle sozialer Bewe-
gungen bedenkt, spricht – anders als im demo-
graphischen oder biologischen Verständnis von
Generationenfolgen mit einem Abstand von etwa
30 Jahren – von der Herausbildung von Gene-
rationen als dem „Phänomen der verwandten
Lagerung der Menschen im sozialen Raum“
(Mannheim 1970 (1928/1929): 526) und be-
zeichnet damit sehr viel kürzere Zeitspannen und
Erfahrungsräume, die das Bewusstsein be-
stimmter Jahrgänge in gleicher Weise prägen.
Damit wird es gerade im Blick auf soziale Be-
wegungen als dynamische Akteure und Moto-
ren sozialen Wandels möglich zu berücksichti-
gen, dass einerseits die nachwachsende Gene-
ration bereits andere Bedingungen/Errungen-
schaften vorfindet, die den Erfolg – in diesem
Fall – der Frauenbewegung ausmachen. Ande-
rerseits können diese Errungenschaften, das
kulturelle Erbe des sozialen Wandels, von den
Jüngeren nicht einfach übernommen werden,
sie müssen vielmehr neu angeeignet, dabei ver-
ändert und transformiert werden. D.h. Distan-
zierungen, ganz andere Zugänge und Lernpro-
zesse sind notwendig und produktiv, ausdrück-
lich aber auch für beide Seiten: Das bedeutet,
die älteren Feministinnen kommen gar nicht
umhin zu akzeptieren, dass jüngere Frauen heu-
te zum Teil Lebensweisen und Freiheiten prak-
tizieren, für die sie selbst eifrig gestritten haben.
Dazu gehören alternative Formen der Partner-
schaft und der Lebensgestaltung, die Selbstbe-
wusstsein und Eigenständigkeit voraussetzen.
Solche Eigenständigkeit kann auch nicht hei-
ßen, dass die Töchter der Frauenbewegung „das
Erbe der Mütter“ (Chodorow 1985) wider-
spruchsfrei annehmen oder gar gehorsam ver-
walten. Es bedeutet vielmehr, dass sich femi-
nistisches und politisches Engagement heute
möglicherweise in ganz anderen Formen politi-
scher Praxis oder kultureller Repräsentation
äußern kann.

Ein Beispiel hierfür ist die „Riot Grrrls Be-
wegung“, eine Gruppierung junger, feministisch

Nachfolge in der Frauenbewegung



34

orientierter Frauen in der unabhängigen Rock-
Szene, in der in jüngster Zeit viele reine Frauen-
bands oder Einzelkünstlerinnen in Erscheinung
getreten sind (Gottlieb/Wald 1995: 167f.). Das
Bedürfnis gerade auch engagierter junger Frau-
en, nicht primär ,als Frauen‘ markiert und damit
auf das Frausein festgelegt und reduziert zu
werden, ist Kennzeichen für einen neuen Um-
gang mit dem Geschlechterproblem. Es wird
oft auch mit der Zusicherung verknüpft, nicht
wie die Feministinnen der 1970er immer gleich
den Kampf mit den Männern aufnehmen zu
wollen. So etwa, wenn in einer anderen alterna-
tiven Szene, einer Frauen-Gruppe in der Ha-
cker-Szene – den sog. Haecksen in Anlehnung
an Hexe – die Beteiligten betonen, keine femi-
nistischen Ziele zu verfolgen, gleichzeitig aber
den weiblichen Nachwuchs im Umgang mit
Technik und Computer fördern und ,Frauen-
räume‘ im Internet verteidigen zu wollen (Weck-
wert 2005).

Und doch zeigt sich in dem Widerspruch,
sich ausdrücklich nicht ,als Frauen‘ zu definie-
ren, gleichwohl feministische Politiken zu be-
treiben, das bereits erwähnte Dilemma einer ein-
seitigen Modernisierung und eines unfertigen
gesellschaftlichen Wandels: Einerseits erfahren
junge Frauen heute, dass Geschlecht zunehmend
an Bedeutung verliert, dass Frauen also gleiche
Bildungschancen haben, damit aber auch glei-
chen individualisierten Berufsanforderungen
ausgesetzt sind. Andererseits wissen sie sehr
wohl, wie hartnäckig Frau-sein die Lebenschan-
cen einengen kann und nach wie vor als Platz-
anweiser in einer geschlechtshierarchisch orga-
nisierten Gesellschaft funktioniert. In der selbst-
bewussten Behauptung, gleichberechtigt zu sein,
und in der ausdrücklichen Zurückweisung, ,als
Frau‘ – viel dezidierter noch: als Feministin –
zu agieren, könnte auch eine Ursache für die
Weigerung vieler junger Frauen liegen, das Erbe
des Feminismus anzutreten, um damit noch ein-
mal expliziter als Frau exponiert und markiert
zu sein.

Schließlich bleibt in der Vielfalt der Lebens-
entwürfe eine andere Variante der Distanzierung
und des eigenen Zugangs zum Feminismus er-
wähnenswert: Wenn jüngere Wissenschaftler-
innen darauf bestehen, dass Frau nicht aus der
Frauenbewegung kommen oder an ihr teilha-
ben muss, um Feministin zu sein, sondern eben-
so die intellektuelle Auseinandersetzung mit den
beharrlichen politischen und sozialen Struktu-
ren im Geschlechterverhältnis eine Frau zur Fe-
ministin macht. Diese „eher intellektuelle und
kognitive als emotionale oder identifikatorische
Sozialisation ist auch heute nicht nur möglich,
sondern notwendig“, betont Paula-Irene Villa
als eine Vertreterin dieses Zugangs (Villa 2003:
279). Hierin liegt die noch immer politische Be-
deutung und Wirkung von Frauenstudien/Gen-
der Studies als akademischem Lehr- und Lern-
programm. Dies belegt die von der Europäi-
schen Union geförderte, vergleichende Studie
„Employment and Women’s Studies: The Im-
pact of Women’s Studies Training on Women’s
Employment“ (Griffin 2002)2 aus neun Län-
dern. Danach sind Frauen- und Geschlechter-
studien keineswegs nur eine Schule der Be-
wusstseinsbildung und politischen Aufklärung,
sondern vermitteln neben den besonderen Ein-
blicken in die Geschlechterverhältnisse als ge-
sellschaftliche Verhältnisse, neben der Schulung
zur Selbstreflexion und Gesellschaftskritik auch
persönliche und wissenschaftliche Schlüssel-
qualifikationen, die nach übereinstimmender
Einschätzung der Absolventinnen berufliche
Chancen eröffnen und entscheidenden Einfluss
auf ihre Berufswege haben. In der Ausbildung
zur Kritikfähigkeit und soziologischer Analyse
aber stellen sie auch eine institutionelle Res-
source dar, die einen Nährboden bilden für neue
Formen des Protestes, möglicherweise einer
neuen feministischen Bewegung. „Auf eine
Kritik bestehender Herrschafts- und Ungleich-
heitsverhältnisse“, so Anja Weckwert ebenfalls
als eine Vertreterin der jüngeren Generation,
„können feministische Wissenschaft und Pra-
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xis nun aber in der Tat nicht verzichten.“ (Weck-
wert 2005: 35)

4 Resümee

Zusammengefasst lässt sich ein deutlicher Be-
wusstseinswandel, vor allem aber eine verän-
derte Lebensführung und ein Zuwachs an Hand-
lungsspielräumen für die gegenwärtige Gene-
ration junger Frauen feststellen, der sich in neu-
en Frauen- und Männerbildern, kulturellen
Selbstverständlichkeiten und Veränderungen in
der Alltagskultur, aber auch in neuen kulturel-
len und medialen Formen der Selbstdarstellung
und Partizipation ausdrückt. Trotzdem ist die
gegenwärtige Situation durch die Gleichzeitig-
keit von Gleichheit und Ungleichheit im Ge-
schlechterverhältnis geprägt. Trotz stärkerer
Präsenz von Frauen in der politischen Öffent-
lichkeit ist das Ziel einer ,anderen‘ Politik im
Sinne von mehr ,Geschlechterdemokratie‘ nicht
erreicht worden, sperren sich die Strukturen und
institutionellen Vorgaben in Politik und Wirt-
schaft, insbesondere aber auf dem Arbeitsmarkt
und in der Familie nach wie vor gegen gleichbe-
rechtigte Partizipation und den Abbau der Ge-
schlechterhierarchien. Die Kennzeichnung der
Meinungsverschiedenheiten und Missverständ-
nisse zwischen älteren und jüngeren – feminis-
tischen? – Frauen als bloße Mutter-Tochter-
Dynamik ist zu Recht problematisiert worden
(Thon 2003), weil sie zur Verkürzung der kom-
plexen Beziehungen und theoretischen Diffe-
renzen geführt hat. Gleichwohl wäre es ein Miss-
verständnis mehr, die Verwendung der Mutter–
Tochter–Metapher sogleich als Referenz auf
Theorien der Geschlechterdifferenz im Sinne
des Affidamento-Ansatzes zu deuten und damit
den älteren Frauen in der Frauenbewegung die
Funktion ,symbolischer Mütter‘ aufzubürden.
Wenn sich das Bild, nicht zuletzt auch in den
empirischen Analysen, immer wieder ein-
schleicht, so ist hiermit ein soziologischer An-
satz gewählt, der den Zusammenhang zwischen

Generationenbildung, Generationenkonflikten
und sozialem Wandel herausarbeiten möchte.
Mit dieser Klarstellung sei dennoch auch die
persönliche Anmerkung einer Vertreterin der
älteren Generation erlaubt: Es bleibt ein Restri-
siko und die Sorge, wie es der nächsten jünge-
ren Frauengeneration gelingen kann, ihr neues
Selbstbewusstsein und die nur anscheinend in-
dividuell zu bewältigenden Anforderungen und
Chancen trotz alter Widerstände in eine politi-
sche Kraft umzuwandeln, die Einfluss nehmen
kann, um den Feminismus als politisches Pro-
jekt mit der Verwirklichung einer Geschlechter-
demokratie tatsächlich überflüssig zu machen.

Dr. Ute Gerhard ist Professorin für Sozio-
logie mit dem Schwerpunkt Frauen- und Ge-
schlechterforschung der J.W. Goethe-Univer-
sität Frankfurt und Direktorin des Cornelia-
Goethe-Centrums für Frauenstudien.

Anmerkungen
1Vgl. hierzu z.B. Knapp/Wetterer (2001),

Hornung/Gümen/Weilandt (2001) und Gerhard
(1999).

2Vgl. auch http://www.hull.ac.uk/ewsi/
comparative_data_reports.htm.
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Die Ölplattform Brent Spar liegt heute nicht auf
dem Grund der Nordsee. Diese Tatsache ist
bemerkenswert, denn Shell wollte, einer
durchaus üblichen Praxis folgend, den billigen
Weg der Versenkung wählen, um sich der aus-
gedienten Ölplattform zu entledigen. Doch eine
Kampagne von Greenpeace, die erfolgreich zu
einem Boykott der Shell-Tankstellen aufrief,
änderte die Lage. Brent Spar wurde schließlich
an Land geschleppt und dort zerlegt. Das Ver-
senken von Ölplattformen im Meer ist mittler-
weile verboten.

Es ist ausgesprochen selten, dass sich Erfol-
ge von Umweltprotest so klar ausmachen las-
sen wie hier. Die Ursache für die Entscheidung
von Shell lag eindeutig in den Aktionen von
Greenpeace. Umweltprotest entsteht oft allmäh-
lich, wird intensiver und ebbt wieder ab, kann
sich auch kontinuierlich mit konkreten Projek-
ten oder allgemeinen Problemlagen befassen.
Der Protest kann lokal begrenzt sein oder ein
ganzes Land erfassen. Welche Proteste nun zu
welchen Ergebnissen führen, ist am Ende kaum
zu sagen.

Diesem Problem lässt sich begegnen, indem
entweder die Lupe angesetzt wird, um sehr de-
tailliert zu beschreiben, auf welche Aktivität
welche Reaktion erfolgte (Nölting 2002, Rucht
1984). Diese Fallstudien legen sehr spezifische
Ergebnisse vor, die stark vom Einzelfall abhän-
gen. Alternativ kann im Ländervergleich unter-
sucht werden, welche Bewegungen insgesamt
einen größeren Effekt hatten (Kolb 2005, Rucht
1999). So pauschal betrachtet lässt sich kaum
noch sagen, welche Strategie erfolglos blieb und
welche den Durchbruch brachte. Hier wird mit
einer Analyse von Verlaufsdaten ein Mittelweg
gewählt (vgl. auch Meyer/Minkoff 2004). Über

die einzelnen Konfliktkonstellationen hinweg
werden die Proteste in ihrer zeitlichen Entwick-
lung betrachtet und den Effekten gegenüber ge-
stellt. So kann von den jeweils lokalen, zufälli-
gen Ereignissen abgesehen werden, um den-
noch in der Gesamtsicht nach Wirkungen zu
suchen. Die Gleichzeitigkeit von Protest und
Wirkung bzw. den Wirkungen vorhergehende
Proteste können die Verursachung zwar nicht
beweisen, wohl aber plausibel machen.

Die Erfolgsmessung wirft neben der kausa-
len Zurechnung die Frage auf, wer eigentlich
das Recht hat, ein Ziel zu definieren, an dem
dann Erfolg oder Misserfolg gemessen wird.

Bei einem so amorphen Akteur wie einer
sozialen Bewegung lässt sich meist nicht nur
eine Zieldefinition ausmachen, die zur Beurtei-
lung von Erfolg oder Misserfolg geeignet wäre.
Um diesem Problem zu entgehen, werde ich
hier Effekte untersuchen und damit anderen die
Beurteilung überlassen, in welchem Maße es
sich dabei um Erfolge handelt.2

In diesem Artikel sollen zwei Fragen ver-
folgt werden: 1. Hatte Umweltprotest in der
Bundesrepublik Deutschland Effekte? 2. Wel-
che Art von Umweltprotest hatte mit größerer
Wahrscheinlichkeit Effekte?

Bevor diese Fragen beantwortet werden kön-
nen, braucht es zwei Vorklärungen. Zum einen
werde ich vorstellen, welche Arten möglicher
Effekte genauer betrachtet werden sollen. Zum
anderen sollen die verwendeten Daten kurz vor-
gestellt werden. Dann werde ich aus der Viel-
zahl von möglichen Effekten drei Bereiche her-
ausgreifen: das Umweltbewusstsein der Bevöl-
kerung, die Reaktion der Politik und das Han-
deln der Bevölkerung in einschlägigen Berei-
chen.

Jochen Roose

30 Jahre Umweltprotest: Wirkungsvoll verpufft?1

Forschungsjournal NSB, Jg. 19, 1/2006
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1 Mögliche Effekte, denkbare Ziele

Die Messung von Effekten allgemein ist wenig
sinnvoll, es braucht eine Eingrenzung, welche
möglichen Effekte als interessant anzusehen
sind. Damit rücken die Ziele der Bewegung
wieder ins Blickfeld, allerdings nicht als tatsäch-
liche Ziele, denn diese lassen sich, wie oben
argumentiert wurde, kaum wirklich bestimmen.
Als Orientierung muss dagegen ein Bewe-
gungsziel dienen, das sich plausibel unterstel-
len lässt.

Im Falle der Umweltbewegung ist der Schutz
der natürlichen Umwelt das offensichtliche Ziel.
Es geht dabei nicht allein um die Verhinderung
einzelner, punktueller Umweltzerstörungen,
sondern letztlich um einen „grundlegenderen
sozialen Wandel“3, der zu einer umfassenden
Berücksichtigung von Umweltschutzbelangen
im menschlichen Verhalten allgemein führt. Wie
der Endpunkt dieses Wandels aussehen soll, ist
freilich umstritten. Ökologische Modernisierung
oder nachhaltige Entwicklung sind Stichworte
in dieser Debatte (vgl. Feindt 2002).

Energiesparen, Mülltrennung oder Verkehrs-
mittelwahl.

Öffentlicher Umweltprotest kann diese Zie-
le in der Regel nicht direkt erreichen. Er dient
der Mobilisierung von öffentlicher Aufmerk-
samkeit und der Beeinflussung der Bevölke-
rungsmeinung. Hier liegt der Schlüssel zu den
meisten der angestrebten Entscheidungen; sei
es die Sensibilisierung für umweltrelevante As-
pekte des Alltagshandelns, für umweltrelevan-
tes Konsumverhalten zur Beeinflussung der
Wirtschaft oder in der Rolle als Wähler, um
politischen Druck auszuüben. Der Mobilisie-
rung der Bevölkerungsmeinung kommt eine
zentrale Rolle zu (Lipsky 1968, Rucht 1994b).

Damit sind drei Bereiche benannt, bei denen
Effekte von Umweltprotest zu untersuchen wä-
ren: Bevölkerungsmeinung, Politik und Bevöl-
kerungshandeln.4 Bevor die Entwicklung der
jeweiligen Dimensionen einander gegenüber
gestellt wird, sind einige Bemerkungen zu den
Daten erforderlich.

2 Daten

Das breite Aktivitätsspektrum von sozialen Be-
wegungen lässt sich nicht abbilden. Soziale
Bewegungen sind viel zu heterogen und ihre
Grenzen sind zu unklar, um ein repräsentatives
Bild erstellen zu können. Verfügbar sind aber
Daten zu massenmedial berichteten Protestakti-
vitäten. Da soziale Bewegungen definitionsge-
mäß neben anderem auch Protest als Mittel der
Interessenvermittlung anwenden (Rucht 1991),
kann die Protestereignisanalyse einen wesentli-
chen Teil der Aktivitäten von Bewegungen ab-
bilden.

Hier stehen zwei Protestereignisanalysen zur
Verfügung. Im PRODAT-Projekt wurden alle
Proteste analysiert, die in einer Stichprobe von
zwei nationalen Qualitätszeitungen berichtet
wurden (Rucht et al. 1992, 2001b). Die Defini-
tion von Protest ist dabei sehr breit und enthält
so unterschiedliche Aktivitäten wie Unterschrif-

Die Zielvorstellungen der Umweltbewe-
gung dürften damit allerdings nicht erschöpft
sein. Es gibt bestimmte Vorstellungen, wie der
Umweltprotest weiter helfen soll. Zunächst zielt
diese Bewegung mit ihrem Protest auf politi-
sche Entscheidungen. Die Politik soll Maß-
nahmen treffen zur Verbesserung des Umwelt-
zustandes bzw. eine weitere Verschlechterung
verhindern. Politische Akteure werden mit Ab-
stand am häufigsten bei Protesten adressiert
(Rucht/Roose 2003). Eine weitere wesentliche
Adressatengruppe ist die Bevölkerung. Die
Umweltbewegung, ähnlich wie die Neuen so-
zialen Bewegungen insgesamt (Kriesi 1987),
will neben Entscheidungen von kollektiven,
gesellschaftsweit agierenden Akteuren, auch
das individuelle Handeln verändern. Die Poli-
tisierung von Privatem zielt aus Sicht der
Umweltbewegung auf die Umweltrelevanz von
individuellem Verhalten im Alltag, sei es durch

30 Jahre Umweltprotest: Wirkungsvoll verpufft?
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tensammlungen und Demonstrationsmärsche bis
hin zu Blockaden und Sachbeschädigungen.5

PRODAT deckt den Zeitraum von 1950 bis
1996 ab, allerdings geht nur eine Stichprobe
von etwa 45 Prozent der im Zeitraum erschiene-
nen Tageszeitungen ein.

Als zweite Protestereignisanalyse steht der
TEA-Datensatz zur Verfügung (Rootes 2003).
In diesem Projekt wurde die Berliner tageszei-
tung (taz) zwischen 1988 und 2000 als Voller-
hebung analysiert. Die Definition von Protes-
ten (Rucht 1998) ist identisch mit der Definiti-
on aus dem PRODAT-Projekt.

Zur Erfassung der Bevölkerungsmeinung
und zum Bevölkerungshandeln sind Umfragen
das probate Mittel. In einem Projekt wurden
deutsche Bevölkerungsumfragen gesichtet, um
Fragen zu identifizieren, die mehrfach gestellt
wurden und so Rückschlüsse über zeitliche
Entwicklungen erlauben. Lücken im Zeitverlauf
müssen dabei in Kauf genommen werden.
Andererseits bieten sie einen einmaligen Fun-

dus, um Veränderungen in unserer Gesellschaft
nachzuzeichnen und Effekte von Protestaktivi-
täten zu untersuchen.

Um die Reaktion der Politik zu betrachten,
wird hier auf die verzeichneten Debatten im
Bundestag zurückgegriffen. Ausgehend von
dem Dokumentations- und Informationssystem
für parlamentarische Vorgänge wurden alle
Bundestagsdebatten seit 1977 recherchiert, die
Bezug zum Thema Umweltschutz in Deutsch-
land haben könnten und nach einer Einzelkon-
trolle aufgenommen. Auf diese Weise lässt sich
gut abbilden, in welcher Häufigkeit sich der
Deutsche Bundestag mit Umweltschutz beschäf-
tigt hat.

3 Umweltprotest und Bevölkerungs-
meinung

Vor der Entstehung der Umweltbewegung war
Umweltschutz kein interessantes Thema für die
Meinungsforschung. Entsprechend stehen kei-

Abb. 1: Umweltschutz als sehr  wichtiges  Problem
Proteste und Einstellungen in der Bevölkerung
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ne Umfragen zur Verfügung, die das Umwelt-
bewusstsein der Deutschen gemessen haben,
bevor es häufiger zu Umweltprotesten kam. Der
Anfangspunkt der Entwicklung liegt somit im
Dunkeln. Immerhin reichen einschlägige Um-
fragen des Eurobarometers bis 1977 zurück.
Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Häufig-
keit von Protesten zu Umweltthemen (ohne Pro-
teste gegen Atomenergie) und den Anteil der
Bevölkerung, der Umweltschutz als sehr wich-
tig einschätzt. Bereits 1977 war eine Mehrheit
der Deutschen der Ansicht, Umweltschutz sei
sehr wichtig. In den Folgejahren intensiviert sich
der Protest zu Umweltthemen erheblich. 1983
sind es bereits zwei Drittel, die Umweltschutz
als sehr wichtig ansehen. In den Folgejahren
geht die Protesthäufigkeit etwas zurück, was
sich in der Befragung von 1987 nicht nieder-
schlägt. Die Problemsensibilisierung bleibt über
die Protestaktivitäten hinaus wirksam. Um das
Jahr 1989 intensiviert sich noch einmal vorü-
bergehend der Protest. Doch erst 1991 sind es

fast 90 Prozent der Bevölkerung, die Umwelt-
schutz als sehr wichtig einschätzen. Zu diesem
Zeitpunkt ist die Protesthäufigkeit bereits wieder
zurückgegangen. In den 1990er Jahren nimmt
das Umweltbewusstsein dann etwas ab, wäh-
rend die Protesthäufigkeit, nun abgebildet durch
die TEA-Erhebung für die Jahre 1988 bis 2000,
mit Schwankungen auf einem Niveau verharrt.6

Man sollte aber im Blick haben, dass auch nach
dem Rückgang des Umweltbewusstseins nach
1991 deutlich mehr Menschen als Mitte der
1970er Jahre der Ansicht sind, Umweltschutz
sei sehr wichtig. Die anfängliche Mobilisierung
hat eine Problemwahrnehmung etablieren kön-
nen. Selbst wenn die Umweltbewegung nicht
in großem Umfang mobilisiert, bleibt das Um-
weltbewusstsein auf hohem, wenn auch nicht
höchstem Niveau. Es zeigt sich ein Sockelef-
fekt in dem Sinne, dass einmal mobilisierte Zu-
stimmung und Problemsensibilität bei abneh-
mender Protestintensität nicht vollständig zu-
rückgehen.

30 Jahre Umweltprotest: Wirkungsvoll verpufft?

Abb. 2: Umweltschutz als wichtigstes  Problem
Proteste und Einstellungen in der Bevölkerung
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Für die 1990er Jahre gibt es eine weitere Be-
fragung, die interessante Ergebnisse liefert. Im
Politbarometer wird monatlich gefragt, welche
beiden Probleme die aktuell wichtigsten sind. Bei
dieser Frageformulierung steht Umweltschutz in
Konkurrenz zu anderen Problemen, etwa der Ar-
beitslosigkeit oder der Rentenversicherung. Im
Vergleich zur vorhergehenden Frage ist ein deut-
lich kleinerer Anteil der Bevölkerung der An-
sicht, Umweltschutz sei eines der beiden wich-
tigsten Themen. Für die 1990er Jahre ist auf-
grund der Vollerhebung im TEA-Protestdaten-
satz eine halbjährliche Darstellung möglich (Abb.
2). Der Zusammenhang fällt nun deutlicher aus.
Die Proteste haben zur verbreiteten Einschätzung
von Umweltschutz als aktuell brennendem The-
ma geführt. Protest scheint in der Lage zu sein,
das Umweltthema kurzfristig als drängendes Pro-
blem zu kennzeichnen.

Dabei ist in der Tat die Anzahl der berichte-
ten Proteste ausschlaggebend. Die berichteten
Teilnehmerzahlen haben keinen Einfluss auf die

Einstellungen.7 Die Protesthäufigkeit geht vor
allem zurück auf Unterschriftensammlungen,
Pressekonferenzen und Demonstrationen. Ra-
dikale Proteste, wie Besetzungen oder Sach-
schäden können zwar die öffentliche Aufmerk-
samkeit für die Wichtigkeit der Umweltproble-
matik nicht vergrößern, sie scheinen aber auch
nicht kontraproduktiv zu sein.

Neben dem Natur- und Umweltschutz in ei-
nem breiten Sinne, war der Kampf gegen die
Atomenergie das zentrale Thema der Umweltbe-
wegung. Rund die Hälfte der Protestereignisse
bezog sich auf Atomenergie, also den Bau von
Atomkraftwerken, die Wiederaufbereitungsan-
lage in Wackersdorf oder Atommülltransporte.
In den Meinungsumfragen wurde über einen län-
geren Zeitraum gefragt, ob Kernkraftwerke ge-
baut werden sollten oder die Sicherung der Ener-
gievorsorgung auf andere Weise passieren solle.
Als dritte Antwortalternative konnten die Befrag-
ten dafür plädieren, die vorhandenen Kraftwerke
zu nutzen, aber keine weiteren zu bauen.

Abb. 3: Atomenergie: 
Proteste und Ablehnung in der Bevölkerung
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Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Pro-
teste gegen Atomenergie und der Bevölkerungs-
einstellungen, wie sie vom Politbarometer er-
hoben wurden. Abgebildet ist jeweils der Be-
völkerungsanteil, nach dessen Ansicht die Kern-
kraftwerke abgestellt werden sollten. Die Frage
ist konkret gestellt. Beim Umweltschutz wurde
nur nach der Wichtigkeit des Problems gefragt,
hier geht es um konkrete Maßnahmen mit er-
wartbaren Folgen, etwa für die Energiekosten.
Daher kann es kaum verwundern, dass die Ab-
lehnung der Atomenergie geringer ausfällt als
die Zustimmung zum Umweltschutz. Die Aus-
gangslage beim Aufkommen der Proteste bleibt
wiederum im Dunkeln. 1980, als der Konflikt
um die Atomenergie intensiv geführt wurde, lag
die Ablehnung der Atomenergie bei rund 11
Prozent. Bis Mitte der 1980er Jahre hat das
Politbarometer diese Frage zwar nicht wieder
gestellt, wir wissen aber aus einzelnen Umfra-
gen des Allensbacher Instituts, dass sich an die-
sem Meinungsbild kaum etwas geändert hat.
Die verhärteten Fronten lassen trotz erheblicher
Mobilisierung eine Änderung des Meinungs-
bildes nicht zu.

Es ist der Unfall von Tschernobyl, der die
Stimmung nachhaltig verändert (Peters et al.
1990, Renn 1990). Die für alle sichtbare Kata-
strophe führt vor Augen, was bei einem atoma-
ren Unfall droht. Der Bevölkerungsanteil, der
aus der Atomenergie aussteigen will, verdop-
pelt sich. Diese Meinungsänderung fällt zusam-
men mit intensiven Protesten gegen die Atome-
nergie. Die Ursache für beides dürfte der Un-
fall in Tschernobyl sein.

Tschernobyl reicht allerdings als Erklärung
allein nicht aus. Beim Vergleich der öffentli-
chen Reaktion auf nukleare Unfälle von Gamson
und Modigliani (1989) zeigt sich, dass ein fol-
genreiches Unglück nicht allein für eine weit-
reichende Skandalisierung sorgen kann. Hier
kommen die Proteste ins Spiel. Ohne eine Be-
wegung, die über lange Zeit Kritik übt und ihre
Argumente öffentlich macht, kann ein singulä-

res Ereignis wie der Unfall in Tschernobyl die
Bevölkerungseinstellungen nicht grundlegend
verändern. Erst der Protest gegen die Atomkraft
hat diesem Wandel den Weg bereitet.

Dennoch bleibt die mittelfristige Wirkung des
Anti-Atomkraft-Protestes sehr eingeschränkt. Die
Bevölkerungseinstellungen reagieren sowohl vor
als auch nach dem Unfall in Tschernobyl nur
leicht auf die Protestintensität. Zu Beginn der
1980er Jahre nimmt die Ablehnung der Atomen-
ergie bei einer leichten Intensivierung des Pro-
testes etwas zu. Im Laufe der 1990er Jahre
schwankt die Ablehnung der Atomenergie auf
einem höheren Niveau im Vergleich zur Aus-
gangssituation (Renn 1990), eine Parallelität mit
der Protestintensität ist aber nicht zu erkennen.

Welche Proteststrategien führen nun eher zur
Überzeugung der Öffentlichkeit? Der Fall der
Anti-Atomenergie-Proteste zeigt, wie schwer in
einer ideologisch aufgeheizten Atmosphäre Über-
zeugungsarbeit ist. Erst die Katastrophe von
Tschernobyl führt zu einem Meinungsum-
schwung. Diese Meinungsänderung ist aber, so
lässt sich plausibel annehmen, durch die Proteste
wesentlich vorbereitet worden. Hier hat der stete
Tropfen zumindest mitgeholfen, den Stein aus-
zuhöhlen, wenn er auch allein nicht reichte.

4 Umweltprotest und Politik

Die Umweltbewegung wird gemeinhin als
machtorientierte Bewegung bezeichnet (Kriesi
et al. 1995, Rucht 1994a), weil sie allgemein
verbindliche Entscheidungen beeinflussen will.
Tatsächlich wird Protest vor allem an politische
Institutionen adressiert. Wie aber reagieren die-
se Institutionen auf Protest?

Bei politischen Wirkungen werden in der
Regel institutionelle Veränderungen unterschie-
den von Wirkungen auf politische Inhalte (vgl.
die detaillierten Typologien bei Kriesi et al. 1995:
209ff, Rucht 1992). Als institutioneller Effekt
wird hier die Einrichtung von Umweltministeri-
en in den deutschen Bundesländern betrachtet.

30 Jahre Umweltprotest: Wirkungsvoll verpufft?
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Bayern und Hessen waren 1970 die Vorrei-
ter bei der Gründung von Landesministerien,
die primär mit Umweltschutz befasst sind. 1971
und 1974 kam je ein Land hinzu. 1978 lässt sich
zum ersten Mal von einer kleinen Gründungs-
welle sprechen als Reaktion auf eine deutliche
Zunahme der Proteste. Die zweite, größere Grün-
dungswelle war von 1986 bis 1988. In dieser
Zeit zog die zweite Hälfte der damals elf Bun-
desländer nach und installierte Landesumwelt-
ministerien, das Bundesumweltministerium
wurde ebenfalls 1986 eingerichtet. Dieser Grün-
dungswelle gingen intensive Proteste, in der
Folge des Tschernobylunfalls, aber auch bei-
spielsweise der Startbahn West am Flughafen
Frankfurt/Main oder im Zusammenhang mit
dem Waldsterben, voraus. 1990 war dann eine
Landesregierung ohne Umweltministerium
kaum mehr denkbar, die Einrichtung eines ent-
sprechenden Ministeriums in den neuen Bun-
desländern eine Selbstverständlichkeit.

Die Gründungsdaten der Landesumweltmi-
nisterien sind aufschlussreich. Ihre Einrichtung
folgte überwiegend jeweils nach einer Protest-
welle. In der institutionellen Dimension reagie-
ren die Landesregierungen und die Bundesre-
gierung offensichtlich auf Protestdruck.

Die inhaltliche Politik ist in einer quantifi-
zierenden Untersuchung schwer abzubilden.
Die Debatten zu Umweltthemen und Umwelt-
gesetzgebung im Bundestag sind eine Annähe-
rung. Für den gesamten Zeitraum 1977 bis 1994
zeigt sich zunächst keine Ähnlichkeit von Pro-
testhäufigkeit und Debatten. Bis zur ersten Jah-
reshälfte 1983 sind Umweltthemen nur selten
Gegenstand im Bundestag, während die Pro-
testmobilisierungen erheblich sind. Umwelt
spielt im Bundestag bis Anfang der 1980er Jah-
re kaum eine Rolle. Ab 1984 ändert sich das
Bild. 1983 zogen die Grünen zum ersten Mal in
den Bundestag ein. Ab diesem Zeitpunkt wer-
den die Debatten häufiger und auch Gesetzes-
vorschläge für Umweltschutz werden zuneh-
mend in den Bundestag eingebracht, nicht nur

von der Grünen Partei. Insbesondere nach der
Gründung des Bundesumweltministeriums in
der Folge des Tschernobylunfalls, aber auch
der intensiven Debatten um das Waldsterben,
reagiert der Bundestag in seinen Debatten sen-
sibel auf die Protestaktivitäten. Ab 1986 bis zum
Ende des Untersuchungszeitraums 2000 zeigt
sich diese Parallelität. Dabei sind Demonstrati-
onen mit vielen Teilnehmern und Unterschrif-
tensammlungen tendenziell einflussreicher als
radikalere Protestformen. Entscheidend ist, dass
es sich um Proteste handelt, die in der gesamten
Bundesrepublik mobilisieren.

5 Umweltverhalten in der
Bevölkerung und Umweltprotest

Die institutionalisierte Politik ist mit ihren Ent-
scheidungen für den Umweltschutz von großer
Bedeutung, weil sie relevante Rahmenbedingun-
gen festlegt. Die letztlich umweltrelevanten Akti-
vitäten finden aber in der Wirtschaft und vor al-
lem in der Bevölkerung statt. Mit der Bereitschaft,
beim alltäglichen Verhalten auf Umweltbelange
Rücksicht zu nehmen, könnten erhebliche Fort-
schritte im Umweltschutz erzielt werden.

Nun ist bekannt, dass Umweltverhalten
schwer zu etablieren ist. Schon Einstellungsän-
derungen sind schwer zu erreichen. Umweltbe-
wusstsein führt aber wiederum keineswegs
immer zu umweltbewusstem Verhalten (Hines
et al. 1987, Preisendörfer/Franzen 1996, Tan-
ner 1999).

Umweltbewusstes Verhalten ist in den ver-
schiedensten Lebensbereichen möglich, doch nur
für sehr ausgesuchte Phänomene sind systema-
tisch gesammelte Daten verfügbar. Zwei Bereiche
werden hier exemplarisch betrachtet: Die Haus-
mülltrennung und die Benutzung von Autos.

Der Umgang mit Hausmüll wurde ab 1983
häufiger zum Thema von Protesten, 1989/90 ist
Müll ein vergleichsweise prominentes Protest-
thema. Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der
Protesthäufigkeit.8 Die Balken zeigen den An-
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teil der Bevölkerung, der nach Selbstauskunft
Hausmüll getrennt sammelt.9

Bereits zum Zeitpunkt der ersten Befragung
1986 gaben weit mehr als die Hälfte der West-
deutschen an, ihren Hausmüll getrennt zu sam-
meln. Ob es sich dabei bereits um einen Erfolg
der Mobilisierung Anfang der 1980er Jahre han-
delt, lässt sich nicht sagen. 1993 ändert sich das
Bild drastisch. Nun geben konstant um die
90 Prozent der Deutschen an, ihren Hausmüll
getrennt zu sammeln. Die Mobilisierungswelle
von 1989/90 scheint einen enormen Erfolg für
sich verzeichnen zu können. Einer näheren Be-
trachtung hält diese These allerdings nicht stand.
Die plausiblere Erklärung für die allgemeine
Durchsetzung von Hausmülltrennung dürfte
eher in einer Veränderung der Infrastruktur zu
suchen sein. Mitte 1991 trat die Verpackungs-
ordnung in Kraft, mit der das Duale System
Deutschland (DSD) eingeführt wurde. Teil der

Maßnahmen durch das DSD war die flächen-
deckende Aufstellung von Reststoffsammelbe-
hältern. Die Zunahme der Hausmülltrennung
dürfte also mit hoher Wahrscheinlichkeit auf die
Veränderung der Infrastruktur und somit der
Vereinfachung des Trennens zurückgehen.
Denkbar ist jedoch, dass die Beschäftigung der
Politik mit dem Müllproblem durch die Proteste
angeregt wurde.

Ein zweiter Bereich, der die Umweltbewe-
gung beschäftigt hat, ist der Individualverkehr.
Die Luftverschmutzung durch Autos, die Na-
turzerstörung und Flächenversiegelung als Fol-
ge von Straßenbau, haben Umweltschützer auf
den Plan gerufen. Eine naheliegende Problem-
lösung wäre ein verringertes Verkehrsaufkom-
men. Entsprechend wurde von der Umweltbe-
wegung nicht nur gegen Straßenbau protestiert,
sondern auch zum individuellen Verzicht auf
das Auto aufgerufen. Kampagnen wie „Auto-
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frei – Spaß dabei“ oder „Mobil ohne Auto“ soll-
ten dazu anregen, auf den öffentlichen Nah- und
Fernverkehr umzusteigen.

Ende der 1970er Jahre und 1992 fanden
überdurchschnittlich viele Proteste statt, aber
auch in den übrigen Jahren war Verkehr immer
wieder Protestgegenstand, insbesondere in den
1990er Jahren. Das Institut Allensbach hat in
diesem Zeitraum bei einer Reihe von Befragun-
gen erhoben, wie viele Menschen nach eigener
Schätzung im Jahr weniger als 10.000 Kilome-
ter mit ihrem Auto gefahren sind (Noelle-Neu-
mann 1977 und spätere Jahre). Der Trend ist
klar: Die Gruppe derer, die nur wenig das Auto
benutzen, hat über die Jahre kontinuierlich zu-
genommen. 1975 sind noch 21 Prozent der Be-
völkerung weniger als 10.000 Kilometer im Jahr
mit dem PKW unterwegs gewesen. 1980 bis
1983 ist ihr Anteil geringfügig auf 26 Prozent
gestiegen. Aber bei der nächsten Befragung 1997
und noch einmal 2001 geben 34 bzw. 36 Pro-
zent an, nur wenig mit dem eigenen Auto
unterwegs gewesen zu sein. Wiederum zeigt
sich ein Trend hin zu ökologischerem Verhal-
ten, doch auch in diesem Fall ist das Verdienst
nur schwer der Umweltbewegung zuzurechnen.
Gestiegene Spritpreise oder verbesserte Ange-
bote des öffentlichen Personennah- und -fern-
verkehrs könnten genau so eine wichtige Rolle
spielen. In Bezug auf schrittweise Veränderun-
gen, die nicht zeitlich nah auf das Protestge-
schehen reagieren, kommt der Vergleich von
Protestaktivitäten und der Entwicklung mögli-
cher Effekte schnell an seine Grenzen. Welche
Art von Protesten hier einflussreich war, ob
überhaupt Protest eine Rolle für die Entwick-
lung spielte, lässt sich kaum sagen.

6 Fazit

Mit Protest machen soziale Bewegungen auf-
merksam auf Problemlagen, die – ihrer Ansicht
nach – zu wenig beachtet werden und dringend
mehr Aufmerksamkeit brauchen. Doch wohin

führt dieser Protest, wie erfolgreich sind Bewe-
gungen mit ihren Aktivitäten? Diese Frage lässt
sich wissenschaftlich sehr schwer beantworten.

Die Gegenüberstellung von Verlaufsdaten
über Protestaktivitäten einerseits und Verlaufs-
daten zu Bereichen, in denen Proteste möglicher-
weise Wirkungen haben könnten, kann mittel-
fristige Wirkungen aufzeigen. Diese Perspekti-
ve beruht auf der Annahme, dass Protest jen-
seits der jeweiligen einzelnen Konflikte in ihrer
Häufung eine Wirkung haben. Erst diese ku-
mulativen Effekte würden es rechtfertigen, von
einer Umweltbewegung statt von vielen klei-
nen Einzelkonflikten zu sprechen.

Ein kursorischer Blick auf die deutsche
Umweltbewegung und die Entwicklung von
Umweltpolitik und Umweltbewusstsein lässt
zunächst auf eine erfolgreiche Bewegung schlie-
ßen. Während ihres Bestehens seit den frühen
1970er Jahren hat sich das Bewusstsein, dass
Umweltschutz ein relevantes und wichtiges
Thema ist, in den Köpfen der Menschen veran-
kert (vgl. auch Baukloh/Roose 2002). Es gibt
heute eine Umweltpolitik und die Menschen
nehmen zumindest in einigen Lebensbereichen
im Alltag auf die Umwelt Rücksicht. Freilich
lässt sich diese Betrachtung auch umdrehen und
so wird sie uns insbesondere von Protagonis-
ten der Bewegung präsentiert. Demnach gibt es
zwar kleinere Anstrengungen, angesichts der
Problemlage handelt es sich aber allenfalls um
Kosmetik. Die massiven Umweltprobleme sind
ungelöst und es ist nicht abzusehen, dass auch
nur der ernsthafte Wille bestünde, diese Situati-
on zu ändern. Dieser Widerstreit lässt sich nur
im langfristigen Rückblick entscheiden,
vielleicht nicht einmal dann (vgl. auch Rucht
1996).

Nimmt man stattdessen eine mittelfristige
Perspektive ein, zeigen sich eine Reihe interes-
santer Befunde. Umweltschutz wurde 1977
bereits von einer Mehrheit unterstützt, diese
Ansicht vertraten nach einigen Protestaktivitä-
ten aber deutlich mehr Menschen. Die Verände-
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rung der öffentlichen Meinung verläuft aller-
dings nicht parallel zur Protestintensität. Es ist
dem Protest insgesamt gelungen, die Wichtig-
keit des Umweltthemas herauszustellen und auf
ein höheres Niveau zu heben. Es kommt zu ei-
nem Sockeleffekt der öffentlichen Meinung in
dem Sinne, dass ein im Laufe der frühen 1980er
Jahre erreichtes Niveau auch bei nachlassender
Protestaktivität nicht mehr unterschritten wird.
Im Fall der Ablehnung von Atomkraftwerken
hat der Protest zunächst in einer stark polari-
sierten Debatte wenig Wirkung gezeigt. Aller-
dings hat er in diesem Fall den Boden bereitet
für einen Stimmungsumschwung nach dem Un-
fall von Tschernobyl. Dass dieses Ereignis ei-
nen so starken Einfluss auf die öffentliche Mei-
nung hatte, liegt ursächlich an der vorhergehen-
den Mobilisierung. Doch auch nach Tscherno-
byl hat der Protest allenfalls geringe Effekte auf
die öffentliche Meinung, vermutlich wiederum
aufgrund der starken Polarisierung. Um das
Umweltproblem als wichtigstes Thema aktuell
auf die Tagesordnung zu setzen, kann Protest
das geeignete Mittel sein. Phasen von hoher
Protesthäufigkeit fallen zusammen mit einer
hohen Aufmerksamkeit für das Umweltthema.

Die Ansichten der Bevölkerung in Bezug auf
ein Problem grundlegend zu verändern, ist eine
schwere und langfristige Aufgabe. Proteste kön-
nen dies nur in langsamen Schritten erreichen,
wobei sie durchaus Erfolge verzeichnen können.
Um ein Problem kurzfristig in das Bewusstsein
zu rufen und die Dringlichkeit deutlich zu ma-
chen, ist Protest durchaus ein geeignetes Mittel.

Die Bundespolitik reagiert auf Proteste sen-
sibler – zumindest seit die Grünen als Partei im
Bundestag vertreten sind und ein Bundesum-
weltminister die Umweltinteressen auch am
Kabinettstisch repräsentiert. Bis Mitte der
1980er Jahre wurde zwar Umweltschutz auch
Gegenstand von Gesetzesinitiativen und Debat-
ten im Bundestag, doch die unmittelbare Reak-
tion auf Proteste blieb aus. Nach der Gründung
des Bundesumweltministeriums ändert sich

dies, im Bundestag intensivieren sich die De-
batten sobald Protest häufiger wird. Es sind vor
allem moderate Proteste mit Teilnehmern aus
dem ganzen Bundesgebiet, die den Bundestag
auf den Plan rufen.

Beim umweltbewussten Handeln der Bevöl-
kerung sind die Reaktionen auf Protest gering.
Hier spielen viele andere Faktoren eine Rolle.
Ähnlich ist es mit anderen Phänomenen, die un-
mittelbar für die Umweltqualität relevant sind.
Der Ausstoß von Kohlendioxid und Kohlenmo-
noxid ist beispielsweise deutlich gesunken, doch
eine Parallelität mit der Protestintensität lässt sich
nicht zeigen. Sobald es um konkretes Handeln
von Bürgern, Wirtschaft oder den Zustand der
Umwelt geht, sind direkte, mittelfristige Wirkun-
gen der Umweltproteste nicht mehr nachweis-
bar. Die Tendenz der Entwicklungen, die in vie-
len Fällen hin zu weniger Verschmutzung und
umweltfreundlicherem Verhalten geht, auf die
Aktivitäten der Umweltbewegung zurück zu füh-
ren, ist plausibel, durch den Blick auf Verlaufs-
daten aber nicht zu belegen. Das macht auch
Schlüsse auf erfolgreichere oder wirkungslosere
Proteststrategien unmöglich.

Die Umweltbewegung hat mit ihren Protes-
ten unsere Gesellschaft verändert. Die Problem-
wahrnehmung in der Bevölkerung und der Poli-
tik wurde nicht nur grundsätzlich verändert, son-
dern durch die Protestintensität auch mittelfristig
beeinflusst. Die Protestkonjunktur schlägt sich
direkt nieder. Entscheidend ist dabei in erster Li-
nie die Häufung von einzelnen Protesten an ver-
schiedenen Orten. Nicht die einmaligen Großer-
eignissen können die politische Aufmerksamkeit
von Bevölkerung und Bundestag fokussieren,
sondern die Protestwellen, die an vielen Orten
mobilisieren. Erst in zweiter Linie spielt die bun-
desweite Mobilisierung eine Rolle. Ob die Um-
weltbewegung oder Teile von ihr angesichts die-
ser Ergebnisse von einem Erfolg sprechen wol-
len, ob damit die Ziele ausreichend erreicht sind
oder ob stattdessen angesichts weiter fortschrei-
tender Umweltzerstörung und nur geringer Ef-
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fekte auf umweltbewusstes Handeln bei Bevöl-
kerung und Eliten ein Scheitern attestiert werden
muss, das steht auf einem anderen Blatt.

Dr. Jochen Roose (geb. 1972) ist Soziologe
und arbeitet als wissenschaftlicher Assistent am
soziologischen Institut der Freien Universität
Berlin.

Anmerkungen
1Der Artikel beruht auf Ergebnissen aus dem

Forschungsprojekt „Effekte von Umweltpro-
test in der Bundesrepublik Deutschland“, das
von der Fritz Thyssen Stiftung dankenswerter-
weise gefördert wurde. Mein Dank gilt Manu-
ela Beer M.A., Hanna Schlingmann und Patri-
cia Deuser für ihre Mitarbeit bei der Datenre-
cherche und -aufbereitung.

2Zur Untersuchung von Effekten sozialer
Bewegungen vgl. die Literaturüberblicke bei
Giugni (1998), Giugni/McAdam/Tilly (1999)
und Kolb (2005).

3So Raschke (1988: 77) in seiner Definition
von sozialen Bewegungen.

4Es handelt sich dabei selbst redend um eine
Auswahl. Weitere Dimensionen wären relevant
und interessant, müssen hier aber außen vor
bleiben.

5Ein Protestereignis ist definiert als „kollek-
tive, öffentliche Aktion nicht-staatlicher Träger,
die Kritik oder Widerspruch zum Ausdruck
bringt und mit der Formulierung eines gesell-
schaftlichen oder politischen Anliegens verbun-
den ist“ (Rucht 2001a: 316). Ich danke Dieter
Rucht für die Bereitstellung dieser wertvollen
Datenquelle.

6Die absolute Häufigkeit der Umweltprotes-
te ist nach der TEA-Erhebung größer, weil hier
aus allen erschienenen Zeitungsausgaben erho-
ben wurde, nicht nur aus einer Stichprobe. Ent-
scheidend ist hier der Trend.

7In der Zeitungsberichterstattung sind Teil-
nehmerzahlen oft nicht genannt, so dass auch
ihre Erhebung in der Protestereignisanalyse aus-
gesprochen lückenhaft ist. Es könnte sich ent-

sprechend um ein Problem der Datenqualität
handeln.

8Wiederum ist die absolute Zahl im TEA-Da-
tensatz aufgrund der Vollerhebung größer bei ähn-
lichem Kurvenverlauf im Überlappungszeitraum.

9Die Angaben bis 1995 entstammen dem Eu-
robarometer, der nach 1990 eine Trennung in
Ost- und Westdeutschland zulässt. 1997 und 2000
wurde die gleichlautende Frage durch das Al-
lensbacher Institut für Demoskopie gestellt (No-
elle-Neumann/Köcher 2002), dort sind die Da-
ten aber nur für Gesamtdeutschland verfügbar.
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War die globalisierungskritische Bewegung
erfolgreich?1 Es ist klar, dass die Antwort auf
diese Frage nicht aus einem einfachen ja oder
nein bestehen kann. Zumindest müssen erst die
Begriffe spezifiziert werden: Wer oder was ist
die globalisierungskritische Bewegung? Und
was bedeutet in diesem Zusammenhang erfolg-
reich?

Das einfachste und intuitiv wohl auch beste
Messkriterium für Erfolg ist der Grad der Ziel-
erfüllung. Wir könnten uns also fragen, welche
Ziele die globalisierungskritischen Akteure ver-
folgen und inwiefern diese bisher umgesetzt
worden sind. Dabei müsste aber berücksichtigt
werden, dass die zeitliche Spanne zwischen dem
ersten Auftreten von Protestaktionen und effek-
tiv beobachtbaren Wirkungen sehr groß sein
kann. Das Fehlen einer direkten, sofort beob-
achtbaren Wirkung kann nicht einfach als Be-
weis für Erfolglosigkeit betrachtet werden.
Ebenso wenig ist es zulässig, aus einer reinen
zeitlichen Koinzidenz auf die Wirkung von Pro-
testen zu schließen. Gemäß Amenta und Young
(1999: 39) müsste man, um einen kausalen Be-
weis zu erbringen, argumentativ darlegen kön-
nen, dass das betrachtete Politikergebnis ohne
die Mobilisierung durch die soziale Bewegung
nicht so ausgefallen wäre.

Der für diesen Beitrag gewählte Ansatz ist
ein anderer. Anstatt das äußerst restriktive und
– bei einer so breiten und vielfältigen Bewe-
gung – praktisch nicht handhabbare Kriterium
der Zielerfüllung als Erfolgskriterium zu ver-
wenden, definiere ich Bewegungserfolg als den
Grad, zu dem es gelang, sich als relevanten und
ernstzunehmenden Akteur darzustellen. Dies ist
der Fall, wenn die Bewegung

• von der Öffentlichkeit und den Entschei-
dungsträgern als Akteur wahrgenommen
wird,

• ihre Argumente und Anliegen in der (Medi-
en-)Öffentlichkeit und bei den Entschei-
dungsträgern Widerhall finden,

• und wenn Bewegungsakteure vermehrt in die
Entscheidungsfindung einbezogen werden
(Zugang, Verhandlungsmacht).

Ob und unter welchen Bedingungen diese Er-
folgskriterien erfüllt worden sind, werde ich
anhand der Entwicklung der Kampagnen gegen
das Weltwirtschaftsforum und gegen die Welt-
handelsorganisation zwischen 1995 und 2003
diskutieren. Die Diskussion stützt sich vor al-
lem auf Medieninhaltsanalysen sowie auf Inter-
views mit und Dokumente von Aktivisten und
Vertretern der betroffenen Organisationen. Mein
Argument ist, dass es über diese Zeitspanne
hinweg und in verschiedenen Mobilisierungs-
kontexten unterschiedlich gut gelungen ist, sich
als ernstzunehmenden, starken Akteur zu posi-
tionieren. Dabei spielte jedoch nicht nur der je-
weilige Kontext eine Rolle, sondern auch die
Bereitschaft sehr verschiedenartiger Gruppen,
sich als Teil der Bewegung auszugeben.

1 Strategie, Taktiken und
Bewegungserfolg

Tilly (1999: 257) definiert eine soziale Bewe-
gung als „a sustained challenge to power hol-
ders in the name of a population [...] by means
of repeated public displays of that population’s
worthiness, unity, numbers and commitment“
(siehe auch Tilly 1998). Gemäß dieser Definiti-
on sind soziale Bewegungen als eine Art politi-
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sche Kampagne zu verstehen, eine Anhäufung
verschiedener Protestereignisse zu bestimmten
Anliegen und nicht als eine solidarische, kohä-
rente Gruppe mit einer eigenständigen Lebens-
geschichte (Tilly 1999: 256f). Im Gegensatz zu
integrierten politischen Akteuren wie Parteien,
Interessenverbände oder zivilgesellschaftliche
Gruppen verfügen soziale Bewegungen nicht
über eine klar abgrenzbare und identifizierbare
Organisation. Eine soziale Bewegung ist denn
auch eher als symbolischer Akteur zu verste-
hen, der dadurch politische Relevanz erhält, dass
er für Aktivisten, Entscheidungsträger, Medien
und Öffentlichkeit zum Referenzpunkt wird.

Soziale Bewegungen zeichnen sich vor al-
lem durch eine Strategie aus. Eine Strategie, die
darin besteht, dass verschiedene Teilakteure
wiederholt öffentlich manifestieren, dass man
geeint, in großer Zahl und mit viel Engagement
für ein sich lohnendes Anliegen kämpft. Die
Bewegungsaktionen zielen also darauf ab,
WUNC (Worthiness, Unity, Numbers, Com-
mitment) auszustrahlen. Dabei, so Tillys Theo-
rie, müssen alle vier Kriterien vorhanden sein.
Fehlt eines, wird die Bewegung bedeutungslos.

Wichtig ist zu sehen, dass eine soziale Be-
wegung die konkreten Taktiken, welche mit der
erfolgreichen Durchsetzung der WUNC-Stra-
tegie verbunden sind, nicht deliberativ formu-
lieren kann. Zu Bewegungsaktionen kommt es
deshalb, weil Gruppen und Individuen sich mit
gewissen Bewegungszielen ideologisch und
emotional verbunden fühlen und deshalb indi-
viduell beschließen, sich zu beteiligen. Über die
Handlungsressourcen aller beteiligten Gruppie-
rungen und Individuen kann jedoch nicht kol-
lektiv verfügt werden. Taktikentscheide können
nur durch Einzelpersonen und hierarchisch or-
ganisierte Gruppierungen2 gefällt oder durch
Koalitionen verschiedener solcher Bewegungs-
organisationen ausgehandelt werden (Scharpf
2000: 101-103).

Gerade im Fall der Globalisierungskritik
haben sich an den Aktionen sehr unterschiedli-

che Gruppierungen beteiligt, welche verschie-
dene Taktiken anwenden und die zu erreichen-
den Ziele unterschiedlich gewichten. Tarrow
(2005) spricht in diesem Zusammenhang von
NGO insiders und social movement outsiders,
um die Differenzen innerhalb der Bewegung zu
verdeutlichen. Beide Typen von Bewegungsor-
ganisationen versuchen, die Öffentlichkeit für
die negativen Auswirkungen der Globalisierung
zu sensibilisieren und die Entscheidungsträger
zu beeinflussen. Die Basisgruppen, welche sich
eher als lose Netzwerke ohne klare Führungs-
strukturen zusammentun, wenden dabei Takti-
ken an, welche die Konferenzen stören und die
Gegner denunzieren sollen. Taktiken, welche
radikal, unkonventionell und am Rande der Le-
galität angesiedelt sind, können diesbezüglich
höchst wirkungsvoll sein. Sie sind nicht nur
medienwirksam, sondern zwingen die Behör-
den und die betroffenen Akteure, sich mit den
Protestierenden auseinander zu setzen. Zudem
demonstrieren sie die Bereitschaft der Aktivis-
ten, für ihre Ziele auch risikoreiche Aktionen
durchzuführen, und unterstreichen somit das
Commitment der Beteiligten.

Im Gegensatz zu den Basisgruppierungen,
welche vor allem Opposition betreiben, wen-
den Bewegungsorganisationen, welche über
professionelle Mitarbeiterstäbe oder zumindest
zentralisierte Strukturen verfügen, in der Regel
eine Doppelstrategie an, die sowohl Informati-
ons- und Öffentlichkeitsarbeit wie auch Lobby-
arbeit umfasst. Die wichtigsten Vorgehenswei-
sen bestehen darin, Informationen über Miss-
stände zu sammeln und auszuwerten, Alternati-
ven aufzuzeigen und danach mit verschiedenen
Mitteln zu versuchen, die Aufmerksamkeit von
Politik und Öffentlichkeit für diese Informatio-
nen und Ideen zu gewinnen. Daneben versu-
chen sie, direkt in relevante Gremien zu kom-
men (Tarrow 1998: 137), um dort bei den Ent-
scheidungsträgern für die Unterstützung ihrer
Ideen und Projekte zu werben. Ein Effekt der
Doppelstrategie ist, dass die Organisationen
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durch öffentliche Präsenz und erfolgreiche Sen-
sibilisierungskampagnen die Verhandlungs-
macht gegenüber politischen Entscheidungsträ-
gern vergrößern können.

Allzu radikale Aktionen sind für Gruppie-
rungen dieses Typs nicht effektiv, da diese den
Zugang zu Entscheidungsträgern erschweren
und das Ansehen der Gruppen als legitime Ver-
handlungspartner schwächen. Auch sind sol-
che zivilgesellschaftlichen Organisationen in der
Regel auf Ressourcen angewiesen, welche über
die freiwillige Arbeit von Aktivsten hinausgeht;
sie benötigen für die Informationsarbeit und die
Projekte finanzielle Mittel, welche über Mitglie-
derbeiträge, Spenden oder sonstige Zuwendun-
gen akquiriert werden müssen. Bei ihren Tak-
tikentscheiden sind diese Organisationen daher
insofern eingeschränkt, als sie berücksichtigen
müssen, inwiefern die gewählte Aktion durch
die Mitglieder oder Spender als legitim akzep-
tiert ist.

Werden Aktionen, welche als Folge von Tak-
tikentscheiden verschiedener Individuen, Grup-
pen und Koalitionen stattfinden, als Aktionen
einer sozialen Bewegung wahrgenommen, steigt
die Chance der Teilakteure, politisch relevant zu
werden. Die Aufmerksamkeit und der Druck,
welcher durch direkte Aktionen und Konfron-
tation erzeugt wird, kann von gemäßigten Or-
ganisationen für ihre Informations- und Sensi-
bilisierungskampagnen genutzt werden und ver-
bessert deren Stellung in Verhandlungen mit den
Entscheidungsträgern.3 Umgekehrt profitieren
die radikalen Aktivisten von der Informations-
arbeit durch die professionelleren Gruppen, da
diese ihren Protesten und Aktionen mehr Legi-
timität (Worthiness) verleihen (vgl. Gamson und
Wolfsfeld 1993: 121).

Es ist allerdings anzunehmen, dass eine sol-
che implizite Arbeitsteilung eine heikle Grat-
wanderung ist. Werden die Aktionen eines Teils
der Aktivisten zu radikal, müssen die gemäßig-
teren und formalisierteren Organisationen be-
fürchten, dass ihre Anliegen völlig in den Hin-

tergrund geraten und die Medien nur noch über
Gewalt, Sicherheit und Polizei berichten. Auch
sehen sie sich dann unter Umständen gezwun-
gen, sich von den radikaleren Bewegungssek-
toren abzugrenzen. Auf der anderen Seite wer-
den sich die radikalen Gruppen von den in den
Medien viel präsenteren, eher gemäßigteren
Gruppen oft schlecht repräsentiert sehen.

Voraussetzung dafür, dass sich eine mächti-
ge Bewegung etablieren kann, welche nach
außen hin Einheit und Größe ausstrahlt, ist aber,
dass sich verschiedene Gruppen als Mitstreiter
für ein gemeinsames Anliegen betrachten. Das
Bilden von Bündnissen, welche gemeinsam eine
Demonstration organisieren, ist eine der zentra-
len Vorgehensweisen sozialer Bewegungen. Die
Akteure und Gruppierungen, welche an solchen
Koalitionen beteiligt sind, haben gute Möglich-
keiten, an der Herausbildung einer Bewegungs-
identität zu arbeiten. In diesen Koalitionen kön-
nen sich die Akteure austauschen, Argumente
abwägen, konkrete Forderungen und Taktiken
aushandeln. Dies erlaubt es dann, mit der De-
monstration selbst nach außen hin Einheit, und
falls die Mobilisierung erfolgreich war, auch
Größe zu markieren. Die Chance einer breiten
Mobilisierung steigt dabei, je inklusiver die
Koalition ist und je mehr verschiedenartige Be-
wegungsorganisationen sie umfasst.

Im Falle der globalisierungskritischen Pro-
teste waren die Koalitionen von Demonstrati-
on zu Demonstration sehr unterschiedlich. In
jedem Land, in dem Demonstrationen stattfan-
den, waren wieder andere Akteure federfüh-
rend. In der Regel kommt das Gros der Teil-
nehmenden aus dem Land, in dem die Aktion
stattfindet (Andretta et al. 2003). Auch dort,
wo es örtliche Konstanz gab, wie bei den Anti-
WEF-Protesten in der Schweiz, waren es
immer wieder wechselnde Bündnisse – und
immer mehr unabhängige Gruppen – welche
zur Demonstration aufgerufen haben. Unter
diesen Umständen sind die Bedingungen für
den Aufbau einer Bewegungsidentität je nach
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Kontext verschieden und unter Umständen
auch sehr schwierig.

Gemäß Tillys (1998, 1999) WUNC-Theo-
rie ist aber das gleichzeitige Signalisieren von
Größe, Einheit, Legitimität der Forderungen und
Entschlossenheit unumgänglich, um als relevan-
ter, starker Akteur wahrgenommen zu werden
und Einfluss nehmen zu können. Wie stark dies
der globalisierungskritischen Bewegung über
die Zeit hinweg und in verschiedenen Kontex-
ten gelungen ist, und inwiefern dies den Erfolg
der Bewegung beeinflusst hat, soll in der Folge
beschrieben werden. Zuerst gehe ich aber auf
die Untersuchungsanlage ein und erläutere die
Erhebung der Mediendaten.

2 Untersuchungsanlage und Daten

Die gewählte Perspektive auf soziale Bewegun-
gen und ihre Wirkungen stellt vor allem die
Äußerungen, Aktionen und Protestereignisse
von Bewegungsakteuren in den Vordergrund,
welche öffentliche – im Sinne von medialer –
Aufmerksamkeit erlangen. Zwar haben gerade
die Basisgruppierungen gegenüber der „bürger-
lichen Presse“ oft ein recht ambivalentes Ver-
hältnis und betrachten diese als Teil des Sys-
tems, gegen welches sie kämpfen (Rucht 2004).
Trotzdem können auch diese Bewegungsakteu-
re die Massenmedien nicht völlig ignorieren.
Die Medien sind die zentrale Arena, in welcher
der öffentliche politische Diskurs stattfindet
(Neidhardt 1993; Ferree et al. 2002). Wichtig
sind die Medien nicht nur in ihrer Rolle als
Konstrukteure öffentlicher, politischer Diskur-
se (Bennett et al. 2004), sie sind es auch, wel-
che über politische Debatten in anderen Arenen
(Parlamente, Parteiversammlungen, Protestver-
anstaltungen, Konferenzen) berichten. Für alle
Bewegungsakteure stellt somit die Aufmerk-
samkeit der Massenmedien eine Bestätigung
nach Innen dar, dass die eigenen Aktionen wich-
tig sind und sendet ein Signal nach Außen, dass
es sich bei der Bewegung um einen relevanten

Spieler handelt (Gamson und Wolfsfeld 1993:
116).

Die potentielle mediale Öffentlichkeit für
eine Bewegung, welche sich nicht an nationale
Grenzen hält, ist riesig. Notwendigerweise kann
sich eine Untersuchung zu den Wirkungen der
globalisierungskritischen Aktivitäten über die
Medien nur auf einen sehr kleinen Ausschnitt
begrenzen.

Eine der zentralen Taktiken globalisierungs-
kritischer Bewegungsakteure ist das Abhalten
von Gegengipfeln. Diese bestehen aus einer
Mischung von Demonstrationen, Blockadeak-
tionen, eigenen Informationsveranstaltungen
und Diskussionsforen. Der hier gewählte An-
satz orientiert sich an dieser Taktik. Die Medi-
endebatte wird während zweier periodisch wie-
derkehrender Ereignisse, welche von globali-
sierungskritischen Protestkampagnen betroffen
sind, untersucht. Dies sind die Ministerkonfe-
renzen der Welthandelsorganisation (WTO) und
das Jahrestreffen des Weltwirtschaftsforums
(WEF).

Die Welthandelsorganisation ist 1995 ge-
gründet worden. Ihre zentrale Aufgabe ist die
Überwachung und Stärkung des multilatera-
len Handelsregimes, welches im Rahmen der
GATT-Verträge (General Agreement on Ta-
rifs and Trade) ausgehandelt worden ist. Das
höchste Entscheidungsgremium der WTO ist
die Ministerkonferenz, welche sich ungefähr
alle eineinhalb Jahre trifft.

Das World Economic Forum, juristisch
eine Stiftung, bezieht den größten Teil seiner
Ressourcen aus den Mitgliederbeiträgen der
weltweit größten Konzerne. Die Hauptdienst-
leistung der Organisation besteht darin, einmal
im Jahr ein großes Treffen zu organisieren,
welches den Wirtschaftseliten die Möglich-
keit bietet, sich untereinander und mit wichti-
gen anderen Eliten aus den Bereichen Politik,
Wissenschaft, Medien, Kirche und Kultur
auszutauschen. Dabei wird versucht, mög-
lichst prestigeträchtige Personen zu versam-
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meln, um den Nutzen für die Mitglieder zu
maximieren (Graz 2003).

Erhoben wurden die Daten aus Zeitungen
verschiedener Länder; es sind dies die Neue
Zürcher Zeitung (NZZ), die französische Le
Monde, die Frankfurter Allgemeine Zeitung
(FAZ), die New York Times (NYT), die Times
of India (ToI), die südafrikanische Cape Times
sowie El Diario aus Bolivien4 . Dabei kam die
Methode der political claims Analyse zur An-
wendung (Koopmans und Statham 1999). Bei
den gewählten sieben Zeitungen wurden alle
Ausgaben in der Periode von 28 Tagen rund um
das jeweilige Ereignis durchgesehen. Einbezo-
gen wurden die WTO-Konferenzen in Singa-
pur (Dezember 1996), Genf (Mai 1998), Seatt-
le (November-Dezember 1999) und Doha (No-
vember 2001), sowie die WEF-Jahrestreffen
1995 und 2000 bis 2003 in allen Zeitungen,
sowie von 1994 bis 2004 nur in der NZZ. Aus
diesen Zeitungsausgaben wurden alle Artikel
ausgewählt, welche eine Referenz zu unseren
zentralen Akteuren WEF, WTO oder kritische
Gruppen oder Themen ökonomische Globali-
sierung und internationalen Handel bezogen.

Anschließend mussten die Codierer die Ar-
tikel durchlesen und so genannte Claims (Äu-
ßerungen/Forderungen) identifizieren. Claims
sind definiert als Einheiten strategischer Aktion
in der Öffentlichkeit, welche eine politische
Meinung oder Forderung in einer verbalen oder
physischen Form ausdrücken. Dies können
Demonstrationen, Pressekonferenzen, öffentli-
che Reden, Hungerstreiks, Kommentare, Aus-
künfte an die Medien und ähnliches sein. Sol-
che Einheiten strategischer Aktion wurden nur
dann codiert, wenn sie sich auf unsere zentralen
Themen/Akteure bezogen. Erfasst wurde dann
jeweils eine kurze verbale Beschreibung, sowie
verschiede Variablen. Insbesondere, wer die stra-
tegische Aktion lancierte, wie die Aktion aus-
sah, was die Anliegen, Aussagen waren (bis zu
drei) und über wen eine Aussage gemacht wur-
de. Zudem wurden auch Positionsbezüge co-

diert, sprich, es wurde festgehalten, ob ein The-
ma oder Akteur positiv oder kritisch dargestellt
wurden. Die political claims Analyse ist quali-
tativer und zugegebenermaßen auch stärker von
der subjektiven Einschätzung der Codierer ab-
hängig als die konventionelle Protestereignis-
Analyse.

Ich stütze mich auf die Zähldaten aus der
political claims Analyse, um aufzuzeigen, wie
oft die von uns analysierten Medien über kriti-
sche Akteure berichtet haben, inwiefern in den
Medien tatsächlich von einer Bewegung die Rede
war, und wie sich die Positionsbezüge gegenü-
ber dem WEF und der WTO über die Zeit ver-
ändert haben. Für die Rekonstruktion der Er-
eignisse und für Hintergrundinformationen zu
den betrachteten Akteuren verwende ich neben
den qualitativen Informationen aus der Medien-
analyse auch Interviews mit und Dokumente
von Aktivisten und Vertretern der betroffenen
Organisationen.

3 Resultate
3.1 Aufmerksamkeit

Gemäß Tillys Definition wird eine Serie ver-
schiedener Protestereignisse dadurch zu einer
sozialen Bewegung, dass es gelingt, sich öf-
fentlich als Bewegung zu präsentieren und die-
ses Bild auch über eine gewisse Zeit aufrecht zu
erhalten. Abbildung 1 zeigt, wie oft in Äuße-
rungen über kritische Akteure von einer Bewe-
gung und nicht von einzelnen Protestgruppen
oder von bestimmten zivilgesellschaftlichen
Akteuren die Rede war. Dieser Indikator kann
als Annäherung dafür betrachtet werden, dass
es gelungen ist, sich als „Bewegung“ zu etab-
lieren. Gemäß diesem Kriterium würden wir
vor der WTO-Ministerkonferenz in Seattle 1999
nicht von einer erfolgreichen Bewegungskam-
pagne sprechen, danach aber auf jeden Fall. Kurz
nach Seattle, während des Jahrestreffens des
WEF 2000, wurden die Diskussionen über eine
Bewegung praktisch gleich stark weiter geführt,
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wie dies in der Periode um die WTO-Minister-
konferenz der Fall war.
„The Battle of Seattle“ war allerdings nicht das
erste Protestereignis dieser Art. Abbildung 2
zeigt, wie viele claims von kritischen Gruppen
insgesamt in unserer Medienselektion codiert
worden sind. Bereits an der WTO-Konferenz
in Singapur 1996 waren kritische Gruppierun-
gen aus dem Umwelt- und Drittweltbereich an-
wesend. Diese beteiligten sich an einer durch
die WTO organisierten Parallelkonferenz. De-
monstrationen während der Konferenz waren
aber grundsätzlich untersagt (FAZ, 9.12.1996).
Nur eine der untersuchten Zeitungen ließ eine
Umweltgruppe zu Wort kommen, ansonsten
wurde über diese Parallelkonferenz nicht be-
richtet.

In Genf erhielten die an der NGO-Parallelkon-
ferenz beteiligten Gruppen in den untersuchten
Medien überhaupt keine Berichterstattung.
Dafür gelang es anderen Akteuren, mit Demons-
trationen Aufmerksamkeit zu generieren. Es pro-
testierten einerseits die Bauern und andererseits
eine von Peoples’ Global Action (PGA) koor-
dinierte Koalition linksorientierter Gruppen ge-
gen das WTO-Ministertreffen. Die PGA-Platt-
form hatte am 16. Mai zu einem globalen Akti-
onstag gegen die WTO aufgerufen. In ihrem
Bulletin5 beschrieb sie weltweite Aktionen, vor
allem verschiedene Street Parties, Stand- und
Flyeraktionen sowie symbolische Protestaktio-
nen. In Genf selber rief die PGA an mehreren
Tagen zu Aktionen und Demonstrationen auf.
Nach verschiedenen solcher Aktionen kam es

Abbildung 1: Anzahl Äußerungen über eine Bewegung gegen die Globalisierung
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zu teilweise massiven Ausschreitungen. Die
Massenmedien berichten zwar (vgl. Abbildung
2), aber sie beschränkten sich darauf, die Pro-
teste und vor allem die Ausschreitungen in Genf
zu vermelden. Weder wurde erwähnt, dass es
sich um einen Teil einer weltweiten Kampagne
handelte, noch sprach man zu diesem Zeitpunkt
von einer globalisierungskritischen Bewegung.6

Auch das Weltwirtschaftsforum kam in der
Folge ins Visier der WTO-Gegner. Die Schwei-
zer Anti-WTO-Koordination, eine Koalition
links-anarchistischer Basisgruppen, welche auch
in der PGA vertreten sind, mobilisierte für eine
Demonstration gegen das WEF. Die Demonst-
ration wurde aber – aufgrund der schlechten
Erfahrungen in Genf – verboten. Es versam-
melten sich schließlich nur etwa 150 Leute in
Davos, welche von der Polizei sofort wieder
zurück geschickt wurden. Eine Kurz-Meldung
war alles, was diese verkappte Mobilisierung in
der NZZ an Berichterstattung generierte. Mit

Seattle wurde alles anders. Nach Seattle war
das Weltwirtschaftsforum als mögliches nächs-
tes Bewegungsziel in aller Munde. Selbst in
sehr peripheren Ländern wie Bolivien speku-
lierten die Journalisten darüber, ob in Davos
wohl ein zweites Seattle stattfinden würde.

Warum gelang es erst mit Seattle und nicht
schon vorher, sich als Bewegung zu etablieren?
Ein Grund ist sicher, dass die Kontextbedin-
gungen für Proteste in Seattle besser waren.
Bei dieser Konferenz ging es um den Start einer
neuen, ambitiösen Verhandlungsrunde, während
bei den beiden vorherigen Konferenzen eher
über Details gesprochen wurde. Die Positionen
der Minister waren höchst widersprüchlich.
Bereits bei den Vorverhandlungen war es nicht
zu einer Einigung gekommen. Aufgrund der
zentralen Position der USA in der Weltpolitik
sind dort viele internationale Medien präsent,
was die Berichterstattung über das Ereignis und
die Proteste zusätzlich förderte.
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Abbildung 2: Anzahl Äußerungen kritischer Akteure
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Den Protesten in Seattle waren aber auch
viel breitere und stärkere Mobilisierungsbemü-
hungen vorausgegangen. Die globalisierungs-
kritische Bewegung, obschon sie natürlich vom
Lauf der Ereignisse in Seattle und insbesondere
der Medien-Berichterstattung klar profitierte, ist
nicht einfach ein Medienkonstrukt. Wer sich
bereits vor der Konferenz mit den involvierten
kritischen Akteuren befasst hat, war von den
Protesten in Seattle nicht allzu überrascht. Die
Zeitung Le Monde beispielsweise widmete der
”neuen” Bewegung im Vorfeld der Konferenz
eine Reihe von Artikeln und sogar einige Son-
derseiten. In den Beiträgen kamen verschiedene
Exponenten, vor allem solche aus Frankreich
und den USA, zu Wort. Von den Wortführern
war auch einiges über das Vorgehen und die
Ziele zu erfahren. Beispielsweise wurde Agnès
Bertrand von der Coordination pour le control
citoyen de l’OMC (CCOMC) zitiert, welche
sagte, seit dem Sieg gegen das Multilaterale In-
vestitionsabkommen (MAI) hätten viele Grup-
pen intensiv für Seattle gearbeitet. Dabei habe
man die Aufgaben aufgeteilt, wobei die franzö-
sischen Gruppen sich vor allem mit den sozia-

len Aspekten beschäftigten, die amerikanischen
mit Konsumenten und Umweltfragen, und die
indischen mit Menschenrechten. (Le Monde,
23. November 1999)

Im Unterschied zu Singapur oder Genf ge-
lang es in Seattle deshalb, sich als großen, brei-
ten und vielfältigen Akteur zu präsentieren, wel-
cher das Potential hat, etwas zu bewirken, weil
unterschiedliche Akteure – zum Teil solche mit
viel Prestige und Bekanntheitsgrad – sich als
Teil einer Bewegung ausgaben. Während in Genf
die recht radikalen, um die PGA formierten
Basisgruppierungen noch eher isoliert da stan-
den, waren es in Seattle verschiedenste Grup-
pierungen, welche die Kritik an der Handelsli-
beralisierung öffentlich vorangetrieben haben.
Seit Seattle erhielten sowohl die ‚NGO insi-
ders‘ wie auch die ‚social movement outsiders‘
mit ihren Forderungen und Aktivitäten Eingang
in die Medienberichterstattung (vgl. Abbildung
2).

Wie Abbildung 1 zeigt, flaute nach dem WEF
2000 das Interesse an der Bewegung in den von
uns codierten Medien etwas ab. Die WTO-Kon-
ferenz 2001 fand in Doha statt, wo es unmög-

Tabelle 1: Prozentanteile unterstützender, neutraler und kritischer ,Äußerungen‘ über die WTO.

WTO 96 WTO 98 WTO 99 WTO 01
Unterstützung 29 % 29 % 19 % 33 %
Neutral/unklar 53 % 29 % 32 % 29 %
Kritik 18 % 43 % 49 % 39 %
..davon anderea (16 %) (16 %) (20 %) (14 %)

Total 100 % 100 % 100 % 100 %
N 55 56 371 134

Hinweise: Enthalten sind alle codierten Äußerungen über die Strukturen und allgemeinen Ziele
der WTO, sowie die Verhandlungsführung an den Ministerratskonferenzen. Nicht enthalten sind
Positionsbezüge zu spezifischen Regulierungen im Rahmen der WTO-Abkommen.

a) Kritik durch Akteure, die eindeutig nicht den globalisierungskritischen zivilgesellschaftlichen
Gruppierungen zugeordnet werden können, wie Journalisten, staatliche Akteure, Parteipolitiker
(sofern sie sich nicht im Rahmen von explizit globalisierungskritischen Aktivitäten äußern),
Experten oder Wirtschaftsvertreter.
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lich war, einen Gegengipfel im Stile von Seattle
abzuhalten. Allerdings gelang es der globalisie-
rungskritischen Bewegung, als das WEF 2002
in New York stattfand, sich wieder verstärkt
zum Medienthema zu machen. Dies ist einerseits
darauf zurückzuführen, dass der Austragungs-
ort in den USA die Aufmerksamkeit für den
Anlass und bezüglich möglicher Proteste ganz
allgemein gesteigert hatte. Parallel fand damals
auch die zweite Ausgabe des Weltsozialforums
statt. Diese als Gegenkonferenz zum WEF eta-
blierte Veranstaltung in Porto Alegre ermöglichte
es den globalisierungskritischen Akteuren am
Aufbau der Bewegungsidentität zu arbeiten.

3.2 Beeinflussung der Mediendebatte

Das zweite hier betrachtete Erfolgskriterium
betrifft den Grad, zu dem die Argumente und
Anliegen der Bewegungsakteure in der Öffent-
lichkeit und bei den Eliten Widerhall fanden.
Dieses Kriterium wird hier daran gemessen,
inwieweit die durch die Bewegungsakteure auf-
gebrachte Kritik am WEF-Jahrestreffen und an
den Strukturen der WTO in die öffentliche (Me-
dien-)Debatte Eingang gefunden haben. Tabelle
1 und 2 zeigen die Prozentanteile unterstützen-
der, neutraler, und kritischer Äußerungen in den
sieben codierten Medien. Diese umfassen, wie

oben dargelegt, auch nonverbale Ausdrucksfor-
men wie Demonstrationen oder andere Protes-
te.

In beiden Fällen erhöhte sich parallel zum
Aufkommen der Proteste die Zahl der Positi-
onsbezüge insgesamt, und auch der Anteil der
negativen Positionsbezüge. Die WTO war aller-
dings schon vor dem Durchbruch der globali-
sierungskritischen Bewegung Gegenstand ei-
ner öffentlichen Debatte. In der Codierperiode
rund um die Konferenz in Singapur waren bereits
18 Prozent der Positionsbezüge gegenüber der
WTO negativ. Diese stammten vor allem von
Regierungen und Delegierten aus Entwicklungs-
und Schwellenländern, welche bemängelten,
dass ihre Interessen gegenüber denjenigen der
Industrieländer durch die WTO zu wenig be-
rücksichtigt würden. Es gelang den Bewegungs-
akteuren zwar, in den Medien ihre kritische
Haltung gegenüber der WTO zu verbreiten,
dadurch konnte aber der Anteil kritischer Posi-
tionen von Seiten der übrigen Akteure nicht be-
deutend erhöht werden.

Beim WEF waren die Aktivitäten der globa-
lisierungskritischen Akteure der eigentliche
Auslöser sowohl der Debatte wie auch der Kri-
tik. Im Jahre 1995 war das WEF als Plattform
und die dahinter stehende Organisation kaum
Medienthema. In den Jahren 2000 bis 2003
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Tabelle 2: Prozentanteile unterstützender, neutraler und kritischer ,Äußerungen‘ über das WEF.

1995 1996-98b 1999b 2000 2001 2002 2003 2004b

Unterstützung 25 % 36 % 33 % 31 % 19 % 30 % 13 % 16 %
Neutral/unklar 75 % 55 % 17 % 19 % 26 % 23 % 39 % 16 %
Kritik 0 % 9 % 50 % 50 % 55 % 47 % 48 % 68 %
...davon andere a) (0 %) (9 %) (17 %) (14 %) (11 %) (11 %) (17 %) (0 %)

Total 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
N 8 11 6 86 80 152 95 19

Hinweis: Enthalten sind alle codierten Äußerungen über Struktur, Abläufe, Ziele und Effekte des
Jahrestreffens des WEF, sowie der WEF-Stiftung und des WEF-Managements. Nicht enthalten sind
Äußerungen zu spezifischen inhaltlichen Debatten im Rahmen des Jahrestreffens.  b) Nur NZZ
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wurde dann plötzlich darüber diskutiert, was
sich denn bei diesen Treffen abspiele, was das
WEF bringe, wie offen oder geschlossen es sei
und so weiter. Tabelle 1 verdeutlicht auch, dass
die Kritik am WEF, welche in der Öffentlichkeit
geäußert worden ist, nicht nur durch Protest-
gruppen und kritische zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen aufgebracht worden ist. Auch Jour-
nalisten, Kommentatoren, Politiker und Behör-
denvertreter äußerten sich teilweise kritisch über
das WEF (vgl. Tabelle 1, Zeile 5). Im Jahr 2000
waren immerhin 14 Prozent, im Jahr 2003
17 Prozent der Äußerungen über das WEF kri-
tische Positionen, welche nicht von den globa-
lisierungskritischen Akteuren eingebracht wor-
den sind. Im Jahr 2004, für das nur Daten aus
der NZZ vorliegen, wurden in dieser Zeitung
allerdings nur noch kritische Positionen von
Bewegungsakteuren vermeldet. Auch die Jour-
nalisten, welche in den früheren Jahren oft bis-
sige Kommentare über die Geschlossenheit des
WEF geschrieben hatten, hielten sich diesmal
zurück.

Die Entwicklung der Mediendebatte zum
WEF muss vor dem Hintergrund zweier Ent-
wicklungen gesehen werden. Erstens: Mit zu-
nehmender Intensität der Kritik von Seiten der
Schweizer Politik, der Davoser Bevölkerung
und der Medienöffentlichkeit sah sich das WEF-
Management gezwungen, eine Kommunikati-
onskampagne zu starten. Um das Negativbild
eines exklusiven Klubs der Reichen und Mäch-
tigen, auf dem undemokratisch und ohne Trans-
parenz die Geschicke der Welt entschieden wür-
den, zu durchbrechen, engagierte das WEF pro-
fessionelle Kommunikationsfachleute. Die neue
Informationsstrategie sah unter anderem eine
deutliche Zunahme an Publikationen in den drei
großen Schweizer Landessprachen, die ver-
stärkte Präsenz von Schweizer Journalisten am
Jahrestreffen sowie ein öffentliches Forum als
Fenster zum Jahrestreffen vor (Open Forum).
Spätestens 2004 zeigt diese Kampagne Wirkung
und es gelang, das WEF in der Schweizer Öf-

fentlichkeit wieder positiver darzustellen (In-
terview mit WEF-Direktor André Schneider,
05.03.2004).

Zweitens: In der Schweiz gelang es über die
ganze Zeit hinweg nie, ein funktionierendes gro-
ßes Bündnis zu erstellen. Die Versuche, in Da-
vos eine große Demonstration zu veranstalten,
waren allesamt daran gescheitert, dass sich die
Organisatoren der Demonstrationen und die
Behörden nicht auf einen Modus einigen konn-
ten. Im Hinblick auf das Jahrestreffen 2003 gab
es Bemühungen, unter dem Namen ,Oltener
Bündnis‘ eine große, bunte Koalition zusam-
menzubringen. Die radikaleren Gruppen setzen
sich jedoch immer mehr durch, worauf sich die
gemäßigteren Organisationen immer stärker dis-
tanzierten (Gespräche/Interviews mit Aktivis-
ten). Nach 2003 gelang es nicht mehr, das Bild
einer großen, starken Bewegung gegen das WEF
aufrecht zu erhalten. Verschiedene Gruppen und
Koalitionen riefen meist unkoordiniert zu De-
monstrationen und Protesten auf. Eine breite
Mobilisierung, welche Einheit und Geschlos-
senheit manifestiert hätte, blieb aus.

3.3 Zugang und Verhandlungsmacht

Denjenigen Bewegungsakteuren, welche eine
Doppelstrategie verfolgen, geht es aber nicht
nur um Sensibilisierung, Information der Öf-
fentlichkeit oder Denunziation des Gegners. Sie
wollen auch mehr Zugang zu den relevanten
Entscheidungsgremien, ihre Verhandlungsmacht
ausbauen und damit konkrete Resultate wie die
Unterstützung ihrer Projekte durch wirtschaft-
liche und politische Eliten erwirken. Mit Hilfe
der geführten Interviews und aus den konsul-
tierten Dokumenten können einige Anhaltspunk-
te gewonnen werden, inwiefern sich der Zu-
gang zum WEF-Jahrestreffen und zum WTO-
Sekretariat verändert haben.

Im Abkommen von Marrakesh, welches die
WTO als Organisation begründet hat, wird der
Einbezug von NGOs explizit erwähnt (Artikel
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V:2). Bei der konkreten Umsetzung dieses Arti-
kels beschlossen die Mitgliederstaaten dann aber
keine formelle Einbindung der NGOs in die
Entscheidungsprozesse. Die Mitgliederstaaten
anerkannten lediglich deren Rolle bei der För-
derung des öffentlichen Bewusstseins für die
Aktivitäten der WTO. Um die zivilgesellschaft-
lichen Gruppen in dieser Funktion zu unterstüt-
zen, sollten Informationen über die WTO und
über die Verhandlungen einfach zugänglich sein
und das Sekretariat wurde beauftragt, direkte
Kontakte herzustellen. In den Kommissionen
und Räten hätten die Nichtregierungsorganisa-
tionen aber nichts zu suchen.7 Im Zuge der zu-
nehmenden Forderungen nach Öffentlichkeit
und Transparenz beschloss der Rat, die Proto-
kolle der Entscheidungsgremien der WTO
schneller und besser zugänglich zu machen.

Das WTO-Sekretariat hatte bereits von Be-
ginn an, und nicht erst mit den Protesten in Seatt-
le, versucht, die ihm übertragenen Aufgaben im
Bereich der Kontakte mit NGOs zu erfüllen,
beispielsweise indem es parallel zu den WTO-
Ministerkonferenzen NGO-Konferenzen ver-
anstaltete. Seit 1999 wurden allerdings die Be-
mühungen, die WTO als inklusive Organisati-
on darzustellen, vergrößert. Bereits in Seattle
war es ein Anliegen der US-Regierung und des
WTO-Generalsekretärs Michael Moore, die
NGO-Konferenz möglichst nahe bei der offizi-
ellen Konferenz durchzuführen. Auch wurde
seit 2000 jährlich am Hauptsitz in Genf ein Pu-
blic Symposium durchgeführt, an dem interes-
sierte Gruppen und Einzelpersonen ohne große
Formalitäten teilnehmen konnten. Die WTO
baute zudem die Online-Information für die
Öffentlichkeit massiv aus und richtete ein Inter-
net-Forum ein, auf dem sie zu kritischen Debat-
ten über die WTO anregte.

Der Zugang zu Informationen und zum
WTO-Sekretariat wurde damit klar ausgedehnt.
Das Sekretariat hat aber innerhalb der WTO
eine relativ schwache Position. Ob der verstärkte
Zugang von den Bewegungsakteuren auch ef-

fektiv genutzt werden kann, um sich in die rele-
vanten Entscheidungsprozesse einzubringen, ist
somit fraglich. Um die Regierungen der Mit-
gliederstaaten zu beeinflussen, bleibt wohl die
indirekte Strategie, Druck über die Öffentlich-
keit aufzubauen, auf längere Sicht hin die einzi-
ge Möglichkeit.

Beim WEF wurden die physischen Zugangs-
möglichkeiten für kritische Gruppen erhöht.
Obschon zivilgesellschaftliche Gruppen nie ex-
plizit ausgeschlossen waren, hat das WEF-Ma-
nagement deren Teilnahme erst seit dem Jahres-
treffen 2000 bewusst gefördert8. Das WEF-
Management reagierte damals auch auf die Vor-
kommnisse in Seattle und organisierte kurzfris-
tig ein Panel ,Wie weiter nach dem Scheitern
der WTO Konferenz in Seattle‘, zu dem auch
Exponenten der Straßenproteste eingeladen
wurden9. Es ist schwierig abzuschätzen, inwie-
fern die Teilnahme am WEF den kritischen
Nichtregierungsorganisationen Zugang zu den
relevanten Personen und Gesprächen am Fo-
rum ermöglichte. Gemäß der zuständigen WEF-
Mitarbeiterin Sarah Saffar würden die meisten
Mitgliederfirmen deren Anwesenheit zwar be-
grüßen, viele hätten aber beim Jahrestreffen des
WEF andere Prioritäten als den Austausch mit
kritischen Gruppierungen10.

Auch die WEF-Kritiker selbst sind sich nicht
so sicher, inwiefern die vermehrte Teilnahme
am WEF als Erfolg zu werten ist. So erwähnte
Herfeldt, Mitarbeiter der Erklärung von Bern
und Mitorganisator der Gegenveranstaltung The
Public Eye on Davos (Interview, 23.03.2004),
das WEF-Management habe auf die Forderung
nach mehr kritischen Stimmen am Jahrestreffen
sofort reagiert, ein paar Leute von Nichtregie-
rungsorganisationen eingeladen und daraus eine
Werbeveranstaltung gemacht. Daraufhin habe
man darauf verzichtet, konkrete Forderungen
an das WEF zu stellen. Vielmehr habe man die
Gegenveranstaltung The Public Eye on Davos
vor allem als Vehikel betrachtet, um eine breite-
re Öffentlichkeit für die globalisierungskritischen
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Themen und Anliegen zu sensibilisieren. Um
bei der Wirtschaft Unterstützung für konkrete
Projekte herbeizuführen, brauche man die WEF-
Plattform nicht, sondern habe direkt Kontakte
zu Unternehmen aufgebaut.

Profitiert von den neuen, durch das WEF
gebotenen Zugangsmöglichkeiten haben vor al-
lem die gemäßigten Organisationen wie die
Hilfswerke, welche sich am vom WEF neu ge-
schaffenen öffentlichen Panel (Open Forum)
beteiligen. Auch sind es solche Organisationen,
welche an den durch das WEF initiierten Initia-
tiven beteiligt sind. Die etwas kritischeren Grup-
pierungen hingegen wollen sich nicht stärker in
die Aktivitäten des WEF einbinden lassen. Dies
ermöglicht es einerseits den Druck auf die WEF-
Teilnehmenden aufrecht zu erhalten und es ist
wohl auch als Zugeständnis gegenüber den ra-
dikaleren Gruppen zu sehen, welche das private
Treffen von politischen und wirtschaftlichen
Eliten in seiner Form gänzlich ablehnen.

4 Schlussfolgerungen

War die globalisierungskritische Bewegung also
erfolgreich? Aus den diskutierten Mediendaten
und Beispielen geht hervor, dass es den Be-
wegungsakteuren gelungen ist, eine ‚neue Be-
wegung‘ ins Leben zu rufen und diese auch zu
etablieren. Die Aktionen und Äußerungen der
Bewegungsakteure erhielten viel Medienbeach-
tung und es gelang teilweise, sich in die öffent-
liche Debatte einzubringen. Vor allem in Bezug
auf die WEF-Kritik waren es die Bewegungs-
akteure, welche überhaupt erst eine Debatte in-
itiierten. Diese Debatte erhielt Unterstützung
durch die Medien und die Politik und zwang
schließlich das WEF zu einer Reaktion. Sowohl
das Weltwirtschaftsforum wie auch die Welt-
handelsorganisation haben ihre Öffentlichkeits-
arbeit anpassen müssen, um der Kritik zu be-
gegnen. Beide Organisationen haben somit mehr
Öffentlichkeit geschaffen und im Prinzip auch

Erfolge der Globalisierungskritik?



62

die Zugangsmöglichkeiten, zumindest was den
Zugang zu Information angeht, erhöht. Die Glo-
balisierungskritik war also in verschiedener
Hinsicht erfolgreich. Ihre Kampagnen waren
besonders dann stark, wenn es gelang, sich als
großer, geeinter Akteur zu präsentieren. Dies
war dann der Fall, wenn sich radikalere und
gemäßigtere Organisationen als Mitstreiter für
dieselbe Sache darstellten.

Dr. Michelle Beyeler (Jg. 1974) ist Oberas-
sistentin am Institut für Politikwissenschaft der
Universität Zürich. Derzeit arbeitet sie an einer
Habilitationsschrift über die Wirkungen der glo-
balisierungskritischen Bewegung.

Anmerkungen
1Der Artikel ist im Rahmen eines größeren

Forschungsprojekts ’Neue Soziale Bewegun-
gen und Globalisierung’ verfasst, welches vom
Schweizerischen Nationalfond zur Förderung
der Forschung (SNF) finanziert wird (Beitrag
Nr. 1214-066967). Nicholas Bornstein und
Evelyne Hübscher waren bei der Erhebung der
hier verwendeten Daten maßgeblich beteiligt.
Die Autorin möchte ihnen für diese Arbeit ihren
Dank aussprechen.

2Bei gewissen Bewegungsorganisationen
von hierarchisch organisierten kollektiven Ak-
teuren zu sprechen, mag bei Bewegungsakti-
vistinnen und manchen Bewegungsforschern
auf Kritik stoßen. Dennoch, auch diejenigen
Gruppierungen, welche bemüht sind, Konsens-
entscheide zu fällen, zeichnen sich in der Regel
durch informelle Führungspersonen oder Füh-
rungsgremien (Kerngruppen) aus, welche in der
Lage sind, zentralisierte Entscheide zu fällen.

3Ein Beispiel für das Funktionieren dieser
Art Arbeitsteilung wird von Felix Kolb (2005)
beschrieben; Attac Deutschland konnte mit Hil-
fe von gezielter Pressearbeit die Medienbeach-
tung stark steigern. Die Bewegungsorganisati-
on ging dabei äußerst strategisch vor, indem sie
einerseits Beziehungen zu den Medienleuten

aufbaute und diese insbesondere vor, während
und nach internationalen globalisierungskriti-
schen Protestereignissen mit Informationen ver-
sorgte.

4Gewählt wurden Qualitätszeitungen mit ei-
ner nationalen Ausstrahlung, da diese Wert dar-
auf legen, umfassend zu berichten und relevan-
te Ereignisse zu berücksichtigen. Um den Ef-
fekt der politischen Ausrichtung der Medien zu
kontrollieren, wurde mit Ausnahme der bewe-
gungsnahen, eher links gerichteten Le Monde,
liberale, leicht nach rechts neigende Zeitungen
ausgewählt.

5Peoples’ Global Action against „Free“ Trade
and the WTO. Issue number 2, June 1998.

6Gerade mal in einer einzigen Äußerung war
in dieser Codierperiode die Rede von einer Be-
wegung – allerdings nicht im Zusammenhang
mit den Protestaktivitäten gegen die WTO (vgl.
Abbildung 1). Dieser Claim wurde in Le Mon-
de codiert. Es handelt sich um eine Rede des
Soziologen Pierre Bourdieu, welcher alle sozi-
alen Bewegungen dazu aufrief sich zu einer
,internationale de résistance‘ zu vereinigen (Le
Monde, 8. Mai 1998).

7Vgl. ,Guidelines for arrangements on rela-
tions with Non-Governmental Organizations‘,
Beschluss vom 23. Juli 1996, WT/L/162.

8In diesem Jahre nahmen 34 solche Organi-
sationen teil (FAZ 26.01.2000, 14). Diese Zahl
erhöhte sich in der Folge weiter. Im Jahr 2003
waren 61 kritische Nichtregierungsorganisati-
onen vertreten.

9Dazu gehörte unter anderen auch der Bau-
ernaktivist José Bové, welcher die Einladung
allerdings ablehnte, da er es vorzog, als De-
monstrant nach Davos zu reisen (REF). Ande-
re Mitorganisatoren der Demonstrationen ge-
gen die WTO, darunter der amerikanische Ge-
werkschaftsführer John Sweeny, und Martin
Kohr von der Entwicklungsorganisation Third
World Network, nahmen hingegen teil (FAZ,
29.01.2000).
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10Interview geführt durch Carol Franklin
und Andrea Ries im Januar 2003 im Rahmen
des Projekts „In the Spirit of Davos“.
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Reisefreiheit, Pressefreiheit, Einführung eines
Zivildienstes als Alternative zur Wehrpflicht,
Legalisierung des Neuen Forums, ein offener
und gewaltfreier Dialog in der Gesellschaft, freie
Wahlen, das Recht auf friedliche Demonstratio-
nen und die Freilassung aller politischen Ge-
fangenen, die vor allem wegen der Teilnahme
an friedlichen Demonstrationen verhaftet wor-
den sind: Das war das Programm, dass die
Dresdner Demonstranten am Abend des 8.
Oktober 1989 der „Gruppe der 20“ ins Stamm-
buch schrieben. Mit diesen Forderungen gin-
gen die 20 Demonstranten, die sich freiwillig
für Gespräche mit dem Oberbürgermeister der
Stadt Dresden gemeldet hatten, in die Verhand-
lungen mit dem Stadtoberhaupt. Damit hatten
sie einen Durchbruch zum Dialog erreicht, den
niemand erwarten konnte. Denn Tage zuvor
hatte es heftige Ausschreitungen in der Elbme-
tropole gegeben, weil in der Nacht vom 4. auf
den 5. Oktober 1989 die Züge mit den Prager
Botschaftsbesetzern den Dresdner Hauptbahn-
hof passiert hatten. Hunderte versuchten aufzu-
springen und so die DDR zu verlassen. Beim
Versuch, den Bahnhof zu räumen, kam es zu
heftigen Ausschreitungen. Gegen diese Gewalt,
aber auch gegen den Drang, das Land zu ver-
lassen, demonstrierten die Dresdner. Ihr
Schlachtruf war: „Wir bleiben hier, Reformen
wollen wir“. Als am Abend des 8. Oktober
erstmals eine Demonstration friedlich endet und
die Teilnehmer die Zusage erhalten, 20 aus ih-
rer Mitte zu einem Gespräch mit dem Oberbür-
germeister schicken zu dürfen, hoffte man auf
einen Erfolg. Man ließ die Dresdner ihre For-
derungen offen formulieren. Dresden war so-
mit die erste Stadt in der DDR, in der im Herbst

1989 der Ring der Gewalt durchbrochen und
Gespräche über Reformen begonnen wurden.
Doch die Ziele der Bürger und der Bürgerbe-
wegten waren andernorts ganz ähnlich. Das
macht zugleich die Einmaligkeit, aber auch die
Beispielhaftigkeit des Dresdner Modells aus
(Bahr 1990, Richter/Sobeslavsky 1999).

1 Die Bürgerbewegung des Herbstes
1989 – ein Erfolgsmodell?

Schaut man sich heute, mehr als 15 Jahre nach
der Deutschen Einheit, den Katalog der Bürger-
bewegung an, drängt sich der Schluss auf, dass
sie ein voller Erfolg war. Schließlich leben die
Menschen in den „neuen Bundesländern“ heute
in einer Demokratie, in der freie Wahlen, Reise-
freiheit, Pressefreiheit und das Recht auf De-
monstrationen zu den Grundlagen des Staates
gehören. Und doch ist die Enttäuschung in brei-
ten Bevölkerungsschichten groß, hört man vor
allem als Westdeutscher oft den Satz: „Dafür
sind wir im Herbst 1989 nicht auf die Straße
gegangen“. So stellt sich die Frage, woher die-
se Unzufriedenheit kommt, die unter anderem
dazu führt, dass rechtsextreme Parteien wie die
NPD, die Republikaner und linke Parteien, wie
die Linke Liste/PDS dort enormen Zulauf ha-
ben. Sind die gewonnenen Bürgerrechte zu
schnell selbstverständlich geworden oder woll-
ten die Menschen vielleicht doch etwas ganz
anderes? Und gibt es überhaupt „die Bürgerbe-
wegung“ in der DDR? Am Beispiel der Stadt
Dresden soll diesen Fragen nachgegangen wer-
den und eine Bilanz dessen entstehen, was nach
mehr als 15 Jahren vom Erbe der Bürgerbewe-
gung noch übrig geblieben ist.

Karin Urich

Freiheiten gewonnen – Utopien verloren
Die gemischte Bilanz der DDR-Bürgerbewegung am Beispiel Dresdens
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2 Die Wurzeln der Bürgerbewegung

Die Wurzeln der Dresdner Bürgerbewegung lie-
gen wie in vielen anderen Zentren des Umbruchs
1989 auch innerhalb der Kirche. Hier wurden
viele der Menschen sozialisiert, die im Herbst
1989 auf die Straße gingen und sich bei der
Gründung oppositioneller Gruppen wie dem
Neuen Forum, der SDP oder dem Demokrati-
schen Aufbruch engagierten. Gerade in der Kir-
che wurden demokratische Verhaltensformen
eingeübt und ein relativ offener Dialog gepflegt.
Dass dies in Dresden möglich war, ist mit der
Person des Superintendenten Christof Ziemer
verknüpft. Er war zugleich Pfarrer in der größ-
ten Dresdner Kirche, der evangelischen Kreuz-
kirche. Ehe er nach Dresden kam, hatte Ziemer
die Theologische Studienabteilung beim Bund
der Evangelischen Kirchen der DDR geleitet.
Sein Selbstverständnis war, dass Kirche da wir-
ken müsse, wo die Probleme sind. Das prägte
auch in Dresden seinen Arbeitsstil. Er wurde ab
1980 zum Kristallisationspunkt für die Friedens-
und die Ökologiebewegung. So belebte er 1982
das Gedenken an die Zerstörung der Stadt am
13. Februar 1945 wieder. Jugendliche wollten
in diesem Jahr einen Schweigemarsch zur Rui-
ne der Frauenkirche organisieren und gerieten
deshalb ins Visier der Staatssicherheit. Ziemer
und Landesbischof Johannes Hempel schalte-
ten sich als Vermittler ein und organisierten ein
Friedensforum in der Kreuzkirche. Die Jugend-
lichen waren aus der Schusslinie und es konnte
trotzdem ein friedliches Zeichen gegen Krieg
und Zerstörung gesetzt werden. Das Friedens-
forum öffnete zugleich die Tür zu direkten Ge-
sprächen zwischen dem Landesbischof und dem
SED-Bezirkssekretär Hans Modrow. Zwar ver-
liefen diese Staat-Kirche-Gespräche immer in
engen Bahnen, aber sie waren eine Säule, auf
die man im Herbst 1989 bauen konnte. Im Nach-
klang des Friedensforums gründete sich außer-
dem die Arbeitsgemeinschaft Frieden der Dresd-
ner Kirchenbezirke, ein Netzwerk von Frie-

densgruppen, das ebenfalls bis 1989 Bestand
hatte (Schmid 1998).

Neben der Friedensbewegung fand auch die
Umweltbewegung ein kirchliches Dach. 1980
gründete sich der Ökologische Arbeitskreis der
Dresdner Kirchenbezirke. Er bildete Arbeits-
gruppen zu bestimmten Thematiken, die Um-
weltdaten sammelten, persönliche Handlungs-
alternativen zu ökologischem Verhalten erarbei-
teten sowie Ausstellungen und Informations-
veranstaltungen organisierten. Von 1983 an
veranstaltete der Ökologische Arbeitskreis so
genannte Offene Abende, in denen er die Er-
gebnisse seiner Arbeit der Öffentlichkeit vor-
stellte und sie diskutierte. 1985 fand erstmals
auf Initiative der evangelischen Landessynode
eine „Woche der Verantwortung für die Schöp-
fung“ statt, die in Dresden zur Tradition wurde.
1989 schließlich machte der Ökologische Ar-
beitskreis, der zu diesem Zeitpunkt eines der
größten ökologischen Netzwerke der DDR war,
weit über die Stadtgrenzen hinaus von sich re-
den. Er organisierte federführend den Protest
gegen die Errichtung eines Reinstsiliziumwerks
in Dresden-Gittersee. Dieses Werk wurde zu
Recht als Bedrohung für die gesamte Stadt er-
kannt. Denn bei einem Unfall oder einer Explo-
sion hätte sich eine Giftwolke über den Dresd-
ner Stadtkessel gelegt. Mit Bittandachten und
Informationsblättern machte der Ökologische
Arbeitskreis auf die Gefahren aufmerksam und
mobilisierte die Dresdner Bevölkerung so, ih-
ren Protesten Ausdruck zu verleihen. Am 5.
November 1989 wurde letztlich der Baustopp
verkündet, der mit einer großen Blumendemons-
tration gefeiert wurde (Jacobi 1999).

Christof Ziemer war aber nicht nur an der lo-
kalen Vernetzung der kirchlichen Gruppen gele-
gen. Er war auch der Motor des konziliaren Pro-
zesses in der DDR. So holte er die Ökumenische
Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung nach Dresden. Hier tra-
fen sich alle christlichen Kirchen der DDR sowie
Vertreter kirchlicher Basisgruppen in einem Ple-
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num, um die aktuellen Probleme weltweit, vor
allem aber mit Fokus auf die DDR zu diskutieren.
Im Mittelpunkt standen somit der Umweltschutz,
Abrüstung, Gewaltlosigkeit im Umgang der Poli-
zei, des Militärs und der Staatssicherheit mit den
Bürgern, aber auch Grundrechte wie Meinungs-
freiheit, Pressefreiheit und Reisefreiheit. Es ging
aber auch um ganz konkrete Fragen wie die Hal-
tung der Kirchen zum Schwangerschaftsabbruch
in der DDR. Zu diesen Themenkomplexen wur-
den Arbeitsgruppen gebildet, die jeweils ein Posi-
tionspapier entwickelten. Sie fungierten ge-
wissermaßen wie Ausschüsse. In den Arbeitsgrup-
pen selbst wurde sehr offen diskutiert, wie dies
bislang auf dieser Basis in der DDR nicht möglich
war. Die Ergebnistexte wurden im Anschluss im
Plenum diskutiert und dann veröffentlicht.

Die erste Sitzung im Februar 1988 fand in
der Elbmetropole statt. Zur zweiten Sitzung im
Oktober 1988 trafen sich die Delegierten in Mag-
deburg. Die abschließende Sitzung im April 1989

fand erneut in Dresden statt. Die Ergebnistexte,
die im April 1989 teilweise nach sehr kontrover-
sen Diskussionen verabschiedet wurden, wirk-
ten deutlich in den Umbruch 1989/90 hinein.
Bereits in der Grundlegung wurden die wesent-
lichen Probleme, wie das gespannte Verhältnis
zwischen der durch die zentrale Planung beding-
ten Bürokratie und dem Drang der Bürger nach
Eigeninitiativen und politischer Beteiligung, auf-
gezeigt. In den DDR-Medien wurde der Ein-
druck erzeugt, die DDR sei ein sicherer Staat, in
dem es den Menschen wirtschaftlich gut gehe.
Mit der Realität hatte dies jedoch nichts zu tun.

Ganz wesentlich war für die Delegierten die
Option der Gewaltfreiheit. Sie lehnten Gewalt
sowohl bei der Verteidigung des Landes nach
außen als auch nach innen im Umgang mit der
DDR-Opposition ab. Um den inneren und äu-
ßeren Frieden zu erhalten, bedürfe es der Of-
fenheit, Information und Kommunikation, stell-
ten die Delegierten fest (Ziemer 1995).

Karin Urich
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Eine wachsende Sensibilität und Politisierung
der Bevölkerung wurde bei den Kommunalwah-
len am 7. Mai 1989 ganz deutlich. Kommunal-
wahlen waren in der DDR ebenso wie die Volks-
kammerwahlen im Prinzip eine Farce, da es
lediglich eine Einheitsliste gab, der man zustim-
men konnte oder die man ungültig machen konn-
te. Gegenstimmen gab es nicht. Die Zustim-
mungsraten betrugen deshalb immer nahezu 100
Prozent. Die Auszählungen fanden in der Regel
hinter verschlossenen Türen statt, da die Fest-
stellung des Ergebnisses ohnehin nur Formsa-
che war. Sie entsprach in der Regel der Zielvor-
gabe, die man schon vor der Wahl aus Berlin
bekommen hatte. 1989 war das jedoch anders.
Hier wurde die Auszählung der Stimmen erstmals
durch Bürgerrechtler und kirchliche Gruppen in
größerem Umfang überwacht. Auch in Dresden
waren Bürger in rund 120 Stimmlokalen vertre-
ten. Sie deckten eine Abweichung von rund zehn
Prozent zum offiziellen Wahlergebnis auf und
belegten damit Wahlfälschungen in nicht uner-
heblichem Umfang. Am 11. Mai 1989 legte Chri-
stof Ziemer in Absprache mit Bischof Hempel,
der am gleichen Tag brieflich um ein Gespräch
mit Modrow nachgesucht hatte, bei Oberbürger-
meister Wolfgang Berghofer Einspruch gegen
das Wahlergebnis ein. Ziemer hatte die Informa-
tionen aus den Wahllokalen gesammelt, da die
einzelnen Wahlbeobachter massiv von der Staats-
sicherheit ins Visier genommen wurden. Auf In-
itiative von Berghofer fand am 19. Juni ein Ge-
spräch mit Ziemer statt. Dabei ging es nicht nur
um die Kommunalwahlen, sondern auch um die
oppositionellen Gruppen in der Stadt. Berghofer
bat Ziemer, ihm einen Überblick über die Orga-
nisationen, ihre Ansprechpartner und ihre Ziele
zusammenzustellen, damit er direkt mit den Grup-
pen ins Gespräch kommen könnte. Dies war in-
nerhalb der Spielregeln zwischen Staat und Kir-
che eigentlich gar nicht vorgesehen. Doch die
Dynamik des Herbstes 1989 überholte diesen
Vorstoß des SED-Oberbürgermeisters (Schmid
1998).

3 Die erste Gründungswelle der
Bürgerbewegung

Aus diesem kirchlichen Umfeld speiste sich die
erste Gründungswelle der Bürgerbewegungen.
Zu ihnen zählten DDR-weit das Neue Forum,
die SDP, der Demokratische Aufbruch, die Ini-
tiative für Frieden und Menschenrechte und
Demokratie jetzt. Die Initiative für Frieden und
Menschenrechte konzentrierte sich dabei auf
Berlin. Alle anderen Gruppen fanden Anhänger
in den unterschiedlichsten Städten der DDR,
auch in Dresden.

Die Bürgerbewegungen der ersten Grün-
dungswelle einte der Konsens, die gewaltsa-
men Übergriffe gegen friedliche Demonstran-
ten zu beenden und das Land zu verändern. Die
wichtigste Gruppe war anfangs ohne Zweifel
das Neue Forum. Es entsprach am ehesten dem
klassischen Verständnis einer Bürgerbewegung.
Das Neue Forum wollte eine basisdemokrati-
sche Plattform sein für alle, die Veränderungs-
vorschläge für die DDR hatten. Sein Aufruf,
der ab Anfang September 1989 Verbreitung
fand, hatte große Erwartungen geweckt. Dieser
war bewusst offen formuliert und erreichte des-
halb viele Menschen. Eine offizielle Plattform
bekam das Neue Forum durch den Antrag der
Mitglieder am 19. September 1989, eine offizi-
elle Zulassung als Vereinigung in allen Bezir-
ken der DDR zu erhalten.

Dem Gründungsaufruf „Aufbruch 89“ folg-
te ein offener Problemkatalog, in dem die Um-
strukturierung der Planwirtschaft unter ökolo-
gischen Gesichtspunkten, Freiheit in den Berei-
chen Kultur, Bildung und Wissenschaft und eine
grundlegende Reform des Rechts- und Staats-
wesens einschließlich der Reisefreiheit disku-
tiert wurde. Am 1. Oktober 1989 verbreitete das
Neue Forum einen Zirkularbrief, den die füh-
renden Persönlichkeiten des Neuen Forums
unterschrieben. Dazu zählten vornehmlich Ber-
liner Bürgerrechtler wie Bärbel Bohley, Rein-
hard Schult, Jens Reich, Andreas Schönfelder,
Sebastian Pflugbeil und Rolf Henrich. Sie stellten
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ihren Willen, in der DDR zu bleiben und diese zu
verändern, in den Vordergrund. Dabei gingen die
Unterzeichner eindeutig von der Zweistaatlichkeit
Deutschlands aus. Wiedervereinigung war für sie
kein Thema, ebensowenig wie die Übernahme des
bundesrepublikanischen Wirtschaftssystems. In
welche Richtung sich die DDR verändern sollte,
ließen die Unterzeichner jedoch offen. Das sollte
das Produkt eines übergreifenden Diskussions-
prozesses sein (Rein 1989).

Unter den Unterzeichnern des Gründungs-
aufrufs waren mit Catrin Ulbricht, Olaf Freund
und Otmar Nickel auch drei Dresdner. Sie en-
gagierten sich seit einigen Jahren im autonomen
Spektrum. Auch sie lehnten die Übernahme des
in ihren Augen untauglichen Systems der Bun-
desrepublik ab und waren fest in reformsozia-
listischen Vorstellungen verhaftet (Urich 2001).

Die SDP hingegen, bereits als Partei gegrün-
det, legte großen Wert auf basisdemokratische
Elemente im Parteiaufbau. Es handelte sich also
um eine Partei mit Bewegungscharakter. Die
Gründung als Partei war vor allem deshalb er-
folgt, weil man eine Legitimation über Wahlen
anstrebte. Die SDP definierte sich selbst als
Alternative zur SED in einem Mehrparteien-
system und glaubte, die SED in Wahlen ablösen
und die Regierung stellen zu können. Dabei
überschätzten sich die Parteigründer, denn es
gelang ihnen bis zum Frühjahr 1990 nicht, eine
Volkspartei zu werden und breite Wählerschich-
ten anzusprechen. Die Ursachen lagen zum ei-
nen in der spezifischen Zusammensetzung des
Gründerkreises – in erster Linie Theologen und
Intellektuelle. Sie sahen die SDP als eine eigen-
ständige Partei, die nichts mit der SPD in der
Bundesrepublik zu tun haben wollte. Deshalb
benutzte sie auch nicht die Abkürzung SPD (So-
zialdemokratische Partei Deutschlands), sondern
führte den Parteinamen SDP (Sozial-Demokra-
tische Partei). Ziel des Gründerkreises von
Schwante, zu dem auch das Dresdner Ehepaar
Annemarie und Matthias Müller gehörten, war
es, den Sozialismus zu reformieren und die DDR

umzugestalten, nicht aber, den Staat aufzugeben.
Das kostete viel Akzeptanz bei denen, die wie
der Altsozialdemokrat Gerhard Brenn in Dres-
den nahtlos an die gesamtdeutsche SPD des Jah-
res 1946 anzuknüpfen versuchte. Die Einstel-
lung der Gründer von Schwante wurde aber auch
von denjenigen nicht geteilt, die sich vor allem
durch die Ostpolitik von Willy Brandt mit der
westdeutschen Sozialdemokratie verbunden fühl-
ten. Sowohl die Altsozialdemokraten als auch
die Anhänger der Ostpolitik hatten die Einheit
der Sozialdemokratie und die Einheit beider deut-
scher Staaten im Blick (Rein 1989, Urich 2001).

Der Demokratische Aufbruch nahm eine
Position zwischen dem Neuen Forum und der
SDP ein. Er wurde als Vereinigung und damit
als klassische Bürgerbewegung gegründet.
Doch der Wunsch der Anhänger nach festen
Strukturen war so groß, dass sich Organisati-
onsprinzipien wie in einer Partei durchsetzten.
Man kann den Demokratischen Aufbruch also
am ehesten als Bürgerbewegung mit Parteicha-
rakter bezeichnen. Die Gründer des Demokrati-
schen Aufbruchs kamen vor allem aus den kirch-
lichen Gruppen. In Dresden waren Johannes
Pohl und Jürgen Bönninger die treibenden Kräf-
te. Beide orientierten sich von Anfang an am
Vorbild westeuropäischer Demokratien. Die
Frage der deutschen Einheit hielten sie zunächst
noch offen (Rein 1989, Urich 2001).

Neues Forum, SDP und Demokratischer
Aufbruch folgten bei ihrer Organisation ganz
ähnlichen Mustern. In Berlin bildete sich ein zen-
traler Sprecherkreis beziehungsweise Vorstand.
In den Bezirken gab es Kontaktleute, die dann
Orts- oder Basisgruppen in den Städten bildeten.
Parallel dazu entstanden thematische Arbeitsgrup-
pen. Diese Basisgruppen sollten nach dem Selbst-
verständnis aller drei Organisationen die Basis
für eine demokratisch von unten nach oben orga-
nisierte Bürgerbewegung sein. In der Praxis sah
dies jedoch anders aus. Die Berliner Führungs-
zirkel kümmerten sich relativ wenig um die Ent-
wicklungen an der Basis. Es gab auch kaum di-
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rekte Kontakte nach unten. Dies hatte Auswir-
kungen auf das Selbstverständnis der Basisgrup-
pen in Dresden und anderswo. Die Dresdner
Gruppen waren im Herbst 1989 der Überzeu-
gung, über eine breite Massenbasis zu verfügen.
Allerdings waren nur relativ wenige Leute be-
reit, auch aktiv am Aufbau fester Strukturen mit-
zuarbeiten. In Dresden gehörten pro Gruppe nicht
mehr als 20 Leute zu diesem harten Kern. Da die
Kommunikation zwischen der Basis und der
Spitze nur in Ansätzen funktionierte, waren sich
die Bürgerbewegungen ihrer eigenen Rekrutie-
rungsprobleme nicht bewusst. Im Gegenteil: In
ihrer subjektiven Wahrnehmung gingen sie davon
aus, in einer breiten Bewegung zu arbeiten, die
lediglich vor Ort gewisse Organisationsschwie-
rigkeiten hat (Urich 2001).

4 Die Gruppe der 20 und das
Dresdner Modell

Ganz anders strukturiert und legitimiert war hin-
gegen die Gruppe der 20, eine Dresdner Beson-
derheit im Umbruch 1989. Sie entstand am Abend
des 8. Oktober 1989 wie in Abschnitt eins ge-
schildert aus einer Demonstration heraus. Ihre
Mitglieder kamen aus dem Kreis der protestie-
renden Bürger. Und die ersten Forderungen la-
sen sie buchstäblich von der Straße auf. Die
Gruppe der 20 verstand sich als Stellvertreter
aller Dresdner im Gespräch mit dem Oberbür-
germeister. Nicht jeder derjenigen, die sich spon-
tan zur Mitarbeit bereit erklärt hatten, blieb wirk-
lich dabei. Denn das Ministerium für Staatssi-
cherheit nahm die 20 sofort ins Visier und setzte
sie unter Druck. Die Mitglieder, die nach dem
8. Oktober dazu kamen, wurden über die Eine-
Mark-Aktion legitimiert. Damit erhielten die
Bürger in Dresden die Möglichkeit, der Gruppe
per Überweisung von einer Mark auf ein Post-
scheckkonto ein Mandat zu erteilen. Innerhalb
kürzester Zeit gingen auf diesem Konto, das
einem der Mitglieder der Gruppe der 20 gehör-
te, 100 000 Mark ein. Jeder fünfte Dresdner

hatte somit die Gruppe der 20 legitimiert. Im
Unterschied zu den anderen Gruppen der Bür-
gerbewegung erhob die Gruppe der 20 aber nur
den Anspruch, Veränderungen für Dresden zu
erreichen, während SDP, Demokratischer Auf-
bruch und Neues Forum natürlich die gesamte
DDR verändern wollten.

Die Gruppe der 20 wurde durch die Rat-
hausgespräche mit Oberbürgermeister Wolfgang
Berghofer zum Wegbereiter des Dresdner Mo-
dells. Innerhalb der Gruppe der 20 wurde die
Arbeit relativ schnell in Arbeitsgruppen organi-
siert. Am 26. Oktober 1989 beschloss das Kom-
munalparlament, diese Arbeitsgruppen paritä-
tisch mit Mitgliedern des Stadtparlaments und
der Verwaltung auf der einen Seite und mit Mit-
gliedern der Bürgerbewegungen sowie mit in-
teressierten Bürgern und Experten zu besetzen.
Insgesamt wurden 16 dieser zeitweiligen Ar-
beitsgruppen gebildet, die gewissermaßen die
Funktion von Ausschüssen im Kommunalpar-
lament übernahmen. Vertreter der Bürgerbewe-
gung wurden in das Präsidium des Kommunal-
parlaments integriert. Die Bürgerbewegung
erhielt außerdem die Möglichkeit, über einen
Wirtschafts- und Finanzausschuss die Ausga-
benpolitik der Stadt Dresden zu kontrollieren.
Im Januar 1990 schließlich wurde eine Basis-
demokratische Fraktion gebildet. Die 30 Sitze
wurden unter allen zu diesem Zeitpunkt in Dres-
den aktiven Bürgerbewegungen verteilt. Sie
waren damit direkt an den Entscheidungspro-
zessen beteiligt. Da sich die Mitglieder aber nicht
als legitimiert durch demokratische Wahlen an-
sahen, verzichteten die Mitglieder der Basisde-
mokratischen Fraktion ganz bewusst auf ein
Stimmrecht (Richter/Sobeslavsky 1999).

5 Die zweite Gründungswelle nach
dem Mauerfall

Mit dem Fall der Mauer am 9. November 1989
änderten sich die Rahmenbedingungen für die
Bürgerbewegung grundlegend. Nun beschränk-
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ten sich die Forderungen der Demonstranten
auf der Straße, die immer mehr wurden, nicht
mehr nur auf Reformen in der DDR. Sie setzten
zu Hunderttausenden in der gesamten DDR die
deutsche Einheit auf die politische Agenda und
erwarteten deren Umsetzung.

Dazu war die erste Generation der Bürger-
bewegung aber nicht willens oder in der Lage.
Bürgerbewegung und Volksbewegung fielen
auseinander. Die Gründer verloren ihre Legiti-
mation und ihre Massenbasis. Zugleich wurde
auch offenbar, dass es innerhalb der Bürgerbe-
wegung ganz unterschiedliche – ja gegensätzli-
che – Positionen gab. Im Herbst 1989 hatte der
Wille zur Beendigung der gewaltsamen Über-
griffe gegen die Demonstranten und die Ableh-
nung der unkontrollierten SED-Herrschaft die
Akteure geeint. Dabei glaubten alle Beteiligten,
sich in einem Prozess des allmählichen System-
wandels zu befinden. De facto erreichten sie
mit ihrem Protest aber nicht die Veränderung,
sondern den Zusammenbruch des Systems. Auf
diesen waren jedoch große Teile der Bewegung
nicht vorbereitet. Sie verfügten über keine Kon-
zepte, wie nun Politik zu machen sei. Auch or-
ganisatorisch waren sie überfordert. Akteure der
ersten Stunde zogen sich zum Teil enttäuscht
zurück oder verstanden es nicht, sich auf die
neuen Gegebenheiten einzustellen.

Die Gruppierungen in Dresden hingegen
hatten einen personellen Umbruch erlebt. In der
Gruppe der 20, der SDP, dem Neuen Forum
und dem Demokratischen Aufbruch setzen sich
jene Akteure durch, die erst während der For-
mierungsphase ab Mitte Oktober 1989 zu den
Gruppen gestoßen waren. Sie hatten eine ande-
re Motivation für ihr Engagement, denn sie
waren ganz bewusst bereit, sich in einer Partei-
endemokratie westdeutschen Zuschnitts zu en-
gagieren und hier politische Verantwortung zu
übernehmen. Deshalb setzten sie sich für die
deutsche Einheit und den Übergang zur Sozia-
len Marktwirtschaft ein. Ihre Ziele deckten sich
wiederum mit der breiten Volksbewegung und

verschafften der zweiten Generation von Ak-
teuren eine Legitimation, die die Gründergene-
ration verloren hatte.

Doch nicht nur innerhalb der bereits beste-
henden Gruppen der Bürgerbewegung gab es
einen Paradigmen- und Personenwechsel. In
Reaktion auf den Mauerfall gab es auch eine
zweite Gründungswelle, die von November 1989
bis Januar 1990 dauerte. Dazu zählten die Grüne
Partei, die Grüne Liga, die DSU, die Forumpar-
tei und die Vereinigte Linke. Grüne Bewegung
und Vereinigte Linke versuchten, den Vereini-
gungsprozess aufzuhalten, was ihnen wenig
Sympathie in der Bevölkerung und enttäuschend
wenig Wählerstimmen einbrachte. DSU und
Forumpartei hingegen forcierten die deutsche
Einheit. Sie schnitten in Dresden und Sachsen
deshalb überdurchschnittlich gut bei den Volks-
kammerwahlen ab. Im gesamtdeutschen Partei-
engefüge fanden sie jedoch keinen Platz. Die
Forumpartei ging in der FDP auf. Die DSU spiel-
te bald nur noch als Lokalpartei eine Rolle.

Nicht zuletzt der Volkskammerwahlkampf
brachte alle Bürgerbewegungen an einen Schei-
deweg. Mit der Entscheidung, Partei zu wer-
den, entfernten sich sowohl der Demokratische
Aufbruch als auch die SDP und die Forumpar-
tei vom Charakter einer Bürgerbewegung. Als
erstes orientierte sich die SDP neu, die mit ihrer
Umbenennung in SPD am 13. Januar 1990 ganz
klar die Nähe zur westdeutschen SPD suchte.
Der Demokratische Aufbruch stellte die Wei-
chen in Richtung CDU, wobei es in Dresden
auch Kräfte gab, die gern mit dem Neuen Fo-
rum zusammengearbeitet hätten – gewisser-
maßen als parlamentarische Vertretung einer
breit angelegten Bürgerplattform. Nachdem ei-
nigen Akteuren jedoch gute Plätze auf einer ge-
meinsamen Wahlliste versprochen worden wa-
ren, entschloss sich der Demokratische Auf-
bruch auch in Dresden, der Fusion mit der CDU
zuzustimmen. Die ehemalige Blockpartei CDU
versprach sich davon eine Stärkung ihres Re-
formflügels, zumal auch führende Mitglieder
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der Gruppe der 20 und des Neuen Forums in
Dresden bereits in die CDU eingetreten waren.

Das Neue Forum in Dresden zerrieb sich im
Wahlkampf völlig. Nachdem die Zusammenar-
beit mit dem Demokratischen Aufbruch geschei-
tert war, forcierten einige Mitglieder die Grün-
dung der Forumpartei. Sie sollte die parlamenta-
rische Vorhut des Neuen Forums werden, ähn-
lich wie dies ursprünglich mit dem Demokrati-
schen Aufbruch gedacht war. Damit gingen die
Dresdner auf Konfrontationskurs zur Spitze der
Forumpartei, die ein Zusammengehen mit der
FDP anstrebte und schließlich durchsetzte. Das
trug der Dresdner Flügel nicht mit. Die Protago-
nisten aus Dresden traten nicht in die FDP, son-
dern in die CDU ein. Die wurde in Dresden und
Sachsen nicht zuletzt deshalb zur bestimmenden
politischen Kraft, weil sie führende Akteure der
Bürgerbewegung aufgenommen hat (Urich 2001).

6 Gewonnen und doch verloren?

Zieht man also eine Bilanz der Bürgerbewe-
gung, so wird zunächst einmal deutlich, dass es
eine Vielzahl von Interessenlagen und Gruppie-
rungen gab. Ganz grob lassen sich diese in zwei
Lager einteilen: Auf der einen Seite stehen die
Gruppen der ersten Gründungswelle mit Ak-
teuren, die schon länger in der Bürgerbewe-
gung aktiv waren, die eine reformierte DDR
anstrebten. Auf der anderen Seite sind die Grup-
pen der zweiten Gründungswelle beziehungs-
weise die Akteure, die erst im Herbst 1989 selbst
zur Bürgerbewegung stießen. Sie wollten die
Deutsche Einheit und eine Übernahme des poli-
tischen und des wirtschaftlichen Systems der
Bundesrepublik.

Die Gruppen der ersten Gründungswelle
fühlen sich damit am ehesten als Verlierer des
Umbruchs in der DDR. Ihre Utopien rückten
vor dem Wiedervereinigungsprozess in den
Hintergrund. Nur wenige engagierten sich des-
halb dauerhaft in der Politik. Die meisten zogen
sich wieder in kirchliche und soziale Initiativen

zurück, gründeten Vereine und organisierten auf
diese Art und Weise ihre Interessen ähnlich wie
zu DDR-Zeiten – dieses Mal allerdings auf le-
galem Wege.

Die Akteure, die mit dem Willen zum parla-
mentarischen Engagement in die Bürgerbewe-
gung gegangen waren und sie entsprechend ver-
ändert hatten, ebneten dagegen den Weg in die
Parteiendemokratie. Das Dresdner Modell mit
den zeitweiligen Arbeitsgruppen und der Basis-
demokratischen Fraktion hatte dabei als ein Ka-
talysator gewirkt, denn die Mitglieder hatten ge-
lernt, politisch zu denken und zu agieren. Zudem
blieben der Stadt Dresden dadurch chaotische
Zustände erspart, weil der Übergang von den
alten zu den neuen Eliten reibungsloser vollzo-
gen werden konnte als anderswo, wo neue Kräf-
te erst nach Kommunalwahlen in die Gremien
kamen (Timmer 2000). In Dresden und Sachsen
war der Anteil jener, die über die Bürgerbewe-
gung in politische Führungspositionen gelang-
ten, relativ hoch (Urich 2001). Hier zeigt sich der
eigentliche Erfolg der Bürgerbewegung: Es ist
geglückt, einen grundlegenden Elitenwandel her-
beizuführen. Dieser basiert dabei nicht nur auf
dem Import von Entscheidungsträgern aus West-
deutschland, sondern es ist auch geglückt, unbe-
lastete Eliten aus dem Umbruch 1989/90 zu rek-
rutieren und in die politische Verantwortung zu
bringen. Bei einem Blick auf die Zusammenset-
zung der Landtage in Ostdeutschland zeigt sich,
dass gerade diese Abgeordneten auch mehrfach
wieder gewählt worden sind. Sie blieben meist
zwei bis drei Wahlperioden im Parlament, wäh-
rend beispielsweise SED-Altkader meist nach
einer Wahlperiode schon nicht mehr im Parla-
ment vertreten waren (Edinger 2004).

Dieser Elitenwandel fand jedoch nicht nur
in den Parlamenten statt, sondern auch auf der
Ebene der Kommunen, der Vereine und Ver-
bände. Zwei Beispiele aus Dresden seien hier
genannt: Dr. Walter Siegemund und Frank Neu-
bert sind zwei Akteure, die sich in der Gruppe
der 20 und deren Umfeld engagiert haben. Sie
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strukturierten ihr Berufsleben ab 1990 komplett
neu, um die Stadt und das Land zu verändern.
Walter Siegemund gründete zunächst mit eini-
gen Mitstreitern den sächsischen Städte- und
Gemeindetag. Dann wechselte er ins sächsische
Kultusministerium, wo er heute als Bürgerrefe-
rent arbeitet. Frank Neubert wurde zunächst als
Vertrauensperson Referent des neuen Oberbür-
germeisters Dr. Herbert Wagner. Später baute er
das Standesamt mit auf und wurde dessen Amts-
leiter (Urich 2005).

Doch auch die Akteure, die durch den Um-
bruch in politische Verantwortung kamen und
es damit zumindest beruflich „geschafft“ ha-
ben, ziehen heute – mehr als 15 Jahre nach der
friedlichen Revolution – eine gespaltene Bilanz
(Urich 2005). So sieht beispielsweise Frank
Richter, der die Gruppe der 20 seinerzeit als
junger Kaplan begründet hat, eine gewisse Ori-
entierungslosigkeit und einen Werteverlust in
der ostdeutschen Gesellschaft. Dieser drückt
sich für ihn in einer Art Trotz-Atheismus aus:
Wenn man schon alles von der Bundesrepublik
übernehmen muss, dann wenigstens nicht die
Mitgliedschaft in der Kirche. Deshalb würden
Rituale wie die Jugendweihe gepflegt, obwohl
diese inzwischen völlig sinnentleert seien. Mit
dem Werteverlust einher gehen massive soziale
Ängste, vor allem die um den Verlust des Ar-
beitsplatzes. Denn diese wird schnell zur Exis-
tenzangst. Menschen, für die früher der Staat
gesorgt hat, wenn sie sich systemkonform ver-
halten hatten, fühlen sich nun verlassen, stehen
außerhalb der Gesellschaft, die sich aus ihrer
Sicht vor allem über Geld, Wohlstand und be-
ruflichen Erfolg definiert. Das treibt die Men-
schen zu den radikalen Parteien – ob sie nun
rechts oder links vom demokratischen Parteien-
system stehen. Dem mit Zivilcourage zu begeg-
nen, das ist die große Herausforderung für die
neuen Eliten – ob sie nun aus der Bürgerbewe-
gung kommen oder nicht. Denn sonst wird das
demokratische System wieder in eine bedrohli-
che Schieflage geraten, die das Erbe der Bür-

gerbewegung in der DDR zunichte macht und
den Kritikern des deutschen Einigungsprozes-
ses Recht gibt.

Dr. Karin Urich, Jg. 1972, hat über die Bür-
gerbewegung in Dresden promoviert und arbei-
tet als Redakteurin beim „Mannheimer Mor-
gen“.
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1 Einleitung

Ein professioneller und kompetenter Auftritt in
der Öffentlichkeit sowie eine schnelle Reaktion
auf relevante Ereignisse und Entscheidungen
werden für den Erfolg der Umweltschutzbewe-
gung immer bedeutender. Daneben verändert
sich auch die Arbeitsweise der Umweltschutz-
bewegung hin zu einer zunehmenden Projekt-
orientierung. Managementfähigkeiten werden
stärker als bisher gefragt sein.

Die von Jänicke konstatierte zivilgesell-
schaftliche Korrekturfunktion der Umwelt-
schutzbewegung in der Umweltpolitik ist ohne
eine ausreichende fachliche Kompetenz nicht
vorstellbar (Jänicke et al. 1999: 86). Bildung,
Fortbildung und Weiterqualifikation werden also
in Zukunft immer wichtiger für die Umwelt-
schutzbewegung, um kampagnenfähig und er-
folgreich zu sein.

Das Qualifikationsprogramm Zukunftspilo-
ten reagiert auf diesen Bedarf. Im Folgenden
wird das Programm zunächst vorgestellt, um
danach zu analysieren, welche Wirkungen auf
Umweltschutzbewegung und -organisationen
von diesem Programm ausgehen, welchen Nut-
zen die Teilnehmer aus diesem Programm in
ihrer praktischen Arbeit ziehen und ob Umwelt-
gruppen durch dieses Programm tatsächlich er-
folgreicher werden.

Die Materialgrundlagen dieses Aufsatzes
sind neben der angegebenen Literatur vor allem
Dokumentationen und der Internetauftritt der
Zukunftspiloten sowie ausführliche Gespräche
mit dem Koordinator der Zukunftspiloten.

2 Eine kurze Vorstellung

Das Programm „Zukunftspiloten“ ist vor allem
für junge Menschen zwischen 21 und 27 Jah-

ren konzipiert. Es soll die Teilnehmenden quali-
fizieren, „sich kritisch mit gesellschaftlichen
Verhältnissen auseinander zu setzen und die ei-
genen Kompetenzen für ein erfolgreiches und
dauerhaftes Engagement in der Umweltschutz-
bewegung weiterzuentwickeln“ (Zukunftspilo-
ten 2005). Der Kurs wird getragen von der Be-
wegungsakademie und dem Deutschen Natur-
schutzring. Die Teilnehmenden des Kurses
durchlaufen ein Bewerbungs- und Auswahlver-
fahren. Hierbei steht die Bereitschaft für ein
dauerhaftes und verantwortliches Engagement
in der Umweltschutzbewegung als Auswahl-
kriterium an oberster Stelle. Ferner muss die
Teilnehmermischung stimmen, um einen arbeits-
fähigen Kurs zusammenzustellen, das heißt, eine
bestimmte Homogenität der Gruppe sowie be-
stimmte Vorkenntnisse müssen vorhanden sein.
Von den zwischen 20 bis 40 Bewerbern werden
höchstens 16 Teilnehmer angenommen, bei sehr
großem Bewerberandrang werden auch zwei
Parallelkurse angeboten.

Weibliche Teilnehmer befinden sich in einer
deutlichen Überzahl gegenüber den männlichen:
von 2001 bis 2003 nahmen 37 Teilnehmerinnen
und 23 Teilnehmer am Kurs teil (Deutsche Bun-
desstiftung Umwelt/Deutscher Naturschutzring
2004: 7). Der überwiegende Teil der Teilneh-
mer am Kurs sind Studenten, das heißt, sie ab-
solvieren den Kurs parallel zu ihrem Studium.
Von 2001 bis 2003 befanden sich 26 der Teil-
nehmer im Grundstudium, 24 im Hauptstudi-
um, lediglich drei konnten bereits auf ein absol-
viertes Studium zurückblicken, drei absolvier-
ten ein Freiwilliges ökologisches Jahr, vier wa-
ren anderweitig beschäftigt (Deutsche Bundes-
stiftung Umwelt/Deutscher Naturschutzring
2004: 7).

Matthias Heyck

Erfolgreicher durch Qualifikation?
Das Beispiel Zukunftspiloten
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Die Arbeitsformen des Kurses Zukunftspi-
loten sind hauptsächlich Seminare, das Sam-
meln praktischer Erfahrungen, Projektarbeit
sowie das Selbststudium und Gruppenarbeit,
zum Beispiel mit Hilfe von Studienbriefen.1 Die
Seminare finden an verlängerten Wochenenden
statt. Themen sind beispielsweise die Einord-
nung der Umweltschutzbewegung in den ge-
sellschaftlichen Kontext, aber vor allem metho-
dische Fragen wie die Kampagnenplanung,
Marketing und Fundraising, Pressearbeit, Über-
zeugen und Verhandeln, Zeit-, Selbst- und Pro-
jektmanagement, Konfliktbewältigung sowie die
Organisationsentwicklung. Den Abschluss bil-
det ein dreimonatiges Praxisprojekt, das meist
in einer nationalen oder internationalen Umwelt-
schutzorganisation durchgeführt wird. Unter den
Praxisprojekten finden sich zum Beispiel die
Organisation der attac Sommerakademie, die
Durchführung eines Projekts zum Gendermain-
streaming im Bundesumweltministerium, eine
Kampagnenplanung zum Projekt „Wildkatze“
des Bund Naturschutz, ein Rechercheprojekt zur
Umweltsituation in den ost- und mitteleuropäi-
schen Ländern beim Deutschen Institut für Ur-
banistik, die Entwicklung eines Programms zur
Umweltkommunikation an der Universität Ol-
denburg sowie die Unterstützung der Redakti-
on der Zeitschrift Politische Ökologie.

Zwischen den Seminarwochenenden steht
die Projektarbeit im Vordergrund. Hierbei wer-
den von den Teilnehmern aktuelle umweltpoliti-
sche Themen und Debatten bearbeitet. Diese
Arbeit findet weitgehend virtuell, das heißt über
Internet sowie Telefon statt und wird von Tuto-
ren begleitet. Ferner gibt es Studienbriefe zur
Hilfestellung sowie ein PartnerInnen-Unterstüt-
zungsmodell, das heißt, jeweils zwei Teilneh-
mer des Kurses tauschen sich ebenfalls zwi-
schen den Seminaren elektronisch und telefo-
nisch aus. Die Studienbriefe sind hauptsächlich
aus einer sozialwissenschaftlichen Perspektive
von einschlägigen Experten verfasst und be-
handeln vielfältige Themen wie zum Beispiel

die Europäische Umweltpolitik, internationale
Biodiversitätspolitik, Umweltfolgenprüfung
sowie Fragen der Akzeptanz und Grenzen dia-
logischer Verfahren. Auch nach Beendigung des
Kurses sollen die Teilnehmer in Kontakt blei-
ben. So ist beispielsweise jedes Jahr ein Tref-
fen vorgesehen.

Für die Teilnahme am Kurs „Zukunftspilo-
ten“ ist die Entrichtung einer Teilnahmegebühr
von 900,– Euro erforderlich. Diese recht hohe
Gebühr kann auch in Raten bezahlt werden.
Idee seitens der Zukunftspiloten ist die Über-
nahme dieser Teilnahmegebühren seitens der
Umweltschutzorganisation, in denen der Teil-
nehmer Mitglied ist. Ferner unterstützt die
Kursleitung die Teilnehmer bei der Akquise
von Stipendien.

Anlass für die Gründung des Kurses Zu-
kunftspiloten war eine negative Wahrnehmung
der Umweltschutzbewegung aus der Sicht jun-
ger Menschen. Die Umweltschutzbewegung
wirkt für Jugendliche wenig attraktiv, vor allem
aufgrund der Überalterung der Aktiven. Zum
anderen gibt es mit den Kaospiloten in Däne-
mark ein Vorbild.

Neben den für die professionelle Arbeit in
der Umweltschutzbewegung fit gemachten Teil-
nehmern gibt es mit „Impulse“ einen Informati-
onsbrief, der auch für die Öffentlichkeit be-
stimmt ist. Die Studienbriefe können gegen ei-
nen Unkostenbeitrag bestellt werden. Ferner
wurde ein Kongress zur Zukunft und für neue
Ansätze des umweltpolitischen Engagements
organisiert.

3 Bewertung des Programms

Im Folgenden wird das Programm Zukunftspi-
loten hinsichtlich seiner Zielgruppenorientierung
sowie der Wirkungen für die Teilnehmer und
die Umweltschutzbewegung bewertet.

Umweltschutzbewegung wird hier als Teil
neuer sozialer Bewegungen verstanden (Brand
1998: 33). Daher ist es sinnvoll, zur Bewertung
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sich der vorherrschenden Bewegungsparadig-
men zu bedienen (Hellmann 1999).

3.1 Zielgruppe

Der Collective Identity-Ansatz betont die Iden-
tität der Mitglieder als einen wichtigen Faktor
für das Erreichen und die Beibehaltung der Hand-
lungsfähigkeit einer Bewegung (Hellmann 1999:
100). Zusatzqualifikationen können helfen, die
Identität der Bewegungsmitglieder zu stärken
und damit die Engagementbasis der Umwelt-
schutzbewegung zu stabilisieren und zu verste-
tigen. Vorraussetzung hierbei ist jedoch, dass die
erworbenen Zusatzqualifikationen auch ange-
wandt werden.

Es ist zu vermuten, dass die von verschiede-
nen Autoren konstatierte Mittelschichtslastigkeit
sozialer Bewegungen (vgl. beispielhaft Schuma-
cher 2003: 36) durch solche Qualifikationsmaß-
nahmen noch weiter verschärft wird. Diese An-
nahme wird vor allem durch den stark wissen-
schaftlichen Charakter der Schulungsmaterialien
untermauert: Zum Beispiel wird in der regelmä-
ßig erscheinenden Informationsreihe „Impulse“
anhand der sozialwissenschaftlichen Umweltbe-
wusstseinsforschung versucht, Kommunikati-
onsstrategien für die Umweltschutzarbeit abzu-
leiten (Zukunftspiloten 2003).

Die vermittelten Inhalte weisen – wie noch
zu zeigen sein wird – auf eine starke Ansprache
von Mitgliedern in Umweltorganisationen mit
einem hohen Institutionalisierungsgrad hin. Aber
gerade lokale sowie regionale Umweltinitiativen
und -bewegungen leben von der Vielfalt der En-
gagierten und ihrer Aktionsformen, zum Beispiel
sind Arbeiter eher im praktischen Naturschutz
tätig (Schumacher 2003: 80).

„Blutige Anfänger“ in der Umweltschutzbe-
wegung werden mit dem Programm „Zukunfts-
piloten“ kaum angesprochen. Die Mobilisierung
neuer Mitglieder für die Umweltschutzbewegung
ist nicht das Ziel des Programms. Zielgruppe
sind schon relativ fest in der Umweltschutzbe-

wegung verankerte Personen. Bewegungspara-
digmatisch lässt sich die Fortbildung neuer En-
gagierter als Ressourcenmobilisierung einord-
nen. Der Ressourcenmobilisierungsansatz sieht
das Entstehen sozialer Bewegungen in der Un-
zufriedenheit mit den bestehenden Verhältnissen
(Take 2002: 96). Es wird nach dem „Kippschal-
ter“ gefragt, durch dessen „Umlegen“ Unzufrie-
denheit und Krise in Protest umschlägt (Hell-
mann 1999: 103). Dieser ist in der ressourcen-
basierten Mobilisierung der bestehende Unzu-
friedenheit zu finden. Ressourcenmobilisierung
muss auch als aktiver Prozess verstanden wer-
den, das heißt die Bewegung selber kann ihre
Handlungsmöglichkeiten durch Ausbau ihrer
Ressourcen erweitern (Roose 2003: 46). Die
Strategie, die mit dem Kurs Zukunftspiloten ver-
folgt wird, liegt nicht in der Schulung von Enga-
gementwilligen, sondern in der Ressourcenstär-
kung von bereits Engagierten und damit in der
Ressourcenstärkung der Bewegung.

Die recht hohe Teilnehmergebühr stellt eine
hohe Hürde dar, da die Akquisition bei den Or-
ganisationen nicht funktioniert. Die Ursache
hierfür ist unter anderem, dass die Teilnehmer
bei ihren Mitgliedsorganisationen nicht nach ei-
ner finanziellen Förderung nachfragen. Auch die
Organisatoren des Kurses Zukunftspiloten sind
mit dem jetzigen Zustand unzufrieden. Sie ver-
suchen noch stärker Kooperationen mit Stiftun-
gen einzugehen, um eine Art Stipendienpro-
gramm aufzubauen.

3.2 Ziele und Mittel

Das Hauptziel des Programms lässt sich als Pro-
fessionalisierung interpretieren. Mittel hierfür ist
vor allem der Erwerb von Metaqualifikationen
wie zum Beispiel Methodenkenntnisse. Die Zie-
le und Mittel des Programms korrespondieren
weitgehend mit der hauptsächlichen Zielgruppe,
nämlich Engagierte in der Projektarbeit von Um-
weltschutzorganisationen. Zum Beispiel sind
starke Fundraising-Aktivitäten wie das Erb-
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schaftsmarketing (Zukunftspiloten 2003a) nur
für große Organisationen (zum Beispiel BUND
oder NABU) interessant. Auch methodisch
anspruchsvolle Konzepte für die Durchführung
von Workshops und Veranstaltungen sind
lediglich für größere Organisationen geeignet.
Allerdings sind für Aktive in „kleineren“ loka-
len und regionalen Kontexten die Schulungs-
materialien für Pressearbeit (insbesondere das
dazugehörige Impulse-Heft), Rhetorik und
Verhandlungsführung sowie Konfliktmanage-
ment sehr gut zu gebrauchen. Gerade die letz-
teren Qualifikationselemente können für eine
Ressourcenmobilisierung und einen Ausbau
bei den Ressourcen der Engagierten sorgen.
Gleichzeitig dienen sie auch dem ,Framing‘
von Themen, indem diese erfolgreich in der
Öffentlichkeit skandalisiert werden können
(Roose 2003: 47).

Neben den inhaltlichen Zielen ist der Aspekt
der Persönlichkeitsentwicklung ein wichtiger,
wenn nicht sogar der wichtigere Aspekt im Pro-
gramm Zukunftspiloten. Hieraus ergibt sich die
Konzentration auf die Altersgruppe von 21 bis
27 Jahren. Das Programm will Orientierung in
dieser Lebensphase bieten.

Neidhardt betont in seiner Definition sozia-
ler Bewegungen den Netzwerkcharakter und
definiert soziale Bewegungen als „mobilisieren-
de Netzwerke von Netzwerken“ (Neidhardt
1994: 13). Das Programm Zukunftspiloten kann
als ein mobilisierendes Netzwerk für engagierte
Jugendliche innerhalb des Netzwerks Umwelt-
schutzbewegung interpretiert werden, das durch
die Vermittlung von Qualifikationen für ein lang-
fristiges Engagement mobilisiert (Deutsche
Bundesstiftung Umwelt/Deutscher Naturschutz-
ring 2004: 9). Durch das Initiieren von Debat-
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ten für eine bessere Förderung des ehrenamtli-
chen Umweltengagements wird auch Einfluss
auf die Umweltschutzbewegung selbst ausge-
übt.

Das Finden einer Berufsperspektive war je-
doch nicht von vornherein Ziel des Programms,
hier fand eine Veränderung statt: Zunächst stand
die Förderung des ehrenamtlichen Engagements
im Fokus. Mittlerweile hat der Kurs eine hohe
Bedeutung für die Berufsperspektive der Teil-
nehmer erhalten. Diese Veränderung zu bewer-
ten fällt schwer: Zum einen spiegelt die Berufs-
orientierung den Wandel der Umweltschutzbe-
wegung wider, die sich (zumindest in Teilen)
stärker institutionalisiert hat (Brand et al. 1984)
und daher zunehmend Hauptamtliche und Pro-
jektmitarbeiter beschäftigt. Zum anderen steigt
die Relevanz einer Berufsperspektive mit zu-
nehmendem Alter und Studienfortgang. Die
derzeit schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt
trägt vermutlich ebenfalls zu einer Orientierung
auf eine professionelle Karriere in Umwelt-
schutzorganisationen bei.

Auch soll der Kurs den Nachwuchsproble-
men von Umweltschutzorganisationen entge-
gentreten. Junge Menschen für ein Engagement
in der Umweltschutzbewegung zu motivieren,
ist angesichts des gravierenden Nachwuchsman-
gels der Umweltschutzbewegung (Heyck 2005:
233) und dem geringen Umweltbewusstsein bei
der Alterskohorte der 18- bis 24jährigen (Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit 2004: 9) ein sicherlich wich-
tiges Ziel. Allerdings wird bei den Teilnehmern
der Zukunftspiloten kaum mehr eine Bewusst-
seinsschärfung erforderlich sein, sondern ih-
nen kommt eine Multiplikatorenrolle in der
Umweltschutzbewegung zu. Hierfür soll ihnen
durch die Zukunftspiloten das entsprechende
Rüstzeug an die Hand gegeben werden.

Ein Ziel des Programms ist es also, eine Ver-
bindung zwischen Engagement und eigener
Verwirklichung zu finden. Daher wird auf die
Vernetzung der Teilnehmer nach Beendigung

des Kurses Wert gelegt. Insbesondere soll die
eigene Verwirklichung durch den Austausch von
Job- und Praktika-Angeboten gefördert wer-
den. Die persönliche Verwirklichung spiegelt
sich auch im Inhalt des Programms der Zu-
kunftspiloten wider. Die Erwartungen der Teil-
nehmer sind ebenfalls sehr deutlich in diesem
Bereich zu sehen. Es werden ferner wissen-
schaftliche Kompetenzen wie zum Beispiel die
Erstellung und Bearbeitung von Forschungs-
projekten vermittelt. Die erlernten Skills wer-
den im Kurs und durch Praxiselemente anwend-
bar und erfahrbar gemacht.

3.3 Wirkungen

Im Folgenden soll die vermutlich am schwie-
rigsten zu beantwortende Frage erörtert wer-
den, nämlich nach den Wirkungen des Qualifi-
kationsprogramms für die Teilnehmer persön-
lich und für die Umweltschutzbewegung. Lässt
sich eine Erfolgssteigerung feststellen? Diese
Frage ist insofern schwierig zu beantworten,
als Erfolg schwer messbar ist. Es wäre auch
vermessen zu erwarten, dass durch den Kurs
Zukunftspiloten in der Bundesrepublik
Deutschland ein Sofortausstieg aus der Atom-
kraft oder ein wirksameres Klimaschutzpro-
gramm verabschiedet würde. Ein wichtiges
Kriterium für die Bewertung von Erfolg ist
daher die eigene Ziel-Definition und der eige-
ne Anspruch der Akteure.

3.3.1 Wirkungen auf die Teilnehmer

Der Transfer der vermittelten Kenntnisse in die
persönliche Praxis scheint zu funktionieren.
Nach Absolvierung des Kurses Zukunftspilo-
ten engagieren sich viele Teilnehmer beruflich
stärker im Umweltschutz und richten ihr Studi-
um neu aus, zum Beispiel durch Verfassen einer
umweltrelevanten Diplomarbeit. Neue Wir-
kungskreise in der Umweltschutzbewegung,
aber auch bei Attac werden erschlossen (Deut-
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sche Bundesstiftung Umwelt/Deutscher Natur-
schutzring 2004: 30). Initiativen werden neu
angestoßen. Zum Beispiel sind viele Zukunfts-
piloten im Arbeitskreis „Internationales“ des
BUND engagiert. In der ehrenamtlichen Arbeit
lassen sich positive Effekte insbesondere hin-
sichtlich eines zielorientierteren Arbeitens und
in der Strategieentwicklung ablesen. Die Zu-
kunftspiloten wirken als Multiplikatoren in der
Umweltschutzbewegung; „sie tragen methodi-
sches, fachliches und strategisches Wissen in
ihre Zusammenhänge, initiieren Diskussionen
und tragen so zu einer Stärkung der Umwelt-
schutzbewegung bei“ (Deutsche Bundesstiftung
Umwelt/Deutscher Naturschutzring 2004: 30).

3.3.2 Wirkungen auf die Umwelt-
schutzbewegung

Die Wirkungen der Zukunftspiloten lassen sich
bewegungsparadigmatisch vor allem mit Hilfe
des Political Opportunity Structure-Ansatzes
einordnen. Dieser Ansatz fragt nach Umwelt-
bedingungen, denen soziale Bewegungen aus-
gesetzt sind (Hellmann 1999: 104) und dem
Öffnen und Schließen von Handlungsfenstern,
die Bewegungen für ihre Ziele nutzen können.

Das Skandalisieren neuer Umweltprobleme
wie Mobilfunk (Heyck 2005: 230) oder das
Ausnutzen von EU-Richtlinien und -gesetzen
(Knill 2003) können als Beispiele für das Nut-
zen von Handlungsfenstern angeführt werden.
Die Zukunftspiloten helfen den Teilnehmern,
solche Handlungsfenster besser zu erkennen und
durch eine entsprechende Kampagnenarbeit
kompetent zu nutzen.

3.3.3 Problematische Wirkungen?

Es finden sich jedoch auch eine Reihe von Wir-
kungen des Programms Zukunftspiloten, die für
die Umweltschutzbewegung problematisch
werden können, wie zum Beispiel die Verbin-
dung zwischen eigener Verwirklichung und eh-

renamtlichem Engagement: Unter Umständen
kann die implizite Karrierefunktion, die mit dem
Kurs befördert wird, das ehrenamtliche Enga-
gement schädigen. Eine Einstellung, die ehren-
amtliches Engagement zu einer bezahlten Be-
rufstätigkeit macht, könnte sich bei den Teil-
nehmern durchsetzen (Schumacher 2003: 171).

Ein anderer möglicherweise problematischer
Aspekt sind die im Kurs vermittelten Inhalte,
die die zunehmende Projektorientierung und
Fundraising-Aktivitäten in der Umweltschutz-
bewegung befördern. Hier ist ein grundlegen-
der Wandel in der Umweltschutzbewegung zu
verzeichnen, der im Kurs „Zukunftspiloten“
aufgegriffen wird: Neben der – wie schon er-
wähnt – seit Längerem konstatierten Institutio-
nalisierung zumindest von Teilen der Umwelt-
schutzbewegung (Brand et al. 1984) lässt sich
eine Abkehr von der Protestrolle hin zu einer
Einbindung der Umweltschutzbewegung in de-
liberative und juristische Verfahren und eine stär-
kere Projektorientierung beobachten.

Sehr plastisch ist dies bei Konflikten um
Großprojekte zu beobachten. Zum Beispiel war
die Auseinandersetzung um die Startbahn West
mit handfesten Protesten und Konflikten be-
setzt, heute findet die Auseinandersetzung um
einen erneuten Ausbau des Frankfurter Flugha-
fens in der Form von Mediationsverfahren und
juristisch geprägten Debatten in Erörterungs-
terminen statt (Sack 2001; Geis 2005).

Umstritten ist die Frage nach dem Erfolg
einer deliberativen Strategie und einer zuneh-
menden Projektorientierung. Heyck zeigt am
Fallbeispiel einer ostdeutschen Region auf, dass
durch die Einbindung in Verfahrensakte und
durch die Verwaltung von Projektmitteln und –
stellen die eigentliche politische Arbeit auf der
Strecke bleibt, und die Umweltschutzbewegung
ein nur noch sehr geringes Echo in der Öffent-
lichkeit findet (Heyck 2005). Bergstedt et al.
sehen die Abhängigkeit der Umweltschutzbe-
wegung von staatlichen Mitteln und eine Kon-
kurrenzsituation bei der Mittelvergabe als
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Schwächung der Umweltschutzbewegung an
(Bergstedt et al. 1999). Es bleiben also berech-
tigte Zweifel, ob deliberative Verfahren, Fundrai-
sing und Projektorientierung in der Umwelt-
schutzbewegung zu mehr Erfolg führen.

Daher ist es wichtig, dass die vermittelten
Methoden im Kurs Zukunftspiloten kritisch re-
flektiert werden. Auf der anderen Seite muss
gesehen werden, dass Projekt- und Kampag-
nenorientierung und die damit verbundene Über-
schaubarkeit des Engagements ein wichtiges
Element in der Jugendumweltarbeit sind. Gera-
de die zeitliche Überschaubarkeit ist für Jugend-
liche wichtig, da es aufgrund der Lebensum-
stände (zum Beispiel Wechsel von Studium zu
Beruf oder Schule zu Studium) Brüche im En-
gagement gibt (Fischer 2002: 167). Zum ande-
ren werden Projekte auch als Ausweichstrate-
gie benutzt, um sich von für sie unattraktiven
etablierten Umweltschutzverbänden fernzuhal-
ten bzw. eine Nische in ihnen zu finden. Fischer
definiert Projekte im Bereich der Jugendum-
weltarbeit als klar strukturiertes, zeitlich und
thematisch begrenztes Vorhaben (Fischer 2002:
225). Projekte können also unterschiedliche
Wirkungen haben, nämlich zum einen – gerade
bei Jugendlichen – für eine bessere Identifikati-
on mit dem Thema Umwelt- und Naturschutz
sorgen, aber auch demobilisierend sein und nur
noch für das eigene Refugium sorgen (Heyck
2005: 236). Zu erwarten ist, dass eine zuneh-
mende Aktivität von Jugendlichen in Umwelt-
schutzorganisationen mit einer offensiveren
Öffentlichkeitsarbeit, zum Beispiel in Form von
unkonventionelleren Aktionen, verbunden ist.
Die besonderen Aktionsformen im Jugendum-
weltengagement lassen sich mit einer stärkeren
emotionalen Bindung an das Thema Umwelt-
schutz erklären (Fischer 2002: 14).

Im Kurs Zukunftspiloten findet allerdings
kaum eine Vorbereitung auf konkrete Konflikte
um Planungsvorhaben im lokalen und regiona-
len Kontext wie zum Beispiel der Planung von
Umgehungsstraßen statt. Handlungsfenster, die

das Planungsrecht bietet, bleiben unter Umstän-
den ungenutzt. Die angesprochenen lokalen und
regionalen Umweltinitiativen sind häufig von
konkreten Projekten betroffen, die neben einer
Qualifikation in Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit auch Kenntnisse inhaltlicher Art, wie zum
Beispiel im Planungs- und Naturschutzrecht,
benötigen. In einem Studienbrief der Zukunfts-
piloten werden zwar die naturschutzrelevanten
Planungsverfahren behandelt, stehen aber nicht
im Mittelpunkt des Kurses.

4 Fazit

Der Kurs Zukunftspiloten ist ein für junge,
bereits in der Umweltschutzbewegung engagier-
te Menschen konzipiertes Qualifikationsange-
bot. Der Kurs ist für Neueinsteiger in der Um-
weltschutzbewegung und für Aktive aus loka-
len und regionalen Initiativen der Umweltschutz-
bewegung nur sehr bedingt geeignet.
Engagement kann durch den Kurs verstärkt und
verstetigt werden. Das Anstoßen von Engage-
ment funktioniert allenfalls über die Multiplika-
torenfunktion der Zukunftspiloten. Für die Ab-
solventen des Kurses existieren gute Vorausset-
zungen für eine Karriere in einer Umweltschutz-
organisation oder in verwandten Bereichen.
Neben der Stärkung des Engagements kommt
der Persönlichkeitsentwicklung eine wichtige,
vielleicht sogar die wichtigste Rolle bei den
Zukunftspiloten zu.

Die Haupttrennlinie in Umweltschutzorga-
nisationen verläuft zwischen Jugendlichen und
Erwachsenen. Für beide Phasen im Umwelt-
schutzengagement gibt es unterschiedlich sinn-
volle Arbeitsformen. Zum Beispiel sind Projek-
te in der Jugendumweltarbeit sinnvoll, während
in der Erwachsenenphase die Gefahr besteht,
dass diese zu einer Selbstbeschäftigung ohne
nennenswerte Öffentlichkeitsimpulse verkom-
men. Jugendspezifische Aktionsformen (Heyck
2005: 148) können der etablierten Umwelt-
schutzbewegung bei der Schärfung ihres Pro-
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fils und der Erhöhung der Öffentlichkeitswir-
kung durchaus helfen. Ein wichtiger Verdienst
der Zukunftspiloten ist es, neben der Weiter-
qualifikation von jungen Menschen auf die Pro-
bleme des Jugendengagements hinzuweisen und
somit eine Debatte in der Umweltschutzbewe-
gung zu initiieren.

5 Ausblick
5.1 Notwendigkeit von Bildung

Die Veränderungen in der Umweltschutzbewe-
gung sind im Vorhergehenden angesprochen
worden. Die Notwendigkeit von Bildung und
Fortbildung ist deutlich. Hier liegt es vor allem
an den Umweltschutzorganisationen selbst,
strukturierte Programme aufzubauen bzw. Vor-
handenes zu intensivieren, zumal schon jetzt die
Mehrzahl der Fortbildungen zu Umweltthemen
von Umweltschutzverbänden, -initiativen sowie
Umwelt- und Naturschutzzentren durchgeführt
werden (Giesel et al. 2002: 85). Der Kurs Zu-
kunftspiloten sticht aufgrund seiner Vermittlung
von Methoden aus den anderen Fortbildungs-
angeboten heraus, da diese sich weniger um
Methodenvermittlung kümmern (Giesel et al.
2002: 97). Auch aus Sicht der Zukunftspiloten
ist Fortbildung unerlässlich, um zivilgesell-
schaftliches Engagement zu stärken.

Um den wichtigen Bereich der Fortbildung
in der Umweltschutzbewegung zu stärken, er-
scheint es sinnvoll, den Bedarf – vor allem
von lokalen und regionalen Umweltinitiativen
– besser im Blick zu behalten und auch noch
näher zu erforschen. Allerdings stößt die Ent-
wicklung von Fortbildungsprogrammen für
lokale und regionale Umweltschutzinitiativen
auf Schwierigkeiten, da es sich hierbei häufig
um one-issue-Initiativen handelt, die sehr un-
terschiedliche Umweltprobleme behandeln,
deren Aktionsformen vom Konfliktgegenstand
abhängig sind (Heyck 2005: 232) und die da-
mit einen sehr spezifischen Fortbildungsbe-
darf haben.

5.2 Strategiediskussion

Auf einige kritische Punkte in der Entwicklung
der Umweltschutzbewegung, die durch den
Kurs Zukunftspiloten gegebenenfalls verstärkt
werden, habe ich ebenfalls hingewiesen. Daher
besteht in der Umweltschutzbewegung in zwei-
erlei Hinsicht Diskussionsbedarf: Zum einen
muss die Diskussion über die weitgehende Auf-
gabe der Protestrolle und der Hinwendung zu
deliberativ-juristischen Verfahren geführt wer-
den, für deren Erfolgswirkung es zumindest
berechtigte Zweifel gibt. Hier knüpft die Frage
an, wie weit die Umweltschutzbewegung selbst
Forschung initiieren muss, um in deliberativen
Prozessen als Akteur auftreten zu können. Der
andere Aspekt betrifft die Professionalisierung
der Umweltschutzbewegung und die Gefahr,
dass sich vormals ehrenamtlich Engagierte auf
hauptamtliche Mitarbeiter verlassen und ihr
Engagement reduzieren oder gar einstellen. Eine
genaue Beschreibung der Arbeitsteilung zwi-
schen Haupt- und Ehrenamtlichen ist daher er-
forderlich. Dies muss auch zum Thema von
Umweltbildung gemacht werden.

Matthias Heyck, Dr. phil. M.A., geb. 1973,
ist Politikwissenschaftler und schon lange in
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„Nothing convinces more than success“ – die-
ser Satz gilt auch für Bewegungsorganisatio-
nen. Neue Mitglieder und Spender gewinnen,
alte Mitglieder behalten, Menschen in Aktivität
versetzen und Engagement aufrecht erhalten:
Das alles setzt voraus, dass eine Bewegung er-
folgreich ist. „Was bringt das denn?“ und „Was
ist schon erreicht worden?“ sind Fragen, die
Mitglieder ebenso stellen wie Außenstehende.

Die Frage nach den Erfolgen von Bewegun-
gen ist dabei allerdings nicht leicht zu beant-
worten, denn die Kriterien dafür sind sehr un-
terschiedlich – gerade beim globalisierungskri-
tischen Netzwerk Attac mit dem sehr breiten
Spektrum von Mitgliedern, Unterstützern und
Aktivisten, das darin vertreten ist (zu Inhalten
und Strukturen von Attac vergleiche Attac
Deutschland 2003). Im Folgenden möchte ich
darum zunächst der Frage nachgehen, was den
Erfolg einer politischen Bewegungsorganisati-
on ausmacht – unterteilt nach politischen Erfol-
gen und individuellen beziehungsweise sozia-
len Erfolgen – und worin diese bei Attac beste-
hen. Anschließend geht es darum, welche stra-
tegischen Konsequenzen Bewegungen daraus
ziehen sollten und wie Attac versucht, dies um-
zusetzen. Am Schluss steht die Frage, welche
Gefahren in einer zu starken Fixierung auf Er-
folge liegen können.

1 Politischer Erfolg

Als politischen Erfolg einer Bewegung kann
alles gesehen werden, was sich in der Gesell-
schaft durch die Aktivität der Bewegung verän-
dert – sei es das Meinungsklima, die politische
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Landschaft oder konkrete politische Projekte,
die durch die Bewegung verhindert oder verän-
dert werden. Dass diese Entwicklungen natür-
lich niemals ausschließlich oder auch nur über-
wiegend durch die Bewegung verursacht wer-
den, ist mir dabei natürlich bewusst; als ent-
scheidend für den politischen Erfolg werte ich,
dass sie daran aktiv beteiligt ist.

1.1 Meinungsklima verändern

Am Anfang jeder politischen Veränderung steht
die Beeinflussung des öffentlichen Diskurses,
indem neue Themen ins Bewusstsein gerückt
werden oder das herrschende Meinungsklima
zu einem Thema verändert wird. In diesem Be-
reich hat Attac in den fünf Jahren seines Beste-
hens einige Erfolge erzielen können.

Der ursprünglich eher positiv besetzte Be-
griff Globalisierung wird inzwischen vielfach
kritisch diskutiert. Institutionen wie die Welt-
handelsorganisation WTO oder der internatio-
nale Währungsfonds IWF, für die sich Öffent-
lichkeit und Medien lange Zeit kaum interes-
siert haben, werden mittlerweile genau beob-
achtet und – von einigen Medien – kritisch hin-
terfragt. Manche Themen, wie das Dienstleis-
tungsabkommen GATS auf WTO-Ebene oder
die Bolkestein-Richtlinie zur Dienstleistungs-
Liberalisierung auf EU-Ebene sind überhaupt
erst durch Kritik aus den Bewegungen bekannt
geworden – zumindest in interessierten Krei-
sen. Die neoliberale Politik, die lange Zeit mit
dem TINA-Argument („There is no alternati-
ve“) durchgedrückt wurde, stößt zunehmend auf
gesellschaftlichen Widerspruch; alternative Po-
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litikkonzepte werden, wenn auch nicht umge-
setzt, so doch zumindest wahrgenommen oder
diskutiert. Ein schönes Beispiel dafür ist das
Ursprungsthema von Attac: internationale Steu-
ern, etwa auf Devisengeschäfte. Während diese
Idee zunächst für unmöglich erklärt wurde, hat
sie mittlerweile das Stadium ernsthafter Dis-
kussion erreicht und erfährt – von der deut-
schen Entwicklungshilfeministerin über das
französische Parlament bis zum Präsidenten
Venezuelas – Unterstützung auf vielen Ebenen.

Um den öffentlichen Diskurs zu verändern,
sind Organisationen wie Attac neben der direk-
ten Meinungsbeeinflussung durch Vortrags-,
Diskussions- und Bildungsveranstaltungen so-
wie durch eigene Publikationen vor allem auf
die Medien angewiesen. Gerade in diesem Be-
reich war Attac vergleichsweise erfolgreich und
konnte – beginnend mit den Protesten in Genua
– ein erhebliches Medieninteresse verzeichnen
(Kolb 2004; Kolb/Kreutzfeldt 2006), das sich
mit dem nachlassenden Neuigkeitswert der
mittlerweile fünf Jahre alten Organisation
allerdings tendenziell normalisiert.

1.2 Politische Landschaft verändern

Auch Veränderungen in der politischen Land-
schaft können ein Erfolg sozialer Bewegungen
sein. Bestes Beispiel ist die Entstehung der Grü-
nen Partei aus (Teilen) der Umwelt-, Friedens-
und Frauenbewegung Anfang der 1980er Jah-
re. Welche Rolle Attac bei der Entstehung der
neuen Linkspartei gespielt hat, ist weniger ein-
deutig. Dass die Massenproteste gegen die so-
zialpolitischen Einschnitte von Rot-Grün für den
Erfolg der Linkspartei von entscheidender Be-
deutung waren, ist jedoch offensichtlich. Und
am Zustandekommen dieser Proteste hat Attac
intensiv mitgewirkt – etwa durch die frühen
Aktionen gegen die Agenda 2010, den Mit-
Aufruf zur Demonstration am 1. November
2003, zu der überraschend rund 100.000 Men-
schen kamen, durch den Anschub eines europa-

weiten Aktionstages am 3. April 2004, bei dem
die deutschen Gewerkschaften erstmals mas-
senhaft gegen eine sozialdemokratisch geführte
Bundesregierung mobilisierten, oder durch die
logistische und inhaltliche Unterstützung man-
cher Montagsdemonstrationen.

Auch im Programm der Linkspartei finden
sich viele Positionen von Attac wieder, wie sich
an der Übernahme des von Attac und ver.di ent-
wickelten Konzepts für eine „solidarische Ein-
fachsteuer“ zeigt. Trotz der parteilichen Unab-
hängigkeit, die im Bundestagswahlkampf her-
vorgehoben wurde, und trotz mancher Vorbe-
halte unter den Attac-Mitgliedern hat Attac
zumindest einen gewissen Anteil daran, dass es
nun auch im Bundestag wieder Druck von links
gibt  – wobei natürlich wiederum völlig offen
ist, was für Chancen und Risiken für politische
Erfolge das darstellt.

1.3 Politische Projekte verwirklichen
oder verhindern

Veränderungen des gesellschaftlichen Klimas
und der politischen Landschaft sind kein Selbst-
zweck. Sie dienen in erster Linie dem Ziel, die
reale Politik zu beeinflussen. Ob sie tatsächlich
etwas verändern, ist der Maßstab, an dem viele
den Erfolg politischer Organisationen und Be-
wegungen messen.

Hier fällt die Bilanz von Attac gemischt aus:
Positive Ziele durchzusetzen ist ein sehr lang-
wieriger Prozess. Für eine junge Bewegung wie
Attac ist dabei demzufolge noch nicht mit vie-
len Erfolgen zu rechnen – zumal viele Attac-
Forderungen nur international verwirklicht wer-
den können, und da sind die Entscheidungswe-
ge deutlich länger und steiniger.

Als minimale, wenn auch völlig unzureichen-
de und faktisch eher symbolische Erfolge der
globalisierungskritischen und entwicklungspo-
litischen Bewegungen können die jüngst be-
schlossene Teil-Schuldenstreichung für einige
Länder sowie – als ersten Schritt hin zu interna-
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tionalen Steuern – die von Frankreich bereits
verabschiedete und von anderen Ländern ge-
plante Sonderabgabe auf Flugtickets gewertet
werden. Auf Bundesebene kann das jüngst be-
schlossene Ende für einige Steuerschlupflöcher
mit der langjährigen öffentlichen Kritik an Steu-
erflucht in Verbindung gebracht werden.

Deutlich häufiger als das Durchsetzen posi-
tiver Veränderungen ist für soziale Bewegun-
gen jedoch das Verhindern negativer Projekte.
Von erfolgreichen Bürgerbegehren in Kommu-
nen (zum Beispiel gegen die Privatisierung von
Stadtwerken oder gegen so genannte Cross-
Border-Leasing-Geschäfte) über den Stopp von
Projekten in der EU (zum Beispiel die neolibe-
ral ausgerichtete EU-Verfassung oder die um-
strittene Richtlinie für Softwarepatente) bis zur
internationalen Ebene, wo die Ausweitung der
WTO-Befugnisse und die Umsetzung des
Dienstleistungsabkommens GATS bisher ver-
hindert wurde, war Attac in den vergangenen
Jahren auf vielen Ebenen daran beteiligt, schäd-
liche Entwicklungen aufzuhalten.

2 Individueller und sozialer Erfolg

In sozialen Bewegungen bestehen Erfolge aber
nicht nur durch Veränderungen im politischen
Raum. Gerade für diejenigen, die eine Bewe-
gungsorganisation nicht nur ideell und finanzi-
ell unterstützen, sondern selbst aktiv sind, spie-
len auch persönliche Erfolgserlebnisse und po-
sitive Entwicklungen innerhalb der Gruppe eine
wichtige Rolle.

2.1 Spaß und Gemeinschaftserlebnisse

Eine ganz profane Sache, die neben dem hehren
Anspruch auf eine bessere Welt nicht vergessen
werden darf, ist, dass politische Arbeit auch Spaß
machen muss, wenn Menschen dauerhaft dabei
bleiben sollen: Arbeit mit Gleichgesinnten, Ler-
nen bei der Sommerakademie und Zelten im
Widerstandscamp tragen im Idealfall dazu bei.

Eine wichtige Rolle spielen auch die Gemein-
schaftserlebnisse, die mit politischen Aktionen
verbunden sind. Mit 100.000 Menschen auf ei-
ner Demo zu sein oder mit 500 Menschen neun
Stunden lang eine Straße zu blockieren und dem
Tränengas zu trotzen, wird meistens als Erfolg
empfunden – relativ unabhängig davon, was
die Aktion politisch bringt. Ein weiteres Erfolgs-
erlebnis gerade bei einer globalen Bewegung
sind die internationalen Kontakte, das Gefühl,
über Grenzen hinweg an den gleichen Themen
zu arbeiten und zu ähnlichen Ergebnissen oder
gar gemeinsamen Aktionen zu kommen.

2.2 Persönliche Weiterbildung und
Erfolge

Hinzu kommt, dass in sozialen Bewegungen
nicht nur das Ziel, sondern auch der Weg ein
Erfolg sein kann. Denn unhabhängig von kon-
kreten politischen Veränderungen bei einem be-
stimmten Projekt kann es als Erfolg gewertet
werden, wenn Menschen zum politischen En-
gagement ermutigt und befähigt werden. Als
Bildungsbewegung ist ein wichtiges Ziel von
Attac, Menschen inhaltlich und methodisch so
weiterzubilden, dass sie politisch erfolgreich
agieren können. Für die aktiven Mitglieder kann
der erste selbst gehaltene öffentliche Vortrag,
das erste selbst gestaltete Flugblatt ein großer
persönlicher Erfolg sein, erst recht wenn positi-
ve Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit kom-
men und deutlich wird, dass die eigenen Argu-
mente andere überzeugen.

2.3 Wachstum der Organisation

Zuletzt ist aus Sicht der Organisation auch das
eigene Wachstum ein Erfolg – zwar nicht um
seiner selbst willen, aber als Voraussetzung für
alle anderen Ziele, denn mehr Mitglieder und
Unterstützer bedeuten mehr finanzielle Mittel,
mehr potenzielle Aktivisten und ein größeres
politisches Gewicht. Zudem hat Wachstum auch
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einen Wert als solches, wie ich bei Attac erleben
konnte: Es stellt einen positiven Gegensatz zu
Mitgliederverlusten bei Parteien oder Gewerk-
schaften dar und kann zudem eine selbst ver-
stärkende Dynamik entwickeln – wer wächst,
muss ja erfolgreich sein, und bei einer erfolg-
reichen Bewegung will jeder gern dabei sein.

Zumindest in der Anfangsphase war dabei
ein deutlicher Zusammenhang zwischen der öf-
fentlichen Präsenz von Attac und der Mitglie-
der-Entwicklung zu beobachten. Nachdem die
Proteste von Genua Attac erstmals einer brei-
ten Öffentlichkeit bekannt gemacht hatten,
wuchs Attac Deutschland im Jahr 2001 sehr
schnell von 500 auf 5000 Mitglieder. Auch
später haben große Mobilisierungen, etwa ge-
gen den Irak-Krieg oder gegen den Sozial-
Kahlschlag der rot-grünen Bundesregierung,

sich stets auch an der Mitgliederzahl bemerk-
bar gemacht. Mittlerweile hat Attac weltweit
rund 80.000 Mitglieder, gut 16.000 davon in
Deutschland.

3 Strategien

Doch nun zurück zur Ausgangsfrage: Welche
Bedeutung haben diese unterschiedlichen Er-
folge für die Zukunft? Welche Strategien helfen
dabei, sie für zukünftige Mobilisierungen zu
nutzen? Hier setzt sich – auch bei Attac – immer
mehr die Erkenntnis durch, dass es eine wichti-
ge Aufgabe ist, Aktivitäten zu dokumentieren
und Erfolge zu benennen. Zudem werden Kam-
pagnen zunehmend so geplant, dass (Zwischen-)
Ziele definiert und damit bestimmte (Teil-)Er-
folge ermöglicht werden.
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3.1 Aktivitäten dokumentieren ren. So gibt es im vierteljährlich erscheinenden
gedruckten Rundbrief jeweils einen Überblick
in Text und Bild über wichtige gelaufene Aktio-
nen; am Jahresende erhalten alle Unterstützer
einen gedruckten Rückblick auf die Highlights
des Jahres.

Diese Berichte haben mehrere Funktionen:
Spender erfahren, dass ihr Geld gut angelegt ist
und tatsächlich für politische Aktivitäten genutzt
wird. Die Aktiven, die bei einer Aktion dabei
waren, stellen fest, dass dies wahrgenommen
und als Erfolg gesehen wird. Und alle potenzi-
ell Aktiven bekommen Anregungen, etwas Ähn-
liches auf die Beine zu stellen oder beim nächs-
ten Anlass selbst dabei zu sein. Für den letzten
Aspekt – das Motivieren zu eigener Aktivität -
gibt es eine eigene Mailingliste, auf der die regi-
onalen Gruppen berichten und Erfahrungen aus-
tauschen können; ein Angebot, das noch stärker
genutzt werden könnte als derzeit. Eine wichti-
ge Rolle bei der Mobilisierung für bundesweite
Aktionen können nach meinen Beobachtungen
auch Dokumentarfilme spielen. So vermittelt
zum Beispiel ein (von einer unabhängigen Fil-
memacherin produzierter) Film über die Protes-
te beim G8-Gipfel in Evian ein so gutes Bild
von der Atmosphäre – von der Anreise im Son-
derzug, dem Leben im Widerstandscamp und
der erfolgreichen Blockade einer Zufahrtsstra-
ße – dass viele, die ihn sehen, vermutlich be-
dauern, nicht dabei gewesen zu sein, und dem-
entsprechend die nächste Chance nutzen wer-
den (2007 in Heiligendamm!). Leider gibt es
erst wenige gute Filme von oder über Attac; und
wegen des Aufwands und der Kosten ist es
fraglich, ob sich das schnell ändern wird.

Im Vergleich zu anderen Organisationen
ebenfalls noch unterentwickelt sind bei Attac
ausführlichere gedruckte Dokumentationen, wie
sie etwa die Anti-Atom-Bewegung mit profes-
sionell gemachten Bildbänden über die ersten
Castor-Transporte hergestellt hat. Weil solche
Werke – anders als Rundbriefe und Mails –
lange im Angebot bleiben und dauerhaft aufge-
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Der erste Erfolg einer Bewegungsorganisation
ist, dass es Bewegung, Aktivität gibt. Doch allzu
oft bekommen davon nur diejenigen etwas mit,
die live dabei sind. Von manch gelungener Akti-
on erfährt kaum jemand, weil es an guten Fotos
oder Berichten mangelt oder weil diese, wenn
vorhanden, nicht weitergeleitet werden.

Um das zu verändern, ist es zentral, die Do-
kumentation als feste Aufgabe einzuplanen, in-
dem sich Menschen fürs Fotografieren, Filmen
oder Mitschneiden sowie für das Verfassen ei-
nes Berichts verantwortlich fühlen. Dies ist bei
Attac noch ausbaufähig, doch durch positive
Erfahrungen und durch zunehmend leichter ver-
fügbare Technik sind hier allmählich Fortschritte
zu beobachten.

Im zweiten Schritt müssen die Informatio-
nen dann kommuniziert werden, was bei Attac
auf unterschiedlichen Ebenen, mit unterschied-
lichen Mitteln und in unterschiedlicher Qualität
geschieht. Relativ gut aufgestellt ist die Organi-
sation bei elektronischen Medien: Auf zahlrei-
chen regional und thematisch untergliederten
Webseiten und Mailinglisten werden Informati-
onen weitergegeben und Erfahrungen ausge-
tauscht.

Auf Bundesebene informiert ein E-Mail-
Newsletter alle Mitglieder und Interessierten re-
gelmäßig (alle ein bis zwei Wochen) über Akti-
onen, Termine, Positionen und Stellungnahmen
– durchaus mit einem Fokus auf Erfolge. Weil
dazu auch die Wahrnehmung durch die Medien
gehört, enthält dieser neuerdings Links zu wich-
tigen Artikeln über, Gastbeiträgen von und In-
terviews mit Attac. Auch die bundesweiten Ar-
beitgruppen erhalten regelmäßig Zusammenstel-
lungen mit Artikeln über ihre Aktivitäten.

In gedruckter Form sind die Rückmeldun-
gen wegen der damit verbundenen Kosten sel-
tener und weniger ausführlich. Doch auch hier
wird zunehmend Wert darauf gelegt, systema-
tisch über Aktivitäten und Erfolge zu informie-
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hoben werden, sorgen sie für eine langfristige
Bewahrung von Aktivitäten und Erfolgen und
können damit auch eine wichtige Funktion dabei
erfüllen, eine Bewegungsidentität entstehen zu
lassen und neuen Mitgliedern die Geschichte
der Bewegung zu vermitteln. Die Chance, zum
fünften Geburtstag von Attac eine solche Zu-
sammenstellung herauszubringen, wurde nicht
genutzt. Auch im Internet sind Berichte über
erfolgreiche Aktivitäten der Vergangenheit nur
schwer zu finden. Zumindest die Erkenntnis,
dass solche Dokumentationen wichtig sind, setzt
sich jedoch immer mehr durch; und so bleibt zu
hoffen, dass die Umsetzung folgen wird.

3.2 Erfolge benennen und
kommunizieren

Neben regelmäßigen Berichten über Aktivitäten
einer Bewegung ist auch die Analyse wichtig,
was erreicht wurde. Wenn es einen Erfolg gibt,
muss das auch gesagt werden. Das ist weniger
selbstverständlich, als es sich anhört. Denn weil
politische Bewegungen zumeist große Ziele ha-
ben, gibt es eine Tendenz, grundsätzlich nicht
zufrieden zu sein, sondern sich eher darauf zu
konzentrieren, was alles noch nicht erreicht
worden ist. Und natürlich ist es richtig, die
nächsten Ziele stets im Blick zu haben. Doch
um sich klar zu machen, dass man sie erreichen
kann, hilft es sehr, sich bisweilen klar zu ma-
chen, was man schon erreicht hat.

Damit es zu solchen Rückmeldungen kommt,
ist es notwendig, dies explizit als Aufgabe ein-
zuplanen und die dafür in Frage kommenden
Gelegenheiten gezielt zu nutzen – etwa bei Jah-
resrückblicken oder dem Ende von Kampag-
nen. Um den mobilisierenden Effekt zu verstär-
ken, ist es dabei sinnvoll, den Rückblick auf
Erfolge mit dem Ausblick auf die nächsten Ziele
zu verbinden („einiges erreicht – noch viel zu
tun“).

Um einen Raum zu haben, Ausgangslagen
und Erfolge ausführlicher zu analysieren, wer-

den alternative beziehungsweise bewegungsei-
gene Medien immer wichtiger; in den Main-
stream-Medien findet sich für solche Fragen
nur selten der notwendige Raum. Durch das
Internet ist es zwar einfacher geworden, Infor-
mationen kostengünstig zu verbreiten. Doch zum
einen schließt diese Kommunikationsform noch
immer einen Teil der Menschen aus; zum ande-
ren werden die Möglichkeiten, einen anspre-
chenden elektronischen Rundbrief mit ausführ-
lichen Debattentexten breit zu streuen, bei Attac
noch nicht ausreichend genutzt. Neben eigenen
Publikationen bieten auch neue elektronische
Medien wie „ngo online“, „Social Times“,
„Nachdenkseiten“, „Glocalist Review“ oder die
„Linkszeitung“ zumindest theoretisch ein Fo-
rum, um über die Erfolge und Strategien von
Bewegungen zu kommunizieren.

3.4 Voraussetzungen für Erfolge
schaffen

Wenn man davon ausgeht, dass Erfolge wichtig
für die Motivation von Mitgliedern für zukünf-
tige Aktivitäten sind, ist es entscheidend, schon
bei der Planung von Kampagnen und Aktionen
die eigenen Ziele so zu definieren, dass
zumindest Teilerfolge möglich sind – gerade bei
Zielen, deren Umsetzung in der näheren Zu-
kunft wenig wahrscheinlich ist. Wer sich für
ein bedingungsloses Grundeinkommen einsetzt,
tut gut daran, schon den Beginn einer Debatte
über dieses Thema in bürgerlichen Medien oder
die Veröffentlichung eines Buches darüber als
Erfolg zu werten. Und beim Kampf gegen die
Politik der WTO sollte nicht erst deren Abschaf-
fung als Erfolg gefeiert werden, sondern schon
jeder gescheiterte Versuch, ihre Befugnisse aus-
zuweiten.

Um soziale und individuelle Erfolge zu er-
möglichen (vergleiche Kapitel 2) sind gute Bil-
dungsarbeit, gute Materialien und gute Veran-
staltungen notwendig. Nur wenn Texte verständ-
lich sind, werden die Argumente daraus erfolg-
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reich weiterverbreitet werden können. Wenn
Gruppen Weiterbildungsangebote zu Rhetorik,
Kampagnen oder Pressearbeit bekommen und
diese nutzen, werden Erfolgserlebnisse wahr-
scheinlicher. Und wenn es weiterhin Veranstal-
tungen wie die Sozialforen gibt, die das Treffen
von Gleich- oder Ähnlich-Gesinnten ermögli-
chen, werden Rückmeldungen, Vernetzung und
gemeinsame Aktivitäten erleichtert.

4 Gefahren

Neben den positiven, motivierenden Effekten
bergen Erfolge und die Fixierung auf sie auch
Gefahren für politische Bewegungen.

Ein großes Problem ist dabei die Tatsache,
dass jeder Erfolg die Hürde für den nächsten
Erfolg höher legt. Wenn 100.000 Menschen zu
einer Demonstration gekommen sind, müssen
es beim nächsten Mal mehr sein, damit man
wieder von einem Erfolg sprechen kann – so
sehen das zumindest die Medien, aber auch vie-

le politisch Aktive. Die Montagsdemonstratio-
nen im Sommer 2004 waren so lange eine Er-
folgsstory, wie die Zahlen von Woche zu Wo-
che anstiegen. Sobald sie stagnierten oder
erstmals sanken, schwenkte die öffentliche
Wahrnehmung ins Gegenteil um. Auch die Anti-
Atom-Bewegung hat diese Fixierung auf Er-
folgszahlen zu spüren bekommen: Während der
ersten drei Castor-Transporte in den 1990er Jah-
ren stieg die Zahl der Protestierer und damit die
Dauer des Transports an, und die öffentliche
Aufmerksamkeit blieb hoch. Sobald erstmals
kein neuer „Rekord“ aufgestellt wurde, ließ das
Interesse der Medien deutlich nach, und damit
wiederum die Zahl der Aktiven. Um Enttäu-
schungen zu vermeiden, ist es darum notwen-
dig, sich stets darüber im Klaren zu sein, dass
Bewegungen in Zyklen verlaufen und eine stän-
dige Steigerung unmöglich ist. Zudem hilft die
Erkenntnis, dass eine langjährige Existenz ein
Erfolg als solcher ist, und dass ein Wieder-Auf-
schwung jederzeit möglich ist. Auch dafür ist
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die Anti-Atom-Bewegung ein gutes Beispiel;
ebenso die Friedensbewegung, die aus einem
kleinen, generell wenig sichtbaren Kern bei
wichtigen Anlässen – ob Irak-Krieg oder Bush-
Besuch – plötzlich wieder viele Menschen mo-
bilisieren kann.

Eine weitere Gefahr der Fixierung auf Er-
folge ist die Tendenz zu Schönfärberei und
Selbstüberschätzung. Die Notwendigkeit, eigene
Erfolge offensiv herauszustellen, um sich und
andere für die Zukunft zu motivieren, kann leicht
ins Gegenteil umschlagen, wenn Misserfolge
zu Erfolgen umgedeutet werden und Irrelevanz
zu Relevanz erklärt wird. Politische Splitter-
gruppen, die sich felsenfest überzeugt geben,
dass die Massen hinter ihnen stehen und sich in
Kürze erheben werden, sind in der politischen
Linken in Deutschland in großer Zahl zu fin-
den, und sie schaden meist mehr als sie nützen.

Das richtige Maß zu finden zwischen Selbst-
bewusstsein und Selbstüberschätzung, zwi-
schen Optimismus und Größenwahn ist nicht
immer leicht.

Auch birgt die Fixierung auf Erfolge und
die zuvor erwähnte Festlegung von Teilzielen
die Gefahr, die dahinter stehenden Hauptziele
aus den Augen zu verlieren. Umweltverbände,
die über den Kampf ums Dosenpfand die gene-
relle Kritik an der Wegwerfgesellschaft verges-
sen, können hier als warnendes Beispiel die-
nen. Auch Attac sieht sich ja bisweilen mit der
Kritik konfrontiert, sich zu sehr auf einzelne,
realisierbare Schritte zu konzentrieren.

Zuletzt geht von einer extremen Erfolgsori-
entierung auch die Gefahr aus, die politischen
Ziele von ihren Erfolgsaussichten abhängig zu
machen. Bei Attac sehe ich dieses Problem
derzeit nicht. Doch gerade bei Organisationen,

die auf hohe Spendeneinnahmen angewiesen
sind, soll es gelegentlich eine Tendenz geben,
Themen nicht nach politischer Relevanz, son-
dern den erwarteten Einnahmen („Tiere mit Fell
bringen mehr als Spinnen)“ auszuwählen. Und
auch bei der Mobilisierungsfähigkeit sind ent-
sprechende Überlegungen denkbar („Gegen
Bush kommen mehr als gegen die EU“). Hier
hilft nur eine permanente Reflexion über die
eigenen Ziele, um zu vermeiden, dass diese ei-
nem oberflächlichen Erfolgsdenken geopfert
werden.

Malte Kreutzfeldt, Jahrgang 1971, ist seit
2003 Pressesprecher von Attac Deutschland;
zuvor hat er als Journalist gearbeitet. Während
seiner Schul- und Studienzeit war er in der
Umwelt- und Anti-Atom-Bewegung sowie in
der Hochschulpolitik aktiv.
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Zivilgesellschaftliche
Organisationen in China

Dieser Beitrag behandelt die wachsende Viel-
falt von Nicht-Regierungsorganisationen, die
sich in China in den Bereichen Umwelt und
Sozialarbeit engagieren. Es soll eine erste Ein-
schätzung vermittelt werden, welche Spielräu-
me diese Organisationen besitzen. Angesichts
der Größe des Landes kann im Rahmen dieses
Beitrags allerdings nur auf wenige Organisatio-
nen eingegangen werden, die in den letzten Jah-
ren besonderes Profil erworben haben und sich
als Dienstleister und Themenanwälte national
oder sogar international vernetzt haben.

Klassifizierungen von NROs in China
In China gibt es ungefähr 200 000 NROs, die
als Vereine registriert sind. Darüber hinaus gibt
es zahlreiche Stiftungen und andere Organisati-
onstypen, die dem Dritten Sektor zugerechnet
werden, auch wenn die meisten von ihnen eng
mit staatlichen Institutionen, z.B. Universitäten,
verbunden sind. Es ist schwierig, einen Kon-
sens über die Klassifizierung von NROs in
China zu erzielen. Neuere rechtliche Rahmen-
bedingungen für Vereine und Stiftungen beste-
hen zur Zeit in Form von provisorischen Rege-
lungen (‚provisional regulations‘). Spezielle
Gesetzgebungsinitiativen sind noch in Vorbe-
reitung. Insgesamt bleibt der Regulierungsrah-
men für die Aktivitäten von NGOs unübersicht-
lich, obwohl ein Trend von der politisch-büro-
kratischen Willkür im Umgang mit NROs hin
zur Verregelung und Verrechtlichung deutlich
erkennbar ist.

Eine gemeinsame Publikation der Vereinten
Nationen (United Nations Centre for Regional
Development) und der Tsinghua University
(NGO Research Centre) aus dem Jahr 2002
unterscheidet zwischen ‚top down‘ und ‚bot-
tom-up‘ Organisationen. Dabei sind die größe-
ren Organisationen bisher weitgehend von Re-
gierungsseite initiiert worden und werden von
den Behörden beaufsichtigt und mitgesteuert;
eine steigende Zahl kleiner Basisorganisationen
ist dagegen von Bürgern selbst ins Leben geru-

Der Begriff der Zivilgesellschaft steht im aka-
demischen Milieu in China hoch im Kurs. Wis-
senschaftler renommierter Universitäten und
Aktivisten haben sich internationalen For-
schungsprojekten und Kooperationsstrukturen
angeschlossen.1 Im Sinne Kockas – ‚Zivilge-
sellschaft als Utopie‘ und ‚Zivilgesellschaft als
Versprechen‘ (Kocka 2000) – transportiert der
Begriff der Zivilgesellschaft Visionen der ge-
sellschaftlichen Organisation, die chinesische
Nichtregierungsorganisationen (NROs) der
jüngeren Generation mit ihren engagierten Ak-
tivitäten im Sozial- und Umweltbereich zuneh-
mend mit Inhalten füllen. Ein kategorischer
Unterschied zwischen der Arbeitskultur von
NROs in China und NROs in anderen Ländern
und Regionen lässt sich aus der Beobachtung
der Arbeit vieler einzelner und zunehmend auch
vernetzter Initiativen im Sozial- und Umweltbe-
reich trotz immer noch restriktiver Rahmenbe-
dingungen nicht mehr ableiten.

Die Frage, ob und in wie weit es NROs in
China gelingen kann, sich von staatlicher Be-
vormundung zu emanzipieren, kann im gegen-
wärtigen Prozess der Neugründungen von Or-
ganisationen sowie umfangreicher Regelungs-
initiativen und Gesetzesreformen nicht abschlie-
ßend beantwortet werden. Von besonderem In-
teresse ist in China gegenwärtig die Frage, wie
der Staat am besten mit der Privatwirtschaft und
Zivilgesellschaft bei der Erbringung sozialer
Dienstleistungen und bei der Bewusstseinsbil-
dung im Umweltbereich kooperieren kann.
Dabei zeigen chinesische Wissenschaftler eine
große Offenheit, sich mit Theoriebildung des
komplementären Zusammenspiels verschiede-
ner Organisationstypen2 auseinander zu setzen
und von ‚good institutional fits‘ and ‚good
practices‘ in anderen Staaten zu lernen.
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fen worden. Einige kleinere Organisationen
operieren mit Duldung der Behörden, aber noch
ohne Registrierung, weil die Registrierungen
verwaltungstechnisch noch sehr vorausset-
zungsvoll sind. So sind z.B. 50 Personen für
eine Vereinsgründung erforderlich und die Or-
ganisation muss eine Partnerschaft mit einer staat-
lichen Behörde eingehen, die als ‚professional
leading unit‘ bezeichnet wird. Ein Verein muss
gemeinnützig sein. Die Regelungen lassen auch
nur eine Organisation eines bestimmten Typus
in einer Verwaltungseinheit zu (Artikel 13 der
‚provisional regulations‘ für Vereine, 1998).

Die Regularien begrenzen die Spielräume
von regierungsunabhängigen Netzwerkorgani-
sationen. Dennoch haben einige NROs in den
letzten Jahren den Anspruch verfolgt, sich als
übergreifende Netzwerkorganisationen zu eta-
blieren.

Netzwerkorganisationen
Eine solche Netzwerkorganisation ist das Chi-
na NPO Network, das von einigen größeren
etablierten NROs 1998 gegründet wurde. Mit
dabei waren China Youth Development Foun-
dation (CYDF), China Association of Science
Foundations (CASF), China Charity Federati-
on (CCF), Amity Foundation (AF), China Foun-
dation for Poverty Alleviation (CFPA) und das
Social Policy Research Centre der Chinese Aca-
demy of Social Science (CASS). Das China
NPO Network (CNPON) verfügt über ein gro-
ßes Netzwerk von mehr als 3000 Organisatio-
nen in ganz China und ist mehrere Initiativen
mit internationalen Organisationen eingegangen
(www.npo.com.cn/eindex.htm).

Eine stärker institutionalisierte Netzwerkor-
ganisation ist die Chinese Association of NGOs
(CANGO), die mehr mit kleineren Initiativen
und Basis-NROs zusammenarbeitet. Die Orga-
nisation entstand im Kontext eines Projekts des
Entwicklungsprogrammes der Vereinten Natio-
nen (UNDP) zur der Zeit als der Deutsche Man-
fred Kulessa UNDP-Repräsentant in China war.

Die Organisation wird von dem China Interna-
tional Centre for Economic and Technical Ex-
change (CICETE) beaufsichtigt und ist seit 1993
beim Ministerium für zivile Angelegenheiten
(Ministry of Civil Affairs) registriert. Die An-
zahl der Mitglieder ist von 43 auf heute 100
Organisationen angewachsen, die sich geogra-
phisch auf viele Provinzen verteilen. CANGO
unterhält Beziehungen zu Behörden auf unter-
schiedlichen Ebenen, zu Universitäten, For-
schungseinrichtungen und vielen nationalen
NROs. CANGO ist eine breite internationale
Zusammenarbeit eingegangen. Mit mehr als 150
ausländischen Organisationen bestehen Arbeits-
kontakte, darüber hinaus mit supranationalen
und internationalen Organisationen. CANGO
engagiert sich besonders im Bereich capacity
building von kleineren Organisationen. Die
Organisation beschäftigt auch deutsche Exper-
ten, die vom Centrum für Internationale Mig-
ration finanziell unterstützt werden. CANGO
gibt einen newsletter heraus und steht im kon-
tinuierlichen Dialog mit Regierung, Privatwirt-
schaft und der Gebergemeinschaft. Die Sat-
zung der Organisation definiert den Netzwerk-
ansatz der Organisationen und die Themenfel-
der Armutsbekämpfung, Umweltschutz und
soziale Entwicklung als Tätigkeitsbereiche.
CANGO hat bis zum Jahr 2004 etwa 35 Mil-
lionen US-Dollar von 60 Gebern mobilisiert
und etwa 25 Millionen Dollar lokal eingewor-
ben. Mit den Einkünften wurden bisher 272
Entwicklungsprojekte in vielen Provinzen Chi-
nas gefördert.

Ein anderes Beispiel einer größeren und
gut vernetzten Organisation ist die China
Disabled Persons’ Federation. Die Organisa-
tion bekommt etwa ein Drittel ihres Budgets
von der Regierung und zwei Drittel aus ande-
ren Quellen, besonders Spenden. Die Orga-
nisation wurde 1988 gegründet und hat
ungefähr 70 000 Mitglieder. Die China Disab-
led Persons’ Federation macht Gesetzesvor-
schläge und weist auf Defizite bestehender
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Gesetze und Verordnungen hin, um gleiche
Rechte und Chancen für Behinderte zu schaf-
fen.

Die Anzahl von Organisationen, die gegen-
über der staatlichen Verwaltung und Politik über
eine große Autonomie verfügen, wächst. Aller-
dings wird dieser Prozess auch kritisch von der
Regierung beobachtet. Gut unterrichtete Quel-
len stellen fest, dass Registrierungsverfahren
für ausländische Organisationen in jüngster Zeit
wieder ins Stocken geraten sind und nationale
NROs zum Teil wieder stärker kontrolliert wer-
den. Auch deutsche politische Stiftungen, wie
die Heinrich Böll Stiftung und die Friedrich
Naumann Stiftung, sind in der Vergangenheit
auf Schwierigkeiten gestoßen; die Naumann
Stiftung hat nach einem größeren Konflikt ihr
Büro noch nicht wieder eröffnet und die Böll-
Stiftung agiert offiziell weiter sehr zurückhal-
tend.

Werfen wir einen Blick auf den Umweltbe-
reich, wo zivilgesellschaftliche Organisationen
in China besonders aktiv sind.

Zivilgesellschaftliche Organisationen
im Bereich Umwelt- und Ressourcen-
schutz
Die großen Spielräume, die für eine wachsen-
de Anzahl von NROs im Umweltbereich ent-
standen sind, haben in den letzten Jahren viele
kritische China Beobachter überrascht. So
wurden nach Protestkampagnen prominenter
Umwelt-NROs wie Green Earth, Global Villa-
ge und Green Earth Volunteers im Januar 2005
dreißig größere Infrastrukturprojekte von der
staatlichen chinesischen Umweltbehörde
China’s State Environmental Protection Admi-
nistration (Sepa) vorübergehend stillgelegt und
mit harten Umweltschutzauflagen und Straf-
gelder belegt (Chong 2005). Die wissenschaft-
liche Literatur hat sich mit dem Phänomen der
Gründung vieler neuer Umwelt-NROs und
deren Autonomie befasst. Guobin Yang datiert
den Aufschwung der Umweltbewegung in das

Jahr 1994, in dem sich die Organisation Fri-
ends of Nature (FON) gründete. Sein Beitrag
in China Quartely aus dem Jahr 2005 identifi-
ziert verschiedene Faktoren für den Bedeu-
tungszuwachs von Umwelt-NROs, die sich
vor allem auf die wachsende Schnittmenge
zwischen Regierungspolitik einerseits und
NRO Aktivitäten andererseits beziehen.
Weiterhin wird betont, dass sich NROs
besonders geschickt neue Kommunikations-
möglichkeiten und Strategien zu eigen gemacht
und eine moderne Arbeitskultur kultiviert ha-
ben, die auf viele junge und gut ausgebildete
Chinesen eine hohe Anziehungskraft ausübt.

Das wachsende Umweltbewusstsein in Chi-
na ist eine Folge gravierender Probleme in den
urbanen Zentren des Landes. Flüsse, Seen und
Grundwasserressourcen sind stark verschmutzt.
Die Luftverschmutzung hat in den Ballungs-
zentren stark zugenommen. Saurer Regen ist
ein großes Problem. Die Regierung hat 1998
die State Environmental Protection Administra-
tion (SEPA) gegründet und mehrere internatio-
nale Konventionen im Bereich Umweltschutz
unterzeichnet, darunter das Abkommen zum
Schutz der Ozonschicht, die Rahmenkonventi-
on zum Klimaschutz und das Abkommen zur
Erhaltung der biologischen Vielfalt. China hat
als einer der ersten Staaten nach der Weltkonfe-
renz in Rio de Janeiro einen Aktionsplan für die
Agenda 21 verabschiedet, bereits 1995 ein spe-
zielles Umweltschutzgesetz verabschiedet und
in vielen Bereichen Standards und Grenzwerte
definiert.

Es gibt heute mindestens 2000 NROs, die
im Umweltbereich aktiv sind, wovon etwa hun-
dert bis dreihundert als so einflussreich bezeich-
net werden können, dass sie von der Politik und
der Bevölkerung als ernsthafte Akteure wahr-
genommen werden. Zu den einflussreichsten
Umwelt-NROs zählen: Friends of Nature, Glo-
bal Village, Green Home und die Shannuo So-
ciety. Diese Organisationen engagieren sich in
lokalen und regionalen Kampagnen, durch kon-
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tinuierliche und professionell unterstützte Frei-
willigenarbeit und im Politikdialog mit Regie-
rung und Privatwirtschaft. Global Village, die
sich 1996 gründete, hat es z.B. durch Fernseh-
produktionen zu einer große Reichweite und
einem weiten Bekanntheitsgrad gebracht. Die
deutsche Heinrich-Böll Stiftung unterstützt meh-
rere Umwelt-NROs in China, darunter viele
Basis-NROs.

Einige NROs begnügen sich nicht mit rela-
tiv unpolitischer ökologischer Basisarbeit, son-
dern engagieren sich als Anwälte von Opfern
von Umweltverschmutzung, so z.B. das Centre
for Legal Aid to Pollution Victims of China, das
mit der University of Politics and Law in Bei-
jing assoziiert ist. Die Organisation hat ein Budget
von ungefähr 120 000 US Dollar pro Jahr und
führt Trainings für Richter und Anwälte durch,
die sich in höheren Schadensersatzurteilen für
betroffene Opfer von Umweltverschmutzungen
niedergeschlagen haben. Die Gründung eines
regierungsnahen Dachverbandes, der All China
Environment Federation, sehen einige NROs
allerdings als Bedrohung für die Autonomie der
jungen Umweltbewegung und als Rückschritt
auf dem Weg zu mehr Autonomie von der Re-
gierung und partnerschaftlichem Dialog.

Konklusionen
Die steigende Anzahl und wachsende Vielfalt
von NROs, die nur noch indirekt in obrigkeits-
staatliche Kontrollmechanismen eingebunden
sind, sind Anzeichen für einen Wandlungspro-
zess der sozialen Öffnung in China, der sich im
Kontext der bevorstehenden olympischen Spiele
(2008 in Beijing) und der Weltausstellung in
Shanghai (2010) manifestiert. Die politische
Führung der Volksrepublik scheint sich einer-
seits von den Aktivitäten nicht-staatlicher Or-
ganisationen im Sinne von Gramsci eine sys-
temstabilisierende Wirkung durch Diffusion,
Reproduktion und Neubelebung von sozialen
Werten und Initiativen zu erhoffen. Der sich
institutionell verschlankende Staat steht ange-

sichts wirtschaftlicher und sozialer Disparitä-
ten sowie Umweltproblemen vor kritischen
Herausforderungen, denen durch konventionelle
Regierungsführung und Verwaltung nicht er-
folgreich begegnet werden kann. Andererseits
findet auch weiterhin eine kritische Beobach-
tung und Steuerung der Aktivitäten zivilgesell-
schaftlicher Organisationen statt. Ein wichtiger
Faktor für das Wachstum und den Bedeutungs-
aufschwung von NROs in China ist die wach-
sende Schnittmenge von Interessen zwischen
lokalen Organisationen, internationalen Orga-
nisationen und Gebern sowie der chinesischen
Führung. NROs wollen sich in China als enga-
gierte Themenanwälte und soziale Dienstleister
mit einer alternativen Arbeitskultur profilieren,
die viele von Studienaufenthalten im Ausland
oder durch intensive Kontakte mit Ausländern
mitgebracht haben. Die politische Führung in
China – sofern angesichts der unterschiedlichen
Strömungen im Rahmen der Partei von einer
Homogenität überhaupt gesprochen werden
kann – scheint auf der Suche nach Möglichkei-
ten, das Mobilisierungspotenzial von NROs für
Regierungspolitik zu nutzen, insbesondere im
Sozial- und Umweltbereich. Internationale
NROs und Geber sehen die erweiterten Spiel-
räume und wachsenden Sicherheiten von NROs
als Chance, sozialpolitische und umweltpoliti-
sche Impulse zu setzen und den Dialog über
Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Sozi-
alstandards mit einer aufstrebenden Wirtschafts-
macht durch die Hintertür zu befördern.

Berthold Kuhn ist seit 1. Dezember 2005 als
Gastprofessor am NGO Research Centre,
School of Public Policy and Management,
Tsinghua University, Beijing. Kontakt:
Berthold.Kuhn@t-online.de

Anmerkungen
1 Das NGO Research Centre, School of

Public Policy and Management, Tsinghua Uni-
versity, Beijing hat z.B. beim Civil Society In-
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dex Projekt von Civicus – World Alliance for
Citizen Participation mitgearbeitet.

2 Vgl. Kuhn  2005.

Literatur
Chong, Agnes 2005: Civil Society Comes

of Age. In: www.opendemocracy.net, Septem-
ber 2005.

Gramsci, Antonio 1971: Selections from
Prisons Notebooks. New York.

Kocka, Jürgen 2000: Zivilgesellschaft als
historisches Problem und Versprechen. In: Hil-
dermeier, Manfred et. al. (Hg.): Europäische
Zivilgesellschaft in Ost und West. Begriff, Ge-
schichte, Chancen. Frankfurt a.M., 13-39.

Kuhn, Berthold 2005: Entwicklungspolitik
zwischen Markt und Staat. Möglichkeiten und
Grenzen zivilgesellschaftlicher Organisationen.
Frankfurt a.M.

Yang, Guobin 2005: Environmental NGOs
and Institutional Dynamics in China. In: The
China Quarterly Nummer 181, March 2005,
46-66.

FORSCHUNGSBERICHT
...................................................................................................................................

‚Wir müssen uns neu erfinden!‘
Bürgergesellschaft:
Ein ‚neuer‘ Blick auf ‚alte‘ Verbände

1 Verbände in Deutschland
1.1 Verbände: Tradition und Krise

für junge Menschen, Männer, Frauen, Arbeiter,
Mütter, AkademikerInnen usw. Mit ihren von
der Bundes- bis zur Ortsebene durchstruktu-
rierten Gliederungen organisieren sie zahlrei-
che Menschen bzw. ihre Interessen und bieten
ihnen zugleich soziale Einbindung. Formell und
informell auf vielfältige Weise mit dem politi-
schen System verbunden, prägen sie zudem ei-
nen ‚typisch deutschen‘ Weg der politischen
Willensbildung, der oft mit dem Begriff des
‚Korporatismus‘ bezeichnet wird (vgl. Heinze
1981). Das ist die eine Seite. Die andere Seite:
Globalisierung von Politik und Wirtschaft so-
wie die zunehmende Ökonomisierung aller Le-
bensbereiche einerseits, Individualisierung und
Pluralisierung der Lebensentwürfe und Lebens-
läufe andererseits nehmen das traditionelle Ver-
bändewesen gewissermaßen ‚in die Zange‘ und
unterminieren von zwei Seiten her seine über
Jahrzehnte eingespielte politische bzw. gesell-
schaftliche Funktion. Nicht wenigen gelten Ver-
bände deshalb als Auslaufmodell.

1.2 Beispiel: Katholische Arbeit-
nehmer-Bewegung

Einer jener Verbände, deren Wurzeln in den sozi-
alen Aufbrüchen des 19. Jahrhundert liegen, ist
die Katholische Arbeiternehmer-Bewegung
(KAB). In der historischen Umbruchphase der
Industrialisierung Deutschlands im 19. Jahrhun-
dert wurde die sog. ‚Arbeiterfrage‘ auch von der
Katholischen Kirche aufgriffen. Aus diesem Im-
puls heraus entstanden ab den 60er Jahren des
19. Jahrhundert zahlreiche katholische Arbeiter-
oder Knappenvereine. Ihr Ziele: solidarische
Selbsthilfe der katholischen Arbeiter, Verbesse-
rung ihrer sozialen und rechtlichen Stellung, Schu-
lung und Bildung der Mitglieder. Als Zusam-
menschluss von Ortsvereinen gründeten sich
schon bald unter der Bezeichnung ‚Katholische
Arbeiterbewegung‘ Verbände auf Ebene der Di-
özesen1 bzw. auf Ebene des Dt. Reiches (ab
1891). In enger Zusammenarbeit mit der Zen-
trumspartei und den christlichen Gewerkschaf-

Sie haben in der Gesellschaft und im Politik-
system der Bundesrepublik Deutschland tiefere
Spuren hinterlassen, als es heute auf den ersten
Blick scheinen mag: Die sozialen Bewegungen
der zweiten Hälfte des 19. Jhd. und die aus
ihnen hervorgegangenen Verbände und Orga-
nisationen. Hierher zurück reichen die Wurzeln
von Gewerkschaften, Wohlfahrts- Musik- und
Sportverbänden, aber auch die der konfessio-
nell geprägten kirchlichen ‚Standes-Verbände‘
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ten gelang es der KAB, im Kaiserreich und
insbesondere in der Weimarer Republik die So-
zialgesetzgebung zu beeinflussen. Im National-
sozialismus kam es zum Verbot der KAB wegen
staatsfeindlicher Betätigung. Bereits in den ers-
ten Jahren der Bundesrepublik erfuhr die KAB
eine neue Blüte. Seit Mitte der siebziger Jahre
befindet sich die KAB – mit der als weniger
drängend empfundenen Benachteiligung der Ar-
beiter und mit der zunehmenden gesellschaftli-
chen Pluralisierung – in einer Phase permanenter
Umorganisation und Neuorientierung.

1.3 ‚Zivilgesellschaftlicher‘ Aufbruch?
Eine der mitgliederstärksten Regionalgliederun-
gen der KAB, der Diözesanverband Münster,
hat sich vor fünf Jahren auf den Weg gemacht,
unter Bezug auf die Idee von Bürgergesellschaft
und bürgerschaftlichem Engagement sein
Selbstverständnis, aber auch seine Rolle in Ge-
sellschaft und Kirche neu zu bestimmen. Er tat
dies in einer bemerkenswerten Mischung aus
praktischem Handeln und grundsätzlicher Dis-
kussion: Mit einer zweijährigen Kampagne un-
ter Motto ‚Motor für Demokratie am Ort‘. Die
Auswertung dieser Kampagne im Dialog mit
dem aktuellem Diskurs zur Bürger- bzw. Zivil-
gesellschaft führt uns zu einer doppelten The-
se2: 1. Ein realitätsbezogenes und ethisch ver-
tretbares Konzept von Zivilgesellschaft braucht
so etwas wie ‚Verbände‘. 2. Traditionelle Ver-
bände erhalten neue Funktionsbestimmungen
und damit Entwicklungsperspektiven, wenn sie
in einen zivilgesellschaftlichen Rahmen gestellt
und von hier aus neu gedeutet werden. Anders
formuliert: Gerade aus Perspektive der Diskus-
sion um die Zivilgesellschaft und veränderte
Formen bürgerschaftlicher Mitwirkung lohnt ein
‚neuer‘ Blick auf die ‚alten‘ Verbände.

2 Begriff und Idee der
‚Zivilgesellschaft‘

Der Begriff der ‚Bürger‘- oder ‚Zivilgesell-
schaft‘ ist binnen eines Jahrzehnts zu einem

‚Sympathiebegriff‘ (Evers 1999) avanciert, um
den herum sich nicht nur Fachdiskurse, son-
dern auch die politischen Parteien in seltener
Einmut scharen.3 Ungekehrt hat so viel Kon-
sens bei nicht wenigen erhebliches Misstrauen
erzeugt. In der Tat ist die Rede von der Bürger-
gesellschaft in mancherlei Hinsicht zunächst sehr
vage geblieben.

Mittlerweile sind deutliche Präzisierungen
zu verzeichnen, und zwar sowohl was die The-
oriebildung zur Zivilgesellschaft4 angeht, als
auch in der Frage, wie sich diese Idee in gesell-
schaftspolitische Praxis ausbuchstabieren las-
sen könnte5. Gleichwohl weist der Diskurs um
die Zivilgesellschaft nach wie vor eine Reihe
offener Fragen auf: Wie kann gewährleistet
werden, dass die (relativ ‚zerbrechlichen‘) So-
zialformen selbstorganisierter Öffentlichkeit tat-
sächlich Einfluss gewinnen gegenüber den
machtvollen Akteuren aus Staat (Politik und
Verwaltung) und Wirtschaft – und nicht auf ‚bür-
gerschaftlichen Spielwiesen‘ beschränkt blei-
ben? Wie kann gewährleistet werden, dass alle
gesellschaftlichen Gruppen an der politischen
Meinungsbildung teilhaben und nicht nur ein-
zelne, ohnehin in hohem Maße gesellschaftlich
integrierte Gruppen? Wie kann gewährleistet
werden, dass die politische Willensbildung, die
sich in Sozialformen selbstorganisierter Öffent-
lichkeit vollzieht, mit dem staatlichen (reprä-
sentativ-demokratisch organisierten) parlamen-
tarischen Entscheidungssystem transparent,
wirksam und krisenfest verschränkt wird? Wie
kann gewährleistet werden, dass der digitale (d.h.
ortlos gewordene, sozial entbettete) Kapitalis-
mus an seine gesellschaftlichen Grundlagen
rückgebunden und zugleich die sozialstaatlichen
Grundlagen ziviler Gesellschaft gesichert sind?
Wie kann gewährleistet werden, dass ein zivil-
gesellschaftliches ‚Empowerment‘ der Bürge-
rInnen nicht auf lokale Reservate beschränkt
bleibt, sondern auch in der ‚großen Demokra-
tie‘ auf Landes-, Bundes-, Europa- und interna-
tionaler Ebene wirkungsvoll wird?
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3 Kampagne der KAB Münster zur
Förderung bürgerschaftlichen
Engagements

Die KAB im Bistum Münster (gegründet 1898)
organisiert derzeit 44.000 Frauen und Männer
in 366 Vereinen. Fragen der Arbeitswelt und
das konkrete Engagement über den Verein hin-
aus – ursprünglich zentrales Anliegen des Ver-
bandes – sind aktuell nicht überall ausreichend
im Blick. Oft erscheinen die Vereine als nach
innen orientiert und in der Gewinnung von Neu-
mitgliedern eher hilf- und ratlos. Etwa ein Drit-
tel der Mitglieder ist jünger als 60 Jahre. Öf-
fentliche und kirchliche Zuschüsse sind von
Kürzungen bedroht. In den Jahren 1998-2002
hat die KAB im Bistum Münster im Rahmen
eines breit angelegten Leitbild- und Organisati-
onsentwicklungsprozesses ihre Arbeit neu
strukturiert.

3.1 ‚Motor für Demokratie im Ort’
Vor diesem Hintergrund entstand im Jahr 2001
die Idee zu ‚Motor für Demokratie im Ort‘. Eine
Kampagne der KAB im Bistum Münster zur
Förderung bürgerschaftlichen Engagements
anlässlich des Diözesantags 2002. Die Kampa-
gne sollte den zentralen Rahmen und inhaltli-
chen Schwerpunkt für die Verbandsarbeit bis
2004 markieren und Anregungen geben, über
den Tellerrand vereinsinterner Selbstbeschäfti-
gung hinauszublicken.

Auf dem Diözesantag 2002 in Hamm wur-
de von Delegierten aller KAB-Vereine eine
Kampagnen-Plattform diskutiert und verabschie-
det, die als erstes Ziele der Kampagne formu-
liert: ‚Mit der Förderung bürgerschaftlichen En-
gagements will die KAB einen Beitrag leisten
zur Stärkung der Demokratie durch Aktivierung
von BürgerInnen, die regionalen Lebensräume
verantwortlich mitzugestalten‘. Quer zu den Zie-
len wurden vier Felder gesellschaftlicher Ent-
wicklung herausgehoben, denen sich die KAB
mit ihrem Engagement besonders verpflichtet
fühlt: Beteiligungsformen in der Demokratie,

Soziale Hilfe mit Gesicht, Schritte zur Tätig-
keitsgesellschaft, Gerechte Verteilungsmecha-
nismen.

Die Resonanz im Verband war groß: 174
örtliche Vereine haben teilgenommen, was
knapp 50% der KAB-Gruppen im Bistum
Münster ausmacht. Vom Frühjahr 2003 bis zum
Herbst 2004 lief die Umsetzung der lokalen
Aktivitäten.6 Flankiert wurde die Kampagne
durch mehrere Regionaltreffen, eine Studienta-
gung mit politischen Gesprächen zum Thema
Bürgerengagement sowie eine Filmdokumen-
tation. Den Schlusspunkt setze im Juni 2004
ein großes Fest, auf dem mehr als 100 engagier-
te Gruppen ihre Projekte vorstellten und Forde-
rungen der KAB zur Förderung des Bürgeren-
gagements veröffentlicht wurden. Die Kampa-
gne beschrieb damit einen Spannungsbogen, der
von einer grundsätzlichen Analyse gesamt-ge-
sellschaftlicher Entwicklungen in der Kampag-
ne-Plattform über Erfahrungen in konkreten
Projekten wieder hin zu gesamtgesellschaftli-
chen Ergebnissen führte.

3.2 Ergebnisse und Erfahrungen
Die Kampagne ‚Motor für Demokratie im Ort‘
der KAB im Bistum Münster hatte auf einer
ersten Ebene den Charakter eines Projekte-Ge-
nerators: sie hat zahlreiche Initiativen und Ak-
tivitäten ausgelöst oder doch zumindest gebün-
delt. Darüber hinaus hatte die Kampagne je-
doch auf einer zweiten Ebene den Charakter
eines Laboratoriums: in vielfältigen praktischen
‚Versuchsanordnungen‘ hat die KAB erprobt,
wie sie heute ihre Aufgabe in Kirche und Ge-
sellschaft neu definieren könnte und welche
Resonanzen sie damit in ihrem Umfeld aus-
löst. Welche Erfahrungen wurden dabei ge-
macht? Es ist den beteiligten KAB-Gruppen
gelungen, durch ihre Aktivitäten greifbare Er-
gebnisse zu erzielen und an vielen Orten Spu-
ren in Form umgesetzter Projekte, aber auch in
Form längerfristiger Veränderungen zu hinter-
lassen.
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Diese greifbaren Ergebnisse haben die meis-
ten KAB-Gruppen nicht im ‚Alleingang‘ er-
zielt: es ist ihnen vielmehr gelungen, für ihre
Aktionen und Projekte Bündnispartner zu fin-
den. Anders ausgedrückt: Es ist einer Reihe von
KAB-Gruppen gelungen, punktuell Netze über
den kirchlichen Raum hinaus zu bilden. Zusam-
mengenommen kommt den beiden gerade ge-
nannten Aspekten eine Bedeutung zu, die über
punktuelle Aktionen hinaus weist: KAB-Grup-
pen agieren hier als Motoren, als Initiatoren für
die Gestaltung des lokalen Raums, fungieren
als Kristallisationskern und Plattform für bür-
gerschaftliche Mitgestaltung – und stiften einen
Nutzen, der der gesamten Bevölkerung im Ort
zu Gute kommt.

Manche KAB-Gruppen haben Fragen auf-
gegriffen, die (wie z.B. der interkulturelle Aus-
tausch) als schwieriges Thema gelten und ern-
ten dafür Respekt: ‚Die machen auch noch et-
was andere als Kartenspielen oder Fahrradtou-
ren‘. Dabei wurde dieser Schritt von der ge-
meinsamen Freizeitgestaltung hin zur Ausein-
andersetzung mit gesellschaftspolitischen The-
men nicht im internen Zirkel der eigenen Grup-
pe vollzogen (‚Vortrag‘), sondern als Aktion im
öffentlichen Raum.

Die Beteiligung an der Kampagne hat den
Mitgliedern der KAB-Gruppen die Möglich-
keit geboten, ihre christlichen Grundüberzeu-
gungen in der Praxis zum Tragen zu bringen:
Einsatz zeigen für Menschen, die am Rande se-
hen und Hilfe brauchen. Die KAB und ihre
Gruppen bleiben nicht auf der Aktionsebene ste-
hen, sondern formulieren ausgehend von ihren
Erfahrungen Handlungskonsequenzen. Konse-
quenzen für den eigenen Verband, aber auch an
die Adresse anderer gesellschaftlicher Akteure,
namentlich die Politik in Kommunen, Land und
Bund. Ausgehend von der Tatsache, selbst ge-
handelt und konkrete Beiträge zur Stärkung der
Demokratie und des sozialen Zusammenlebens
geleistet zu haben, sieht sich die KAB als be-
rechtigt und autorisiert an, auch Forderungen

aufzustellen (Motto: ‚Handeln und fordern‘).
Neben Erfolgen wurden auch Grenzen sichtbar.

Die KAB hat ihren Ursprung in der Arbei-
terbewegung (siehe oben). In der Kampagne
nehmen jedoch Fragen der Arbeitswelt eine aus-
gesprochene Randstellung ein. Schwerpunkt der
Projekte und Aktionen ist vielmehr eindeutig
das Thema ‚Familie‘. Den Schritt in die manch-
mal durchaus ‚ungemütliche‘ gesellschaftliche
Öffentlichkeit haben viele Gruppen der KAB
Münster getan, aber längst nicht alle. Manche
Gruppen, so stellen die Verantwortlichen selbst
nüchtern fest, seinen ehr ein ‚besserer Heimat-
verein‘, dem ‚der Blick über den Tellerrand hin-
aus‘ fehle. Die KAB hat sich durch das von ihr
initiierte bürgerschaftliche Engagement an vie-
len Orten als ‚gestaltender Verband‘ gezeigt.
Welche Hinweise ergeben sich aus diesen Er-
fahrungen grundsätzlich für die Frage nach der
Rolle von Verbänden in der Bürgergesellschaft?

4 Perspektiven für Verbände in der
Bürgergesellschaft

Den traditionellen Verbänden – auch, aber nicht
nur der KAB – könnte mit Blick auf die oben
formulierten offenen Fragen des zivilgesell-
schaftlichen Diskurses eine ungeahnt aktuelle
Funktion zukommen. Sie sind sicher nicht der
alleinige Schlüssel bei der Suche nach adäqua-
ten Antworten, können aber einen wichtigen
Beitrag dazu leisten. Um welche Funktionen,
die zugleich die eigene Rolle als Verband neu
definieren, geht es konkret? Fünf Aspekte seien
genannt:

4.1 Netzwerke bieten
Verbände können einen strukturellen Rahmen
bieten, in den kleinere bürgerschaftliche Grup-
pen, Vereine, Initiativen und Projekte sich ein-
klinken, der ihnen eine gewisse Infrastruktur
bietet (von administrativen Dienstleistungen
über den Austausch mit anderen Initiativen bis
zu Fortbildungen) und sie dadurch stärkt und
stabilisiert, ohne ihnen ihre Autonomie zu neh-
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men. Dieser Aspekt wurde in der Münsteraner
Kampagne zunächst v.a. für die KAB-Gruppen
selbst realisiert, punktuell aber auch für ver-
bands-externe Gruppierung. Für die Verbände
ist damit eine dreifache Herausforderung ver-
bunden: (erstens) Offenheit zu zeigen und ‚frem-
den‘ bürgerschaftlichen Projekten, Gruppen
oder Initiativen (vorübergehend oder längerfris-
tig) eine Heimat zu bieten, jedoch (zweitens)
diese Gruppen nicht zu vereinnahmen und dabei
gleichzeitig (drittens) ein spezifisches Profil zu
behalten bzw. weiter zu entwickeln, um nicht zu
einem beliebigen ‚Sammelbecken‘ von Initiati-
ven jedweder Couleur zu werden. Speziell die
KAB könnte sich dabei entweder in ihrem tra-
ditionellen Themengebiet ‚Arbeitswelt‘ oder in
ihrem aktuell in den Vordergrund tretenden
Schwerpunkt ‚Familie‘ profilieren.

4.2 Intermediäre Mittler sein
Bürgerschaftliches Engagement kristallisiert
sich zunächst vor allem auf der lokalen Ebene,
wo Menschen unmittelbar mit bestimmten, sie
direkt oder indirekt betreffenden Problemstel-
lungen konfrontiert sind, und wo sie zugleich
am ehesten Chancen sehen, durch ihr Engage-
ment Einfluss nehmen zu können. In nicht we-
nigen Fällen wird jedoch schnell deutlich, dass
die Probleme, die zum Anstoß für bürgerschaft-
liches Engagement werden, nur begrenzt auf
der örtlichen Ebene ‚gelöst‘ werden können,
weil die Gesetzgebung höherer föderaler Ebe-
nen (Land, Bund, Europäische Union) berührt
wird (Sozialgesetzgebung, Baugesetzgebung
usw.), es um die potentielle Beeinflussung ge-
samtgesellschaftlicher Entwicklungen geht
(Umweltverhalten, Einstellung zu sozialen Rand-
gruppen usw.) oder internationale politische
Willensbildung (z.B. Friedens- und Entwick-
lungspolitik) angesprochen ist. Gleichzeitig
machen engagierte BürgerInnen die Erfahrung,
dass es für lokale Gruppierungen ausgespro-
chen schwierig ist, sich ‚auf höherer Ebene‘
Gehör zu verschaffen – v.a. dann, wenn nicht

die traditionellen Wege politischer Willensbil-
dung (also etwa über die bestehenden Parteien)
beschritten werden sollen. Der Versuch, Bünd-
nisse mit ‚Gleichgesinnten‘ an anderen Orten
zu entwickeln, erweist sich in der Regel als
mühsam. Hier bietet die Sozialform ‚Verband‘
die Chance, Erfahrungen, die im lokalen Raum
mit ganz konkreten Projekten gemacht werden,
in einen Meinungsbildungsprozess einzubinden,
der die örtliche Ebene überschreitet. Die so
gewonnenen Positionen können Einfluss gewin-
nen auf die Entscheidungsprozesse in Land und
Bund und somit – im günstigen Fall – positive
Veränderungen jener Rahmenbedingungen be-
wirken, die wiederum wesentlich die lokalen
Handlungsmöglichkeiten bestimmen. Verbän-
de haben hier die Funktion von ‚Transmissi-
onsriemen‘, die lokale bürgerschaftliche Bewe-
gungsenergie auf höhere Gestaltungsebenen
transportieren. Als Beispiel für die Neugrün-
dung einer solchen verbandsähnlichen Sozial-
form kann attac (vgl. www.attac.de) dienen, in
der sich eine Vielzahl von Gruppen, die sich zur
Bewegung der Kritik an den Folgen von Glo-
balisierung rechnen lassen, auf Eben von Nati-
onalstaaten, auf Europaebene und weltweit or-
ganisiert haben.

Die KAB-Kampagne liefert ohne Frage vie-
le Hinweise dafür, dass die damit angesproche-
ne Funktion von Verbänden, intermediäre Mitt-
ler zwischen gesellschaftlichen Teilbereichen
und zwischen den föderalen Ebenen zu sein,
keineswegs ein nur theoretisches Postulat dar-
stellt. In ihrem Rahmen ist es gelungen, unter-
schiedliche (bürgerschaftliche) Gruppen und
Initiativen zusammenzuspannen, Bürgerschaft,
Kommunalpolitik bzw. -verwaltung und Ein-
richtungen des dritten Sektors in Dialog und
Kooperation zu bringen sowie (eine gewisse)
Aufmerksamkeit zumindest auf der Landesebe-
ne zu erreichen. Deutlich geworden ist aber
auch, dass diese Effekte erstens nicht voraus-
setzungslos sind und zweitens in ihrer Wirk-
samkeit nicht überschätzt werden sollten.
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4.3 Milieus ins Gespräch bringen
Die Erfahrung zeigt, dass stärker formalisierte
und klar strukturierte Engagementformen (z.B.
Vereine) eher geeignet sind, auch beteiligungs-
ungewohnte BürgerInnen anzusprechen, als dies
bei Engagementformen der Fall ist, die an ihre
(potentiellen) Mitglieder hohe Anforderungen
bezüglich Selbstorganisation, diskursive Mei-
nungsbildung usw. stellen (vgl. Brömmer/Stras-
ser 2001). Insofern bietet der Verband als Ge-
samtgefüge die Chance, unterschiedlichen Grup-
pen und Milieus von BürgerInnen einen Ort für
Zugehörigkeit und Engagement zu bieten und
sie so ins Gespräch miteinander zu bringen.
Dass es in einem Verband tatsächlich gelingen
kann, ‚DenkerInnen‘ und ‚MacherInnen‘ (und
diese aus durchaus unterschiedlichen Gruppie-
rungen) in eine gemeinsame Initiative zu inte-
grieren, hat die KAB-Kampagne gezeigt. Sie
hat aber auch deutlich gemacht, wie schwierig
es ist, beide Dimensionen – praktisches Han-
deln und Reflexion – in einen wirklichen Zu-
sammenhang zu bringen. Hier stehen die Ver-
bände vor nicht unerheblichen Herausforderun-
gen, was eine geschickte strategische Steuerung
angeht.

4.4 Einfluss nehmen auf Ökonomie
Gerade eine ‚Zivilisierung des Marktes‘ un-
ter den Bedingungen des ‚digitalen‘ und glo-
balisierten Kapitalismus (vgl. Böhnisch/
Schroer 2004) erfordert starke Mitspieler im
Bereich des dritten Sektors; Akteure, die über
einzelne Initiativen, Projekte und Vereinigun-
gen hinausgehen. Auch hier läge eine wichti-
ge Funktion von Verbänden in der Zivilge-
sellschaft. Die konjunktivische Formulierung
erscheint allerdings gerade auch vor dem Hin-
tergrund der Münsteraner Erfahrungen ange-
messen zu sein. In der Vorbereitung der Kam-
pagne war die Themen Wirtschaft und v.a.
Arbeitswelt durchaus im Blick. Hier war –
von ihrer Tradition als Arbeiterbewegung her
völlig stringent – die Aufmerksamkeit der

KAB sogar signifikant höher als bei anderen
großen Verbänden des dritten Sektors, die sich
in den vergangenen Jahren mit der Zivilge-
sellschafts-Thematik auseinandergesetzt ha-
ben, wie z.B. die Kirchen, die Jugend- und
die Wohlfahrtsverbände. In der Kampagne
selbst traten Ökonomie, Arbeitswelt usw. je-
doch völlig in den Hintergrund. Erscheinen
hier anderen Themen (z.B. Familie) als über-
schaubarer, weniger konfliktreich, Erfolg ver-
sprechender? So muss an dieser Stelle die
Frage offen bleiben, ob – neben den Gewerk-
schaften und den Wirtschafts- bzw. Arbeitge-
berverbänden sowie neueren globalisierungs-
kritischen Bewegungen (z.B. attac) – über-
haupt Verbände in Sicht sind, die sich in fol-
genreicher Weise in Fragen einer Gestaltung
ökonomischer Prozesse einmischen.

4.5 Forum für Wert-Diskurse sein
Die Zivilgesellschaft setzt zunächst auf be-
stimmte Regeln für das Zusammenspiel ihrer
Akteure (Gewaltfreiheit, Toleranz usw. – siehe
oben), geht aber nicht von bestimmten unum-
stößlichen, allen vorgegebenen Normen aus.
Gleichwohl ist sie darauf angewiesen, dass ihre
Akteure bestimmte inhaltliche Werte in den ge-
sellschaftlichen Verständigungsprozess einbrin-
gen. Hier liegt die Bedeutung gerade weltan-
schaulich geprägter Verbände. Mit Blick auf die
KAB käme es dabei darauf an, dass sie ihre
Optionen für soziale und wirtschaftliche Ge-
rechtigkeit, für Solidarität mit Menschen am
Rande und für die Bewahrung der Schöpfung
in den zivilgesellschaftlichen Diskurs einbringt
und begründet. Wie alle anderen Gruppen und
Verbände stünde sie dabei vor der spannungs-
reichen Herausforderung, einerseits ein klares,
auch nach außen erkennbares Profil auszubil-
den, andererseits gegenüber anderen Gruppie-
rungen gesprächsoffen zu sein.

Mit diesen hier skizzierten fünf Aufgaben
bzw. Funktionen würden ‚Verbände‘ zu wichti-
gen korporativen Akteuren in der Zivilgesell-
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schaft werden. Zugespitzt formuliert: Gäbe es
‚Verbände‘ nicht bereits, müsste man sie gera-
dezu erfinden. Freilich würde es sich dabei um
Verbände handeln, die sich anders darstellen
und die anders agieren als im traditionellen deut-
schen Korporatismus (siehe oben), der die Wir-
kungsentfaltung kleiner bürgerschaftlicher Ini-
tiativen eher behindert als fördert. In diesem
Zusammenhang wäre auch das Subsidiaritäts-
prinzip zu entgrenzen (d.h. nicht auf den Grund-
satz ‚freie Träger haben Vorrang vor öffentli-
chen‘ einzuschränken) bzw. auf seinen Kern
zurückzuführen: auf den Grundsatz des Rechts
auf Autonomie und Unterstützung kleinerer
Assoziationen durch größere.

Solche ‚Verbände‘ brauchen nicht aus dem
Nichts kreiert zu werden. Die bestehenden Or-
ganisationen bieten Anschlussmöglichkeiten -
und doch müssen sie unter veränderten gesell-
schaftlichen Bedingungen und angesichts neu-
er Herausforderungen sozusagen ‚neue erfun-
den‘, neu definiert werden. Die Katholische
Arbeitnehmer-Bewegung KAB hat mit ihrer
Kampagne ‚Motor für Demokratie im Ort‘ wich-
tige Schritte in diese Richtung getan. Jetzt kommt
es darauf an, dass sie diesen Weg weiter geht
und nicht zur Tagesordnung zurückkehrt. Und:
Andere Verbände können sich zu vergleichba-
ren Schritten inspirieren lassen.

Paul-Stefan Roß ist Professor für Sozialar-
beitswissenschaft an der Berufsakademie Stutt-
gart und war Mitglied im wissenschaftlichen
Beirat der Kampagne. Kontakt: ross@ba-
stuttgart.de.

Ortrud Harhues ist Leiterin des Bildungs-
werks der Katholischen Arbeitnehmer-Bewe-
gung im Bistum Münster. Kontakt: ortrud.
harhues@kab-muenster.de.

Tim Termhorst studiert Politikwissenschaft
und ist Mitarbeiter für Öffentlichkeitsarbeit bei
der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung
Deutschlands in Köln.

Anmerkungen
1Die jeweils von einem Bischof geleiteten

‚Diözesen‘ oder ‚Bistümer‘ sind die regionalen
Gliederungen der Katholischen Kirche.

2Vgl. ausführlich Harhues u.a. 2005.
3Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und

SPD vom November 2005 hat es der Begriff zu
einem eigenen Kapitel gebracht (Kapitel 8 ‚Bür-
gergesellschaft stärken‘).

4Vgl. als wichtigen Meilenstein in der Theo-
riebildung Klein 2001.

5Vgl. exemplarisch Enquetekommission
2002; Ross/Klie 2004; Pröhl u.a. 2002.

6Beispiele sind etwa ein Projekt ‚Sicherer
Schulweg‘, Bau einer Wanderhütte, PC-Aus-
stattung einer Grundschule, Unterstützung ei-
ner Schule für Menschen mit Lernbehinderun-
gen, Aktion ‚Familien(t)räume‘, internationales
Friedensfest usw. Zur Dokumentation der durch-
geführten Projekte vgl. KAB 2004 sowie Har-
hues u.a. 2005, 32-38.
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und der politischen Bildung. Für Rechtsextre-
mismus war nun der Osten Deutschlands zu-
ständig. Der Eindruck wurde erweckt, als seien
Neonazis die dominante Jugendkultur Ost-
deutschlands, ganze Städte als ‚national befrei-
te Zonen‘ in der Hand der Rechtsextremen.
Doch auch wenn es immer wieder kolportiert
wird, ist es noch lange nicht wahr. Denn fast
alles, was wir über ‚die Jugend‘ und ihre Kul-
turen wissen, wissen wir aus den Massenmedi-
en. Diese sind aber naturgemäß vor allem an
dem Extremen und dem Negativen interessiert.
Sie leben nun einmal davon, stets das Außerge-
wöhnliche, Nicht-Alltägliche in den Vordergrund
zu rücken: Jugendliche, die sich monatelang in
antifaschistischen Jugendgruppen oder Schü-
lerinitiativen wie ‚Schule ohne Rassismus‘ ak-
tiv gegen Rassismus und Rechtsextremismus
engagieren, sind in der Regel kaum der Lokal-
zeitung ein paar Zeilen wert; drei randalierende
Neonazis, die ‚Sieg heil!‘ gröhlend durch ein
Dorf laufen, erfahren sofort eine bundesweite
Medienresonanz. Vor allem, wenn sie aus dem
Osten Deutschlands stammen.

Richtig ist, dass Fremdenphobie in den neu-
en Bundesländern stärker grassiert als im welt-
offener sozialisierten westdeutschen Bürgertum.
Richtig ist auch, dass die Gewaltbereitschaft
männlicher ostdeutscher Jugendlicher größer ist
als die ihrer westdeutschen Altersgenossen. Das
ist allerdings nicht nur eine Folge ost-/west-
deutscher Prägung (des fast kompletten Feh-
lens der Mittelschicht in den neuen Bundeslän-
dern), sondern auch der im Osten vorherrschen-
den kleinstädtischen Struktur. Hier – und nur
hier – hat eine Handvoll Neonazis die Chance,
durch Besetzung strategisch wichtiger Räume
(Bahnhofsvorplatz, Bushaltestelle vor der Schule
usw.) und permanente Zurschaustellung kör-
perlicher Aggressivität eine ganze Stadt zu ‚kon-
trollieren‘, unerwünschte ‚Fremde‘ zu vertrei-
ben. Und darum geht es der rechten Szene
schließlich: Der militante Neonazismus ist für
die Mehrzahl der Angehörigen rechtsextremer
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Neue Studie:
Rechte Szene auch im Osten out

HipHop, Skateboarder und Punks sind am po-
pulärsten – die Rechten stehen auch bei ost-
deutschen Jugendlichen auf der Anti-Beliebt-
heitsskala ganz oben, fand jetzt das Berliner
Archiv der Jugendkulturen heraus.

Aus westdeutscher Perspektive erzeugte die
Maueröffnung ein interessantes Phänomen: In
den 1980er Jahren war Neonazismus in den
Altbundesländern noch ein großes Thema. 1989/
90 verschwand der westdeutsche Rechtsextre-
mismus plötzlich von der Agenda der Medien
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Cliquen weniger ein strategisches politisches
Konzept, sondern der Versuch, ihr kleines Stück
Umwelt – so weit ihre Blicke und Fäuste rei-
chen – frei von jeglichem ‚Fremden‘ zu halten –
seien es die linken ‚Zecken‘ (Punks u. a.), die
‚multikulturellen‘ HipHopper und Skateboar-
der, Selbstbewusstsein ausstrahlende Frauen
oder die ‚Ausländer‘. Das Idealbild der Rechts-
extremen ist ein absolut statisches: Selbst wenn
sie einmal für einen längeren Zeitraum ihre Hei-
matstadt verlassen mussten, was sie höchst
ungern und deshalb meist nur gezwungener-
maßen tun, etwa, um eine Haftstrafe abzusitzen,
möchten sie nach ihrer Heimkehr alles unverän-
dert vorfinden. Schon die neue Frisur der Freun-
din (sofern vorhanden) oder der Wechsel der
Stammkneipe zu einer unbekannten Brauerei
kann sie zutiefst verstören. Und dann schlagen
sie empört zurück.

Nicht ein wachsendes politisches Interesse,
sondern die extreme Gewaltbereitschaft der rech-
ten Szene führte in den 1990er Jahren zwangs-
läufig dazu, dass sich der kulturelle Alltag vie-
ler Jugendlicher auf die einzige Frage zuspitzte:
Bist du rechts oder links?

Bist du rechts oder links?
Definitionsmerkmale für ‚rechts‘ und ‚links‘
waren (und sind) dabei nicht fundierte politi-
sche Positionen, sondern subkulturelle Stilele-
mente (Kleidungsmarken, Musikgeschmack)
und die Einstellung zu ‚Ausländern‘. Wir wis-
sen aus zahlreichen Studien seit der berühmten
Sinus-Studie von 1979/80, dass etwa jeder ach-
te Deutsche über ein geschlossenes rechtsextre-
mes Weltbild verfügt und 30 bis 45 Prozent der
Deutschen fremdenfeindlich denken (entgegen
der öffentlichen Wahrnehmung Jugendliche si-
gnifikant weniger als 35-55-Jährige). Zugleich
lehnt aber die Mehrheit der Jugendlichen – auch
in den neuen Bundesländern – die militante rech-
te Szene ab und will mit deren Angehörigen im
persönlichen Umfeld nichts zu tun haben (vgl.
etwa die SHELL-Studien). Dies zeigt sich

beispielsweise an der von der rechtsextremen
Szene produzierten Musik: In jeder Schulklas-
se Deutschlands sind Bands wie Landser oder
Die Zillertaler Türkenjäger wohlbekannt. Hun-
derttausende von Jugendlichen haben sich de-
ren Lieder von Freunden kopiert oder aus dem
Internet heruntergeladen.

Doch in unseren Workshops und Diskus-
sionen mit SchülerInnen, zum Beispiel im Rah-
men des ‚Culture on the Road‘-Programms,
erfahren wir immer wieder, dass sogar nur ein
Teil der Jugendlichen, die diese Musik ken-
nen, sie wirklich mag. Die meisten Jugendli-
chen ordnen ‚Rechtsrock‘/rechtsextreme Lie-
dermacher musikalisch wie inhaltlich auf einer
Skala zwischen ‚langweilig‘ und ‚ekelhaft‘ ein.
Rechtsextreme Musik aus Deutschland ist mit
ganz wenigen Ausnahmen grottenschlechter
Agit-Prop von Musikern, die weder spannen-
de Geschichten zu erzählen wissen noch ihre
Instrumente beherrschen: Musik aus der Sze-
ne nur für die bereits Recht(s)gläubigen in der
Szene. Die größte Faszination dieser in der
Regel ein aggressiv rassistisches Weltbild
transportierenden Musik ist offenbar das Pro-
vokative, der Ruch des Verbotenen: Jede Indi-
zierung treibt die Verkaufs- und Kopierzahlen
in die Höhe.

Geschichte des Wandels
In den ersten Jahren nach der Maueröffnung
waren ‚die Rechten‘ die Helden vieler Gleich-
altriger. Fragte man in einer beliebigen ostdeut-
schen Schulklasse, wer sich denn zur rechten
Szene zähle, zeigten bereitwillig gleich mehrere
SchülerInnen auf. ‚Rechts sein‘ war einfach das
Schärfste, Coolste, Provokativste auf dem ju-
gendkulturellen Identitätsmarkt, mit dem man
sowohl dem alten Regime als auch den arrogan-
ten Eroberern aus dem Westen und den mit ih-
nen auftauchenden ‚Fremden‘ eine hereinwür-
gen konnte. In dem ersten spektakulär von Ne-
onazis besetzten Haus in der Ostberliner Weit-
lingstraße tummelten sich tagtäglich bis zu ein-
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hundert SchülerInnen aus der Nachbarschaft,
um dort ihre Hausaufgaben zu erledigen, Rechts-
rock zu hören und mit echten Neonazis ins Ge-
spräch zu kommen.

Die Kader debattierten bereits ernsthaft, mit
welcher Partei sie zukünftig im Berliner Parla-
ment koalieren könnten. Die ersten Wahlen
brachten Ernüchterung: Die Eroberung der Par-
lamente fiel aus (und ist bis heute – mit wenigen
Ausnahmen, wie in Sachsen 2004 – geschei-
tert). Dann geschahen die Morde von Mölln
und Solingen. Konnten die rassistischen Pog-
rome von Hoyerswerda und Rostock innerhalb
der rechten Szene noch als Erfolg verbucht wer-
den (die etablierte Politik reagierte mit der weit-
gehenden Abschaffung des Grundrechtes auf
Asyl), so war mit der Ermordung von Frauen
und Kindern der Zenit überschritten: Die bisher
schweigende oder applaudierende Mehrheit der
deutschen Bürger ging auf Distanz. Auf diese
brutale und zudem imageschädigende Art woll-
te man die ungeliebten ‚Ausländer’ nun doch
nicht loswerden.

Vor allem unter Jugendlichen verloren die
Rechten deutlich an Sympathie. Die anhalten-
de extreme Gewaltbereitschaft gegen jeder-
mann, der nur ein wenig anders war (Ausse-
hen, Sprache) als die Rechten selbst, schreckte
ab. Immer mehr Jugendliche, auf der Suche
nach einer Gemeinschaft, nach Sinn und Spaß,
wandten sich ab Mitte der 1990er Jahre der
‚Konkurrenz’ zu. So fühlen sich heute auch
ostdeutsche Jugendliche wie die Gleichaltri-
gen im Westen mehrheitlich der HipHop- und
Skateboarder-Szene verbunden, sind Techno-,
House-, Punk-, Hardcore-, Reggae- oder Soul-
Fans. Die Rechtsextremen gelten heute nicht
mehr als die Avantgarde von morgen, sondern
als die letzten Deppen von gestern, die es immer
noch nicht geschafft haben, auf den Zug der
Zeit zu springen. Daran ändern auch bunte
Kostümierungen einzelner Vorzeige-Neonazis
wenig, die strategisch clever bei medienwirk-
samen Auftritten Che-Guevara-‚Trägerhem-

den’, Palästinensertücher und Beckham-Iros
spazieren führen.

Dass Neonazis derzeit die (anderen) Ju-
gendkulturen entdecken und massiv versuchen,
wo immer möglich einen Fuß in die Tür – bzw.
Party – zu bekommen, hat gute Gründe: Für
viele Jugendliche sind Jugendkulturen emoti-
onal stark besetzte Beziehungsnetzwerke. Denn
dort kommt alles zusammen, was Jugendliche
fasziniert: Musik, Mode, Körperkult, Gleich-
altrigenstrukturen. Jugendkulturen sind artifi-
cial tribes, künstliche Stämme und Solidarge-
meinschaften, deren Angehörige einander häu-
fig bereits am Äußeren erkennen. Sie füllen
als Sozialisationsinstanzen das Vakuum an
Normen, Regeln und Moralvorräten aus, das
die zunehmend unverbindlichere, entgrenzte
und individualisierte Gesamtgesellschaft hin-
terlässt.

Keine Jugendkultur zuvor hat so viele Jun-
ge aktiviert wie HipHop. Kreativität und Real-
ness – authentisch sein – sind dort der einzige
Weg, sich Respekt zu verdienen. Auch die Tech-
noszene, Punks und Skateboarder haben des-
halb keine Nachwuchssorgen, weil sie zumindest
von den Kernszene-Angehörigen ein hohes
Maß an Engagement fordern – und damit gera-
de für jene (Minderheiten) attraktiv werden, die
genau so etwas suchen. Es sind oft die Krea-
tivsten ihrer Generation. Denn trotz aller Kom-
merzialisierung – wo Jugendkulturen sind, ist
die Industrie nicht fern – sind es schließlich die
Jugendlichen selbst, die die Szenen am Leben
erhalten. Sie organisieren die Partys und andere
Events, sie produzieren die Musik, sie geben
derzeit in Deutschland mehrere tausend szene-
eigene Zeitschriften – sog. Fanzines – mit einer
Gesamtauflage von mehr als einer Million Ex-
emplaren jährlich heraus. Zumindest für die
Kernszene-Angehörigen sind Jugendkulturen
vor allem Orte der Kreativität und des Respekts,
den sie sich durch aktives Engagement, nicht
durch das Tragen der ‚richtigen‘ teuren Street-
wear verdienen.
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20 bis 25 Prozent der Unter-Dreißigjähri-
gen (‚Jugend‘ endet schon längst nicht mehr
mit 18) gehören Jugendkulturen an, identifizie-
ren sich mit ihrer Szene, tendenziell mehr in
Großstädten als ländlichen Regionen. Doch das
Wissen über und die Sympathie/Antipathie-
Werte für Jugendkulturen unterscheiden sich
kaum noch von Stadt zu Land, Ost zu West.
Denn auch der Kreuzberger HipHopper erhält
seine Infos über neue Tonträger/Events/Trends
etc. in seiner Szene nicht auf der Straße, son-
dern via MTV, Internet und anderen Medien.
So wirken sich regional unterschiedliche Le-
bensbedingungen jugendkulturell nicht mehr
stark aus.

Um den Kern der Aktiven jeder Jugendkul-
tur herum schwirrt ein großer Schwarm von
Mitläufern und Sympathisanten, die nicht völ-
lig in einer (einzigen) Jugendkultur aufgehen
wollen, sich aber doch in zahlreichen Bereichen
ihres Lebens an diesen orientieren. Die Minder-
heit der Szeneangehörigen ist zugleich der opi-
nion leader und das role model für die Mehrheit
der Gleichaltrigen. So geben sich in der Jugend-
kulturen-Präferenzstudie 2004/2005 des Archivs
der Jugendkulturen rund zwei Drittel der be-
fragten 1001 14-18-jährigen ostdeutschen Schü-
lerInnen als Sympathisanten wenigstens einer
Jugendkultur zu erkennen.

Bei dieser Erhebung wurden im Rahmen von
Workshops zum Thema ‚Jugendkulturen’ mit
SchülerInnen aller Schulformen kurze Frage-
bögen ohne Antwortvorgaben verteilt, die nach
Sympathien/Antipathien für Jugendkulturen,
Musikgenres etc. fragten. Um die Antworten
nicht zu beeinflussen, wurden die Bögen gleich
zu Beginn, noch vor der Vorstellung der Refe-
rentInnen, verteilt. Anschließend wurde mindes-
tens 90 Minuten mit den SchülerInnen über die-
se Themenkomplexe geredet, um Begründun-
gen, Widersprüche und differenzierte Positio-
nen zu erfahren. Nur diese Verzahnung von
quantitativer und qualitativer Erhebung – schrift-
licher Fragebogen und intensive mündliche

Gespräche – garantiert unseres Erachtens nach
realitätsgerechte Erkenntnisse, die die Aussa-
gekraft traditioneller, standardisierter ‚repräsen-
tativer‘ Erhebungen übertreffen. Nichtsdesto-
trotz wäre eine repräsentative Befragung sicher-
lich sinnvoll, ließ sich aber vom Archiv der Ju-
gendkulturen mangels Fördermittel bisher nicht
realisieren.

Welche Jugendkulturen/Szenen
findest Du absolut gut/sympathisch?
(N = 1.001*) *Mehrfachnennungen möglich

1. HipHop-Szene (257)
2. Punks (233)
3. Skater (122)
4. Gothics/Gruftis (86)
5. Keine (84)
6. Techno (58)
7. Heavy-Metal-Szene (50)

Sprayer/Graffiti-Szene (50)
8. linke Szene (37)
9. rechte Szene (28)

Seit 1998 erforscht das Archiv der Jugendkul-
turen als einzige Einrichtung seiner Art syste-
matisch jugendliche Szenen wie Punks, Skin-
heads, Gothics, Raver und Fußballfans. Dabei
hat der von rund 100 Mitgliedern und 23 Mitar-
beiterInnen getragene Verein mehrere Modell-
projekte entwickelt. So werden im Programm
‚Culture on the Road‘ – u. a. finanziert von der
Bundeszentrale für politische Bildung, dem
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend/Entimon-Programm und der
Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung
mbH – seit vier Jahren Fortbildungen für Päda-
gogInnen, Eltern, Polizisten und andere Erwach-
sene sowie Projekttage für Schulen angeboten,
bei denen authentische Szene-Angehörige
Gleichaltrige zu kreativem Engagement anleiten
und zugleich die bunte Vielfalt toleranter und
gewaltablehnender Jugendkulturen schmackhaft
machen sollen.
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Den Spitzenplatz in der Popularitätsskala der
Jugendkulturen nimmt nach wie vor die Hip-
Hop-Szene ein. Kein anderes Musikgenre ist
so populär, keine andere Szene prägt so sehr
die Sprache, Mode, Begrüßungsrituale und vie-
les mehr vor allem der 14-16-Jährigen beiderlei
Geschlechts. HipHop-Fans und -Aktivisten
(Rapper, DJs, Sprayer, Breakdancer) finden sich
heute in jeder ostdeutschen (Klein-)Stadt, oft
verschwistert und zum Teil identisch mit der
Skaterszene (die ihr zweites großes Standbein
in der Punkszene hat). Doch während die Skate-
boarder fast uneingeschränkte Beliebtheit ge-
nießen (nur 1 Prozent der – männlichen – Ju-
gendlichen finden Skater unsympathisch), rea-
giert ein Teil der Jugendlichen (vor allem ab 16
Jahren) inzwischen genervt auf das bisweilen
penetrant coole Macho-Gehabe und die zuneh-
mende Aggressivität und Gewaltbereitschaft ei-
nes Teils der Szene sowie auf die mediale Über-
präsenz – aus Szene-Sicht: den ‚Ausverkauf’ –
von Rap/HipHop bis in Castingshows und Tü-
tensuppenwerbespots hinein. Ein wichtiger
Anspruch der Jugendkulturen auf Exklusivität
und Abgrenzungsmöglichkeiten gegenüber der
gesamten langweiligen ‚Spießer‘-Welt der rest-
lichen Gesellschaft lässt sich im HipHop kaum
noch verwirklichen. HipHop ist längst Pop ge-
worden.

Auch beim Punk spaltet sich die ostdeut-
sche Jugend in zwei etwa gleich große Lager:
Einerseits erlebt Punk seit einigen Jahren einen
erstaunlichen Popularitätsboom, begleitet von
einer ebenfalls wachsenden Zahl an ostdeutschen
Bands, Konzerten, Vertrieben, Fanzines, Ho-
mepages etc., andererseits ist der Punk-Stil rund
einem Viertel der Jugendlichen deutlich zu ex-
trem. Dass die Gothics oder Gruftis, wie die
Szene der Schwarzen früher vorwiegend ge-
nannt wurde, trotz ihres ebenfalls deutlichen
Aufschwungs (Marketingstudien sprechen in-
zwischen von mehr als 300.000 Szene-Ange-
hörigen) gut doppelt so viele Gegner wie Fans
unter den Gleichaltrigen hat, liegt im Wesentli-

chen an der immer wieder von Pfarrern, Leh-
rern und Medien kolportierten, aber nichtsdes-
totrotz falschen Vermutung, bei dieser weit und
breit einzigen nicht männlich dominierten Ju-
gendkultur handele es sich um ‚Satanisten‘. Das
riecht nach Gewalt und wo Gewalt herrscht,
geht die große Mehrheit der Jugendlichen auf
Distanz (siehe auch traditionell Rocker, Skin-
heads und Hooligans oder aktuell die HipHop-
Szene).

Aber wirklich eindeutig fällt das Urteil
lediglich bei der rechten Szene aus: Während
nur knapp drei Prozent der Befragten Sympa-
thien für diese Szene äußern, sichern 50 Pro-
zent der Befragten ihr den ersten Platz auf der
Antipathie-Skala. Entscheidende Gründe für die
Ablehnung sind die hohe Gewaltbereitschaft,
der oft ebenso extreme Alkoholkonsum und die
rigiden autoritären Strukturen, die im Wider-
spruch zu zentralen jugendlichen Bedürfnissen
nach bewussten Grenzüberschreitungen und
Regeln brechen stehen und selbstbewussten,
individualistisch denkenden Jugendlichen un-
attraktiv erscheinen – vor allem, wenn sie bereits
andere Jugendkulturen kennen gelernt haben.

Welche Jugendkulturen findest Du
absolut schlecht/unsympathisch?
(N = 1.001*) *Mehrfachnennungen möglich

1. rechte Szene (500)
2. Punks (209)
3. Gothics/Gruftis (174)
4. Satanisten (96)
5. HipHop-Szene (75)
6. Skinheads (74)
7. Techno-Szene (64)
8. Keine (36)
9. Hooligans (34)

linke Szene (34)

Kurz und gut: Auch für die Mehrzahl der ost-
deutschen Regionen, Schulen, Jugendklubs etc.
gilt inzwischen offenbar: Wer auf dem jugend-
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kulturellen Beziehungsmarkt nicht zum Außen-
seiter werden will, meidet die rechte Szene und
wendet sich angesagteren Jugendkulturen zu,
derzeit eben insbesondere HipHop, Punk und
der Skaterszene. Deren Image ist traditionell
anti-rechts, anti-rassistisch. Dass die rechte Sze-
ne selbst diese zumeist hybriden Kulturen als
‚nicht-deutsch‘ klassifiziert und Angehörige die-
ser Szenen oft Opfer brutaler rechter Gewalt
wurden und werden, hat die Antisympathie in
den letzten Jahren weiter verstärkt.

Nun führt aber der Boom dieser Szenen
dazu, dass sich ihnen vermehrt sogar Jugendli-
che anschließen, die zu jenen 30 bis 45 Prozent
der Deutschen gehören, die rassistisch denken.
Nirvana- und Landser-Fan zu sein ist für diese
kein Gegensatz mehr, HipHop mit rassistischen
Texten, gewalttätige Gothics und Nazi-Punks
sind randständige, aber dennoch existierende
Phänomene. Anders als an westdeutschen Gym-
nasien tradiert, steht in den neuen Bundeslän-
dern die politische Reflexion über die identi-
tätsstiftende Basis einer Szene beim Einstieg in
dieselbe nicht unbedingt im Vordergrund. Sie
entwickelt sich zumeist erst im Zuge des Hin-
einwachsens in die gewählte Szene, bei der Be-
schäftigung mit den Lyrics und Interviewstate-
ments der Szene-Bands oder in Face-to-Face-
Gesprächen und Internet-Chats mit anderen,
langjährigen Szeneangehörigen. Damit sind Ju-
gendkulturen heute, ob sie es mögen oder nicht,
zu Orten der politischen Bildung und Streitkul-
tur geworden. Es geht dabei nicht mehr um
‚links‘ oder ‚rechts‘ (Kategorien, mit denen die
Mehrzahl der Jugendlichen ohnehin nichts an-
fangen kann), sondern um die Frage: Wem ge-
hört die Jugendkultur? Auseinandersetzungen,
die die Skinheadszene schon seit zwanzig Jah-
ren führt, haben nun auch HipHop, Techno,
Punk, Gothic, Hardcore und viele andere Ju-
gendkulturen erreicht. Das Eindringen von
rechtsorientierten/xenophoben Jugendlichen in
die anderen – spannenderen – Jugendkulturen
sowie die Versuche der rechten Kameradschafts-

szene, sich kulturell zu modernisieren, haben
unfreiwillig eine neue Opposition geschaffen.
Es geht um Besitzstände, um zwischenmensch-
liche Umgangsformen und den Wunsch nach
gewaltfreien Events, nicht zuletzt um Grenzzie-
hungen.

Das bedeutet nicht ‚Entwarnung‘. Selbstver-
ständlich gibt es in allen Regionen Ostdeutsch-
lands weiterhin deutlich sichtbarer als im Wes-
ten sehr kleine, aber hochgradig aggressive und
aktive rechtsextreme Cliquen und ‚Kamerad-
schaften‘; die Zahl der Gewalt- und anderen
Straftaten bleibt konstant hoch oder steigt aktu-
ell sogar wieder leicht an; noch immer denken
mehr als ein Drittel der ostdeutschen Jugendli-
chen fremdenfeindlich bis offen rassistisch/an-
tisemitisch. HipHop-Fan zu sein und gleichzei-
tig ‚gegen Ausländer‘ ist kein Widerspruch mehr.
Doch die gleichzeitige Distanzierung von der
gewaltbereiten rechtsextremen Szene ist ein ers-
ter hoffnungsvoller Schritt, der auf kulturelle
Brüche in der Identität vieler dieser Jugendli-
chen verweist. Hier finden antirassistische Pro-
jekte Ansatzpunkte für ihr Engagement.

Dort, wo die Konkurrenz stark ist, wo eine
breite Vielfalt jugendlicher Subkulturen herrscht,
haben es Rechtsextreme erfahrungsgemäß
schwer, überhaupt erst die gewünschte Domi-
nanz über jugendliche Lebenswelten zu gewin-
nen. Die effektivste ‚Waffe‘ gegen rechte Sze-
nen ist offensichtlich nicht (nur) der ‚Kampf‘
gegen rechtsorientierte Jugendliche und ihre
kulturellen Ausdrucksformen, sondern die För-
derung bzw. Duldung der auf dem jugendlichen
Freizeit- und Identitätsmarkt mit den Rechten
um den Nachwuchs konkurrierenden anderen –
gewaltablehnenden, nicht-rassistischen, toleran-
ten – Kulturen, der Respekt für die Jugendli-
chen, die sich entschieden haben, sich gegen
Rechtsextremismus und Rassismus, auch in ih-
rem eigenen Freundes-, Mitschüler- und Be-
kanntenkreis, zu wehren. Diese gilt es in Zu-
kunft weiter zu bestärken und zu fördern. Denn
stabilisieren wird sich dieser Trend erst dann,
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wenn mehr Jugendliche auch den Mut finden,
ihre Haltung eindeutig zu artikulieren.

Klaus Farin ist Fachautor, Lektor, Dozent
und Leiter des Berliner ‚Archiv der Jugendkul-
turen e.V.’ (www.jugendkulturen.de;
www.culture-on-the-road.de). Kontakt: klaus.
farin@jugendkulturen.de.
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die beiden Netzwerke aus? Diese Untersuchung
ist der Versuch einer Antwort im Rahmen be-
wegungssoziologischer Theorien2.

Zur Erklärung des vorgefundenen Phänomens
wird auf Ansätze aus dem Bereich der Mobilisie-
rungsforschung zurückgegriffen, speziell auf das
von Snow, Benford et.al. in den 1980er Jahren
entworfene Framing-Konzept. Dieses Konzept
ist entwickelt worden, um die aktive Rolle von
Bewegungsakteuren bei der Konstruktion von
Deutungen untersuchen zu können. Framing-
Theorien fragen nach den Strategien sozialer
Akteure zur Durchsetzung ihrer jeweiligen Welt-
sicht in der Öffentlichkeit. Frames werden hier
verstanden als Deutungsmuster, die dabei helfen
sollen, Unterstützung für die Anliegen einer Be-
wegungsorganisation einzuwerben. Der Erfolg
einer Bewegung hängt im wesentlichen Maße
von ihrer Fähigkeit ab, solche Deutungsmuster
oder Frames strategisch klug zu entwickeln und
im öffentlichen Diskurs zu platzieren (Snow/
Benford 1986: 467). Framing-Aktivitäten stel-
len dynamische, interaktive und risikoreiche Pro-
zesse dar, die sich von den Bewegungsakteuren
nicht beliebig steuern lassen, sondern Einflüssen
und Zwängen unterworfen sind, die sowohl aus
dem Bewegungsinnern als auch aus der Bewe-
gungsumgebung kommen.

Vor diesem theoretischen Hintergrund kann
die Nachhaltigkeitsdiskussion der globalisie-
rungskritischen Netzwerke als Deutungsstrate-
gie interpretiert werden, die für die Akteure be-
stimmte Funktionen erfüllt. Die Ergebnisse die-
ser Untersuchung geben Aufschluss über kon-
krete Bedingungen und Faktoren, welche die
Konstruktion von Deutungsmustern durch eine
Bewegungsorganisation beeinflussen – in die-
sem Fall die Deutung des Nachhaltigkeitskon-
zeptes durch die globalisierungskritische Be-
wegung in Deutschland.

2 Ergebnisse und Erklärungsansätze
Die Untersuchung hat ergeben, dass es in bei-
den Netzwerken zu einer sehr unterschiedlichen

core, Reggae/Dancehall. Berlin: Archiv der Ju-
gendkulturen Verlag,.

FORSCHUNGSBERICHT
...................................................................................................................................

Nachhaltigkeit und
Globalisierungskritik

1 Fragestellung
Was haben Nachhaltigkeit und Globalisierungs-
kritik miteinander zu tun? Zwar bilden beide
Themen gesellschaftliche Diskurse von großer
Tragweite, jedoch werden sie in der Regel nicht
zueinander in Bezug gesetzt. Globalisierungs-
kritik wird gemeinhin mit der Kritik an den so-
zial-ökonomischen Auswirkungen der neolibe-
ralen Globalisierung in Verbindung gebracht,
Nachhaltigkeit dagegen eher mit ökologischen
Belangen assoziiert. Deshalb ist der Umstand,
dass in den zwei dominanten globalisierungsk-
ritischen Netzwerken Deutschlands1 – ATTAC
und BUKO – schon seit Jahren eine Diskussi-
on der Nachhaltigkeitsidee existiert, erstaunlich
und erklärungsbedürftig: Warum setzen sich
globalisierungskritische Bewegungen überhaupt
mit dem Nachhaltigkeitsdiskurs auseinander?
In welcher Art und Weise tun sie es? Was sagen
die Ergebnisse dieser Auseinandersetzung über
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Aufnahme des Nachhaltigkeitsdiskurses gekom-
men ist, und dass ebenfalls sehr unterschiedli-
che Schlussfolgerungen aus diesem Diskurs
gezogen worden sind. Um die Gründe für die
unterschiedliche Nachhaltigkeitsdiskussion bei
ATTAC und BUKO zu verstehen, müssen so-
wohl exogene, von außen wirksame Faktoren
als auch endogene, in der Bewegungsorganisa-
tion selbst liegende Faktoren betrachtet werden.
Der Erklärungsansatz stellt dem Außenfaktor
‚Zeitraum und politische Gelegenheitsstruktur‘3

den Innenfaktor ‚Bewegungsprofil‘ gegenüber.
Hierzu ein paar kurze Erläuterungen:

Zeitraum und politische Gelegenheitsstruk-
tur: Die Konstruktion eines Deutungsmusters
ist nicht nur von den konstruierenden Akteuren
sondern auch von der sich im Zeitverlauf än-
dernden politischen Gelegenheitsstruktur abhän-
gig. Politische Gelegenheiten sind nicht objek-
tiv vorhanden, sondern müssen von den Akteu-
ren erkannt und genutzt werden. Die politische
Gelegenheitsstruktur für das Thema Nachhal-
tigkeit, hat sich von den 1990er Jahren bis heu-
te verändert: Mitte der 1990er wurde das Kon-
zept der nachhaltigen Entwicklung intensiv in
der politischen Öffentlichkeit diskutiert, heute
dagegen ist die Rede von Nachhaltigkeit ein fes-
ter Bestandteil des rhetorischen Repertoires von
fast allen politischen Akteuren.

Bewegungsprofil: Jede Bewegungsorgani-
sation ist einzigartig und erst die Kenntnis ihrer
Besonderheiten ermöglicht ein tieferes Verständ-
nis ihrer Handlungsweisen. Zum Bewegungs-
profil zählen u.a. folgende Faktoren: Entste-
hungskontext des Netzwerkes, Mitglieder- und
Organisationsstruktur, sowie das jeweilige
Selbstverständnis als Organisation, aus dem
dann bestimmte Ziele und Forderungen abge-
leitet werden.

Nachhaltigkeit selbst ist kein einheitlich de-
finiertes Konzept, das nur eine bestimmte Inter-
pretationsmöglichkeit zulässt, sondern eine For-
mel, hinter der sich sehr verschiedene politi-
sche Ansätze verbergen können. Brand und Jo-

chum sind in ihrer Untersuchung des deutschen
Nachhaltigkeitsdiskurses zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass mittlerweile eine Sichtweise von
Nachhaltigkeit vorherrscht, die rhetorisch ein-
seitig auf die Vorteile dieser Idee für alle gesell-
schaftlichen Akteure abzielt, dabei jedoch mög-
liches Konfliktpotential zwischen ihnen ver-
schweigt (Brand/Jochum: 191). Beiden globa-
lisierungskritischen Netzwerken ist gemeinsam,
dass sie das Nachhaltigkeitskonzept vorrangig
im Zusammenhang mit einer weltweiten Ge-
rechtigkeitskrise des gesellschaftlichen und öko-
nomischen Systems thematisieren, die sich auch
in der ökologischen Dimension ausdrückt. Sie
greifen hierbei die Nachhaltigkeitsauffassung
der Studie ‚Nachhaltiges Deutschland‘ des Wup-
pertalinstitutes auf. Trotz dieser inhaltlich
zunächst ähnlichen Sichtweise auf das Nach-
haltigkeitskonzept ziehen ATTAC und BUKO
daraus sehr unterschiedliche ideelle und prakti-
sche Konsequenzen.

2.1 BUKO
Bei der BUKO findet sich eine klare Position
zum Nachhaltigkeitskonzept, es wird sogar ein
spezieller Nachhaltigkeitsframe entwickelt
(‚BUKO-Positionen zur Nachhaltigkeitskritik‘).
Im Ergebnis dieser Auseinandersetzung, die in
der Mitte der 1990er Jahre stattfand und mitt-
lerweile als abgeschlossen gelten kann, wird
das Nachhaltigkeitskonzept eindeutig abgelehnt.
Es wird als ein politisches Instrument bewertet,
das in erster Linie dem Erhalt des kapitalisti-
schen Systems diene. Eine wirkliche Lösung
der Umwelt- und sozialen Probleme dieser Welt
sei deshalb von ihm nicht zu erwarten, vielmehr
stehe es einer solchen im Wege. Im vorausge-
gangenen internen Diskussionsprozess war die
Möglichkeit einer kritischen Uminterpretation
des Nachhaltigkeitsbegriffes von den Akteuren
verworfen worden. Die eigene Diskursmacht
wurde als zu gering eingeschätzt, um sich ge-
gen die schon erfolgten Deutungen des Nach-
haltigkeitskonzeptes durchsetzen zu können.
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Aus diesem Grund wurde ein Nachhaltigkeits-
frame konstruiert, der nicht mit den im deut-
schen Nachhaltigkeitsdiskurs dominanten Deu-
tungsmustern um eine positive Besetzung des
Nachhaltigkeitskonzeptes konkurrieren, sondern
ihnen vielmehr radikal widersprechen sollte. Der
BUKO-Nachhaltigkeitsframe versuchte, die
öffentlich anerkannte und verbreitete Deutung
der Nachhaltigkeitsidee als ein fortschrittliches
und wünschenswertes politisches Programm,
das den Schlüssel zur Lösung von Umwelt-
und sozialen Problemen enthält, in Frage zu stel-
len und dasselbige vielmehr als Teil des eigent-
lichen Problems zu deuten. Aus dieser Perspek-
tive kann der BUKO-Nachhaltigkeitsframe nach
Snow und Benford als Frame-Transformation-
Prozess4 beschrieben werden.

Zeitraum und politische Gelegenheitsstruk-
tur: Die Nachhaltigkeitsdiskussion der BUKO
fand zur Hochzeit des deutschen Nachhaltig-
keitsdiskurses in der Mitte der 1990er Jahre
statt. Öffentlich positionierte sich die BUKO
insbesondere mit ihrer Kritik an der 1995 er-
schienen Studie ‚Zukunftsfähiges Deutschland‘
des Wuppertalinstituts. Indem das Nachhaltig-
keitskonzept aufgegriffen und kritisiert wurde,
war es der BUKO möglich, ihre systemkriti-
sche Botschaft der Öffentlichkeit bekannt zu
machen. Hinzu kommt, dass die BUKO als Teil
der Dritte-Welt-Bewegung Anfang der 1990er
Jahre in eine tiefe strukturelle Krise gestürzt
war. Eine Hinwendung zu neuen Themen wie
Nachhaltigkeit und Globalisierungskritik bot
sich als ideologischer Rettungsanker an.

Bewegungsprofil: Die BUKO wurde schon
1977 gegründet, die ideologische Grundlage
ihres politischen Handelns bildet seitdem die
radikale Kapitalismuskritik. Zur Zeit verkör-
pert die neoliberale Globalisierung die aktuelle
Form des kapitalistischen Prinzips. Innerhalb
der linken Bewegungen sieht sich die BUKO
als wichtiges linksradikales Korrektiv zu eher
‚reformerisch‘ eingestellten Netzwerken wie
ATTAC.

2.2ATTAC
Für ATTAC hat die Auswertung der Quellen
gezeigt, dass in den letzten vier Jahren Umwelt-
thematiken insgesamt deutlich an Gewicht ge-
wonnen haben, ohne bislang an die oberste Stelle
der Agenda gerückt zu sein. In diesem Rahmen
wird Nachhaltigkeit in verschiedenen Arbeits-
zusammenhängen thematisiert, insbesondere in
den Arbeitsgruppen ‚Ökologie und Globalisie-
rung’ und ‚Alternative Weltwirtschaftsordnung’.
Allerdings existiert keine ausgeprägte oder gar
systematische Auseinandersetzung mit der
Nachhaltigkeitsidee wie bei der BUKO, Nach-
haltigkeit ist nur eines der von ATTAC disku-
tierten Themen. Die sich damit beschäftigenden
ATTAC-Arbeitsgruppen befinden sich noch im
Prozess der Entscheidungsfindung bezüglich
einer Bewertung des Nachhaltigkeitskonzeptes,
es existieren sowohl zustimmende als auch skep-
tisch bis ablehnende Stimmen: Den einen er-
scheint es trotz seiner Ambivalenz noch immer
ein grundlegend kritisches Potential zu bergen,
das positiv für die von ATTAC angestrebten
Veränderungen benutzt werden könne. Andere
stehen dem Konzept skeptisch bis ablehnend
gegenüber, mitunter existieren hier sogar argu-
mentative Überschneidungen zum Nachhaltig-
keitsframe der BUKO. Dieser Umstand wird
aber keineswegs problematisch gesehen, son-
dern als Standpunktvielfalt positiv gedeutet.

Näher als eine explizite Auseinandersetzung
mit dem Nachhaltigkeitsthema scheint für AT-
TAC seit ca. zwei Jahren ein allgemeiner Brü-
ckenschlag zur Umweltbewegung zu liegen. Die
Aufnahme der Umweltproblematik in die Agenda
von ATTAC lässt sich nach Snow und Benford
als Frame-Bridging-Prozess5 beschreiben. Der
Basisframe von ATTAC wird dabei auf das
Umweltthema ausgedehnt: ‚Die Umwelt in der
Globalisierungsfalle‘ lautet das entsprechende
Deutungsmuster. Es versucht nachzuweisen,
welche negativen Auswirkungen die neolibera-
le Globalisierung auf den Zustand der Umwelt
hat, woraus die Schlussfolgerung gezogen wird,
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dass ‚Umweltschutz und Globalisierungskritik
zusammengehören‘ (Engelhardt/Steigenberger
2003). Daher wird für ein strategisches Bünd-
nis zwischen Umwelt- und globalisierungskri-
tischer Bewegung plädiert (Engelhardt/Steigen-
berger 2003; Giegold/Mittler 2005). Beide Netz-
werke könnten davon profitieren: Für ATTAC
erschließen sich das große Mitgliederreservoir
und die etablierten Lobbykontakte der deutschen
Umweltbewegung, wohingegen letzterer die
Dynamik ATTACs zugute kommen dürfte.6

Zeitraum und politische Gelegenheitsstruk-
tur: Heute stehen andere Themen als Nachhal-
tigkeit an oberer Stelle der öffentlichen Agenda,
Nachhaltigkeit ist mittlerweile zur etablierten Po-
litikleerformel geworden, an der sich kaum noch
größere Debatten entzünden. Deshalb wäre es
zur Zeit für ATTAC strategisch wenig sinnvoll,
Ressourcen in die Entwicklung eines speziellen
ATTAC-Nachhaltigkeitsframes zu investieren.
Die Integration des Nachhaltigkeitsthemas in
einen allgemeinen ATTAC-Umweltframe dage-
gen erscheint vielversprechender.

Bewegungsprofil: Das Themenspektrum
von ATTAC erstreckt sich mittlerweile auf die
‚gesamte Problematik der neoliberalen Globali-
sierung‘ (ATTAC-Erklärung). ATTAC verfolgt
eine Mischstrategie zwischen politischem Prag-
matismus und ‚kleinen’ konkreten Zielen auf
der einen Seite und politischen Utopien sehr
allgemeiner Art auf der anderen Seite. Die Ziel-
vorstellungen von ATTAC sind bewusst vage
gehalten, um den fragilen Konsens innerhalb
der Organisation zu wahren. Die Propagierung
einer bestimmten Auffassung von Nachhaltig-
keit und einer damit verbundenen gesellschaft-
lichen Ordnungsvorstellung erscheint auch un-
ter diesem Gesichtspunkt für die Organisation
wenig attraktiv. Ein weiterer wichtiger Erklä-
rungspunkt für die Unbestimmtheit der Nach-
haltigkeitsdiskussion bei ATTAC ist die ‚neo-
keynesianistische Schlagseite‘ des Netzwerkes.
Es überwiegen Auffassungen, welche die Pro-
blematik der Globalisierung primär durch die

ökonomische und soziale Brille betrachten, die
ökologische Dimension dabei jedoch ausblen-
den. In den ATTAC-Arbeitsgruppen ‚Ökologie
und Globalisierung‘ sowie ‚Alternative Welt-
wirtschaftsordnung‘ wird starke Kritik an der
Sichtweise geübt, die weltweiten Verteilungs-
probleme hauptsächlich durch ein Mehr an
Wachstum lösen zu wollen. Welches Gewicht
diese relativ neue Ökologieströmung innerhalb
des Netzwerkes noch erhalten wird, bleibt ab-
zuwarten. Es gibt allerdings Indizien dafür, dass
sie tendenziell an Stärke gewinnt.7

3 Zusammenfassung
Es existieren zwei globalisierungskritische Netz-
werke in Deutschland, die mit ein und demsel-
ben Konzept auf ganz verschiedene und mitunter
sogar konträre Weise umgehen. Die BUKO
entwickelt einen eigenständigen Nachhaltigkeits-
frame, mit dem sie versucht hat, sich im deut-
schen Nachhaltigkeitsdiskurs zu positionieren.
Sie tat dies, indem sie eine radikale Umdeutung
des Nachhaltigkeitskonzeptes (Frame-Transfor-
mation) vornahm. Im Gegensatz dazu entwi-
ckelte ATTAC bislang keinen speziellen Nach-
haltigkeitsframe, stattdessen wird das Umwelt-
thema ganz allgemein (mit Nachhaltigkeit als
einem von vielen Unterpunkten) in das globali-
sierungskritische Deutungsmuster einbezogen
(Frame-Bridging). Der Ansatz von Snow und
Benford, der auf die funktional-strategische
Bedeutung der Konstruktion von Deutungsmus-
tern für Bewegungsorganisationen abzielt, hat
sich als ein nützliches Instrument zur Interpre-
tation der Untersuchungsergebnisse erwiesen.
BUKO und ATTAC greifen das Nachhaltig-
keitsthema auf, weil es ihnen ‚etwas nützt‘, weil
es sich in der einen oder anderen Weise in ihren
allgemeinen Deutungsrahmen einfügen lässt.
Das Nachhaltigkeitsthema ist nicht per se und
an sich funktional für die globalisierungskriti-
sche Bewegung, aber es kann von den Akteu-
ren für bestimmte strategische Zwecke funktio-
nalisiert werden – oder eben auch nicht. Die
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unterschiedliche Behandlung des Themas durch
die beiden Netzwerke illustriert, dass die Inter-
pretation eines Themas durch einen Akteur
immer kontextabhängig erfolgt und auch nur in
diesen Kontexten verstanden werden kann: In
einem zeitlichen Kontext (politische Gelegen-
heitsstruktur) und im konkreten Bewegungs-
kontext (Bewegungsprofil), die beide wiederum
vor dem allgemeinen gesellschaftlichen Hinter-
grundkontext ablaufen. All diese Kontexte zu-
sammengenommen bestimmen die Funktiona-
lität eines Deutungsmusters für eine Bewe-
gungsorganisation, der es letzten Endes darum
geht, ihre Ansichten und Forderungen an-
schlussfähig an das politische System und an
die Öffentlichkeit zu gestalten.

Allerdings sei zuletzt noch ein leiser Zweifel
angemerkt, ob solche funktional-strategischen
Erklärungsansätze wirklich die empfundene
Realität der Akteure widerspiegeln. Bewegungs-
handeln – insbesondere auch auf der individu-
ellen Ebene – scheint mir niemals vollständig
zielgerichtet-rational angelegt. Vielmehr handeln
Akteure oft aus der tiefempfundenen Überzeu-
gung heraus, dass ihr Handeln eben in genau
dieser Weise ‚richtig‘ ist. Zwar kann mit dem
beschriebenen Theorieansatz die Eigenlogik der
Bewegung erfasst werden, nicht aber der Ei-
gensinn der Handlungen ihrer Akteure. Die Ei-
genlogik von Akteuren ist meines Erachtens eher
auf der kollektiven Ebene angesiedelt, sie kann
durch solche funktional-strategische Erklärungs-
ansätze erhellt werden. Eigensinn dagegen hat
vor allem mit dem individuellen Akteur und sei-
nen Handlungsmotiven zu tun. – Es darf nicht
vergessen werden, dass sich Bewegungen und
Bewegungsorganisationen letztlich aus Indivi-
duen zusammensetzen und genau dieser indivi-
duelle (Stör-)Faktor kommt im Blickfeld der
funktional-strategischen Ansätze nicht vor.

Dörthe Stanke hat Politik- und Kulturwis-
senschaften an der Universität Leipzig studiert.
Kontakt: doerthestanke@web.de

Anmerkungen
1Die globalisierungskritische Bewegung in

Deutschland wird zum Großteil durch die bei-
den Netzwerke ATTAC und BUKO repräsen-
tiert. Nach dem ‚Glossar globalisierungskriti-
scher Gruppen, Netzwerke, Institutionen und
Zeitschriften‘ von Buchholz und Karass sind
nur Greenpeace und Oxfam Deutschland als
größere Organisationen weder Mitglied bei
ATTAC noch bei der BUKO, was ein starkes
Indiz dafür ist, mit ATTAC und BUKO einen
wesentlichen Teil des globalisierungskritischen
Spektrums in Deutschland erfasst zu haben.
Weitere globalisierungskritische Netzwerke in
Deutschland waren der Autorin zum Zeitpunkt
der Untersuchung nicht bekannt.

2Die Untersuchung entstand im Rahmen der
Verfassung einer Magisterarbeit am Institut für
Politikwissenschaften der Universität Leipzig im
Zeitraum vom Juni bis Dezember 2003. Betreuer
dieser Arbeit waren Prof. Dr. Wolfgang Fach und
Dr. Jochen Roose. Der aktuelle Entwicklungs-
stand (November 2005) setzt die im Untersu-
chungszeitraum vorgefundenen Ergebnisse fort.

3Der Politische-Gelegenheits-Ansatz (poli-
tical opportunity structure) wendet sich den
Umweltbedingungen sozialer Bewegungen zu
und fragt danach, inwiefern diese Protest- und
Mobilisierungsvorhaben begünstigen oder hem-
men können (Hellmann: 23ff).

4Snow und Benford benutzen den Begriff
‚Frame-Alignment‘, um die strategische Aus-
richtung eines Deutungsmusters auf ein be-
stimmtes Ziel bzw. auf eine bestimmte Zielgruppe
hin zu beschreiben (Snow/Benford 1986: 464).
Sie machen vier verschiedene Frame-Alignment-
Prozesse aus: 1. Frame-Bridging, 2. Frame-
Amplification, 3. Frame-Extension, 4. Frame-
Transformation. Frame-Transformation ist der
am schwersten zu vollziehende Frame-Align-
ment-Prozess, da hierbei entweder alte Verständ-
nisse und Meinungen gegen andere ausgetauscht
oder ganz neu geschaffen werden sollen (ebd.
467ff).
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5Beim Prozess des Frame Bridging handelt
es sich um eine relativ einfache Kopplung zwi-
schen zwei oder mehr ideologisch anschlussfä-
higen, aber strukturell unverknüpften Frames
bezüglich eines bestimmten Themas oder Pro-
blems, um dadurch bisher unerreichtes Unter-
stützerpotential für das jeweilige Anliegen zu
mobilisieren. Frame-Bridging ist derjenige Fra-
me-Alignment-Prozess, der mit dem geringsten
organisatorischen und intellektuellen Aufwand
zu erreichen ist (Snow/Benford 1986: 467f).

6Hauptinitiatoren dieses anzustrebenden
Verknüpfungsprozesses sind auf der einen Sei-
te der BUND, der selbst Mitglied bei ATTAC
ist und die ATTAC-AG ‚Ökologie und Globali-
sierung‘ auf der anderen Seite, deren Aktivisten
zumeist mit dem BUND oder anderen Umwelt-
organisationen verbunden sind.

7So existiert seit 2003 eine Veranstaltungs-
reihe, die unter dem Namen McPlanet.com
(www.mcplanet.com) regionale und überregio-
nale Konferenzen zu den Zusammenhängen
zwischen Umwelt und Globalisierung organi-
siert. Auch hat in den letzten zwei Jahren die
Anzahl von ATTAC-internen Publikationen zu
diesem Thema zugenommen.
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TAGUNGSBERICHT
...................................................................................................................................

Die Globalisierung und ihre
Kritik(er)
Tagung der Deutschen Gesellschaft für
Soziologie, Sektion ‚Politische
Soziologie‘, am 20. und 21. Januar
2006 in Dortmund.

und kritisch schwankt und dass somit auch die
gesellschaftlichen und politischen Konsequen-
zen kontrovers diskutiert werden.

Eine der großen Kontroversen dreht sich um
die Frage der Konsequenzen der Globalisierung
für nationalstaatlich organisierte Gesellschaften.
Der Nationalstaat als Machtstaat, der innerhalb
eines fest umgrenzten Territoriums mit Hilfe ei-
nes Homogenisierungsgebotes nach innen Per-
sonen und Räume zu kontrollieren und damit
Ordnung zu schaffen vermag, gerate durch wirt-
schaftliche und räumliche Entgrenzungen, Mi-
gration und eine globalisierte Kriminalität immer
stärker unter Druck, so Jens Luedtke in seinem
Vortrag. Zwar sieht auch Luedtke in näherer
Zukunft keine Alternative und keinen wahr-
scheinlichen Ersatz für den Staat; allerdings
befinde sich der Staat in einem ‚innenpolitischen
Sicherheitsdilemma‘, in dessen Folge die staat-
lichen Organe – als Reaktion auf Kompetenz-
verluste in diversen Bereichen – die innere Si-
cherheit überbewerteten und nach und nach die
Freiheiten der Bürger einschränkten. In der Dis-
kussion wurde kritisch angemerkt, dass die un-
terschiedliche Verfasstheit der Nationalstaaten
in der Analyse beachtet werden müsse, und dass
Migration nicht nur bedrohliche Auswirkungen
für das Einwanderungsland aufweise, sondern
durchaus auch immer einen Nutzen für gesell-
schaftliche Entwicklungen gehabt habe.

Hubertus Niedermaier und Lutz Zündorf
wandten sich den theoretischen Debatten um
die Globalisierung zu. Niedermaier verwies auf
den Unterschied zwischen dem Alltagsverständ-
nis von Globalisierung, in welchem diese als
epochales Ereignis begriffen würde, und der
Wahrnehmung innerhalb der Soziologie, die
Globalisierung häufig als Weiterführung der
Moderne – und damit nicht als etwas grund-
sätzlich Neues – charakterisiere. Zwar sei mit
der Hinwendung zum Globalen auch in der
Soziologie eine neue Wahrnehmungskategorie
entstanden, aber diese bleibe immer noch stark
in nationalen Gesellschaften (bzw. in national

Nachdem die Globalisierung und ihre wirtschaft-
lichen, politischen oder kulturellen Ausprägun-
gen lange im Zentrum der sozialwissenschaftli-
chen Analyse standen, lässt sich seit einiger Zeit
beobachten, dass auch die Kritik und die Kriti-
ker der Globalisierung vermehrt auf das Inter-
esse der Wissenschaft stoßen.

In insgesamt 16 Vorträgen, gruppiert in vier
thematischen Blöcken, wurde die schwierige
Aufgabe geleistet, dieses Forschungsfeld zu
bearbeiten. Im ersten, einführenden Block wur-
de eine Annäherung an die historischen Ent-
wicklungslinien der Globalisierung und ihre
(wissenschaftliche) Beschreibung vollzogen.
Die Vorträge in den anderen drei Blöcken be-
fassten sich expliziter mit aktuellen Aspekten
der Kritik und der Kritiker: Von der Betrach-
tung der Globalisierung(seffekte) in wirtschaft-
lichen, politischen und gesellschaftlichen Kon-
texten und der Verortung der jeweiligen Kritik
über die Mesoebene struktureller Erschei-
nungs- und Organisationsformen der Gegen-
bewegung bis hin zur Mikroebene, auf der
globalisierungsbezogene Deutungs- und Hand-
lungsmuster einzelner Akteure herausgearbei-
tet wurden.

Schon in ihrer Einführung wiesen die Ver-
anstalter Ivonne Bemerburg und Arne Nieder-
bacher darauf hin, dass eine solche klare Tren-
nung der Analyseebenen nicht immer möglich
sei. Zurecht bemerkten sie, dass allein die Be-
griffsbildung im Globalisierungsdiskurs äußerst
vielschichtig und noch immer umstritten ist, dass
auch die Wahrnehmung und Bewertung der
Globalisierungseffekte zwischen euphorisch
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geprägter soziologischer Theoriebildung) kon-
textualisiert. Zündorf ergänzte dies in seinem
Vortrag um die politikwissenschaftliche Dimen-
sion und fragte nach dem Zusammenhang von
‚Globalisierung und Hegemonialzyklen‘. Er-
staunlich sei, dass Globalisierung hauptsäch-
lich als ‚Anglobalisierung‘ aufgefasst werden
müsse – also mit einer Vorrangstellung und Ver-
breitung der angloamerikanischen Werte- und
Weltvorstellungen. Gleichzeitig aber diagnosti-
zierten alle Hegemonialtheorien – Zündorf be-
zog sich dabei auf Wallerstein, Braudel und
Modelski – einen ‚decline‘ der amerikanischen
Machtstellung seit den 1970er Jahren sowohl
auf ökonomischem als auch auf wirtschaftli-
chem Gebiet, was zur Herausbildung multizen-
trischer Strukturen führe. Aus dem Plenum
wurde allerdings bezweifelt, dass die empiri-
sche Basis die Decline-These unterstütze; viel-
mehr seien die USA sowohl ökonomisch wie
auch militärisch unangefochten.

Politik- und Protestfelder
Die Vorträge im zweiten Block zeigten sich the-
matisch und in Bezug auf eine Kritik der Globa-
lisierung sehr heterogen. Michael Opielka setz-
te sich mit der Debatte über die Sozialpolitik in
der Globalisierung auseinander und arbeitete vier
verschiedene Positionen heraus, die jeweils mit
unterschiedlichen Sozialmodellvorstellungen
korrelierten: die Wohlfahrtsglobalisierer, die eine
umfassende soziale Sicherung im internationa-
len Maßstab anstrebten, Globalisierungsrevisi-
onisten, die eher konservativ orientiert seien und
kommunitaristisch-kleinteilige Lösungen bevor-
zugten, die Globalisierungsskeptiker, die sozi-
aldemokratisch orientiert etatistische Wohlfahrts-
politik forderten, und die Globalisierungstheo-
retiker, die liberal-ökonomistisch eingestellt sei-
en und auf den Markt als Wohlfahrtsgaranten
vertrauten. Achim Brosziewski referierte über
die Erfahrungen mit Monitoring-Berichten in
der Bildungspolitik und zeigte auf, dass es auch
hier zu einer Internationalisierung komme, da

inzwischen fast weltweit mit den gleichen Indi-
katoren gearbeitet werde. Allerdings sei deren
Operationalisierung immer im lokalen Kontext
zu betrachten; damit sei auch hier die Spannung
zwischen lokaler und globaler Ebene zu sehen.

Konkreteren Bezug auf die Kritik der Glo-
balisierung enthielten die Vorträge von Kai-Uwe
Hellmann und Oliver Nachtwey. Nachtwey ver-
suchte, einen Zusammenhang aufzuzeigen zwi-
schen der Krise der Sozialdemokratie und dem
Aufstieg von Attac. Hellmann verstand seinen
Vortrag als eine Aufforderung für weitergehen-
de Forschung; die kulturelle Dimension der
Globalisierungskritik müsse stärker in den Fo-
kus rücken, so sein Appell. Sinndeutungen
würden immer häufiger von Unternehmen vor-
genommen, die – mehr oder weniger unfreiwil-
lig – in die Leerstellen vormaliger sinnstiften-
der Organisationen wie der Kirche rückten. Es
gelte zu prüfen, wie weit eine solche Entwick-
lung schon vorangeschritten sei und welche
Formen des Widerstandes es dagegen gebe
(bspw. die no-logo-Kampagne). Ansätze zu ei-
ner solchen Forschung seien zwar vorhanden;
so würde dieses Phänomen im globalisierungs-
kritischen Diskurs mit Metaphern wie der ‚Ko-
lonialisierung der Lebenswelt‘, der ‚kulturellen
Hegemonie‘ oder der ‚Kulturindustrie‘ beschrie-
ben. Allerdings würden diese Begrifflichkeiten
aktuell lediglich als Schlagwörter gebraucht,
ohne die jeweilige theoretische Basis zu nutzen.
Hellmann seinerseits schlug den Rückgriff auf
das vierstufige Modell von Deutungsmustern
nach Karl Mannheim vor, mit dessen Hilfe man
eine Analyse der jetzigen Situation vornehmen
könne.

Forschungsschwerpunkt Attac?
Der dritte Block der Tagung begann mit einem
Vergleich von ‚Weltkultur und Globalisierungs-
kritik‘. Boris Holzer und Barbara Kuchler nä-
herten sich den Globalisierungskritikern aus
neoinstitutionalistischer Perspektive; sie wiesen
auf viele strukturelle Ähnlichkeiten zwischen
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der Globalisierungskritik und den von ihr kriti-
sierten Gegebenheiten hin. Die globalisierungs-
kritische Bewegung inszeniere sich als eine
Gegenbewegung zu vorherrschenden globalen
Prinzipien, verhalte sich aber in vielen ihrer
Handlungsweisen durchaus ähnlich.

Durch die folgenden Vorträge wurde deut-
lich, wie stark die organisierte Ebene der Glo-
balisierungskritik in der Wahrnehmung der Wis-
senschaft durch Attac besetzt ist. Alle drei Vor-
träge, die sich in diesem Block mit den struktu-
rellen Erscheinungen der Globalisierungskritik
beschäftigen, hatten diese Organisation als For-
schungsmittelpunkt. Johannes Angermüller
setzte sich in linguistisch-dekonstruktivistischer
Manier mit den Bedeutungen des Attac-Wahl-
spruches ‚Eine andere Welt ist möglich!‘
auseinander und zeigte die Vielschichtigkeit der
möglichen Sinnkonstruktionen auf. Malte Scho-
phaus beschäftigte sich mit dem Selbstverständ-
nis von Attac, während René John und Holger
Knothe in ihrem Vortrag die ‚Problemkonstruk-
tion‘ von Attac in den Vordergrund stellten.

In letzteren beiden Vorträgen zeigte sich, wie
wichtig die thematische Offenheit für den Er-
folg von Attac war und ist. Laut Schophaus
habe Attac in gewissen Grenzen reflexive Me-
chanismen institutionalisiert, die eine inhaltli-
che Offenheit gestatteten und damit die eigene
Identität in der Schwebe hielten – was einen
Zusammenhalt verschiedener Gruppen inner-
halb von Attac ermögliche und eine tiefgreifen-
de Identitätskrise verhindern könne. Auch John
und Knothe thematisierten die offenen Struktu-
ren von Attac, machten als ideologische Klam-
mer allerdings die Kritik an einer neoliberalen
Globalisierung aus. Innerhalb dieser Klammer
könnte eine potenziell unendliche Themenviel-
falt erhalten bleiben. Als problematisch sahen
sie eher an, dass Attac durch eine solche Identi-
tätsstiftung auf eine ‚Politik der kleinen Schrit-
te‘ festgelegt sei, sich dabei aber ‚überfordern-
den Hoffnungen‘ ausgesetzt sehe. In den fol-
genden Diskussionen wurde die Wichtigkeit

einer thematisch offenen Struktur nochmals be-
tont; Trutz von Trotha gab in der Diskussion
überdies zu bedenken, ob nicht die Frage einer
Identitätskrise eine rein akademische Debatte
sei, da für die Mitglieder von Attac häufig die
konkrete Aktion, das konkrete Handeln identi-
tätsstiftend sei – und nicht die Bedeutung einer
übergreifenden ideologischen Klammer.

Individuelle Deutungs- und
Protestmuster
Im letzten Themenblock wurde der Blick auf
die Mikroebene der Globalisierung und des Pro-
testes gerichtet. Christoph Maeder beschrieb
Handlungspraktiken eines großen Unterneh-
mens in der Schweiz und fragte, in welcher
Weise Globalisierung in einem solchen global
agierenden Konzern thematisiert werde. Seine
Forschungsergebnisse zeigen, dass die lokale
Umsetzung von Anweisungen der Konzernspit-
ze oftmals konfliktträchtig ist. Während das
Management häufig international besetzt sei und
sich tatsächlich flexibel, ohne lokale Bindung –
im wahrsten Sinne des Wortes global – definie-
re, seien die Mitarbeiter auf den unteren Ebenen
viel stärker lokal verbunden; häufig fühlten sie
sich von den Anforderungen überfordert.
Überdies träfen standardisiert durchgeführte
Evaluierungen der Arbeit je nach Region auf
starke Skepsis, und Maeder wies auf die unbe-
absichtigten Folgen solcher Personalbewertun-
gen hin, die durchaus an die Auswirkungen so-
zialistischer Planwirtschaft erinnern.

Peter Imbusch widmete sich ebenso der
Wahrnehmung von Globalisierungsprozessen
in der Wirtschaft. Er konnte zeigen, dass auch
Manager und Unternehmer zur Globalisierung
nicht ausschließlich positiv eingestellt seien.
Während Angehörige der großen Konzerne
hauptsächlich Freiheitsgewinne für den Einzel-
nen und für das Unternehmen erwarteten, gebe
es gerade von Seiten kleinerer Unternehmer
vereinzelt auch Kritik an der Globalisierung,
beispielsweise am Sozialstaatsabbau. Eine drit-
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te, größere Gruppe nehme die Globalisierung
eher als gegebenes, alternativloses Faktum hin.
Einig seien sich die Vertreter der Wirtschaft in
ihrem Unverständnis für die Globalisierungsk-
ritiker; diese würden die tatsächlichen Zusam-
menhänge nicht ausreichend kennen bzw. nicht
verstehen. Nur sehr selten, so Imbusch, werde
moderates Verständnis für die Anliegen der Kri-
tiker geäußert.

Fabian Virchow beschäftigte sich in seinem
Vortrag mit der Globalisierungskritik der extre-
men Rechten. Bei ihnen überwiege eine rechts-
extreme Lesart mit antikapitalistischer Prägung,
in der die Nation als Opfer der Globalisierung
dargestellt werde. Es sei auffällig, dass sich die
Rechtsextremen dabei häufig der Ikonographie
und der Slogans der linksorientierten Kritik be-
dienten, diese aber umdeuteten oder durch Be-
zug auf das ‚schuldhafte Handeln‘ des ‚Weltju-
dentums‘ ergänzten. Überdies bemerkte Vir-
chow, dass es bei globalisierungskritischen
Großveranstaltungen inzwischen durchaus eine
bedenkliche Tendenz gebe, rechte Gruppen zu
tolerieren, da diese ja ‚auch gegen die Globali-
sierung‘ seien.

Im Gegensatz zu ihren Vorrednern beschäf-
tigte sich Andrea Pabst nicht mit einer bestimm-
ten Akteursgruppe, sondern mit der Protestform
der ‚tute bianche‘. Diese Aktionsform wurde
bis einschließlich der Proteste gegen den G8-
Gipfel in Genua gebraucht. Mit der Nutzung
von weißen Overalls wollten die Protestieren-
den auf die Unsichtbarkeit der Exkludierten an-
spielen und diese Unsichtbarkeit zugleich –
durch massenhaft uniformiertes Auftreten – in
sichtbaren Protest wandeln. Pabst arbeitete die
verschiedenen Deutungsmuster und das Selbst-

verständnis der ‚tute bianche‘ heraus und kam
zu dem Schluss, dass es sich hier um eine hoch-
reflexive Protestform handelte, die die Körper-
lichkeit von Protest in vielerlei Hinsicht betone.

Durch die Tagung wurde die Vielschichtig-
keit des Globalisierungs(kritik)diskurses ein-
drucksvoll verdeutlicht. Viele Facetten wurden
aufgearbeitet, viele Bereiche aber auch nur ge-
streift. Bemerkenswert war die Konzentration
auf Attac, sobald es um die institutionalisierte
Form der Kritik ging; dies vor allem, da in der
Diskussion deutlich wurde, dass Attac letztlich
ein kontinentaleuropäisches Phänomen darstellt
und die Organisation im angelsächsischen Raum
keine Rolle spielt. Auch erstaunlich war, dass
sich keiner der Vorträge mit Globalisierungsk-
ritik im so genannten Süden auseinandersetzte
bzw. einen Vergleich der Inhalte nördlicher und
südlicher Kritik vornahm. Überhaupt schien die
inhaltliche Dimension der Kritik bislang kein
Forschungsschwerpunkt zu sein: Zwar wurde
auf die Unterschiedlichkeit und inhaltliche Of-
fenheit der Kritik hingewiesen, eine Analyse
und Bewertung der verschiedenen Kritik(er)-
positionen allerdings blieb aus. Dies wäre auch
eine Untersuchung wert.

Insgesamt wurde also durchaus Licht auf
einige aktuelle Felder der Globalisierung und
ihrer Kritik und ihrer Kritiker geworfen. Gleich-
zeitig aber zeigten sich bisherige Leerstellen im
Diskurs, die neue Fragen aufwerfen und somit
Anreiz zu weiterer Auseinandersetzung mit die-
sem großen und spannenden Themenkomplex
geben.

Jan Rohwerder, Aachen

Forschungsjournal NSB, Jg. 19, 1/2006



117

Call for Papers für die vier Arbeitsgruppen des Kongresses

‚Bürgergesellschaft – Wunsch und Wirklichkeit‘

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB), 19./20 Oktober 2006

Wenn heute in Deutschland von Bürgergesell-
schaft die Rede ist, dann verbindet sich damit
ein breites, mitunter sogar widersprüchliches
Spektrum von Befunden und Perspektiven. Die
Feststellung, dass Gesellschaft und Politik mehr
individuelle Eigenverantwortung brauchen, ist
hier ebenso eingeschlossen, wie die Aufwer-
tung von bürgerschaftlichen Initiativen, Stiftun-
gen und NGOs. Entsprechendes gilt für das
veränderte Zusammenspiel von Staat, Wirtschaft
und Gesellschaft: Mit Verweis auf ‚mehr Bür-
gergesellschaft‘ fordert man einerseits, den
Menschen mehr Spielräume zur Selbstorgani-
sation zu überlassen. Andererseits wird aber
auch die Frage gestellt, wie verhindert werden
kann, dass ‚mehr Bürgergesellschaft‘ schlicht
‚weniger Sozialstaat‘ bedeutet.
In der wissenschaftlichen Debatte haben diese
Themen deutlich an Bedeutung gewonnen – in
der Diskussion zur Zivilgesellschaft, zur Rolle
des ‚Dritten Sektors‘ sowie zur Relevanz ge-
meinnütziger Formen des Wirtschaftens.
Insbesondere in den Sozialwissenschaften wer-
den mit dem Konzept der Bürgergesellschaft
weitreichende Erwartungen einer Erneuerung von
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft verbunden.
Die reformpolitische Diskussion hingegen
schenkt den genannten Themen nach wie vor
wenig Beachtung; sie kümmert sich kaum um
eine nachhaltige Förderung bürgerschaftlichen
Engagements oder die Schaffung neuer Bewe-
gungsspielräume für demokratische Selbstorga-
nisation und sozialwirtschaftliche Innovation.
Noch immer liegen Welten zwischen Zukunfts-
vision und Alltagsrealität, zwischen konzeptio-
nellen Entwürfen und sozialwissenschaftlicher
Reflektion, zwischen der reformpolitischen
Agenda und den Handlungsbedingungen der
Initiativen und Organisationen vor Ort. Wenn

‚Wunsch‘ und ‚Wirklichkeit‘ so weit auseinander
klaffen, ist es Zeit für eine Bestandsaufnahme
und kritische Reflektion des ‚Gewünschten‘ und
‚Erreichbaren‘: Wie ist es um die Bürgergesell-
schaft in Deutschland bestellt? Sind die aktuell
diskutierten wissenschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Konzepte einer ‚aktiven Bür-
gergesellschaft‘ überhaupt tragfähig und realis-
tisch? Kann die Bürgergesellschaft das leisten,
was sie laut Politik und Wissenschaft leisten
soll? Oder aber: Dient ‚Bürgergesellschaft‘ nur
als billiger Jakob und Munition für Sonntagsre-
den?

Ziel des Kongresses ‚Bürgergesellschaft –
Wunsch und Wirklichkeit‘ ist es, diese Frage-
stellungen auf breiter Basis und in enger Koo-
peration zwischen Wissenschaft, Politik und
Praxis zu diskutieren. Der Kongress findet statt
am 19. und 20. Oktober 2006 in den Räumen
des Berliner Wissenschaftszentrums für Sozi-
alforschung. Veranstalter der Tagung sind das
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment, der Arbeitskreis Nonprofit-Organisatio-
nen, die Sektion Sozialpolitik in der DGS, die
‚Arbeitskreise Soziale Bewegungen‘ und ‚Ver-
bände‘ der DVPW, das Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung (WZB) und das For-
schungsjournal Neue Soziale Bewegungen.

Im Einzelnen geht es bei ‚Bürgergesellschaft –
Wunsch und Wirklichkeit‘ um:
• die Präsentation wissenschaftlicher Befun-

de, Konzepte und Kontroversen auf dem
aktuellen Diskussionsstand in den Sozial-
wissenschaften.

• Fragen der Anerkennung oder Abwertung
bürgergesellschaftlicher Belange in ausge-
wählten Politikfeldern und in Hinblick auf
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die Organisationsentwicklung bei maßgeb-
lichen Trägern und Verbänden

• das Aufzeigen von Perspektiven für die Eta-
blierung und Stärkung von Lehr- und For-
schungskompetenz im Hinblick auf die Ver-
tiefung von Bürgergesellschaft.

Hierzu wird ein Kongressformat gewählt, das
aus Foren und Arbeitsgruppen besteht. Die Fo-
ren vermitteln Zugänge zu ausgewählten aktu-
ellen reform- und engagementpolitischen De-
batten und Themen. Hier trifft Wissenschaft auf
Politik und Praxis. Die Arbeitsgruppen bieten
Raum für den fachwissenschaftlichen Diskurs.

VIER FOREN

Im Zentrum der Foren stehen aktuelle Fragen zu
Strukturen, Akteuren und Potentialen der Bür-
gergesellschaft sowie die diesbezügliche Rolle
der Reformpolitik. Es geht einerseits um Ent-
wicklungen in verschiedenen Politikfeldern und
andererseits um das Verhältnis von Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungspolitik zu bürgerschaftli-
chem Engagement und neuen Tätigkeitsformen.
Weitere Foren befassen sich mit der Frage nach
einer an den Potenzialen der Zivilgesellschaft
orientierten Organisationsentwicklung von Ver-
bänden und Sozialbetrieben sowie den Mög-
lichkeiten einer Stärkung von Ausbildung und
Forschung zu Bürgergesellschaft und Drittem
Sektor. Die Foren werden seitens der Veran-
stalter mit eingeladenen Experten und Expert-
innen besetzt. Hierbei sollen die Positionen aus
der Wissenschaft von Politikern und Praktikern
kritisch gegen den Strich gebürstet werden. Im
Einzelnen sind vorgesehen:

FORUM 1:
BÜRGERGESELLSCHAFT UND STAATLICHE POLITIK

Welchen Einfluss hat der Diskurs der Bürger-
gesellschaft auf die staatliche Politik und die
Bürger und ihre Organisationen selbst? Wie weit
herrscht ein Klima des resignierten Realismus
oder gar des Zynismus vor, in dem alle Beteili-

gungsappelle deplaziert wirken? Und passt dazu
nicht, dass Bürgergesellschaft, Dritter Sektor
und bürgerschaftliches Engagement als weiche
Themen betrachtet werden, die in der professio-
nellen Politik über eine Randstellung und legiti-
mative Funktion nicht hinauskommen? Oder
kann man hier auch andere Bewertungen gel-
tend machen? Die Debatte dazu soll auch Schlüs-
selthemen wie ‚aktivieren‘, ‚mehr Eigenverant-
wortung‘ oder das in der Regierungserklärung
der großen Koalition aufgebaute Bezugsfeld
zwischen ‚mehr Demokratie‘ und ‚Entbürokra-
tisierung‘ aufgreifen. Zudem sollen Folgerun-
gen für konkrete reformpolitische Programme
und Maßnahmen gezogen werden.
Koordination: Ansgar Klein

FORUM 2:
ENGAGEMENT IM ABSEITS?
BEFUNDE AUS VERSCHIEDENEN POLITIKFELDERN.
In konkreten Politikfeldern kann gewissermaßen
getestet werden, was Engagement gilt. Eine
Schlüsselstellung nimmt dabei die Öffnung von
Diensten, Einrichtungen und Programmen hin
zur Zivilgesellschaft, zum lokalen Umfeld und
den verschiedenen Formen bürgerschaftlichen
Engagements ein. An Hand von exemplarischen
Politikfeldern wie der lokalen Beschäftigungs-
förderung, der Politik im Pflegebereich, im
Schul- und Kulturbereich, soll erörtert werden,
inwieweit hier bürgergesellschaftliche Ressour-
cen und Belange tatsächlich einen neuen Stel-
lenwert bekommen haben. Besondere Aufmerk-
samkeit wird der Frage nach neuen Wechsel-
wirkungen und Spannungen zwischen Arbeit
und Engagement gelten – so wie sie etwa im
Kontext von ‚1-Euro-Jobs‘ zu beobachten sind.
Koordination: Adalbert Evers

FORUM 3:
BAUSTELLE ORGANISATIONSENTWICKLUNG:
BERICHTE AUS DEN VERBÄNDEN

Nicht nur in den Organisationen der Wohlfahrts-
verbände findet seit Jahren eine Reform der
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Organisationsstrukturen statt, bei der Fragen
managerieller Effizienz maßgeblich sind. Was
bedeutet das für ihre Rolle als bürgergesell-
schaftliche Akteure? Berücksichtigen die geläu-
figen Konzepte zur Organisationsentwicklung
die zivilgesellschaftliche Rolle von Verbänden
und Sozialorganisationen. Welche Alternativen
gibt es?
Koordination: Christiane Frantz und Ingo Bode

FORUM 4:
BÜRGERGESELLSCHAFT UND DRITTER SEKTOR:
WO BLEIBEN FORSCHUNGSFÖRDERUNG UND

AUSBILDUNGSANGEBOTE?
Im Bereich der Forschungsförderung gibt es
insbesondere bei den einschlägigen großen bun-
desdeutschen Institutionen und Stiftungen
bislang keine organisierten und kohärenten För-
derschwerpunkte, die Fragen von Drittem Sek-
tor und Bürgergesellschaft zum Thema machen.
Warum ist dies so? Und wie könnte dieser Zu-
stand überwunden werden? In der deutschen
Universitätslandschaft sind Ausbildungsange-
bote zum Dritten Sektor und der Zivilgesell-
schaft bisher nur insular und auf Basis indivi-
dueller lokaler Initiativen vertreten. Ist hier ein
Umdenken notwendig? Was könnte diese Defi-
zite verringern?
Koordination: Annette Zimmer

VIER ARBEITSGRUPPEN

Die Arbeitsgruppen werden jeweils durch ei-
nen Eingangsvortrag eingeleitet und ansonsten
mittels eines Call for Papers besetzt. Vorgese-
hen sind vier Arbeitsgruppen zu zentralen Fra-
gen der Zivilgesellschaftsdiskussion und der
Dritte-Sektor-Forschung.

Call for Papers

AG 1:SOZIALE BEWEGUNG UND BÜRGERSCHAFTLI-
CHES ENGAGEMENT: NEUE FORMEN, NEUER SINN?
Beim Stichwort bürgerschaftliches Engagement
denken viele an Nachbarschaftshilfe, karitative

und sozialpflegerische Leistungen, Mäzenaten-
tum und – neuerdings – Corporate Citizenship.
In diesem Verständnis ist bürgerschaftliches
Engagement eine Sache von ‚Gutmenschen‘.
Zum bürgerschaftlichen Engagement gehören
aber auch Formen der Kritik, des Protests, der
Widerständigkeit, sei es mit reaktionären oder
fortschrittlichen Zielsetzungen.
In der Arbeitsgruppe sollen mögliche Verschie-
bungen der Motive, Themen, Formen und öf-
fentlichen Resonanzen vor allem des protestbe-
reiten und widerständigen Engagements unter-
sucht werden. Exemplarische Fragestellungen
lauten: Ist das Engagement in sozialen Bewe-
gungen weiterhin attraktiv oder gewinnen viel-
mehr flexibilisierte Formen konventioneller In-
teressenvertretung oder einer klientelistischen
‚Kampagnenpolitik‘ an Boden? Erweitert sich
der Horizont des Engagements tatsächlich in
Richtung transnationaler bzw. räumlich weit
entfernter Probleme? Hat das Engagement Ju-
gendlicher in Protestgruppen und sozialen Be-
wegungen nachgelassen? Wird das Engagement
zunehmend auf seine massenmediale Resonanz-
fähigkeit hin kalkuliert?
Besonders erwünscht sind Längsschnittanaly-
sen, die Veränderungen über Zeit hinweg doku-
mentieren und erklären können, aber auch Ver-
gleiche von Problem- und Politikfeldern, in
welchen sich möglicherweise die Bedingungen,
Formen und Wirkungen des Engagements deut-
lich unterscheiden.
Aussagekräftige abstracts (Fragestellung, The-
sen, Befunde) im Umfang von 250 bis 500
Wörtern und eine kurze Biographie (so vorhan-
den, auch eine Publikationsliste) der Referen-
tIn(nen) werden bis zum 31.5.2006 erbeten an:
Roland Roth (roland.roth@hs-magdeburg.de)
Dieter Rucht (Rucht@wz-berlin.de)

AG 2: WIRTSCHAFTEN FÜR GUTE ZWECKE?
Dass alle Organisationen und Initiativen, die im
Dritten Sektor Dienste und Leistungen anbie-
ten, auch eine wirtschaftliche Dimension ha-
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ben, ist nicht neu. Fraglich ist aber, wie in theo-
retischen Konzepten von solchen Dritte-Sek-
tor-Organisationen diese wirtschaftliche Dimen-
sion analytisch gefasst wird. In der internatio-
nalen Debatte zur ‚social economy‘ wird vor
allem darauf abgehoben, dass es die spezifi-
schen institutionellen Verschränkungen mit ei-
ner Vielzahl von stakeholdern und Akteuren der
Zivilgesellschaft sind, die garantieren sollen,
dass die Zielrichtung des Wirtschaftens, aber
auch die Verwendung von Überschüssen sozial
und politisch eingebunden bleibt. Damit ent-
steht ein weiterer Fragenkreis auch für empiri-
sche Studien: welche Geltungskraft haben die
besonderen Ziele und Rahmengebungen sozial-
wirtschaftlicher Akteure – nicht nur bei Wohl-
fahrtsverbänden, sondern auch dort, wo diese
Organisationen besonders stark Märkten aus-
gesetzt sind und sich die Grenzen zwischen
Markt, Staat und Drittem Sektor verwischen?
Welche zivilgesellschaftlichen Wirkungen las-
sen sich durch bürgerschaftliche Verantwortung
von Unternehmen aufweisen und haben diese
ggf. Rückwirkungen auf die Unternehmen?
Vor dem Hintergrund dieser Skizze des in der
AG 2 zu verhandelnden Problembereichs wird
die Frage nach analytischen Konzepten zur Er-
fassung der wirtschaftlichen Dimension von
Dritte-Sektor-Organisationen einen ersten The-
menbereich bilden. In einem zweiten Themen-
bereich wird man sich der Entwicklung solcher
Organisationen zuwenden, die – z.B. als ‚neue
Genossenschaften‘ – explizit mit reformwirt-
schaftlichen Konzepten und Ansprüchen auf-
treten. In einem dritten Bereich soll schließlich
ein spezifischer Ausschnitt der Debatte zur Cor-
porate Citizenship aufgegriffen werden. Hier
interessieren Befunde zur Wahrnehmung bür-
gerschaftlicher Verantwortung speziell bei je-
nen kleineren Betrieben und Unternehmen, die
der lokalen und regionalen Ökonomie verbun-
den sind.
Aussagekräftige abstracts (Fragestellung, The-
sen, Befunde) im Umfang von 250 bis 500

Wörtern und eine kurze Biographie (so vorhan-
den, auch eine Publikationsliste) der Referent-
innen/Referenten werden bis zum 31.5.2006
erbeten an:
Adalbert Evers (Adalbert.Evers@uni-
giessen.de)
Stefan Nährlich (Stefan.Naehrlich@aktive-
buergerschaft.de)

AG 3: GOVERNANCE IM WANDEL:
WENIGER STAAT, MEHR ZIVILGESELLSCHAFT?
Ein häufig verkanntes Charakteristikum entwi-
ckelter Wohlfahrtsstaaten besteht darin, dass
diese – und zwar seit ihren Anfängen – in vie-
lerlei Hinsicht mit gemeinnützigen bzw. bürger-
schaftlichen Initiativen und Organisationen ver-
schränkt sind. Gewandelt hat sich im Zeitver-
lauf die Form dieser Verschränkung bzw. die
Art und Weise, wie das Zusammenspiel zwi-
schen Staat und organisierter Zivilgesellschaft
gesteuert wird. Unter dem Stichwort ‚gover-
nance‘ ist die Arbeitsteilung im Wohlfahrtsstaat
zuletzt verstärkt zum Gegenstand wissenschaft-
licher Debatten geworden. Insbesondere wird
diskutiert, wie sich diese Arbeitsteilung entwi-
ckelt und entwickeln soll, wie staatliche Akteu-
re mit nicht-staatlichen Kooperationspartnern
umgehen, und welche Probleme entstehen, wenn
auf neue Steuerungsroutinen umgestellt wird –
z.B. Kontrakt-Management und wettbewerbli-
ches Benchmarking, aber auch Maßnahmen zur
‚Aktivierung‘ von Bürgern und Initiativen, die
Aufgaben der Wohlfahrtsproduktion überneh-
men.
In der Arbeitsgruppe geht es um Dynamiken,
Konzepte und Probleme der Beteiligung von
Akteuren des Dritten Sektors am Wohlfahrts-
mix sowie um die Veränderung entsprechender
Steuerungsprozesse und ihre Konsequenzen.
Eine wichtige Frage wird sein, inwiefern es im
Wohlfahrtsmix Entstaatlichung bei gleichzeiti-
ger Aufwertung nicht-staatlicher Akteure gibt,
und ob die vielerorts gepflegte ‚Aktivierungs-
rhetorik‘ tatsächlich mit einer gewandelten Rol-
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le bürgerschaftlicher bzw. zivilgesellschaftlich
verankerter Initiativen einhergeht. Erwünscht
sind Vortragsvorschläge, die diese Frage sowie
damit zusammenhängende Problemstellungen
mit Blick auf die deutschen Verhältnisse behan-
deln, wobei empirische und theoretische Beiträ-
ge gleichermaßen begrüßt werden.
Abstracts im Umfang von 250 bis 500 Wörtern
und eine kurze Vorstellung der ReferentIn(nen)
werden bis zum 31.5.2006 erbeten an:
Ingo Bode (bode@uni-duisburg.de)

AG 4: ‚MÄNNLICHE‘ BÜRGERGESELLSCHAFT?
Für den Bereich Bürgergesellschaft bzw. Drit-
ter Sektor liegen für die Bundesrepublik
Deutschland bisher kaum theoretische Überle-
gungen oder empirische Studien vor, die Ge-
schlecht systematisch thematisieren. Diese Lü-
cke soll gefüllt werden, indem in dieser Arbeits-
gruppe Themen behandelt werden wie:
• Genderdemokratie und Gendergerechtigkeit

in der Bürgergesellschaft,
• Der Dritte Sektor im Kontext vergeschlecht-

lichter Arbeitsteilung,
• Arbeitsteilung und Arbeitsbedingungen in-

nerhalb von Drittsektor-Organisationen,
• Genderfragen in der Organisationsentwick-

lung
• Gender Mainstreaming in Nonprofit-Orga-

nisationen,
• Ehrenamt/Freiwilligenarbeit/bürgerschaftli-

ches Engagement versus professionelle Ar-
beit?

• Forschung zu Gender und Drittem Sektor.

Zwei Ebenen sind zu unterscheiden: Zum ei-
nen ist zu fragen, wie sich die Entwürfe von
Bürgergesellschaft bzw. Drittem Sektor in die
Theorie und Praxis der Arbeits- bzw. Tätig-
keitsgesellschaft einfügen und inwieweit da-

mit auch deren geschlechterpolitische Impli-
kationen re-produziert werden. Zum anderen
sind aus der Binnenperspektive der Bürger-
gesellschaft und ihrer Organisationen Fragen
danach zu stellen, wem warum welche Fähig-
keiten, Rollen und Funktionen in der ‚Bür-
gergesellschaft‘ zugetraut oder auch zuge-
schrieben werden. Was übernehmen Frauen,
was Männer in der ‚Bürgergesellschaft‘ und
warum? Welche gesellschaftlichen Strukturen
werden damit zementiert oder auch aufge-
weicht? Welche Ansätze von Gender-Be-
wusstsein existieren in Drittsektororganisati-
onen, z.B. in der sozialen Arbeit? Wie sieht es
in den Organisationen des Dritten Sektors/
der Bürgergesellschaft selbst aus? Wie in der
Ausbildung? Wie in der Forschung über die-
se Organisationen?
Abstracts im Umfang von 250 bis 500 sowie
eine kurze Vorstellung der/des ReferentInnen
werden bis zum 31.5.2006 erbeten an:
Chris Lange (chrislange@snafu.de)

DAS VERANSTALTER- UND ORGANISATIONSTEAM:
Ingo Bode
(Arbeitskreis Non-Profit-Organisationen);
Adalbert Evers
(Sektion Sozialpolitik in der DGS);
Christiane Frantz
(Arbeitskreis Verbände der DVPW);
Ansgar Klein
(Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment, Forschungsjournal Neue Soziale Bewe-
gungen)
Dieter Rucht
(Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung und Arbeitskreis Soziale Bewegungen
der DVPW)
Annette Zimmer
(Arbeitskreis Verbände der DVPW).
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music in movement
Wie klingt Protest? Diese Frage brachte eine
Gruppe Jugendlicher und junger Erwachsener
dazu, sich mit globalisierungskritischer Musik
auseinanderzusetzen. Aus dem Projekt ‚music
in movement‘ ist eine CD entstanden, die Songs
globalisierungskritischer Bands aus Lateiname-
rika zusammenträgt. Latin Ska, Cumbia, Reg-
gae, HipHop, Salsamuffin sind einige der Stil-
richtungen, die auf der CD ‚MESTIZO MU-
SIC‘ versammelt sind. Unterstützt wurde die-
ses Projekt von Articulation e.V., über deren
Homepage die CD für 15 Euro zu erstehen ist.
Kontakt: www.articulation.name.

Praxisleitfaden neu aufgelegt
Die Stiftung Mitarbeit hat die „Arbeitshilfe
Bürgerbegehren und Bürgerbescheid“ (ISBN
3-928053-74-4) neu aufgelegt. Sie soll Interes-
sierten als Hilfe zur Nutzung dieser Instrumen-
te dienen. Gegen eine Gebühr von 5 Euro (zzgl.
Versandkosten) ist der Leitfaden zu beziehen
über die Stiftung Mitarbeit, Bornheimer Straße
3, 53111 Bonn, Tel.: (0228) 604 24-0, Fax -22,
eMail: info@mitarbeit.de.

Umwelt in der Schule
Laut einer Umfrage des Emnid-Instituts, die im
Auftrag von Greenpeace erstellt wurde, wün-
schen sich fast zwei Drittel der Deutschen Schü-
lerinnen und Schüler mehr Umweltthemen im
Unterricht. Doch nicht nur die „trockene Theo-
rie“ wird gefordert: Mehr als die Hälfte der
Befragten würden gerne in Projekten Solar-
oder Windkraftanlagen selber bauen, und knapp
zehn Prozent sehen im Umweltsektor sogar eine
spätere Berufsperspektive. Die Ergebnisse der
Umfrage sowie weitergehende Informationen
zum Thema Schule und Umwelt sind zu finden
in Heft 6/05 des Greenpeace-Magazins.
Nähere Informationen und Bestellung unter
http://www.greenpeace-magazin.de/magazin/
inhalt.php?id=75.

Deutscher Studienpreis
Die in Hamburg ansässige Körber-Stiftung hat
die siebte Ausschreibung für den Deutschen
Studienpreis gestartet. Unter dem Titel „Mittel-
punkt Mensch? Leitbilder, Modelle und Ideen
für die Vereinbarkeit von Arbeit und Leben“
werden junge Wissenschaftler und Studierende
aufgefordert, gängige Analysen zur Zukunft der
Arbeit zu hinterfragen. Mit eigenen Positionen
und Empfehlungen zu Fragen um prekäre Ar-
beitsverhältnisse, der ‚Generation Praktikum‘,
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder
der Verbindung von demografischem Wandel
und Arbeitsmarkt soll das Verhältnis von Ar-
beit, Mensch und Markt neu vermessen wer-
den. Der Wettbewerb, bei dem Preise im Ge-
samtwert von bis zu 100.000 Euro ausgelobt
werden, richtet sich an Studierende, Lehrende
und Forschende bis 30 Jahre.
Weitere Informationen und Kontakt: www.
studienpreis.de, dsp@koerber-stiftung.de, Tel.:
(040) 808 192-143.

Wirklichkeit der Entwicklungshilfe
Die Hilfsorganisationen terre des hommes und
Deutsche Welthungerhilfe haben ihren 13. Be-
richt zur Wirklichkeit der Entwicklungshilfe
veröffentlicht. Darin blicken sie kritisch auf die
Entwicklungshilfe der Bundesregierung und
ziehen auch für die Soforthilfe nach der Tsuna-
mi-Katastrophe in Südostasien vor einem Jahr
eine gemischte Bilanz. Der vollständige Bericht
kann unter www.tdh.de oder www.
welthungerhilfe.de herunter geladen werden.

Aktionstage politische Bildung
Vom 5.-23. Mai finden dieses Jahr zum zweiten
Mal nach 2005 die ‚Aktionstage politische Bil-
dung‘ statt. Unter der Schirmherrschaft der Bun-
deszentrale für politische Bildung und der Lan-
deszentralen für politische Bildung sollen Ver-
anstaltungen, Vorträge, Seminare gebündelt
werden. Ziel ist es, einer breiten Öffentlichkeit
die Vielfalt der Akteure und der Angebote der
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politischen Bildung zu präsentieren. Weitere
Informationen lassen sich auf der Homepage
der Bundeszentrale finden (www.bpb.de).
Kontakt: Jutta Spoden, Tel.: (01888) 515-287,
eMail: spoden@bpb.de.

Wissensressource für Umweltthemen
Die Fachbibliothek Umwelt des Umweltbun-
desamtes ist mit ca. 300.000 Büchern, fast 1.000
Zeitschriften und weiteren Informationsmedien
die größte Umweltbibliothek der deutschspra-
chigen Welt. An drei der insgesamt vier Stand-
orte der Bibliothek (Dessau, Berlin und Bad
Elster) sind die Werke öffentlich zugänglich und
ausleihbar.
Weitere Informationen: www.
umweltbundesamt.de/uba-info/d-fabib.htm.

Windparks werden akzeptiert
Windparks in der deutschen Nordseeküstenre-
gion werden von Anwohnern und Touristen im
Durchschnitt nicht als störend und sogar cha-
rakteristisch für die Küstenregion empfunden.
Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie der
Hochschule Bremerhaven, in der Bewohner und
Besucher von elf betroffenen Gemeinden be-
fragt wurden. Zwar sprach sich ein Großteil der
Befragten für Windparks auf See als zukünftige
Alternative zu Anlagen an Land aus; insgesamt
aber war die Haltung der Befragten zu den be-
stehenden Windparks überraschend positiv.
Auch konnten keine negativen Auswirkungen
der Windparks auf den Tourismus in der Regi-
on nachgewiesen werden.
Die gesamte Studie kann kostenlos von der
Homepage des Studiengangs Cruise Industry
Management der Hochschule Bremerhaven
herunter geladen werden: www.cim.hs-
bremerhaven.de. Ansprechpartner ist Prof. Dr.
Michael Vogel, eMail: mvogel@hs-
bremerhaven.de.

Immer mehr Bio…
Bio-Produkte werden auch von Großküchen und
in der Gastronomie stärker nachgefragt. Immer
mehr Küchen lassen sich den Einsatz von Bio-
Produkten zertifizieren. Zur Zeit besitzen in
Deutschland ca. 750 Küchen ein Bio-Zertifikat,
was eine Steigerung von 66 Prozent gegenüber
2004 bedeutet.
Weitere Informationen unter: www.oegs.de,
www.1000biokuechen.de.

Partizipation und Erziehung I
Wie eine Studie von Wissenschaftlern der FH
Münster belegt, sollte schon in der Erziehung
Wert auf Partizipation und Mitarbeit gelegt wer-
den. Die Begleitung und Evaluation des Mo-
dellprojektes in vier Jugendhilfeeinrichtungen
habe gezeigt, dass Partizipation von Kindern
und Jugendlichen auf Dauer nur dann gelingt,
wenn eine entsprechende Kultur in den sie um-
gebenden sozialen Einrichtungen verankert ist.
Dazu beitragen können beispielsweise ein Be-
schwerdemanagement oder auch Gremien zur
Selbstbestimmung.
Kontakt: Martina Kriener, FH Münster, FB 10,
Hüfferstr. 27, 48149 MÜnster, Tel.: (0251) 83-
65815.

Partizipation und Erziehung II
Wie sich Beteiligungserfahrungen im Kindes-
und Jugendalter auf das Engagement als Er-
wachsene auswirken, versucht eine Untersu-
chung des Deutschen Kinderhilfswerkes zu klä-
ren. Ein im Internet zugänglicher Fragebogen
versucht zu klären, unter welchen Vorausset-
zungen sich Menschen im Erwachsenenleben
gesellschaftlich, politisch oder sozial engagie-
ren. Die Teilnahme an der Umfrage steht allen
Interessierten offen. Der Fragebogen kann
herunter geladen werden unter www.
mitwirkung.net/cps/rde/xbcr/SID-0A000F0A-
59D1C9FC/mitwirkung/fragebogen_web.pdf.
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Preis für schlimmstes Lobbying
Die industrienahe ‚Campaign for Creativity‘
(C4C) ist in Brüssel mit dem ,Worst EU Lob-
bying‘ Award 2005 „ausgezeichnet” worden.
Der von Corporate Europe Observatory in Ver-
bindung mit LobbyControl, Spinwatch und Fri-
ends of the Earth Europe vergebene Preis möchte
auf die immer stärker grassierende Verschleie-
rung korporativer Interessen hinweisen. Die
‚Campaign for Creativity‘ habe sich besonders
in diesem Sinne hervorgetan: Getarnt als grass-
roots-Organisation, die die Interessen einzelner
Künstler, Musiker, Designer oder Softwareent-
wickler vertrete, werbe sie für strengere Soft-
ware-Patentrechte. Damit setze sie sich tatsäch-
lich für die Interessen großer Konzerne wie SAP
oder Microsoft ein.
Mehr zum Thema Lobbying in der EU unter
www.eulobbyaward.org.

Europäische Presseschau
Seit Dezember letzten Jahres gibt die Bundes-
zentrale für politische Bildung eine europäische
Presseschau heraus, die als täglich erscheinen-
der Newsletter abonniert werden kann. Das Ziel
dieses Newsletters ist es, europäische Debatten
zu gesellschaftspolitischen Themen nachzu-
zeichnen und einer breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen. Dafür werden täglich Print-
medien aus 26 europäischen Staaten ausgewer-
tet und relevante Meldungen als kommentierte
Linkliste zusammengestellt.
Anmeldung unter: www.eurotopics.net.

Studie zu verdeckter Armut
In Deutschland leben mindestens 1,8 Millionen
bedürftige Menschen ohne staatliche Unterstüt-
zung – zusätzlich zu den 2,8 Millionen Men-
schen, die staatliche Hilfe zu ihrem Lebensun-
terhalt erhalten. Damit erreicht die verdeckte
Armut in Deutschland ähnliche Dimensionen
wie die statistisch erfasste und bekämpfte Ar-
mut; besonders betroffen sind allein stehende
Frauen über 60 Jahre. Zu diesem Ergebnis

kommt eine von der Hans-Böckler-Stiftung ge-
förderte Studie der Frankfurter Wissenschaftler
Richard Hauser und Irene Becker.
Als Gründe für verdeckte Armut nennen die
Autoren zum einen die Furcht vor Stigmatisie-
rung bei einer Inanspruchnahme staatlicher Leis-
tungen. Zum anderen sei es aber häufig auch
Unwissenheit, die einen Antrag auf zustehende
Leistungen verhindere. Gerade Menschen, die
einer Arbeit nachgingen und dennoch unterhalb
des gesetzlich festgelegten Existenzminimums
verblieben – so genannte ‚working poor‘ –,
wüssten oftmals nicht, dass ihnen staatliche Hilfe
zustehe.
Weitere Informationen und Grafik zum Down-
load sind erhältlich im Böckler-Impuls 1/2006,
abrufbar unter www.boecklerimpuls.de. Kon-
takt: Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, Lei-
ter der Pressestelle. Tel.: (0211) 7778-150,
eMail: rainer-jung@boeckler.de.

Gerechtigkeit spielend erlernen
Der Amerikaner William A. Gamson hat ein
Lern-Rollenspiel entwickelt, das den Teilneh-
mern die Strukturen der globalen Ökonomie und
die Funktionsweisen und Interdependenzen der
Globalisierung nahe bringen soll. Im ‚Global
Justice Game‘ können sieben verschiedene Va-
rianten durchgespielt werden, wobei jeweils fik-
tive makro- und mikroökonomische Szenarien
als Grundlage genommen werden. Zwischen
20 und 100 Teilnehmer werden in unterschied-
liche Gruppen von „Betroffenen“ aufgeteilt –
beispielsweise Firmenrepräsentanten, zivilge-
sellschaftliche Akteure, Vertreter von Medien –
und müssen Strategien entwerfen, um ihre Inte-
ressen innerhalb des Szenarios effektiv zu ver-
treten und durchzusetzen. Nach Abschluss der
ca. 3-4 Stunden dauernden Spielrunden soll in
Gruppendiskussionen der Verlauf des Spiels
und mögliche Erfolge/Misserfolge bewertet
werden – und auch auf alternative Handlungs-
strategien hingewiesen werden. Erhältlich ist das
Spiel zur Zeit nur auf Englisch.
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Kontakt: gamson@bc.edu, http://www.
globaljusticegame.mrap.info/.

Atomkraftausstieg ade?
Die Diskussionen um einen Ausstieg vom Aus-
stieg aus der Atomenergie reißen nicht ab. Zwar
sieht der Koalitionsvertrag der rot-schwarzen
Bundesregierung keine Verlängerung der unter
der Vorgängerregierung festgelegten Restlauf-
zeiten für Atomkraftwerke vor. Doch hat die
Stromindustrie neue Kampagnen ‚pro Atom‘
angekündigt und will den Atomkonsens bei-
spielsweise durch die Verlagerung von Rest-
laufzeiten auf ältere Atommeiler unterwandern.
Gegen diese Praxis und gegen eine mögliche
Rückkehr zur Atomkraft kann jetzt online pro-
testiert werden. Auf der Homepage von .ausge-
strahlt, einer gemeinsamen Initiative von BUND,
campact und x-tausendmal quer, kann die .aus-
gestrahlt-Erklärung digital unterzeichnet wer-
den, die den Beibehalt des Atomausstieges for-
dert. Die Erklärung und weitere Informationen
rund um den Atomkraftausstieg können einge-
sehen werden unter www.ausgestrahlt.de.

Menschenrecht erneuerbare Energie
Die Weltversammlung Erneuerbare Energien
2005 und das 3. Weltforum für Erneuerbare
Energien, die Ende letzten Jahres in Bonn ge-
tagt haben, haben in ihrer Abschlusserklärung
das Menschenrecht auf erneuerbare Energien
bekräftigt. Die nahende Erschöpfung konventi-
oneller Energiequellen und die unabsehbaren
Klima- und Umweltfolgen machten eine Hin-
wendung zu erneuerbaren Energien unumgäng-
lich. Dafür sprächen sowohl ökonomische, öko-
logische als auch friedenspolitische Gründe. Die
Erklärung sowie weitere Informationen zur
Weltversammlung Erneuerbare Energien finden
sich unter www.world-council-for-renewable-
energy.org/de/index_de.html.

Protest gegen Nazis strafbar?
Durchgestrichene Hakenkreuze oder eine Fi-
gur, die ein Hakenkreuz in den Mülleimer wirft
– alltägliche Beispiele von Zeichen, die als offe-
ner Protest gegen Rechts getragen werden. Im
November letzten Jahres allerdings verurteilte
das Amtsgericht Tübingen einen Studenten er-
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stinstanzlich zu einer Geldstrafe, weil er wäh-
rend einer Demonstration einen Button mit ei-
nem durchgestrichenen Hakenkreuz trug.
Schließlich handele es sich bei dem Hakenkreuz
um ein verfassungswidriges Symbol, welches
nicht frei getragen werden dürfe. Der Kontext
der Verwendung des Symbols und die eindeuti-
ge Ablehnung desselben auf besagtem Button
spielten keine Rolle, denn schließlich sei, so
das Gericht, dies nicht auf den ersten Blick er-
kennbar. Zwar wurde das Urteil inzwischen
aufgehoben, doch stellt es keinen Einzelfall dar:
Die Staatsanwaltschaft Stuttgart beschlagnahmte
bei einem Versandgeschäft tausende T-Shirts,
Anstecker und Aufnäher sowie die dazugehöri-
gen Kataloge, auf denen Hakenkreuze durchge-
strichen oder zerbrochen dargestellt sind.
Inzwischen beschäftigen diese Fälle auch den
Bundestag: Auf eine kleine Anfrage der Grü-
nen, ob diese Fälle nicht eine rechtliche Klar-
stellung für die Verwendung solcher Symbole
nötig machten, antwortete die Bundesregierung,
dies müssten die unabhängigen Gerichte leis-
ten. Dass ein solcher Protest mit durchgestri-
chenen Hakenkreuzen eigentlich möglich ist,
bestätigt das Bundesverfassungsgericht: Eine
Verwendung sei dann erlaubt, wenn „eine Wir-
kung auf Dritte in einer dem Symbolgehalt des
Kennzeichens entsprechenden Richtung von
vornherein ausgeschlossen ist“. Dass ein roter
Balken, der das Hakenkreuz durchkreuzt, eine
solche Wirkung ausschließt, dürfte deutlich sein
– schließlich fühlt sich bei einem Rauchverbots-
schild auch keiner dazu ermuntert, eine Zigaret-
te anzuzünden.

HRW-Weltbericht 2006
Human Rights Watch hat seinen Weltbericht
2006 veröffentlicht. In dem über 500 Seiten lan-
ge Dokument weist die Organisation auf zahl-
reiche Menschenrechtsverletzungen mit
besonders schweren Fällen u.a. in Usbekistan,
Sudan und China hin. Darüber hinaus werden
die USA wegen des Gefangenenlagers in Gu-
antanamo und wegen der „bewussten politischen
Entscheidung“ zur Verwendung von Folter und
Misshandlung im ‚Globalen Krieg gegen den
Terror‘ scharf kritisiert.
Der Weltbericht von 2006 enthält Umfrageda-
ten zur Menschenrechtsentwicklung im Jahr
2005 in mehr als 70 Ländern. Zusätzlich zu dem
einleitenden Artikel über Folter enthält der Be-
richt zwei weitere Leitartikel zum Verhältnis von
privaten Firmen und Menschenrechten und zur
Ausbreitung von Aids. Der Bericht ist im Inter-
net erhältlich unter http://hrw.org/wr2k6.

Demokratiepotenziale im
Gemeinwesen
Vom 9. bis 12. März 2006 veranstaltet die Ser-
vicestelle CIVITAS in Kooperation mit dem
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment (BBE) eine Tagung und Fortbildung zum
Thema „Demokratiepotenziale im Gemeinwe-
sen“. Die Tagung (9./10. Mai 2006) findet im
Umweltforum Berlin statt, die daran anschlie-
ßenden Fortbildungstage (11./12. Mai 2006) in
der Neuen Mälzerei Berlin. Das ausführliche
Tagungsprogramm sowie ein Anmeldeformu-
lar sind ab Anfang März auf der Homepage
www.jugendstiftung-civitas.org zu finden. Vor-
anmeldungen sind schon jetzt an die eMail
Adresse civitas-tagung@jugendstiftung.org
möglich.
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REZENSIONEN
...................................................................................................................................

Bewegte Bürger in der Diktatur

Mit ihrer Schriftenreihe dokumentiert die Stif-
tung Ettersberg die Geschichte Europäischer
Diktaturen und deren Überwindung. Damit
schafft sie einen wichtigen Brückenschlag zwi-
schen Historikern und Politologen. Zugleich
leistet sie einen wesentlichen Beitrag zur ver-
gleichenden Erforschung des Widerstandes in
den osteuropäischen Diktaturen, die in den Er-
eignissen des Jahres 1989 gipfelten. Sie unter-
sucht aber auch die Folgen der friedlichen Re-
volution in Osteuropa.

In dieser Rezension richtet sich der Fokus
auf die zuletzt erschienenen Bücher der Reihe.
Die Bände drei und fünf konzentrieren sich auf
die Geschichte und Opposition in Thüringen,
das Bundesland, in dem die Stiftung Ettersberg
ihren Sitz hat. Band vier beleuchtet hingegen
unter der Fragestellung „Alte Eliten in jungen
Demokratien?“ aktuelle politikwissenschaftli-
che Fragen. Mit Blick auf die DDR beziehungs-
weise die neuen Bundesländer, Polen, Ungarn
und Rumänien wird der Elitenwandel nach der
friedlichen Revolution auf eventuelle Kontinu-
itäten alter Eliten eingehend untersucht. Die
Autoren untersuchen ebenfalls den Einfluss der
Bürgerbewegung und der Opposition beim
Aufbau der Demokratie in den vier einbezoge-
nen Ländern.

auch eine ganz eigene Sozialstruktur und kultu-
relle Besonderheiten auf, die die Geschichte
Thüringens prägten. Bis auf einige industrielle
Zentren war und ist Thüringen durch mittel-
ständische Industrie und Handwerk bestimmt.
Außerdem gab es in den ländlichen Gebieten
eine selbstbewusste Bauernschaft. Als Mitte des
19. Jahrhunderts die Industrialisierung einsetzt,
wächst die Arbeiterschaft, die allerdings in bit-
terer Armut lebte. Aus ihr ging eine starke, aber
auch zerrissene Arbeiterbewegung hervor. Ei-
ner reich gegliederten Kulturlandschaft steht die
berühmte Kleinstaaterei gegenüber. Erst nach
dem ersten Weltkrieg im Jahr 1920 wurde das
Land Thüringen gebildet, das die Kommunis-
ten 1952 wieder zerschlugen und in drei Ver-
waltungsbezirke mit den Zentren Erfurt, Gera
und Suhl aufteilten. Trotzdem bildete sich über
die Jahrhunderte hinweg eine Thüringer Identi-
tät heraus, die alle Teilungsphasen überlebt hat.
Sie ist auch geprägt durch das Streben nach
Demokratie, Freiheit und Grundrechten, die nach
der Revolution von 1848 in den thüringischen
Staaten verankert wurden. Dieser Geist reicht
nach Auffassung der Autoren bis in die Neuzeit
und hatte auch in der DDR Bestand. Deshalb
wollen die Autoren ein Stück Freiheitsgeschichte
erzählen.

Dafür kann der Bürgerrechtler Erhart Neu-
bert aus den Schätzen seines Archivs schöpfen.
Die Vielzahl und Vielschichtigkeit der Doku-
mente trat bereits bei seiner „Geschichte der
Opposition in der DDR“ (Bonn 1997) zu Tage.
Nun hat er den Bestand mit Blick auf Thüringen
noch einmal gesichtet. Das ermöglichte ihm,
gemeinsam mit Thomas Auerbach, einem wei-
teren Bürgerrechtler, die Geschichte des Wider-
stands in Thüringen nicht nur schlaglichthaft,
sondern auch sehr dicht und detailliert zu be-
trachten. Stationen sind dabei der Demokrati-
sche Neubeginn und die Etablierung der kom-
munistischen Diktatur 1945 bis 1949, der Wi-
derstand in Thüringen bis zur Aufteilung des
Landes in Verwaltungsbezirke von 1949 bis

Thüringen als Wiege der Opposition
Schreibt man die Geschichte der Bürgerbewe-
gung in der DDR, so richtet sich der Fokus
gewöhnlich auf die Hauptstadt Berlin und
vielleicht auch noch auf Sachsen, da Leipzig
mit den großen Montagsdemonstrationen im
Herbst 1989 im Mittelpunkt des Medieninter-
esses stand. Thüringen steht dabei eher in zwei-
ter Reihe. Dass dies nicht gerechtfertigt ist, zei-
gen Erhard Neubert und Thomas Auerbach mit
ihrer Oppositionsgeschichte. Die „westlichste
Provinz des sowjetischen Großreichs“ weist
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1952/53, der 17. Juni 1953, der organisierte
und spontane Widerstand bis zum Mauerbau
1961, die Depression und das neue Erwachen
der politischen Gegnerschaft von 1961 bis 1970,
die Anfänge der formierten Opposition von 1971
bis 1980, das Erstarken der oppositionellen Grup-
pierungen und ihrer Netzwerke von 1981 bis
1989 und die friedliche Revolution in Thüringen
1989. Die 80er Jahre nehmen damit den breites-
ten Teil der Darstellung ein, die besonders leben-
dig wird durch kurze Einsprengsel aus Original-
dokumenten und Bilder. Die Studie endet
schließlich mit dem Abschluss der Revolution
im Frühjahr 1990. Sie wird dokumentiert durch
die Wiedergründung des Freistaats Thüringen,
den sich die Bürger erkämpft haben.

Blick durchs Jenaer Schlüsselloch
Bieten Erhart Neubert und Thomas Auerbach
eine Überblicksdarstellung, so hat Henning
Pietzsch mit seiner Studie zur kirchlichen Ju-
gendarbeit in Jena von 1970 bis 1989 die Mög-
lichkeit, Grundsätzliches anhand einer Lokal-
studie zu verdeutlichen. Dabei hat er sich für
die Stadt Jena und insbesondere für die Arbeit
der Jungen Gemeinde Stadtmitte entschieden.

Jena bietet sich als Universitätsstadt deshalb
für eine solche Untersuchung an, weil hier eine
selbstbewusste Bürgerschaft und berühmte Fir-
men den Grundstock für freiheitliches Denken
legten. So kommt es nicht von ungefähr, dass
sich in Jena stetig Widerstand gegen die kom-
munistische Herrschaft regte – sei es bei der
Etablierung der kommunistischen Strukturen im
ersten Jahrzehnt nach dem zweiten Weltkrieg
oder am 17. Juni 1953. Stellvertretend dafür sei
der Eisenberger Kreis genannt, der bis 1958
aktiv war. Aber auch nach dem Mauerbau war
Jena nie ein ruhiges Pflaster. Ende der 1960er
Jahre ist eine Jugend groß geworden, die sich
nicht einfinden will in die vorgegebenen Mus-
ter und Zwänge. Sie findet eine Heimat in der
evangelischen Jugendarbeit in Jena, wo frei ge-
sprochen und frei gedacht werden kann. Von

dieser Jugendarbeit erzählt Band fünf von Hen-
ning Pietsch. Der Autor ermöglicht dabei dem
Leser einen Blick durchs Jenaer Schlüsselloch,
der das Leben in einem eigenwilligen Milieu
beschreibt. Wie bedeutend die offene Arbeit für
die Oppositionsgeschichte in der DDR war,
zeigt ein Blick auf die Aktiven. Jürgen Fuchs,
Thomas Auerbach und Roland Jahn sind nur
drei Bürgerbewegte, die durch diese Arbeit po-
litisch sozialisiert wurden.

In seiner Arbeit beruft sich der Autor auf
Selbstzeugnisse und Dokumente der Akteure,
aber auch auf die Akten des ehemaligen Minis-
teriums für Staatssicherheit. Pietzschs Ziel ist
es, die Wechselwirkungen zwischen dem Selbst-
verständnis der Akteure und ihrer Aktionen und
den repressiven Maßnahmen durch das Minis-
terium für Staatssicherheit zu beschreiben.
Pietzschs Anliegen ist es, die repressiven Maß-
nahmen gegen die Akteure in ihrer Dimension
darzustellen. Außerdem geht es um das Verhält-
nis zwischen der Offenen Arbeit und der Kir-
che beziehungsweise der Kirchenleitung. Hier
zeigt er die sozialen und strukturellen Voraus-
setzungen und Bedingungen sowie die Organi-
sationsformen der Gruppen innerhalb der Offe-
nen Arbeit auf. Deutlich wird auch der Politi-
sierungsprozess der Akteure, der durch die Re-
pressionen und die speziellen Rahmenbedingun-
gen der kirchlichen Arbeit befördert wird.

Drei Generationen der Offenen Arbeit
Pietzsch unterscheidet dabei drei Generationen
in der Offenen Arbeit. Im ersten Kapitel kon-
zentriert er sich auf die „Generation der politi-
schen Sozialisation“, die er im Zeitraum von
1969 bis 1976 verortet. Im Mittelpunkt steht
hier die Entstehungsgeschichte der Jungen Ge-
meinde Stadtmitte, die untrennbar mit Pfarrer
Uwe Koch verbunden ist. Am weiteren Aufbau
war vor allem der damalige Jugenddiakon Tho-
mas Auerbach beteiligt. Der Autor beleuchtet
für diese Zeit besonders die Verbindungen zwi-
schen der Jungen Gemeinde und der Jenaer
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Kulturopposition, die unter anderem durch
Rathenow repräsentiert wurde. Die Ausbürge-
rung von Wolf Biermann jedoch markiert hier
einen deutlichen Einschnitt, da nun die Staatssi-
cherheit die Akteure massiv unter Druck setzt.
Dies befördert den Generationswechsel inner-
halb der Offenen Arbeit.

Das zweite Kapitel beschäftigt sich mit der
„politischen Generation“, die Pietzsch in der Zeit
von 1977 bis 1983 verortet. Die Akteure der
Offenen Arbeit entwickeln neue inhaltliche
Konzepte, die politisch akzentuiert sind und
selbstbewusst gegenüber der Staatsmacht und
der Institution Kirche vertreten wurden. In die-
se Zeit fallen auch erste Vernetzungsbestrebun-
gen mit anderen kirchlichen Gruppen in der
DDR. Eine entscheidende Zäsur bildet hier der
Tod von Matthias Domaschk im April 1981 in
der Geraer Untersuchungshaftanstalt des MfS.
Pietzsch gelingt es zwar nicht, mehr Licht in die
zwielichtigen Umstände des Todes zu bringen,
den das MfS als Selbstmord dargestellt hat.
Aber er schildert eindrucksvoll die Folgen, die
Domaschks Tod für die Opposition in Jena und
in der DDR hatte. Zunächst waren die Akteure
wie paralysiert, doch dann siegte die Überzeu-
gung, sich nicht unterkriegen zu lassen. Die
Arbeit wurde nun noch stärker politisch. Viele
Akteure brachen mit den Institutionen Kirche
und Staat, artikulierten ganz bestimmt ihren ei-
genen Weg. Dies manifestiert sich in der Jenaer
Friedensgemeinschaft, die sich 1982/83 als
Netzwerk herausbildet. Doch auch aus dem
Kreis der Friedensgemeinschaft zogen sich ei-
nige komplett ins Private zurück, da sie dem
Druck durch die Kirchenleitung und das MfS
nicht mehr gewachsen waren. Sie sahen nur
noch einen Ausweg: die Ausreise. Die Ausrei-
sewilligen organisierten sich in Jena im so ge-
nannten Weißen Kreis, denn es war Brauch in
der DDR, dass Ausreisewillige ein weißes Band
an ihren Autos befestigten.

Das führte erneut zu einem fast völligen
Austausch der Akteure in der Offenen Arbeit.

Religiöse Bekenntnisse und die Lust am Leben
bildeten laut Pietzsch für die dritte Generation
die Klammer. Pietzsch beschreibt sie deshalb
als die „Generation der religiösen Bekenntnis-
se“ und verortet sie in der Zeit von 1984 bis
1989. Der damalige Jenaer Superintendent Udo
Siebert und Studentenpfarrer Michael Dorsch
betreuten die Jugendlichen, die nicht nur nach
religiösen Werten suchten, sondern auch nach
einem eigenen Weg, der mit einem neuen politi-
schen Selbstverständnis einherging. Dies drück-
te sich auch in einer verstärkten Vernetzung der
Offenen Arbeit zu einer überregionalen öffent-
lichen Bewegung aus. Damit wurde der Grund-
stein für die friedliche Revolution im Herbst
1989 gelegt – mehr allerdings nicht. Denn die
Offene Arbeit selbst spielte im Herbst 1989 und
im Frühjahr 1990 kaum eine Rolle; die Akteure
dagegen schon. Sie finden sich dann allerdings
in Gruppierungen der Bürgerbewegung wieder.

Elitenwandel in Ostdeutschland und
Osteuropa
Da, wo die beiden schon besprochenen Bände
aufhören, setzt der von Hans-Joachim Veen he-
rausgegebene Tagungsband „Alte Eliten in jun-
gen Demokratien?“ an, der das zweite Internati-
onale Symposium der Stiftung Ettersberg im
Oktober 2003 dokumentiert. Er richtet sich dar-
auf, was nach der friedlichen Revolution in
Ostdeutschland und Osteuropa passiert ist, wel-
che politischen Kräfte sich durchgesetzt haben
und wer in Wirtschaft, Wissenschaft und Mili-
tär jetzt das Sagen hat. Die Tagung konzentrier-
te sich in Arbeitsgruppen auf die DDR bezie-
hungsweise die neuen Länder, auf Polen, auf
Ungarn und auf Rumänien. Im Sammelband
sind die Beiträge der Referenten abgedruckt.
Sie werden abgerundet durch eine Berichter-
stattung über die zum Teil kontrovers geführten
Diskussionen in den Arbeitsgruppen und durch
zwei Querschnittsvergleiche für die Bereiche
Politik und Wirtschaft. Eingeleitet wird das Buch
durch zwei kurze historische Abhandlungen.
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Klaus-Dietmar Henke setzt die Entwicklungen
in der DDR ins Verhältnis zur Entnazifizierung
im Nachkriegsdeutschland und stellt dabei inte-
ressante Bezüge her. Hans Woller blickt auf Ita-
lien nach dem Faschismus.

Der Bereich DDR und neue Länder nimmt
den größten Umfang im Tagungsband ein. Ihm
kommt gegenüber den anderen eine Sonderstel-
lung zu, da der Elitenwandel hier mit einem ganz
klaren Ziel stattfand: dem der Wiedervereini-
gung mit der Bundesrepublik Deutschland. In
den neuen Ländern glückte ein fast vollständi-
ger Elitenwandel, befördert durch den Transfer
von Eliten aus Westdeutschland nach Ost-
deutschland. Durch die Prämisse der Wieder-
vereinigung war die Richtung des Strukturwan-
dels deutlich vorgegeben, während in Polen,
Ungarn und Rumänien die Sache nicht so aus-
gemacht war und ist. Klar ist jedoch, dass nie-
mand, der jetzt in der Verantwortung ist, eine
leninistische Restauration will. Dies geht durch
alle Sparten, gleichgültig, ob die Mandatsträger
schon vor 1989 zu den Eliten zählten oder ob
sie der Bürgerbewegung angehörten oder ob
sie erst nach 1989 in Erscheinung traten. In den
osteuropäischen Staaten ist es ein häufiges Phä-
nomen, dass sich alte politische Eliten nun in
der Wirtschaft wiederfinden. Doch auch daran
findet sich nach Einschätzung der Autoren we-
nig Anstößiges, solange die Eliten im System
der Marktwirtschaft funktionieren und den wirt-
schaftlichen Aufschwung nicht sabotieren. So
kommen gerade die Wissenschaftler aus Oste-
uropa zu dem Schluss, dass es zwar alte Eliten
in neuen Funktionen gibt, dass dies aber nicht
schädlich für den Demokratisierungsprozess
sein muss.

Karin Urich, Mannheim
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Möglichkeiten und Grenzen von
Nichtregierungsorganisationen

Die globalisierungskritische Bewegung brach-
te zu Beginn der 1990er Jahre die Diskussion
um soziale Bewegungen wieder in Gang. Ein
neues Phänomen tauchte auf: „Nichtregierungs-
organisationen“, Akteure die sich bewusst in
einer institutionalisierten Bewegungsform en-
gagieren.

Armin Stickler versucht in seinem 2005 er-
schienen Buch eine kritische Bestandaufnahme
der politischen Wirkung des Zusammenspiels
zwischen NGOs und sozialen Bewegungen.
Dabei stehen nicht nur innenpolitische Themen
zur Diskussion, vielmehr soll beobachtet wer-
den, welche weit reichenden Auswirkungen und
Folgen NGOs und soziale Bewegungen in die-
sem Zusammenhang auch auf die Weltgesell-
schaft haben.

Was sind NGOs?
Als geschichtlich gesehen noch junger Akteur
erlebten NGOs in den 1990er Jahren einen „ko-
metenhaften“ Sprung auf die internationalen
politischen Bühnen. Armin Stickler führt aber
nicht nur in die Anfangsphase der NGOs ein.
Begriffsherkunft, Entwicklungen und Struktu-
ren werden anfänglich von ihm genauestens
vorgestellt. Dabei scheint eine Bestimmung, was
oder wer sich hinter dem Begriff NGO ver-
birgt, auf den ersten Blick gar nicht so einfach.
Es gibt Ansätze, die soziale Bewegungen und
NGOs gleichsetzten, andere die NGOs als die
einzigen transnationalen Akteure sehen und ei-
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nige mehr. Nach ausführlicher Diskussion die-
ser Ansätze, zieht er eine kritische Zwischenbi-
lanz: Die derzeitige Forschung habe zu viele
blinde Flecken, als dass man eine weiter rei-
chende Interpretation der „Nichtregierungsor-
ganisationen“ anbieten könne. Letztlich hängt
es vom Selbstverständnis der Organisationen
ab, ob sie als NGO gilt oder nicht.

Erklärungsansätze wie die von Dieter Rucht
zeigen dabei, dass NGOs gegenüber sozialen
Bewegungen im Verhandeln mit politischen Ent-
scheidungsträgern einen bedeutenden Vorteil ha-
ben. Durch kontinuierlichere Arbeit und größe-
re Flexibilität bieten sie sich als verlässlicher
Partner an. Stickler weist dabei auch auf das
Problem hin, dass es immer mehr NGOs gibt.
Große, auf internationaler Ebene agierende
NGOs treten zunehmend in Konkurrenz zu klei-
nen, basisbezogenen NGOs. Professionalisie-
rung, so der zitierte Wissenschaftler Take, sei in
allen Bereichen dabei nicht von der Hand zu
weisen.

Im ersten Kapitel fasst Stickler die Entste-
hungsgeschichte sowie den aktuellen Diskussi-
onsstand um NGOs zusammen.

Ähnlich wie bei der Entstehung von sozia-
len Bewegungen gibt es dabei „Mythen“, die
nur teilweise nachprüfbar sind. Er beschreibt
diese Mythen und ihren Zusammenhang und
typologisiert und kategorisiert darauf aufbau-
end die NGOs. Dabei steht die Frage nach der
Abgrenzung zu sozialen Bewegungen und po-
litischen Parteien im Vordergrund.

NGOs als transnationale soziale
Bewegung
Auch innerhalb der Bewegungsforschung
schaut man interessiert auf das Phänomen der
NGOs. Gerade deren Organisationsform wird
vielfach von denen der sozialen Bewegungen
unterschieden und manchmal bewusst abge-
lehnt. Innerhalb der Bewegungsforschung ist
der Streit um Institutionalisierung nicht neu.
Umso verständlicher scheinen Sticklers Aus-

führungen über die Bewertungen von NGOs.
Positive und negative Einschätzungen von zu-
nehmender Professionalisierung sind hier
ebenso zu finden wie bei den Diskussionen
um soziale Bewegungen. Doch nicht nur der
sozialwissenschaftliche Diskurs und die Be-
wegungsforschung haben ein Interesse am Er-
scheinen dieses nicht gerade neuen Phänomens.
Innerhalb des Global Governance-Diskurses
werden NGOs als globale Akteure verstanden
und diskutiert.

Hier schließt sich der Bogen zu Sticklers
zu Beginn beschriebenem Ansatz einen weite-
ren Begriff und Bedeutungsansatz der NGOs
zu verwenden als bei sozialen Bewegungen.
Die Konzepte der Global Governance-Theori-
en untersuchen maßgeblich die demokratischen
Partizipationsmöglichkeiten im gesamtgesell-
schaftlichen und weltweiten Zusammenhang.
In diesem Zusammenhang müssen nach Stick-
ler auch NGOs bewertet werden. Wie im Ab-
schnitt zu sozialen Bewegungen führt er auch
hier die Leser sehr umfassend in den aktuellen
Forschungsstand der Global Governance-The-
orie ein. Dabei zeigt er ebenfalls sehr eindring-
lich die blinden Flecken des jeweiligen Dis-
kussionsstandes.

Weltgesellschaft als theoretischer
Rahmen
Ab dem sechsten Kapitel diskutiert er das Ver-
hältnis von NGOs in Bezug auf Theorien der
Weltgesellschaft, aber auch ihre Möglichkei-
ten, politisch aktiv zu werden und Gestal-
tungsspielräume zu erlangen. Angelehnt an
Wallersteins Konzeption des historischen Sys-
tems, diskutiert Stickler die Möglichkeiten
von NGOs in einem System, das deren Ent-
wicklung ermöglicht und konditioniert. Dabei
muss der Blick von Einzelfeldern wie Öko-
nomie, Staat und Gesellschaft gelöst und mul-
tidiziplinär argumentiert werden. Armin Stick-
lers Buch bietet neben einem eindrucksvollen
Überblick über den derzeitigen Forschungs-
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stand eine interessante und spannende Analy-
se des NGO-Diskurses mit neuen Verknüp-
fungen.

Stephanie Schmoliner, Flensburg

Besprochene Literatur
Stickler, Armin 2005: Nichtregierungsorgani-
sationen, soziale Bewegungen und Global Go-
vernance. Bielefeld: Transcript

�

Aus dem Innenleben Neuer Sozialer
Bewegungen

Neue soziale Bewegungen und Wissenschaft-
ler haben ein gespaltenes Verhältnis zueinander
– und das, obwohl mancher Historiker oder
Sozialwissenschaftler selbst sozial bewegte Zei-
ten hinter sich hat. Unter den Aktiven herrscht
ein großes Misstrauen vor, ob es „objektiv“
möglich ist, Bewegungsgeschichte zu schrei-
ben. Sie plädieren stattdessen für eine „subjek-
tive“ Geschichtsschreibung, die aus den Bewe-
gungen heraus erfolgen soll. Nur so sei sie au-
thentisch und nicht der Meinung der Herrschen-
den unterworfen. Das Buch „Vorwärts und viel
vergessen. Beiträge zur Geschichte und Ge-
schichtsschreibung neuer sozialer Bewegungen“
lässt die Aktiven für sich selbst sprechen und
dennoch den einen oder anderen selbst beweg-
ten Forscher zu Wort kommen.

Wer kann Geschichte adäquat
deuten?
Bernd Hütner, Gottfried Oy und Norbert Sche-
pers stellen in ihrem Sammelband „Vorwärts
und viel vergessen“ die grundlegende Frage,
wer die Geschichte der sozialen Bewegungen
adäquat schreiben kann. Die Aktiven der Bewe-
gung wehren sich dagegen, dass über sie ge-
schrieben wird und die „Deutungshoheit über
die Geschichte“ nicht bei denen liegt, die sie
erlebt haben. Die Autoren des Sammelbandes

bemängeln hingegen auch, dass es den neuen
sozialen Bewegungen an einem „kollektiven
Gedächtnis“ fehlt. Das resultiert nach ihrer Ein-
schätzung aus den losen Strukturen und der
hohen personellen Fluktuation, die die Heraus-
bildung eines solchen „kollektiven Gedächtnis-
ses“ erschweren. Für die Herausgeber ist histo-
rische Aufarbeitung der neuen sozialen Bewe-
gungen allerdings nur durch die Menschen
möglich, „die dabei waren oder sich für die Be-
schäftigung mit der Geschichte der eigenen Be-
wegung engagieren und sich dafür Zeit nehmen
(können).“ Einen ersten Schritt wollen sie mit
dem vorliegenden Band tun.

„Besichtigen“ der eigenen Geschichte
Die Initiative dafür geht auf eine Tagung im
Oktober 2004 in Bremen zurück, auf der eine
kritische Debatte über Chancen und Grenzen
einer Bewegungsgeschichtsschreibung geführt
wurde. Bewusst werden in dem Band Beiträge
aufgegriffen, die innerhalb und außerhalb der
Hochschule entwickelt wurden. Mit den theo-
retischen und methodischen Voraussetzungen
sowie den Schwierigkeiten bei der Auseinan-
dersetzung der Geschichte neuer sozialer Be-
wegungen setzen sich Imma Hams, Sebastian
Haunss und Dirk Lange auseinander. Besonders
eingängig sind dabei die Reflexionen von Imma
Harms. Sie schildert ihre Gefühle beim „Be-
sichtigen“ der eigenen Geschichte in einer mu-
sealen Ausstellung über ihr eigenes Engage-
ment.

Geschichte greifbar machen
Die konkrete Geschichte der neuen sozialen
Bewegungen zeichnen Aktive im zweiten Teil
des Buches nach. Ilse Lenz und Brigitte Schnei-
der schildern die Arbeit der Frauenbewegung,
wie sie sich in Bewegungsarchiven und in der
Presse darstellt. Die AG Grauwacke beschreibt
ihr eigenes Selbstverständnis als „Autonome in
Bewegung“, die 2003 ein Buch mit gleichem
Titel veröffentlichten. Rainer Wendling nimmt
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in einem Interview Stellung zur Arbeit des Ver-
lags „Assoziation A“ und den Schwierigkeiten,
außerhalb der akademischen Geschichtsarbeit
zu bestehen. Gottfried Oy und Christoph
Schneider widmen sich den Stärken, aber vor
allem den Schwächen der RAF-Ausstellung
„Zur Vorstellung des Terrors“.

Die politischen Bedingungen und (Miss-)
Erfolge politischer Bewegungen zeichnen Gott-
fried Oy (Neue Soziale Bewegungen und ihre
Medienpolitik), Thomas Kunz (Die Politik In-
nerer Sicherheit in der Bundesrepublik und ihre
Kritiker), Serhat Karakayali (Migrantische
Kämpfe in der Geschichte der Bundesrepub-
lik), Stephan Grigat (Die Staatsfixiertheit der
Linken und der Konformismus oppositioneller
Bewegungen) und Bernd Hüttner (Aus dem
Alltag eines Bewegungsarchivs) nach. Abge-
rundet wird der Band durch „Acht Thesen zu
einer militanten Geschichtsschreibung“, die
Sergio Bologna Mitte der 1970er Jahre erarbei-
tet hat. Durch einen Kommentar des Autors und
eine Einleitung von Bernd Hüttner wird er zu
einem historischen Dokument, der Einblicke in
das Selbstverständnis der politischen Zeitschrift
„Primo Maggio“ ermöglicht.

Aktive und Wissenschaftler sind
gefordert
Insgesamt zeigt der Band ein vielschichtiges Bild
der neuen sozialen Bewegungen, das zwar kein
kollektives Gedächtnis bildet, aber viele Erin-
nerungsspuren von Aktiven und Beobachtern
nachzeichnet. Den Autoren ist dies allerdings
noch nicht genug. Denn sie schreiben selbst
„Nicht gelungen ist uns dabei allerdings, die
Hegemonie männlicher, akademisch sozialisier-
ter Geschichtsschreibung zu brechen. Auch die
eingeforderte Alltagsorientierung der Ge-
schichtsschreibung zeigt sich nur in wenigen
Beiträgen“. Hier sind sowohl die Wissenschaft-
ler als auch die Aktiven weiterhin gefordert.

Karin Urich, Mannheim

Besprochene Literatur
Hüttner, Bernd/ Oy, Gottfried/ Schepers, Nor-
bert 2005: Vorwärts und viel vergessen. Beiträ-
ge zur Geschichte und Geschichtsschreibung
neuer sozialer Bewegungen. Neu Ulm: AG
SPAK.

�

Tiger oder Bettvorleger?

Die Sozialwissenschaften tun sich nach wie vor
sehr schwer damit, ein Analyseraster zu entwi-
ckeln, das Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) als Akteure auf dem internationalen
Parkett angemessen verortet. Dabei sind sie
mittlerweile unübersehbar: Sie werden von
nahezu allen intergouvernementalen Organisa-
tionen bei der Politikformulierung konsultiert,
sie treten als Wachhunde der globalen Ökono-
mie in Erscheinung und sind in zahlreichen Po-
licy-Feldern der Weltpolitik als Interessenver-
treter und auch als Dienstleister etabliert. Trotz-
dem herrscht Uneinigkeit über die Bedeutung
von NGOs im Globalisierungsprozess: Sind sie
tatsächlich Hoffnungsträger und Legitimie-
rungsressource einer zunehmend von transnati-
onalen Entwicklungslinien beeinflussten Poli-
tik? Oder müssen sie nicht doch als die „am
meisten überschätzten politischen Akteure“ be-
zeichnet werden, wie es etwa Peter Wahl in den
1990er Jahren tat? In anderen Worten: Sind
NGOs Tiger oder Bettvorleger?

NGOs im Prozess der Globalisierung
Mit der vorliegenden Anthologie unternehmen
die Herausgeber den Versuch, die politikwis-
senschaftliche Debatte um Beiträge, Funktio-
nen, Möglichkeiten und Grenzen von NGOs
im Globalisierungsprozess zu strukturieren und
speziell für die politische Bildungsarbeit aufzu-
bereiten. Zunächst geben Ansgar Klein, Heike
Walk und Achim Brunnengräber in ihrer Einlei-
tung eine sehr ausführliche Übersicht über den
Stand der NGO-Forschung. Sie werfen dabei
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einen Blick auf die historische Entwicklung von
Nichtregierungsorganisationen, verdeutlichen
dann die verschiedenen Unterscheidungen und
Begriffsverwendungen und ordnen NGOs in
die Debatte um Global Governance ein. An-
schließend wenden sie sich der Bedeutung der
Menschenrechte und des Konzepts der interna-
tionalen Zivilgesellschaft zu und analysieren
schließlich vor diesem Hintergrund die Diskus-
sion über die demokratietheoretische Einbin-
dung von NGOs in die internationale Politik.

Roland Roth befasst sich danach in seinem
Beitrag sehr anschaulich mit den Möglichkeiten
und Grenzen von NGOs in der transnationalen
Demokratie. Sein Fazit zieht sich im Wesentli-
chen durch alle folgenden Aufsätze des Bandes:
Demokratisierende Impulse von NGOs auf die
transnationale Politik lassen sich nicht mehr
ernsthaft leugnen. NGOs entwickeln politische
Gegenentwürfe, artikulieren von staatlichen
Akteuren vernachlässigte Themen, erweitern das
Handlungsrepertoire internationaler Politik und
tragen zur entstehenden, globalen öffentlichen
Meinung bei (104f). Allerdings kommt man –
so Roth – nicht umhin, charakteristische
Schwachstellen der NGO-Politik zu konzedie-
ren, die zwar weder bei allen NGOs noch in
allen Politikfeldern anzutreffen sind, aber den-
noch die Debatte in zahlreichen Fallstudien prä-
gen (113). Roth verdeutlicht dies an der Ausei-
nandersetzung um die Dominanz des Nordens
in der NGO-Welt und skizziert das Problem der
öffentlichen Alimentierung, die NGOs vielfach
zu einem „erweiterten Staat“ im Sinne Gramscis
degradieren. Medienabhängigkeit und Privati-
sierungstendenzen werden als weitere Schwach-
stellen von NGOs gekennzeichnet.

Im Anschluss folgen neun weitere Beiträge,
die sich mit der Rolle von NGOs in verschiede-
nen Policy-Feldern wie etwa der Katastrophen-
hilfe und Entwicklungspolitik (Tobias Debiel/
Monika Sticht), Frauen- und Menschenrechts-
politik (Ute Ruppert), Klimapolitik (Marianne
Beinsheim), Wirtschafts- und Finanzpolitik (Sa-

bine Mohr) und Umweltpolitik (Tanja Brühl)
befassen. Darüber hinaus wird das Verhältnis
der NGOs zu den globalisierungskritischen so-
zialen Bewegungen wie etwa dem Netzwerk
Attac diskutiert (Christiane Grefe) und die
schwierige Beziehung zwischen NGOs und der
globalen Protestbewegung in der Weltpolitik
behandelt (Achim Brunnengräber).

Den Autoren gelingt es dabei sehr gut, die
aktuelle NGO-Forschung in ihrer Breite ange-
messen und anschaulich darzustellen. Dabei lie-
fern sie nicht nur eine Bestandsaufnahme des
politischen und politikwissenschaftlichen Dis-
kurses. Sie liefern auch Impulse für die weitere
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem
Thema.

NGOs – ein problematisches Konzept
Ersichtlich wird allerdings auch, dass der NGO-
Begriff im Grunde als sozialwissenschaftliche
Analysekategorie ungeeignet ist beziehungswei-
se geworden ist. Die ungeheure Heterogenität
der NGO-Community ist mittlerweile dermaßen
ausufernd, dass eine universelle Definition nicht
mehr möglich ist. Auch im vorliegenden Sam-
melband ist dies nicht gelungen. In jedem Bei-
trag muss das jeweilige Verständnis erst einmal
kurz erläutert werden. Das tut zwar der syste-
matischen Anlage des Sammelbandes keinen
Abbruch und schmälert auch nicht den Infor-
mationsgehalt der einzelnen Beiträge. Es stellt
sich aber dennoch die Frage, ob die Sozialwis-
senschaften nicht langfristig besser daran täten,
NGOs hinsichtlich ihrer überwiegenden Funk-
tionen zu betrachten, etwa – wie in der anglo-
amerikanischen Literatur üblich – als interest
organizations, advocacy organizations oder
service provider.

Abschließend sei angemerkt, dass das Buch
als Unterrichtsmaterial für die politische Bil-
dungsarbeit eindeutig Studierende und andere
Vorgebildete als Zielgruppe hat. Für diese ist es
hervorragend geeignet, sich in die aktuelle
NGO-Forschung einzuarbeiten. Nicht alle Bei-
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träge sind hingegen für den Einsatz im Sozial-
kundeunterricht der Sekundarstufe II geeignet,
weil sie zumindest zum Teil viel Wissen vor-
aussetzen. Lobend zu erwähnen ist hingegen
das umfangreiche Glossar, das einen schnellen
Zugriff auf die zahlreichen fachspezifischen
Begriffe ermöglicht.

Matthias Freise, Münster

Besprochene Literatur
Brunnengräber, Achim/Klein, Ansgar/Walk,
Heike (Hg.) 2005: NGOs im Prozess der Glo-
balisierung. Mächtige Zwerge – Umstrittene
Riesen. Wiesbaden: VS Verlag.

�

Selbstkritischer Blick in die
Studierstuben

Was sich unter dem Titel „Wissenschaft und
Macht“ zunächst wie ein weiterer Sammelband
anhört, indem einige Texte gut, einige neu, eini-
ge schlecht und im schlimmsten Fall sogar über-
flüssig erscheinen, entpuppt sich als ausgespro-
chenes Highlight in den Wirren der Sammel-
bände. 22 Artikel sind zu lesen, mal von be-
kannten, mal von unbekannten AutorInnen, die
sich ganz unterschiedlicher Stilrichtungen be-
dienen. Vom wissenschaftlichen Text bis zum
Pop-Essay ist alles dabei.

Der Sammelband „Wissenschaft und Macht“
entstand in Folge einer Hans-Böckler-Tagung
für Promovierende in Hattingen im Jahr 2003.
Die Unterschiede zwischen Machtstrukturen
und Wissenschaften standen auch dort im Mit-
telpunkt. Formulierte Ziele der HerausgeberIn-
nen sind Auseinandersetzungen mit poststruk-
turalistischen Theorien unter selbstkritischem
Blick auf die eigene Situation im wissenschaft-
lichen Apparat. Doch auf einer darunter gela-
gerten Ebene kann dieses Buch bestens als Hand-
werkszeug für eine erfolgreiche Hochschulzeit
verstanden werden.

Innenansichten des
Wissenschaftsbetriebs
Wie findet sich mit Hilfe Aristophanes ein The-
ma (Helmut Heit), welche Macht können „Fuß-
noten-Massaker“ ausüben (Thomas Ernst), un-
terliegt man bei Analysen besonderen ethischen
Ansprüchen (Siegfried Jäger und Kerstin Palm)
und wie viel Macht übt Sprache aus? Ist es bes-
ser, innerhalb einer Disziplin zu arbeiten, oder
bietet der interdisziplinäre Ansatz doch mehr
Möglichkeiten (Tobias Erzmann) und finden sich
die Wissenschaftler selber in den Vorgaben und
ethischen Standards wieder (Stefan Borrmann)?
Bereits im ersten Teil ist ein großes Kapitel der
Selbstkritik gewidmet. Oliver Geden leitet sei-
nen Beitrag „Wissenschaft als Politikersatz“ mit
der Frage danach ein, ob sich Ansprüche von
Wissenschaftlern, die sich selbst als politisch
verstehen, überhaupt erfüllen lassen. In den
Handlungsspielräumen von Wissenschaft ste-
hen Machtpositionen, die nicht immer offen-
sichtlich sind. Tobias Erzmann diskutiert an-
hand des Begriffes „Paradigma“ die Spielre-
geln, welche die wissenschaftliche Praxis be-
stimmen. Nicht alles, was als Paradigma betitelt
wird, ist auch ein solches. Aber die Folgen ei-
ner solchen Bestimmung, beispielsweise in der
Ausgestaltung der gesellschaftspolitischen Rah-
menbedingungen oder der Bereitstellung finan-
zieller Mittel, können immens sein.

Der zweite Abschnitt wurde von den Her-
ausgebern mit „Im Betrieb der Wissenschaft“
betitelt. Hier werden sowohl Karriereverläufe
als auch unterschiedliche Lebensentwürfe nach-
gezeichnet, die typisch für den Wissenschafts-
betrieb sind. Soziale Bedingungen, Geschlech-
terzugehörigkeit und Betreuung sind Kriterien,
die Promotionen ebenso bedingen wie das Fin-
den eines geeigneten Themas. Steffani Engler
zeigt überzeugend in ihrem Beitrag, dass bis
heute Frauen beim Einstieg in die Wissenschaft,
nicht nur mit anderen, sondern auch mit mehr
Hindernissen konfrontiert werden als Männer.
Passend plaziert folgt ein Beitrag über den Kar-
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riereknick des amerikanischen Wissenschaftlers
Gregory Picus, der aufgrund seiner politischen
Haltung in den 50er Jahren und seiner Kritik an
bestehenden Theorien seine wissenschaftliche
Laufbahn nicht weiter verfolgen konnte. Heute
ist Picus bekannt und geschätzt für seine For-
schungen zur In-Vitro-Fertilisation, Ergebnis-
se, die er bei anderen Versuchen durch Zufall
entdeckte.

Wissenschaft und Politik
Die Beziehung zwischen wissenschaftlichen
und politischen Entscheidungen steht im Mit-
telpunkt des zweiten Kapitels, die gesellschaft-
liche Ebene dieser Beziehungen findet ihren Platz
im drittel Kapitel. An der Institution Schule (Rü-
diger Loeffelmeier) wird exemplarisch gezeigt,
was in den voran gegangenen Kapiteln aufge-
zeigt wurde. Die Ideologie der Politik, die aktu-
ell herrschende Praxis und Theorie der Erzie-
hungswissenschaft, die Lehre und die Auswahl
der Lehrenden, das alles beeinflusst die Ausge-
staltung staatlicher Schulen. Dazu kommen Vor-
gaben wie Noten, Pausen oder Ferienzeiten, die
das Leben außerhalb der Schule nicht nur be-
rühren, sondern maßgeblich bestimmen.

Nach Beiträgen zu Beziehungen zwischen
Geschichtspolitik, Wissenschaft und Öffentlich-
keiten (Oliver von Wrochen zur Wehrmachts-
ausstellung), Regierungen und Politikberatun-
gen (Jan Schneider) taucht ein auf den ersten
Blick ungewöhnlicher Beitrag auf: Hellblau ist
ein Auszug des gleichnamigen Romans von
Thomas Meineke. Was zunächst irritiert, ist kon-
sequent. Mit neuen Mitteln, forderten die Her-
ausgeberInnen, sollen wissenschaftliche The-
matiken bearbeitet werden. Warum also nicht in
einem Roman? Identität und Ethnizität sind die
verborgenen Schlüsselbegriffe, die sich bei
Meineke wieder finden und so zeigt der Autor,
dass auch jenseits traditioneller Grenzen Dis-
kussionen um Wissenschaft geführt werden
kann.

Wissenschaft und Wirtschaft
Nach dem eher soziologisch anmutenden drit-
ten Kapitel geht es im vierten und letzten um
das Verhältnis zur Wirtschaft. Gouvernmentali-
tät, kognitiver Kapitalismus (Alex Demirovics),
politische Mandate (Morus Markant) und die
aktuelle Debatte um Bildungs- und Studienfi-
nanzierung (Bettina Kremberg, Stefan Matysi-
ak, Michael Brodowski) greifen zum Schluss
aktuelle Debatten der Hochschulpolitik auf.
Hatte man am Anfang – vor allem nach dem
Hinweis der HerausgeberInnen – den Eindruck,
poststrukturalistische Theorien mit Vertretern
wie Lacan und Foucault bilden den Schwer-
punkt, wird man am Ende doch in die Praxis
zurückgeführt. Selbstkritisch, so wie gefordert,
wird der Blick auf die eigene Situation in einem
gut ausgestatteten Promotionsstipendium gelegt.
Insgesamt ist „Wissenschaft und Macht“, auch
wenn Konkurrenztheorien ausgespart wurden,
ein gelungener Sammelband, der in sich dicht
und stimmig ist.

Stephanie Schmoliner, Flensburg

Besprochene Literatur
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Borrmann, Stefan/ Gudehus, Christian P. (Hg.)
2004: Wissenschaft und Macht. Münster: West-
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SHAHYAR, PEDRAM/WAHL, PETER

Bewegung in der Bewegung?
Erfahrungen und Perspektiven der Globalisie-
rungskritikerInnen.
Hamburg: VSA 2005.

Fünf Jahre Attac in Deutschland – Grund
genug für Pedram Shahyar und Peter Wahl, Bi-
lanz zu ziehen und einen Ausblick zu wagen,
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wo es mit dem globalisierungskritischen Netz-
werk hingehen soll.

Zunächst führen die beiden führenden Prot-
agonisten von Attac – beide sind Mitglieder im
Koordinierungskreis – in die Begrifflichkeit der
sozialen Bewegung ein und schildern die Ent-
stehung von Attac im Sommer 1998 in Frank-
reich. Die Wirtschaftskrise in Asien und die
Ablehnung des Multilateralen Investitionsab-
kommens (MAI) durch die französische Regie-
rung waren die Auslöser für die Gründung des
Netzwerks. Denn dank dieser beiden Ereignis-
se wurde deutlich, dass die Globalisierung nicht
automatisch wirtschaftlichen Segen bringt, son-
dern zugleich für soziale Krisen verantwortlich
ist. Eine breite Plattform bekommt Attac durch
die Sozialforen, die ab 2001 als Gegenveran-
staltung zum jährlichen Weltwirtschaftsforum
in Davos organisiert werden. In Deutschland
formiert sich Attac im Januar 2000 unter dem
Namen „Netzwerk zur Demokratischen Kon-
trolle der Finanzmärkte“.

Das Besondere an Attac sind die soziale
Zusammensetzung, die keine einheitliche sozia-
le Basis widerspiegelt, der globale Charakter,
die dezentrale und nicht-hierarische Organisati-
on und die Konsenskultur. Entscheidend für
Themen und Vorgehensweise sind nach Ein-
schätzung der Autoren die besseren Argumente
und Konzeptionen – sonst nichts. Ziel von At-
tac ist es dabei nach Einschätzung der Autoren,
das Meinungsklima zu verändern und alternati-
ve Wertvorstellungen in der Gesellschaft stark
zu machen. Erst in zweiter Linie kommt es dar-
auf an, konkrete Maßnahmen durchzusetzen.
Als mögliche Themen für die Zukunft benen-
nen die Autoren die Arbeit, die soziale Siche-
rung, die öffentlichen Dienstleistungen, die Steu-
ergerechtigkeit, die Umwelt und die Demokra-
tisierung. Ob sich diese Themen wirklich durch-
setzen, liegt aus ihrer Sicht daran, ob es sich um
Themen mit längerfristiger Relevanz und grö-
ßerer gesellschaftlicher Bedeutung handelt. Es
muss zugleich eine emanzipatorische Dimensi-

on haben und anschlussfähig an bereits vorhan-
dene Problemlagen sein. Dann können die
Schwächen der herrschenden Eliten ausgenutzt
und Bündnispartner für die eigene Sache ge-
funden werden. Und dies darf sich nicht auf
Deutschland beschränken. Lösungen müssen
vielmehr auf internationaler Ebene erarbeitet
werden.
Karin Urich, Mannheim

�

ROTH, KARL HEINZ

Der Zustand der Welt
Gegen-Perspektiven
Hamburg: VSA 2005

„Ein spannender Versuch, die ungeheure Kom-
plexität der gegenwärtigen globalisierten Welt
synthetisch zu fassen“. Ein großes Vorhaben,
welches auf dem Buchumschlag beschrieben
wird. Karl Heinz Roth, ein bekannter Sozialhis-
toriker, versucht in seinem Essay auf weniger
als hundert Seiten den Zustand der Welt zu be-
schreiben. Allerdings bleibt es bei dem Versuch.
Das liegt aber nicht nur an dem erstaunlich dün-
nen Heft, sondern vielmehr am Inhalt. Roth be-
schreibt zu Beginn ausgiebig, dass es sich bei
folgenden Ausführungen um ein Konglomerat
zweier Vorträge hält: Ausführungen über die
Abwägung, welche Art von Inhalt man bei wel-
chen Gruppen wählt und Erfahrungen, die Roth
bei früheren Vorträgen gemacht hat sowie eine
spontan auftauchende Kritik an linksradikalen
politischen Inhalten. Dies lässt den Leser erst-
mal staunen. Hat man doch bei dem Titel „Der
Zustand der Welt“ etwas anderes erwartet. „Ge-
genperspektiven“, so der Untertitel, muss man
zwischen den Zeilen suchen.

Dies ist bedauerlich, zumal seine Ansätze
interessante Diskussionsanstöße darlegen. So
fordert Roth unter anderem dazu auf, über den
Tellerrand der eigenen linken Theorie zu schau-
en. Soziale Gruppen und Bewegungen sollten
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in einen aktiven Diskurs einsteigen und nicht in
alten Theorien verharren. Drei wichtige Ansät-
ze für eine weitere Diskussion sieht Roth. Sozi-
ale Bewegungen sollten erstens den Adressaten
ihrer eigenen Ideen nicht mehr in Staaten bezie-
hungsweise Supranationalstaaten sehen.
Zweitens dürfe auch Gouvermentalität keine
Hoffnung auf Veränderung wecken. Und
drittens müsse, wie von vielen gefordert, der
Begriff „Arbeit“ neu bewertet werden. Gerne
hätte man nach seinen Forderungen weitere
Ausführungen gelesen oder sich in die Diskus-
sion eingebracht – zumal anzunehmen ist, dass
es diese auch am Ende der Vorträge gegeben
hat, aus denen das Buch entstanden ist.
Stephanie Schmoliner, Flensburg

�
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Michael H. Spreng: Wahlkampf als eiskalte Polarexpedition, FJ NSB 2006/1, S. 5-11
Eine schonungslose Analyse des CDU/CSU-Bundestagswahlkampfes im vergangenen Jahr bietet
die Aktuelle Analyse von Michael Spreng. Der Autor, selbst intimer Kenner der Union und Wahl-
kampfleiter des Bundestagswahlkampfes für Edmund Stoiber 2002, skizziert die Fehler der Union
und ihrer Kandidatin im Wahlkampf. So war etwa die Anlage des Wahlkampfes „kalt, unemotional,
ohne Begeisterung: Die CDU/CSU bot den Wählern eine eiskalte Polarexpedition an, obwohl die
meisten Wähler lieber in den warmen Süden fahren“, urteilt der Autor. Spreng bietet mit seiner
Analyse das, was die Unionsführung um Angela Merkel nach dem Einzug in das Kanzleramt nicht
leisten wollte: eine klare und offene Analyse des schlechten Wahlergebnis der Union bei der
Bundestagswahl 2005. Der Text basiert auf dem Mauskript eines Vortrages, den der Autor auf einer
Klausurtagung der Hamburger CDU am 5. November 2005 gehalten hat.

Michael H. Spreng: An election campaign as cool as a polar expedition, FJ NSB 2006/1, pp. 5-11
Spreng analyzes relentlessly the CDU´s/CSU´s election campaign last year. The author, himself
very familiar with the Union and leading Edmund Stoiber‘s election campaign in 2002, shows
which mistakes were committed by the Union and the candidate Angela Merkel within the cam-
paign. From Spreng‘s point of view the election campaign was „cold, without emotions and
without enthusiasm: CDU/CSU offered an very cool polar expedition though most voters prefer a
trip to the warm south.” Spreng offers with this analysis, what the leading party staff was not
willing to undertake after coming into office: a straight and honest analysis of the unexpectedly bad
turnout at the ballots in 2005.

Felix Kolb: Die politischen Auswirkungen und Erfolge sozialer Bewegungen, FJ NSB 2006/1, S.
12-23
Die Beurteilung des Erfolges von sozialen Bewegungen ist mit erheblichen Schwierigkeiten ver-
bunden. Felix Kolb diskutiert in seinem Beitrag, wie die Bewegungswissenschaft sich dem Pro-
blem der Erfolgsmessung nähern kann. Zunächst ist eine Fokussierung auf Effekte anstelle von
Erfolg notwendig, denn die umfassende Ermittlung von Zielen einer Bewegung ist kaum möglich.
Aus den vielfältigen Effekten von Bewegungen betrachtet Kolb nur die politischen. In Hinblick auf
substantielle politische Auswirkungen unterscheidet er Agenda Impact, Alternatives Impact, Policy
Impact und Collective Goods Impact und präsentiert die jeweiligen einschlägigen Befunde. In
Bezug auf politisch-institutionelle Auswirkungen werden Auswirkungen auf das Verhältnis von
Institutionen unterschieden von Auswirkungen auf die politische Struktur und schließlich einer
revolutionären Veränderung des Gesamtgefüges.

Felix Kolb: Social Movements – Political impacts and success, FJ NSB  2006/1, pp 12-23
Felix Kolb discusses the rather difficult task of measuring social movement’s success. He claims
that instead of success impacts have to be measured first, since it is virtually impossible to measure
all aims of a social movement. Kolb focusses on political impacts and distinguishes between
agenda impact, alternative impacts, policy impact and collective goods impact. Concerning politi-
cal-institutional impacts one has to distinguish between impacts on institutions, impacts on the
political structure and a revolutionary change of the whole system.
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Ute Gerhard: Nachfolge in der Frauenbewegung - Generationen und sozialer Wandel, FJ NSB
2006/1, S. 24-37
Der Stand der Frauenbewegung ist derzeitig schwer bestimmbar. Doch trotz der Differenzierungen
innerhalb der Frauenbewegung, beispielsweise in frauenpolitisch oder feministisch, soll hier ge-
zeigt werden, warum trotz anhaltender sozialer Ungleichheit in den Geschlechterverhältnissen
öffentlich scheinbar keine politische Diskussion mehr stattfindet. An diese Frage anschließend
werden sowohl die Einstellungen junger Frauen zu Politik als auch deren Lebensentwürfe unter-
sucht und aufgezeigt, dass nicht nur ein Generationenwechsel sondern auch ein deutlicher Be-
wusstseinswandel im Hinblick auf frauenpolitische Diskussionsfelder stattgefunden hat.

Ute Gerhard: Succeeding feminist movement – Generations and social change, FJ NSB 2006/1,
pp 24-37
The state of feminist research is hard to assess. The article wants to show, why there is no public
discussion, though social inequality maintains. Afterwards women’s attitudes towards politics and
their life schemes are analyzed. This reveals that there has not only been a generation change but
also a change of mind concerning the fields of discussion.

Jochen Roose: 30 Jahre Umweltprotest: Wirkungsvoll verpufft?, FJ NSB 2006/1, S. 38-49
Die Umweltbewegung in Deutschland hat über die letzten Jahrzehnte zu einer Vielzahl von Themen
recht erfolgreich mobilisiert. Der Artikel fragt nach den Effekten der Umweltproteste auf die
Bevölkerungsmeinung, das Handeln der Politik und umweltrelevantes Handeln der Bevölkerung.
Umweltproteste konnten die generelle Wichtigkeit von Umweltschutz in der Bevölkerungsmei-
nung verankern. Insbesondere gelingt es dem Protest kurzfristig, für die unmittelbare Wichtigkeit
des Themas zu sensibilisieren. Im Fall der Einstellungen zu Atomenergie hat der Protest erst nach
dem Unfall in Tschernobyl eine Wirkung. Im deutschen Bundestag bleiben die Proteste für die
Häufigkeit von Debatten zu Umweltthemen zunächst wenig einflussreich. Dies ändert sich aber mit
dem Einzug der Grünen in den Bundestag und der Gründung des Umweltministeriums. Das
Handeln der Bevölkerung, betrachtet für gefahrene Autokilometer und getrennte Abfallsammlung,
hat sich zwar in eine ökologischere Richtung entwickelt, der Einfluss der Umweltproteste dürfte
allerdings im Vergleich zu anderen Einflüssen eher gering sein.

Jochen Roose: 30 years of environmental movement: Effectively squibbed?, FJ NSB 2006/1, pp
38-49
Several topics have been mobilized successfully by the environmental movement during the last
decades. The article analyzes the impact of protest mobilization on public opinion and the behaviour
of the public as well as political actors. General awareness of environment has been successfully
enhanced. Protest is especially able to underline the immediate importance of a problem. Referring
to nuclear power the attitude changed only after the Chernobyl-accident. In the German parliament
there has been virtually no impact before the Greens gained parliamentary seats and a ministry of
environment was installed. Regarding public behaviour, cars are used less and garbage is separated
more often, but the influence of the protest from environmental movement is probably rather minor
compared to other factors.
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Michelle Beyeler: Erfolge der Globalisierungskritik?  Eine Analyse anhand der Kampagnen gegen
WEF und WTO. FJ NSB 1/2006, S. 50-63
Der Beitrag geht der Frage nach, ob die Proteste gegen die Welthandelsorganisation und das World
Economic Forum erfolgreich waren. Drei Erfolgskriterien werden betrachtet: (1) inwiefern in den
Medien von einer Bewegung die Rede ist, (2) inwiefern die Kritik der Aktivisten von Medien und
Politik aufgenommen wurde, und (3) inwiefern globalisierungskritische Akteure mehr Zugang zu
den Entscheidungsträger erhalten haben. Für den Erfolg waren, so das Argument, nicht nur Kon-
textbedingungen wichtig, sondern auch die bewegungsinterne Koordination. Insbesondere erzielte
die Bewegung dann Erfolge, wenn die interne Zusammenarbeit funktionierte und die Aktionen von
großen, breiten Bündnissen getragen wurden.

Michelle Beyeler: Successfully critzizing globalization?  Analyzing campaigns against WEF and
WTO. FJ NSB 1/2006, pp 50-63
The article aims to answer the question, if protests against the World Trade Organization and the
World Economic Forum have been a success. The focus is on three criteria:
(1) in how far is it perceived as a movement by the media, (2) in how far critic has been picked up
by media an political actors, and (3) in how far critics of globalization have gained more access to
policy-makers. For the success not only circumstances have been important, but also the coordina-
tion within the movement.

Karin Urich: Freiheiten gewonnen – Utopien verloren. Die gemischte Bilanz der DDR-Bürgerbe-
wegung am Beispiel Dresdens. FJ NSB 1/2006, S. 64-72
Auf den ersten Blick ist die Geschichte der Bürgerbewegung in der DDR die reinste Erfolgs-Story.
Schließlich gelang ihr gleich die Abschaffung des gesamten Staats. Doch wollte das die Bürgerbe-
wegung überhaupt? Die Autorin untersucht am Beispiel Dresdens, woher die Akteure der Bürger-
bewegung kamen. Die Akteure der ersten Gründungswelle wollten eine veränderte DDR, die der
zweiten ein vereinigtes Deutschland. Letztere erreichten zudem einen kompletten Elitewandel und
brachten sich selbst aktiv in die Umgestaltung ein, während erstere häufig resignierten.

Karin Urich: Won liberties, lost utopias – the mixed summary of the social movement in the GDR,
shown on the example of Dresden. FJ NSB 1/2006, pp. 64-72
In the first view, the story of the social movement in the GDR seems to be a complete success,
because the whole state had to disappear. But did the actors really like to reach this? The author
describes on the example of Dresden which roots the actors had. The actors of the first generation
of social movements wanted a reformed GDR, the actors of the second generation wanted a
reunited Germany. They got it and reached a total change of the elites. They worked active for this
change while the first generation was disappointed.

Matthias Heyck: Erfolgreicher durch Qualifikation? Das Beispiel Zukunftspiloten, FJ NSB, 2006/
1, S. 73-81
Der deutsche Naturschutzring und die Bewegungsakademie haben mit dem Weiterbildungspro-
gramm Zukunftspiloten ein Programm ins Leben gerufen, um Aktive der Umweltbewegung für
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ihre Arbeit besser zu qualifizieren. Matthias Heyck stellt das Programm in seiner Arbeitsweise, den
bearbeiteten Themen und der Zielgruppe vor. Sein Hauptaugenmerk gilt der Frage, in welchen
Bereichen durch das Programm eine erfolgversprechendere Arbeit zu erwarten ist. Als nicht-
intendierter Effekt könnte das Programm einer weiteren Professionalisierung und Konzentration
auf formale Verfahren anstelle von Protest Vorschub leisten.

Matthias Heyck: More success because of qualification?, FJ NSB, 2006/1, pp. 73-81
The German Naturschutzring and the Bewegungsakademie have created a education programme
called Zukunftspiloten in order to qualify activists within environmental movement. Matthias
Heyck introduces this programme Mainly he considers the question, which parts of the programme
are expected to be successful. An not-intended impact could be a further professionization and
concentration on formal provedures instead of more protest.

Malte Kreuzfeld: Auf halbem Weg? Die Bedeutung von Erfolgen für die zukünftige Mobilisierung
am Beispiel von Attac Deutschland. FJ NSB 1/2006, S. 82-89
„Nichts überzeugt mehr als Erfolg“ – dieser Satz gilt auch für die globalisierungskritische Bewe-
gung Attac. Deren Pressesprecher Malte Kreuzfeld beschreibt, mit welchen Strategien Attac Deutsch-
land seine Erfolge dokumentiert und kommentiert, um damit bereits Aktive zu motivieren und
weitere Aktive zu mobilisieren. Zugleich warnt er aber auch davor, sich zu stark auf Erfolge
fixieren zu lassen und dabei die eigentlichen Ziele der Bewegung aus den Augen zu verlieren.

Malte Kreuzfeld: Stopping On Half Way? The Role of Success for the Further Mobilization of
Attac Germany. FJ NSB 1/2006, pp. 82-89
„Nothing convinces more than success“ – this sentence is also true for the global critical movement
attac. Media-Speaker Malte Kreuzfeld shows, how attac describes his success to motivate the
people who work for attac and to find more people who like to do this in future. But he also sees the
danger to be fixed on success and to forget what the movement really wants.
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